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Digitale Entwicklungen wie Social Bots und Deepfake-Videos, aber auch gezielte Täuschungen in Politik und Medien prägen zunehmend den öffentlichen Diskurs. Elisa Hoven analysiert, welche gesellschaftlichen Risiken damit verbunden sind – und wie sich Falschinformationen auf zentrale Bereiche wie Migrationspolitik, Klimadebatten oder die Innere Sicherheit auswirken.


Anhand konkreter Beispiele zeigt sie, dass manipulierte Inhalte das Vertrauen in demokratische Entscheidungsprozesse untergraben und die politische Mitte schwächen. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, fordert die Verfassungsrichterin eine differenzierte Reform des Strafrechts, neue digitale Regulierungen, eine Abkehr vom Haltungsjournalismus sowie eine Stärkung der Medienkompetenz, besonders bei jungen Menschen.


Ein wichtiges Plädoyer für eine offene, faktenbasierte Debattenkultur – und für den Schutz demokratischer Institutionen in Zeiten digitaler Umbrüche.
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Kapitel 1

Das Zeitalter der Lüge

 

Im vergangenen Jahr habe ich zwei Bekannte zu einem Mittagessen getroffen – das uns fast die Freundschaft gekostet hätte. Wir sprachen über die damals aktuellen Wahlen und kamen schnell auf das Thema Migration. Hannah seufzte. Ja, die Zuwanderung sei das größte Problem unseres Landes. Matthias, ein langjähriger Studienkollege und bis dahin auch guter Freund von Hannah, war entsetzt. Deutschland sei ein Zuwanderungsland und Migration unerlässlich, um unseren Wohlstand zu sichern. Die Diskussion wurde zunehmend hitzig und emotional, der Ton wütend und bald vorwurfsvoll. Ich fragte Hannah dann, was genau ihr Sorge bereitete. Wenig überraschend betraf es mein Arbeitsfeld: Straftaten durch Ausländer. Ehrenmorde, Clankriminalität, Drogenhandel. Jeden Tag, so meinte Hannah, würde es in Deutschland zu hundert Vergewaltigungen durch ausländische Männer kommen. Matthias widersprach. Er habe erst kürzlich gelesen, dass Ausländer in keiner Weise krimineller seien als Deutsche, das von Hannah benannte Problem gäbe es nicht. Hannah verwies auf eine Zunahme von Messerangriffen durch Migranten, Matthias auf die Taten von Rechtsextremisten. Sie warf ihm vor, den Medien alles zu glauben, er hielt entgegen, dass sie auf Fake News in den sozialen Netzwerken hereinfalle. Die Diskussion war längst keine mehr, sondern ein Streit, in dem der eine den anderen nicht verstand.

Was ich mit Matthias und Hannah im Kleinen erlebt habe, ist Teil eines großen gesellschaftlichen Problems. Wir vertrauen nicht mehr denselben Quellen, wir bewegen uns in unterschiedlichen Informationswelten und werden mit Unwahrheiten gefüttert, die wir kaum mehr als solche entlarven können. Falsche Informationen und einseitige Berichte prägen die Grundlagen unseres Denkens – und so machen wir uns ganz verschiedene Vorstellungen von der Wirklichkeit, von den gesellschaftlichen Problemen und möglichen Lösungen. Für den gesellschaftlichen Frieden und für die gemeinsame Bewältigung der Konflikte des 21. Jahrhunderts ist das Gift.



Wie Lügen unsere Gesellschaft bedrohen

Wir leben in einem Zeitalter der Unwahrheit. Donald Trump sagt im Fernsehen, dass Migranten Katzen und Hunde essen – und wird zum zweiten Mal zum US-amerikanischen Präsidenten gewählt. In Deutschland inszeniert eine Partei den Koalitionsbruch, Papiere über den längst geplanten D-Day gelangen an die Presse. Friedrich Merz pocht im Wahlkampf auf die Schuldenbremse. Sie schütze, so wiederholt er immer wieder öffentlich, den Wohlstand auch der jungen Generation. Tage nach der Wahl vollzieht er eine Kehrtwende und setzt ein Schuldenpaket in Milliardenhöhe durch. Dafür wird sogar das Grundgesetz geändert. Gerichte verbieten Angaben von Faktencheckern – weil sie selbst unwahr sind.1 Und Mark Zuckerberg trennt sich gleich ganz von den Faktenprüfern auf Facebook und Instagram. Die Lüge kommt von allen Seiten. Auch 58 Prozent der Deutschen lügen – und zwar täglich, das besagt jedenfalls eine Studie.2 Die meisten von uns lügen, mal fast unbemerkt aus Höflichkeit, mal ganz bewusst, um unsere Ziele zu erreichen. Einige Lügen sind gesellschaftlich akzeptiert, andere bringen einen ins Gefängnis. Manche Unwahrheiten haben sich tief in unser Gedächtnis gebrannt, das Weltgeschehen beeinflusst, politische Karrieren beendet oder Kriege beginnen lassen. Der Streit um die Wahrheit fasziniert uns. Die Verfahren gegen Jörg Kachelmann oder Gil Ofarim haben die Medien monatelang beschäftigt, wir wollen wissen, wer die Wahrheit sagt und wer lügt.

Unwahrheiten sind Teil unseres Alltags, Grundlage krimineller Geschäftsmodelle und Mittel im öffentlichen Meinungskampf. Menschen lügen aus politischer oder ideologischer Überzeugung, sie lügen in unterschiedlichen Situationen, im Krieg und im Frieden, im Wahlkampf, bei Dates und im Geschäftsleben. Dabei wird heute nicht unbedingt mehr gelogen – aber anders und vor allem effektiver. »Fake News« gibt es zwar nicht erst seit Donald Trump, doch noch nie war die Gefahr von Falschinformationen so groß wie im Zeitalter der Digitalisierung und der sozialen Medien. Fake News erreichen über soziale Netzwerke in Sekundenschnelle Hunderttausende von Nutzern, Social Bots verbreiten und kommentieren die falschen Meldungen und erhöhen so ihre Reichweite. Bilder lassen sich so manipulieren, dass Original und Fälschung mit bloßem Auge nicht zu unterscheiden sind. Deepfakes machen uns glauben, dass eine Politikerin den Fleischkonsum verbieten will oder dass der Präsident der USA China den Krieg erklärt.

Moderne Technologien verändern auch die Art, wie wir miteinander kommunizieren, wie wir uns kennenlernen und miteinander Geschäfte machen. Betrügerische Mails finden ihren Weg über den gesamten Globus, Täter können über Kontinente hinweg nach Opfern suchen. Dabei spielt ihnen ein weiteres Phänomen unserer Zeit in die Karten: die Vereinzelung der Menschen und die Unverbindlichkeit unserer Beziehungen. Ziel der Betrüger sind häufig ältere Menschen, die mit modernen Technologien überfordert und nicht mehr, wie noch in früheren Zeiten, fest in einen Familienverband integriert sind. Auch in Sexualbeziehungen hat es die Lüge leichter, wenn das Kennenlernen anonym im Internet stattfindet, die Begegnungen flüchtig und austauschbar sind. Zugleich ist die Verfolgung der Taten durch die globale Vernetzung der Betrüger kaum mehr möglich, die Täter verstecken sich hinter falschen Accounts und in Ländern, die sie nicht ausliefern. Die KI lässt Täuschungen immer echter erscheinen, Betrüger können mit einfachen Programmen Websites fälschen oder Daten abfangen, da immer mehr Transaktionen online stattfinden. Dabei entsteht ein gefährliches Ungleichgewicht gerade zwischen technisch versierten Betrügern auf der einen und älteren, von den Entwicklungen der Technik überforderten Menschen auf der anderen Seite, die dadurch leicht zu Opfern werden.

Ohne Lügen funktioniert das menschliche Zusammenleben nicht, das meinen zumindest viele Sozialforscher. Kaum eine Beziehung würde es überstehen, wenn wir immer und ausnahmslos ehrlich miteinander wären. Aber die neue Alltäglichkeit der Unwahrheit schafft für uns und unsere Gesellschaft ein drängendes Problem: Sie bedroht den gesellschaftlichen Frieden und die Funktionsfähigkeit des demokratischen Systems. Denn Lügen stellen die Grundlagen unserer Entscheidungsprozesse infrage: Wenn wir nicht von denselben Tatsachen ausgehen, wie können wir dann sinnvoll miteinander diskutieren? Daran scheiterte auch das Gespräch von Hannah und Matthias. Die beiden lesen unterschiedliche Zeitungen, andere Berichte im Internet und in den sozialen Medien. Der Algorithmus erkennt schnell, was sie bewegt – und spielt ihnen Beiträge mit denselben Themen und den immer gleichen Meinungen zu. Hannah erhält Texte, in denen die Kriminalitätszahlen überhöht werden, falsche Artikel über nie begangene Verbrechen, wütende Anklagen gegen einen Staat, der nichts gegen Ausländerkriminalität unternimmt. Matthias hingegen werden Berichte angezeigt, die jedes Kriminalitätsproblem leugnen und Zahlen falsch herunterrechnen (dazu ausführlich in Kapitel 4). Es entstehen zwei unterschiedliche Wahrheiten, die so weit voneinander entfernt sind, dass sich die beiden nicht mehr verstehen können. Wenn Matthias überzeugt ist, dass es kein Kriminalitätsproblem gibt, wird er Hannahs Position als irrational und fremdenfeindlich deuten. Hannah hingegen wirft Matthias vor, aus moralischer Überheblichkeit reale Herausforderungen von Migration zu ignorieren.

Anfällig für Lügen und Einseitigkeit sind gerade politische Reizthemen. Während der Covid-19-Pandemie kursierten zahlreiche Falschbehauptungen über das Virus, die Impfstoffe, die Zahl der Toten oder die Wirkung der Gegenmaßnahmen. Seit dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine ist das Netz voll von manipulierten Fotos und Deepfake-Videos. Nicht anders im Nahostkonflikt. Und zum Klimawandel finden sich die absurdesten Behauptungen, untermauert von scheinbaren Fakten und angeblichen Expertenmeinungen. All das spaltet unsere Gesellschaft: Wer eine Information für wahr hält, wird eine andere Politik befürworten als derjenige, der ihr keinen Glauben schenkt. Gemeinsame gesellschaftliche Lösungen für die drängenden Probleme unserer Zeit sind jedoch nur möglich, wenn unsere Einschätzungen und Entscheidungen auf ähnlichen Fakten beruhen und nicht durch Unwahrheiten beeinflusst werden.

Der neuen Normalität der Lüge werden dann Forderungen nach mehr absoluter Wahrheit entgegengehalten. Liefern sollen sie Faktenchecker und vor allem die Wissenschaft: Follow the Science! Doch ist es so einfach? Auch die Wissenschaft hat selten »die Wahrheit«, sondern versucht, sich ihr bestmöglich anzunähern. Dazu gehörten Fehlschläge, Falsifizierungen von zuvor plausibel klingenden Thesen und auch der Irrtum. Das Einfordern unbedingter Wahrheit und die Ablehnung gegenteiliger Ansichten in Medien und Politik können zu einer Verengung des gesellschaftlichen Diskursraumes führen. Auch das ist gefährlich für eine Demokratie und für die Prozesse sachlicher Entscheidungs- und Wahrheitsfindung, die von offener und kritischer Auseinandersetzung leben. Wird gegen Medien und Politik der Vorwurf erhoben, selbst die Unwahrheit zu sagen, Wahrheiten zu verschweigen oder ein unvollständiges Bild der Wahrheit zu zeichnen, droht ein Vertrauensverlust in demokratische Institutionen – der bedrohlicher ist als jede Lüge in den sozialen Netzwerken. Das Gefühl, von Politik und Medien nicht wahrhaftig informiert zu werden, hat in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass sich Menschen von den traditionellen politischen Parteien und den Leitmedien abwenden – und nach Alternativen suchen. Staat und Medien werden dann zum Teil des Problems, das sie eigentlich bekämpfen sollen.

Lügen können auf der Weltbühne stattfinden oder im kleinen Kreis, sie können den demokratischen Diskurs gefährden und das Vertrauen, das wir ineinander haben. In diesem Buch wird es um Wahrheit und Lügen in den großen Kommunikationsräumen gehen, in den Medien und in der Politik, um Lügen über den Klimawandel, das Corona-Virus und Kriege, um Fake News, Verschwörungserzählungen und Deepfakes, aber auch über die Wahrheit im Privaten, über Lügen für Geld oder für Sex. Ich werde darüber schreiben, welche Systeme, Methoden und Techniken dabei genutzt werden und welche massiven Folgen die Allgegenwärtigkeit der Lüge für den gesellschaftlichen Frieden und das soziale Miteinander haben kann.

Wir stehen vor der Frage, wie wir den Angriffen auf die Wahrheit begegnen wollen. Wie viel Verlust an Wahrheit verträgt unsere Gesellschaft? Wo ist der Kipppunkt zwischen einer noch akzeptablen Lüge und einer Unwahrheit, auf die das Recht mit einem Verbot reagieren muss? Noch hinkt das Recht den aktuellen Entwicklungen hinterher. Es hat in vielen Fällen keine Antworten auf die aktuellen Herausforderungen für die Wahrheit. Unser Strafgesetzbuch von 1871 kennt weder Deepfakes noch Social Bots, die alten Vorschriften bilden die neuen Probleme nicht ab. Wieso bestraft das Recht die Täuschung, wenn das Opfer Geld verliert – nicht aber, wenn es um Sex geht? Ist es richtig, dass falsche Wahlversprechen, unwahre Aussagen über den Klimawandel oder die Verbreitung von Fake News über die Corona-Pandemie bislang straflos sind? Schützen wir damit den freien Diskurs – oder nehmen wir zu viele Lügen hin und gefährden damit die Grundlagen unseres Zusammenlebens? Auch in der Anwendung ist das Recht oft zu schwerfällig. Der Strafverfolgung werden nicht ausreichend Mittel zur Verfügung gestellt, um mit den weltweit und im Schutz des Internets agierenden Tätern Schritt halten zu können.

Wenn die Unwahrheit unsere Gesellschaft bedroht, dann müssen wir uns auch darüber verständigen, was Wahrheit ist, was Lüge und was dazwischen liegt, wie wir die Wahrheit finden und wo sie uns verschlossen bleibt. Wir müssen verstehen, welche Rolle moderne Technologien, künstliche Intelligenz und soziale Medien für die Wahrheit spielen. Wir müssen neue Wege finden, wie wir mit Wahrheit und Lüge umgehen – in den Schulen, in öffentlichen Debatten und in den Medien, aber auch in unserem Recht.



Gibt es die Wahrheit überhaupt?

Ein Mann und eine Frau verbringen eine Nacht miteinander. Während er die kurze Affäre in guter Erinnerung behält, erlebt sie die sexuellen Handlungen als Missbrauch. Später konfrontiert sie ihn, es kommt zum Streit. Sie wirft ihm vor, ihre Verletzlichkeit und seine berufliche Stellung ausgenutzt zu haben. Er reagiert wütend. Sie sei zu ihm gekommen und habe sich durch die Affäre Karrierevorteile verschaffen wollen. Zwei Menschen haben dieselbe Situation vollständig unterschiedlich erlebt. In dieser Szene aus der US-amerikanischen Serie The Morning Show werden zwei Wahrnehmungen der Wahrheit gezeigt, und beide Protagonisten halten die eigene Version für die richtige.

Die meisten von uns werden schon einmal die Erfahrung gemacht haben, dass wir ein eigenes Verhalten ganz anders wahrgenommen haben als unser Gegenüber. In vielen Streitigkeiten, ob in der Familie oder unter Freunden, heißt es: »Du hast doch gesagt, dass …« – »Nein, das habe ich nicht!« Und häufig sind, wie die Protagonisten der Morning Show, beide sicher, die Wahrheit zu sagen. Das stellt uns vor die Frage, ob es überhaupt die eine Wahrheit gibt. Wie relativ ist das, was wir für absolut richtig halten?

Die Frage danach, was »Wahrheit« ist, wie sie sich zur Wirklichkeit und Realität verhält, beschäftigt die Philosophie seit der Antike. Aristoteles hat Wahrheit und Unwahrheit wie folgt unterschieden: »Zu sagen nämlich, das Seiende sei nicht oder das Nicht-Seiende sei, ist falsch, dagegen zu sagen, das Seiende sei und das Nicht-Seiende sei nicht, ist wahr.«3 Eine Aussage ist nach dieser sogenannten Korrespondenztheorie also wahr, wenn sie mit den realen Gegebenheiten übereinstimmt. Die Definition entspricht am ehesten dem, was wir im Alltag als Wahrheit bezeichnen würden. Die Aussage »Das Auto ist rot« ist wahr, wenn das Auto rot lackiert wurde; sie ist unwahr, wenn für das Auto blaue Farbe verwendet wurde.

So einfach wie eine Fahrzeuglackierung liegen die Dinge allerdings meist nicht. Die Korrespondenztheorie geht davon aus, dass eine Wirklichkeit existiert, die sich durch Beobachtung erfassen lässt. Wenn Wahrheit voraussetzt, dass sich Aussage und Tatsachen entsprechen, dann muss aber bestimmt werden können, was Tatsachen sind. Hier setzt die Kritik an. Unser Verständnis von Tatsachen sei das Ergebnis von Interpretation, es gebe keine Tatsache, die für jeden Menschen dasselbe bedeute. Ein Gegenstand könne nicht losgelöst von seinem Betrachter existieren. Identische Bedeutungen könne es allenfalls im Bereich der Logik geben, etwa bei mathematischen Sätzen, an denen – so die Erklärung von Thomas Hobbes – keine eigennützigen Interessen bestehen.4 In Abgrenzung zur Korrespondenztheorie entwickelten sich Ansätze, die Wahrheit in erster Linie als diskursive Konstruktionen begreifen. Die verbreitete Kohärenztheorie etwa bestimmt Wahrheit in Bezug auf die innere Kohärenz von Aussagen. Eine Aussage ist danach wahr, wenn sie sich in einen bestehenden Zusammenhang anderer Aussagen schlüssig einfügt. Konsenstheoretiker wie Jürgen Habermas sehen als Bedingung für die Wahrheit von Aussagen »die potentielle Zustimmung aller anderen«.5 Wenn eine Äußerung wahr sein soll, muss sie intersubjektiv (für jedermann) und intertemporal (für jede Zeit) Geltung beanspruchen können.

Doch auch ein diskursives Verständnis sieht sich Kritik ausgesetzt. Denn die Annahme, dass ein Gegenstand nur in Abhängigkeit von der Person existiert, die ihn wahrnimmt, ist nicht zwingend. Ein Objekt ist nicht dasselbe wie die Vorstellung, die man sich von ihm macht. Wir müssen von einer Existenz der Dinge als solcher ausgehen und unsere Wahrnehmungen als – fehleranfällige – Annäherungen an diese Wirklichkeit begreifen. In den Worten Karl Poppers: »Die Wahrheit ist objektiv und absolut […]. Aber wir können niemals ganz sicher sein, dass wir die Wahrheit, die wir suchen, gefunden haben. Wir dürfen die Wahrheit nicht mit der Sicherheit, mit ihrem sicheren Besitz verwechseln.«6

Ein Ansatz, der die Wahrheit nicht als vorgegeben versteht, sondern sie durch Konsens konstruiert, löst sich von einem objektiven Wirklichkeitsverständnis. Wenn Wahrheit nur eine Konstruktion ist, dann verliert sie ihr Potenzial als kritisches Korrektiv. Wer den Wahrheitsskeptizismus auf die Spitze treibt und die Existenz objektiver Wahrheit verneint, der öffnet den Weg in eine postfaktische Gesellschaft, die den Diskurs abschottet gegen Evidenzen und gegen rationale Kontrolle. Wenn es keine Wahrheit gibt, dann kann man auch die Lüge nicht kritisieren.

Das Strafgesetzbuch geht davon aus, dass es Tatsachen gibt, die wahr oder unwahr sein können. Tatsachen werden verstanden als konkrete Vorgänge oder Zustände der Vergangenheit oder Gegenwart, die sinnlich wahrnehmbar in die Wirklichkeit getreten und damit dem Beweis zugänglich sind. Einige Wahrheiten werfen kaum Probleme auf. Das gilt für rein äußere Ereignisse: Hat A auf B geschossen oder nicht? Hat A zu B gesagt, er solle seine Kette mit Davidstern einpacken? Hat A sexuelle Handlungen vorgenommen oder nicht? Die Vorgänge als solche sind beweisbar, eine Videoaufnahme würde klar belegen, ob A geschossen, diskriminiert oder vergewaltigt hat. Anders verhält es sich bei inneren Tatsachen. Die Strafe für A fällt anders aus, wenn er B töten und nicht nur verletzen wollte. Die Wahrheitsermittlung ist hier für die Gerichte schwierig. Da sie nicht in den Kopf des Täters schauen können, müssen sie aufgrund objektiver Umstände auf seinen inneren Willen schließen. Welchen Grund hatte er für den Schuss, wie viel Erfahrung mit Waffen, wohin hat er gezielt – all diese ermittelbaren Fakten sind nicht die Wahrheit, sondern Versuche, sich ihr anzunähern.



Wie relativ ist die Wahrheit?

Es ist bekannt, dass wir uns Wahrheiten konstruieren, Informationen unterschiedlich aufnehmen und gewichten. Psychologen haben eine Vielzahl kognitiver Verzerrungen identifiziert, die unsere Wahrnehmung, unser Denken und Urteilen beeinflussen. Besonders bekannt ist der »Confirmation Bias«. Danach tendieren Menschen dazu, Informationen so auszuwählen und zu interpretieren, dass sie bestehende Gewissheiten bestätigen. Demgegenüber werden Hinweise ausgeblendet oder relativiert, die das eigene Überzeugungssystem infrage stellen.

Eine US-amerikanische Studie hat versucht, diesen Effekt zu erklären.7 Die Forscher haben im Jahr 2004 dreißig Männer ausgewählt, von denen die eine Hälfte Anhänger von George W. Bush, die andere Unterstützer von John Kerry waren. Den Probanden wurden Äußerungen der jeweiligen Präsidentschaftskandidaten vorgespielt, in denen sie sich selbst widersprachen. Die Teilnehmer hörten also zunächst ein Statement, in dem Kerry Streichungen von Steuererleichterungen forderte, und anschließend eine spätere Aussage, in der er die früheren Kürzungspläne bestritt. Während sie mit den Äußerungen konfrontiert wurden, lagen die Probanden in einem MRT-Scanner.

Die Auswertung der Daten ergab: Hörten die Teilnehmer die Aussage, die ihrer Annahme über ihren Kandidaten widersprach, wurden Hirnareale besonders stark durchblutet, die im vorderen Bereich der Hirnrinde liegen und als Verarbeitungsstationen für Stresserleben, negative Gefühle und Schmerz zuständig sind. Bei den widersprüchlichen Aussagen des Kontrahenten, dessen Integrität nicht Teil des eigenen Weltbildes war, trat ein solches Aktivierungsmuster nicht auf. Kurz gefasst: Werden unsere Überzeugungen in Zweifel gezogen, ist das schmerzhaft – und was schmerzhaft ist, vermeiden wir.

Der Confirmation Bias zeigt sich besonders in unserem Medienkonsum: Die wenigsten Menschen lesen sowohl die Welt als auch die taz. Trotz der immer vielfältigeren Angebote bleiben wir meist in unserer Blase. Algorithmen können diesen Effekt verstärken, weil sie uns Inhalte basierend auf unserem vorherigen Nutzungsverhalten anzeigen. Es werden uns dann immer wieder Beiträge präsentiert, die eine bestimmte Haltung oder ein bestimmtes Thema zum Gegenstand haben.

Ich habe vor einigen Jahren eine Studie zur Darstellung von Ausländerkriminalität in den sozialen Medien durchgeführt. Nachdem ich einige Tage entsprechende Beiträge gesucht hatte, wurden mir täglich neue Meldungen zu Straftaten durch Migranten angezeigt. Auf einmal war Kriminalität durch Ausländer omnipräsent. Diese Erfahrung hat mir gezeigt, wie schnell völlig unterschiedliche Realitäten entstehen können. Das, was wir als gesellschaftliche Probleme oder globale Bedrohungen wahrnehmen, haben wir nur zu einem geringen Anteil selbst erlebt – das meiste erfahren wir durch die Medien, die wir konsumieren. Wir können in derselben Straße leben wie unser Nachbar und trotzdem in einer völlig anderen Welt – mit ganz anderen Vorstellungen von der Wahrheit.

Wir beobachten Ereignisse nie wirklich neutral, sondern stets aus unserer Perspektive, also mit all unseren Erfahrungen, Erkenntnissen und Überzeugungen im Hinterkopf. Vor einiger Zeit habe ich eine Talkshow gesehen, das Thema – Waffenlieferungen in die Ukraine – war kontrovers, die Gäste unterschiedlicher Ansicht. Ich war froh, dass der Experte, der meine Position vertrat, souverän und überzeugend war, während seine Gegnerin unsicher und unfreundlich auftrat. Dachte ich. Am nächsten Tag telefonierte ich mit einer Freundin, die in der Frage auf der anderen Seite stand. Sie hatte die Talkshow ebenfalls gesehen – und klang triumphierend. Mein Experte sei überheblich gewesen, laut, aber ohne Substanz, die Expertin hingegen sachlich und ruhig. Ich konnte nicht glauben, dass wir dieselbe Sendung geschaut hatten.

Dass Menschen eine Situation aufgrund ihrer Voreinstellung anders erleben, belegen auch wissenschaftliche Untersuchungen. In einer Studie aus den USA befragten Forscher die Zuschauer eines Football-Spiels, bei dem es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen gekommen war.8 Die Befragten hatten Ursprung und Ablauf des Konflikts völlig unterschiedlich wahrgenommen. Die Fans des Teams aus Dartmouth waren überzeugt, dass die Spieler aus Princeton den Streit begonnen hatten; die Anhänger von Princeton erinnerten sich genau, dass die Gewalt von den Spielern aus Dartmouth ausgegangen war. Wir bewerten das Auftreten von Personen, den Inhalt ihrer Äußerungen und sogar die Abläufe von Ereignissen im Lichte unserer persönlichen und politischen Vorannahmen, wir schauen also tatsächlich durch eine ganz eigene Brille auf die Welt.

In Deutschland schauen die meisten von uns zumindest in einem Punkt durch dieselben Gläser: Wir nehmen unsere Welt eurozentriert wahr. Das heißt, wir betrachten globale politische Entwicklungen aus der Perspektive europäischer Kulturgeschichte, unserer Interpretation historischer Ereignisse und unserer Überzeugung von den richtigen Normen und Werten. Unsere Schulbücher erzählen eine andere Geschichte als die Bücher aus China, Indien und Japan. Der Westen sieht sich selbst als Zentrum der Welt, die Länder, die nicht zu uns gehören, definieren wir in Beziehung zu uns: Der Osten ist entweder nah, mittel oder fern, ganz nach mitteleuropäischer Sicht. Der Historiker Robert B. Marks formuliert die Kritik so: »Europa macht Geschichte, der Rest der Welt besitzt keine, bis er mit Europa in Kontakt tritt. Europa ist das Zentrum, der Rest der Welt seine Peripherie.«9

Ganz deutlich zeigt sich der unterschiedliche Blick auf die Welt daran, wie wir sie darstellen. Auf den Weltkarten, wie wir sie kennen, ist Europa im Mittelpunkt. Dabei ist die Darstellung nach der sogenannten Mercator-Projektion natürlich nur eine von vielen Möglichkeiten, die Erde zu betrachten. In China sieht die Weltkarte anders aus, das »Reich der Mitte« steht im Zentrum, Europa liegt am westlichen Rand. Alles eine Frage der Perspektive. Und: Keine der Weltkarten bildet tatsächlich die Wirklichkeit ab. Die Erde ist rund – und aus einer Kugel kann man keine zweidimensionale Landkarte falten. Daher ist jede Darstellung der Kontinente und Staaten verzerrt. Russland zum Beispiel scheint auf unserer Weltkarte riesig zu sein, beinahe doppelt so groß wie Afrika. In Wahrheit verhält es sich entgegengesetzt; Afrika hat eine Fläche von etwa dreißig Millionen, Russland von rund siebzehn Millionen Quadratkilometern. Gebiete, die sich nahe an den Polen befinden, werden optisch gestreckt. Zieht man Russland an den Äquator, sieht das Land gleich deutlich kleiner aus.

Der Fokus auf die westliche Welt prägt auch die Wissenschaft. Eine Analyse der wichtigsten amerikanischen Zeitschriften im Bereich der Psychologie aus den Jahren 2003 bis 2007 kam zu dem Ergebnis, dass etwa 95 Prozent der Probanden für psychologische Studien aus westlichen Industrieländern stammten.10 Die Menschen in diesen Ländern machen nur 12 Prozent der Weltbevölkerung aus, sie bestimmen aber die wissenschaftliche Sicht auf menschliches Verhalten.

Dass nicht alles wahr ist, was uns wahr erscheint, zeigt bereits die Biologie. Auf unserer Netzhaut haben wir einen blinden Fleck an der Stelle, an der unser Sehnerv in das Auge eintritt. In dieser Region gibt es keine lichtempfindlichen Fotorezeptoren, dort haben wir also keine Möglichkeit, etwas visuell wahrzunehmen. Doch der blinde Fleck fällt uns überhaupt nicht auf – denn unser Gehirn täuscht uns. Es nutzt die Informationen aus der umliegenden Umgebung, um ein vollständiges Bild unserer visuellen Welt zu erschaffen. Wir sehen also etwas, das gar nicht da ist.



Die schmale Grenze zwischen Wahrheit und Lüge

Wir haben gesehen, dass Wahrheit oft relativ ist. Vieles, was wir für wahr halten, mag aus anderer Perspektive zweifelhaft sein. Trotz der notwendigen Skepsis gegenüber absoluten Wahrheitsansprüchen gibt es einen Kern von Wirklichkeit, den eine Rechtsordnung als Wahrheit anerkennen muss, um die gemeinsamen Grundlagen einer Gemeinschaft, aber auch den Schutz des Einzelnen vor Täuschungen zu gewährleisten.

Einige Aussagen sind auf dieser Basis recht problemlos als Lügen einzustufen. A sagt, B habe ihn auf einer Feier beschimpft, dabei war B gar nicht im Raum. C sagt aus, dass das Fahrzeug von D deutlich zu schnell unterwegs gewesen sei, obwohl C gar keine Sicht auf die Unfallstelle hatte. E behauptet, Politiker F habe die voraussetzungslose Aufnahme aller Migranten gefordert; F hat eine solche Rede allerdings nie gehalten.

Manche Abweichungen von der Wahrheit sind jedoch weniger eindeutig zu bewerten. Überspitzungen und Verkürzungen bewegen sich auf der Grenze zwischen Lüge und Wahrheit. Wenn ich von einer Mitarbeiterin in den höchsten Tönen schwärme und nur am Rande fallen lasse, dass ihre einzige Schwäche ist, nicht immer pünktlich zu sein, ist es dann wahr oder unwahr, wenn mein Gesprächspartner ihr später berichtet: »Deine Chefin hat gesagt, dass du unpünktlich bist.« Die Information als solche stimmt, aber sie gibt Ton und Anliegen falsch wieder, verkehrt eine an sich lobende Äußerung in eine Kritik.

Bei Überspitzungen verhält es sich ähnlich. Stellen wir uns vor, dass eine Zeitung titelt: »Irrer Gesetzgeber! Beleidigungen im Internet sollen mit zwei Jahren Haft bestraft werden!« Tatsächlich wurde der Strafrahmen für öffentliche Beleidigungen auf zwei Jahre angehoben. Das ist aber lediglich die Höchststrafe – die in der Praxis so gut wie nie verhängt wird. Auf Beleidigungen gibt es, wenn die Verfahren nicht eingestellt werden, fast ausnahmslos Geldstrafen. Der Pressebericht ist nicht ganz falsch, schließlich hat der Gesetzgeber ein Strafmaß von zwei Jahren eingeführt. Er gibt die Rechtslage allerdings nicht vollständig wieder und macht aus einer Möglichkeit einen Befund.

Ein weiteres Beispiel: Jemand schießt ein Foto von einem Soldaten, der sich mit einer Waffe am Gürtel über einen Gefangenen beugt. Das Bild erweckt den Eindruck, der Soldat würde den anderen misshandeln. Dass der Soldat dem Mann tatsächlich einen Becher Wasser reicht, ist auf dem Foto nicht zu erkennen. Wahrheit oder Lüge? Für die Wahrheit sind selektive Berichte und einseitige Informationen eine besondere Herausforderung. Zeichnet man ein wahres Bild gesellschaftlicher Probleme, wenn Aspekte verschwiegen, Daten zurückgehalten oder Hintergründe vage gehalten werden? Auf diese Weise können unterschiedliche Wahrheiten entstehen, auch wenn der Informationskern derselbe bleibt. Für das Vertrauen in die Berichterstattung der Medien ist gerade diese Form der unvollständigen oder einseitigen Darstellung von Wahrheit gefährlich (hierzu Kapitel 2 – Medien und Wahrheit).

Eine besondere Rolle bei der Kommunikation von Informationen spielt die Sprache. Durch Metaphern und Bilder wird ein Deutungsrahmen gesetzt, der einen Inhalt positiv oder negativ konnotieren kann. Die Linguistin Elisabeth Wehling erklärt die Bedeutung von Frames mit der Wirkung von Sprache im menschlichen Gehirn: »In unserem Kopf ist unser gesamtes Wissen über die Welt abgespeichert. Wenn ich zum Beispiel sage ›Hammer‹, wird nicht nur das Bild eines Hammers aufgerufen, sondern das Gehirn simuliert auch die zugehörige Armbewegung. Immer wenn mein Denkapparat ein Wort verarbeiten muss, ruft er diese Muster auf, sonst kann er Wörtern keine Bedeutung zuschreiben.«11 Spricht ein Politiker etwa von einer »Flüchtlingswelle«, rufen wir unbewusst das Bild der Welle ab, wir assoziieren Migration dann mit Bedrohung und Kontrollverlust. Die Forderung nach einer Anhebung von Steuern kann unterschiedlich wahrgenommen werden, je nachdem, ob von einer »Steuerlast« oder einer »Steuerverantwortung« die Rede ist. Und eine »Impfnachweispflicht« lässt sich besser verkaufen als ein »Impfzwang«. Wir können uns diesen Frames nicht entziehen, sie werden immer aktiviert, wenn wir ein Wort hören oder lesen. »Außer, man hält sich die Ohren zu«, sagt Elisabeth Wehling. Ihr Rat: Wir müssen unsere Naivität gegenüber der Bedeutung der Sprache überwinden; also Formulierungen hinterfragen, gerade wenn sie bewusst eingesetzt werden, um Inhalte mit Emotionen zu verknüpfen.

An der Grenze zwischen Lüge und Wahrheit liegen auch Fälle, in denen eine Aussage für sich genommen richtig ist, aber dadurch eine andere – unwahre – Bedeutung erhält, dass man sie aus ihrem Kontext löst oder in einen falschen einbettet. Nele Pollatschek hat in einem Essay in der Süddeutschen Zeitung ein spannendes Beispiel gebildet.12 Ein Mann namens Moische Goldenstein – der Fall ist fiktiv – spricht öffentlich über den Tod seines Großvaters in Auschwitz und das Leid der Hinterbliebenen. Tatsächlich ist Moische Goldenstein kein Jude, seinen Namen hat er beim Standesamt ändern lassen, und sein Großvater ist als SS-Mann bei einem Arbeitsunfall in Auschwitz ums Leben gekommen. Der Satz »Mein Großvater ist in Auschwitz gestorben« ist erst einmal zutreffend. Aber Kontext und Absender lösen, und so ist es gewollt, andere Assoziationen aus.

Ob eine Äußerung wahr oder unwahr ist, lässt sich nicht unabhängig von ihren Umständen beurteilen. Kein Bild, kein Satz und keine Aussage steht in einem Vakuum, er ordnet sich in ein Kommunikationsverhältnis ein, knüpft an die Prämissen eines Diskurses an, bezieht die Personen von Adressat und Absender ein. Eine Aussage steht nie »für sich«, sondern immer auch im Kontext; eine vordergründig richtige Aussage kann daher eine Unwahrheit sein.

So sieht es auch das Recht. Der Bundesgerichtshof hatte folgenden Fall zu entscheiden: Der Angeklagte hatte Schreiben an Unternehmen versandt, in denen er ein Angebot zur Eintragung in eine angeblich von ihm geführte Datenbank unterbreitete. Die Schreiben waren allerdings so gestaltet, dass sie wie Rechnungen aussahen. Es gab keine individuelle Anrede oder Grußformel, es wurde ein zu zahlender Betrag, aufgeschlüsselt nach Netto- und Bruttosumme, ausgewiesen und ein ausgefüllter Überweisungsträger beigefügt. Dass es sich um ein bloßes Leistungsangebot handelte, ergab sich erst aus den »Bedingungen« auf der Rückseite, in kleiner Schrift mit hellgrauer Farbe. 351 Unternehmen fielen auf die Scheinrechnungen herein und überwiesen insgesamt 433 198,43 DM.

Die Verteidigung machte geltend, dass der Angeklagte niemanden getäuscht habe. Das Schreiben enthalte die Wahrheit. An keiner Stelle stand »Zahlungsaufforderung« und auf der Rückseite war auch ausdrücklich der Hinweis auf das Angebot abgedruckt. Das Gericht folgte dem allerdings zu Recht nicht. Für die Beurteilung als wahr oder unwahr kommt es nicht nur auf den Wortlaut an, sondern auf den Gesamtkontext. Die gesamte Gestaltung des Schreibens zielte darauf ab, den unwahren Eindruck einer offenen Rechnung zu erwecken. Dass kleingedruckt auf der Rückseite ein wahrer Satz stand, konnte daran nichts ändern.

Wahrheit ist also nicht ohne den Kontext zu bestimmen. Eine Äußerung, die im Zusammenhang mit ihren Begleitumständen ein Bild zeichnet, das die realen Verhältnisse nicht wiedergibt, ist unwahr. Aber wie ist es, wenn etwas nicht gesagt wird? Kann man lügen, ohne zu sprechen? Das Recht geht davon aus. In vielen Fällen ist das unproblematisch, nämlich dann, wenn wir durch unsere Handlung etwas miterklären, ohne es ausdrücklich zu formulieren. Wer im Restaurant ein Essen bestellt, der muss nicht sagen, dass er bezahlen wird – das erklärt er konkludent mit. Wenn er kein Geld dabeihat, dann liegt in seiner Bestellung die unwahre Behauptung, später die Rechnung zu begleichen.



Kann eine Meinung unwahr sein?

Auch für die Meinungsfreiheit ist die Frage nach der Wahrheit von großer Bedeutung. Artikel 5 unseres Grundgesetzes schützt die freie Meinungsäußerung. Darunter fallen Werturteile, aber auch Tatsachen, da sie ein öffentliches Informationsinteresse befriedigen können. Nicht vom verfassungsrechtlichen Schutz der Meinungsfreiheit erfasst sind hingegen bewusst und zum Zeitpunkt der Äußerung erwiesen unwahre Tatsachenbehauptungen. So hat das Bundesverfassungsgericht für das Leugnen des Holocausts festgestellt: »Bei der untersagten Äußerung, daß es im Dritten Reich keine Judenverfolgung gegeben habe, handelt es sich um eine Tatsachenbehauptung, die nach ungezählten Augenzeugenberichten und Dokumenten, den Feststellungen der Gerichte in zahlreichen Strafverfahren und den Erkenntnissen der Geschichtswissenschaft erwiesen unwahr ist. Für sich genommen genießt eine Behauptung dieses Inhalts daher nicht den Schutz der Meinungsfreiheit.«13

Es kommt also für die Bewertung einer Aussage entscheidend darauf an, ob es sich um eine unwahre Tatsachenbehauptung oder um ein Werturteil handelt. Werturteile mögen moralisch gut oder schlecht, vernünftig begründet oder irrational sein; objektiv wahr oder unwahr sind sie aber nicht. Und damit nur in wenigen Fällen strafbar. Die Abgrenzung zwischen Werturteil und Tatsache ist nur auf den ersten Blick einfach. Werturteile sind gekennzeichnet durch eine Stellungnahme, sie sind subjektiv und geben die Meinung einer Person wieder, während sich Tatsachenaussagen auf objektive Vorgänge beziehen. Der Grat zwischen Meinung und Tatsache kann aber schmal sein. Ein Beispiel: Nach einem verlorenen Prozess ärgert sich der Kläger über den Richter. Er regt sich über das Urteil auf und schreibt: »Das ist doch Rechtsbeugung! So eine Unverschämtheit habe ich noch nie erlebt.« Handelt es sich nun um eine Tatsachenbehauptung? Schließlich ist Rechtsbeugung ein Straftatbestand, und es ließe sich objektiv prüfen, ob die Voraussetzungen der Strafvorschrift erfüllt sind. Die Gerichte gehen hier jedoch trotzdem von einem Werturteil aus. Denn es ist anzunehmen, dass der unterlegene Kläger hier nicht wirklich einen strafbaren Rechtsbruch behaupten, sondern seine Empörung über das Urteil zum Ausdruck bringen wollte. Meinung, keine Tatsache, damit auch weder wahr noch unwahr und nicht strafbar.

Ein anderes Beispiel: Nach dem Überfall der Hamas auf Israel sollte ein Tatbestand eingeführt werden, der das Leugnen des Existenzrechts Israels unter Strafe stellen würde.14 Hier war aber schon der Begriff falsch: Leugnen kann man Tatsachen, nicht Meinungen. Bei Äußerungen, die sich gegen die Existenz des Staates Israel richten, stehen aber nicht Tatsachenbehauptungen, sondern Meinungsäußerungen im Vordergrund. Während die Frage, ob ein Staat gegenwärtig völkerrechtlich anerkannt wird, eine beweisbare Tatsache ist, gilt dies nicht für die Frage, ob ein Staat völkerrechtlich anerkannt werden sollte. Hierbei handelt es sich um eine politische Meinung. Auch wenn Israel selbstverständlich ein völkerrechtlich anerkannter Staat ist, ist die Frage, ob er es auch sein oder bleiben sollte, ob er also einen Anspruch auf Existenz hat, einer Wertung zugänglich. Damit würde der Vorschlag keine falsche Tatsachenbehauptung, sondern eine Meinung bestrafen. Und das erlaubt unser Recht in dieser Form nicht: Gesetze, die sich gegen eine bestimmte Meinung richten, sind grundsätzlich nicht zulässig (mehr dazu in Kapitel 5).


Kapitel 2

Medien und Wahrheit

Können wir der Presse noch vertrauen?

Wir sind heute so gut und gleichzeitig so schlecht informiert wie noch nie. Das Internet ermöglicht uns Zugang zu unzähligen Studien, Fachaufsätzen und journalistischen Beiträgen aus aller Welt. Doch darin liegt zugleich die Krux: Studien zeigen, dass sich eine Informationsüberflutung negativ auswirken kann.15 Zu viele Informationen überfordern uns, machen uns passiv und lassen uns schlechtere Entscheidungen treffen. Der US-amerikanische Autor John Naisbitt bringt es auf den Punkt: »Wir ertrinken in Informationen und hungern nach Wissen.«16

Woher wissen wir, welchen Informationen wir vertrauen können und welchen nicht? In den großen, traditionellen Medien gibt es zwar Kontrollen durch Redaktionssitzungen und Rechercheteams – aber wir werden sehen, dass auch das nicht immer funktioniert. Die Kritik an den deutschen Leitmedien ist in den letzten Jahren lauter geworden. Rechtspopulisten schimpfen auf die »Lügenpresse« – zu Recht das Unwort des Jahres 2014 –, einige Medienwissenschaftler bemängeln zumindest eine zu einseitige Sicht auf »die Wahrheit«. In den sozialen Netzwerken ist die Situation ungleich dramatischer. Fehlinformationen verbreiten sich hier weitgehend unkontrolliert, werden auf verschiedenen Plattformen geteilt und so zu »alternativen Fakten« – übrigens das Unwort des Jahres 2017.

Lügen in den Medien sind besonders problematisch, da sie die Grundlagen für unsere Meinungsbildung verändern. Wir können nicht selbst in ein Kriegsgebiet fahren, haben in der Regel keine eigene Expertise in Virologie oder Klimaforschung. Wir müssen in vielen, überaus wichtigen Bereichen des Lebens auf das vertrauen, was uns im Fernsehen, in Zeitungen und im Internet gesagt wird. Im Januar 2024 besuchte ich eine Diskussionsveranstaltung mit Juli Zeh und Olaf Scholz. Das Gespräch war klug, ernst und lustig zugleich, die Auseinandersetzung respektvoll und interessant, beide machten eine gute Figur. Am nächsten Tag las ich einen Artikel über die Veranstaltung in der Zeitung – und fragte mich, ob der Journalist eine andere Debatte gesehen hatte. Oder sehen wollte. Die Kritik sei scharf gewesen, die Stimmung gereizt, Scholz habe – natürlich – kaum Applaus geerntet. Meine Wahrnehmung des Abends war eine völlig andere. Nach der Veranstaltung war noch fast zwei Stunden lang mit viel Freude miteinander diskutiert worden. Der Artikel enthielt keine direkte Lüge, aber er war auch nicht wahr. Die Darstellung in den Medien prägt die öffentliche Stimmung und beeinflusst damit Gesellschaft und Politik. Aber so schädlich Fake News und einseitige Berichterstattung für die Gesellschaft sein können – strafrechtlich verboten sind sie in aller Regel nicht.



Reportagen zwischen Dichtung und Wahrheit: Der »Fall Relotius«

Der Fall des Spiegel-Reporters Claas Relotius hat 2018 hohe Wellen geschlagen. Nachdem ihm ein Kollege auf die Spur gekommen war, stellte sich heraus, dass viele der teilweise preisgekrönten Reportagen von Relotius über weite Strecken frei erfunden waren. Wer die Texte heute liest, der muss sich wundern, weshalb der Betrug so lange unentdeckt blieb. In dem Artikel »Königskinder« (erschienen im Spiegel, Ausgabe 28/2016, 9. Juli 2016) etwa schreibt Relotius über ein syrisches Geschwisterpaar im Alter von zwölf und dreizehn Jahren, Waisen, die vor dem Krieg in die Türkei geflohen sind und nun als Schrottsammler und Näherin arbeiten. Der Text beginnt wie folgt:


»An einem frühen Morgen in diesem Sommer geht Alin, ein Mädchen mit müden Augen, 13 Jahre alt, allein durch die noch dunklen Straßen der Stadt Mersin und singt ein Lied. In klappernden Sandalen läuft sie durch die Fabrikviertel, vorbei an verfallenden Gebäuden, an Hunden, die noch schlafen, und an Laternen ohne Licht. Das Lied, das sie singt, handelt von zwei Kindern, denen kein Leben offenstand und die doch, als sie schlimmstes Leid ertragen hatten, gerettet werden sollten.«


Alles passt zu gut zusammen, das Mädchen mit den »müden Augen«, die Trostlosigkeit und Einsamkeit der Stadt und das Lied, das so glänzend auf das Schicksal der Protagonistin und ihres Bruders anspielt. Vermutlich ist nichts davon wahr; als endlich Nachforschungen betrieben werden, lässt sich nicht einmal die Existenz des Mädchens belegen. Der angebliche Waisenjunge, der in einem »Verschlag aus Wellblech und Brettern« mit »neun Jungen aus Homs und aus Aleppo« hausen soll, lebt tatsächlich mit seiner Mutter und seinen Geschwistern in einer Wohnung. Viele von Relotius’ Geschichten wirken konstruiert und unwahrscheinlich, es gibt kaum Ambivalenz, alles fügt sich nahtlos ineinander. Aber: Hinterher ist man immer schlauer. Bei Erscheinen der Reportagen gab es keine Zweifel, Relotius wurde mit Preisen überhäuft, er galt als einer der herausragendsten Nachwuchsjournalisten.

Was kann man im »Fall Relotius« über das Lügen lernen? Mögliche Motive für Lügen in den Medien gibt es einige. Ein Journalist könnte eine politische Agenda verfolgen und Geschichten so drehen, dass sie in sein Weltbild passen. Oder es geht um wirtschaftliche Interessen: Fake News mit hohem Empörungswert können Klickzahlen schaffen, das werden wir später noch sehen. Bei Relotius ging es aber wohl um etwas anderes. Seine Reportagen machten ihn zu einem Star in der Journalistenwelt, Relotius wurde bewundert, sein Talent hoch gelobt. Zum Text »Königskinder« schrieb ihm ein Kollege aus dem Ressort: »Weiß gar nicht, wann mich ein Text zuletzt so mitgenommen hat. Unerträglich starker Text.«17 Die Begeisterung für seine Arbeit wird ein großer Antrieb gewesen sein, der Beifall und die Preise schienen ihm Recht zu geben. Erfolg kann süchtig machen und Lob unter Druck setzen, weiter besondere Texte zu liefern.

Bei einer Reportage über amerikanische Kleinstädte, in denen die Menschen mutmaßlich Donald Trump gewählt haben, kommt Relotius nicht weiter. Die Realität ist zu vielschichtig für eine stringente Geschichte, die Personen zu ambivalent, um ein eindeutiges (oder einseitiges) Bild zu vermitteln. Also denkt sich Relotius einen vielsagenden Einstieg aus. In Fergus Falls in Minnesota, in dem Relotius seine Geschichte spielen lässt, kündigt schon der Ortseingang die Engstirnigkeit und den Rassismus an, der offenbar von einer US-amerikanischen Kleinstadt erwartet wird. Neben dem Willkommensschild soll es ein zweites Schild geben, »aus dickem Holz in den gefrorenen Boden getrieben«, dort »steht in großen aufgemalten Buchstaben: ›Mexicans Keep Out‹ – Mexikaner, bleibt weg.« Ein solches Schild hat es jedoch in Fergus Falls nie gegeben. Relotius denkt sich Personen aus, als würde er einen Roman schreiben, Menschen, die nicht existieren, und Ereignisse, die nie stattgefunden haben. Die Kinder der örtlichen Highschool lässt er ihre Vorbilder für den amerikanischen Traum malen: »Die meisten malten Donald Trump.« Dass man ihm seine Prosa ohne jeden Zweifel abnimmt, wundert Relotius selbst. In seiner späteren Befragung durch die Spiegel-Kommission gibt er an, dass er sich beim Schreiben oft selbst sagte: »Come on! Im Ernst jetzt? Damit kommst du niemals durch!«18

Doch er kommt damit durch, für eine sehr lange Zeit. Er verwendet einige Energie auf die Tarnung seiner Lügen. Gegenüber Kollegen kommuniziert er angebliche Rückschläge, schreibt, dass er bei einer Geschichte nicht weiterkommt, die Protagonisten nicht erreichen kann. Als er durch die Recherchen seines Kollegen Juan Moreno zunehmend in Bedrängnis gerät, fälscht er E-Mails, die seine inszenierten Geschichten bestätigen. Seine einstigen Chefs, wie der ehemalige Spiegel-Chefredakteur Georg Mascolo, fragen sich später: »Waren wir blind, waren wir, ich, zu begeistert von allzu perfekten Texten?«19 Der Reiz scheint groß zu sein. Im Zeitalter von Netflix erwarten die Leser offenbar Stücke mit großer Dramaturgie. Relotius’ Texte funktionieren, sie haben eine Message, schildern interessante Charaktere und ergreifende Schicksale. Dass sie glatt sind, durchkomponiert bis zum Schluss, dass sich jede Person und jedes Ereignis perfekt in das Bild fügt, das der Text zeichnen möchte, stört nicht. Im Gegenteil: Ein E-Mail-Verkehr zwischen Relotius, Moreno und dem damaligen Ressortleiter Matthias Geyer spricht Bände. Dort heißt es:


»Wir suchen nach einer Frau mit Kind. Sie kommt idealerweise aus einem absolut verschissenen Land (…) Sie setzt ihre Hoffnung auf ein neues, freies gutes Leben in USA (…) Es muss eine sein, die mithilfe eines Kojoten über die Grenze will (…) Die Figur für den zweiten Konflikt beschreibt Claas (…) Dieser Typ wird selbstverständlich Trump gewählt haben, ist schon heiß gelaufen, als Trump den Mauerbau an der Grenze angekündigt hat, und freut sich jetzt auf die Leute dieses Trecks, wie Obelix sich auf die Ankunft einer neuen Legion von Römern freut (…) Wenn ihr die richtigen Leute findet, wird das die Geschichte des Jahres.«20


Mich erinnert das an Dynamiken, die wir im Strafrecht aus der Unternehmenskriminalität kennen. Ich habe mich viel mit Bestechungen ausländischer Amtsträger durch Mitarbeiter deutscher Firmen beschäftigt. Dort lief es häufig so, dass die Unternehmensführung den Mitarbeitern klare Vorgaben machte: Ihr müsst in diesem Land einen bestimmten Umsatz machen, nur dann gibt es den Bonus. Natürlich war der Leitung bekannt, dass das betroffene Land hoch korruptionsanfällig war. Und natürlich hätte man die Mitarbeiter nie ausdrücklich aufgefordert, Geschäfte mit Bestechungszahlungen zu machen. Aber durch die feste Zielvorgabe stand fest, was – im Zweifel um jeden Preis – zu erreichen war. Wie der Mitarbeiter das anstellte, interessierte das Unternehmen nicht. Relotius musste einen skrupellosen Trump-Anhänger finden, voller Vorfreude auf Auseinandersetzungen mit Migranten. Ihn zu erfinden war nicht schwer.

Vor allem aber geht es offenbar gar nicht darum, die Probleme an der amerikanischen Grenze und die Beweggründe der Betroffenen wirklich zu verstehen. Stattdessen steht die Geschichte bereits fest, und nun sollen Menschen gefunden werden, die in das beschlossene Narrativ passen. Das offenbart nicht nur ein höchst zweifelhaftes Verständnis von Journalismus, sondern dürfte auch ein ganz entscheidender Grund für die Lügen in Relotius’ Reportagen sein. Wenn man nichts mehr erfahren möchte, wenn man bereits weiß, was man schreiben wird – weshalb nicht die Person einfach erfinden? Wem schaden ein paar Korrekturen, eine erfundene, aber doch so ins Zeitgeschehen passende Figur? Relotius wird gefeiert, der Verlag profitiert, die Leser sind glücklich über spannende Geschichten, die gut ins eigene Weltbild passen. Die Versündigung an »der Wahrheit« ist demgegenüber ziemlich abstrakt und ziemlich weit weg.

Der Abschlussbericht der internen Aufklärungskommission des Spiegels kommt zu dem Ergebnis, dass die massiven Fälschungen bei Relotius eine Ausnahme waren, es aber eine Reihe von »Verfälschungen« gegeben habe. Die Ausführungen im Bericht sind interessant:


»Es geht meist darum, dass Tatsachen nicht korrekt oder nicht vollständig dargestellt wurden; entweder aus dramaturgischen Gründen, weil sich eine Geschichte geschmeidiger erzählen lässt, wenn man beim Beschreiben nicht ausschließlich an Fakten gebunden ist, oder aus weltanschaulichen Gründen, weil sich eine Geschichte stringenter erzählen lässt, wenn man widersprüchliche Fakten weglässt. Die Kommission hat bei ihren vielen Gesprächen mit Redakteuren, Dokumentaren und Justiziaren den Eindruck gewonnen, dass es sich hier nicht nur um gelegentliche Ausreißer handelt, sondern zum Teil um unterschiedliche Auffassungen davon, was in einem journalistischen Text noch zulässig ist und was nicht.«21


Wenn der Reiz so groß ist, weil die Lüge eine Geschichte vordergründig besser und die Arbeit leichter macht, muss es mehr Kontrollen geben. Durch Menschen, die von der Lüge nicht direkt oder indirekt profitieren, etwa durch eine eigenständige Abteilung im Verlag, die unabhängig von der Redaktion arbeitet.



Was ist Reportage, was ist Lüge, was ist strafbar?

Ein Journalist berichtet der Spiegel-Kommission davon, dass in Journalistenschulen Fragen wie »Darf es eine Kunstfigur in Reportagen geben?«, »Darf der Reporter dem Leser suggerieren, er habe selbst Beobachtungen gemacht, obwohl er nicht vor Ort war?« oder auch »Dürfen störende Fakten weggelassen oder fehlende ergänzt werden, um die Geschichte rund zu machen?« keinesfalls klar verneint, sondern mit »Ja, in einem gewissen Umfang« beantwortet wurden. Wenn Journalisten aber lernen, so der Spiegel-Bericht, »ihre Protagonisten zu formen, Widersprüchliches und Sperriges wegzulassen, schwarz-weiß zu erzählen, Grautöne zu meiden, die Wirklichkeit der Dramaturgie unterzuordnen, Geschichten rund zu machen«, dann entfernen wir uns weit von der Wahrheit. Die Vereinigung verschiedener Menschen in einem Protagonisten oder das Weglassen retardierender Momente in einer Erzählung wird häufig als zulässige »Verdichtung« einer Reportage angesehen. Doch die Grenze zur Lüge ist hier schmal, Verdichtungen sind oft Vereinfachungen, sie reduzieren ein vielschichtiges Geschehen auf eine scheinbar klare Aussage und schaffen damit falsche Bilder der Realität.

Der Fall Relotius hat dem Journalismus einigen Schaden zugefügt, er hat all diejenigen bestätigt, die den Medien nicht vertrauen, die von »Lügenpresse« sprechen und sich ihre Informationen nur noch über Social-Media-Plattformen holen. Juan Moreno, der den Skandal schließlich aufdeckte, schreibt in seinem Buch: »Die Leichtigkeit, mit der ich früher Lügenpresse-Krakeeler belächelt habe, ist dahin.«22

Doch obwohl Relotius seine Leser und seinen Arbeitgeber betrogen und der Glaubwürdigkeit der Medien erheblich geschadet hat, ist sein Handeln nicht strafbar. Das Verbreiten von Lügen, selbst in Zeitschriften mit großer Reichweite, erfüllt für sich genommen keinen Straftatbestand. Eine Grenze wird erst dann überschritten, wenn eine Person verleumdet wird, also unwahre Tatsachen über sie verbreitet werden, die sie in der öffentlichen Meinung herabwürdigen können. Aber bei Relotius geht es selten um solche abwertenden Informationen, außerdem sind seine Protagonisten entweder frei erfunden oder weit weg. Für eine Strafverfolgung wegen Verleumdung müssten sie aber einen Strafantrag in Deutschland stellen, sonst kann die Tat nicht verfolgt werden; das nennen wir »absolutes Antragsdelikt«.

Ein strafrechtlicher Vorwurf stand allerdings im Raum: Spendenbetrug. Viele Leserinnen und Leser des Spiegels wollen die beiden »Königskinder« aus Relotius’ Geschichte finanziell unterstützen. Für Relotius eine heikle Situation. Mit welchem Grund sollte man ein solch ehrenwertes Anliegen ablehnen? Aber da es die Kinder nicht gab – wohin mit dem Geld? Relotius bietet den Spendern an, das Geld auf seinem privaten Konto zu sammeln und an die Kinder weiterzuleiten. Auf diese Weise kommen über 7000 Euro zusammen. Als die Lügen um Relotius publik werden, kommen auch die Spenden zur Sprache: »Spiegel-Hochstapler sackte Spenden für Kinder ein«, titelt die Bild-Zeitung. Aber so einfach ist es nicht. Relotius behält das Geld nicht, sondern spendet es, lange bevor die Vorwürfe gegen ihn erhoben werden, an die Diakonie Katastrophenhilfe für ein Projekt zur Unterstützung von kriegsflüchtigen Kindern im Irak. Strafrechtlich ist das mehr als spannend: Hat sich Relotius wegen eines Spendenbetrugs strafbar gemacht?

Der Tatbestand des Betrugs setzt voraus, dass der Täter einen anderen täuscht, der sich daraufhin irrt, über sein Vermögen verfügt und einen Schaden erleidet. Täuschung und Irrtum liegen hier eindeutig vor, die Leser dachten schließlich, dass das Geld an die syrischen Waisen gehen sollte. Aber: Wie sieht es mit dem Vermögensschaden aus? Wer spendet, der weiß schließlich, dass sein Geld weg ist und er keinen Gegenwert erhält. Er hat sich also letztlich selbst »geschädigt«. Die Gerichte nehmen bei Spendenbetrügereien trotzdem einen Schaden an, wenn man über den sozialen Zweck täuscht. Ein Beispiel: Der Täter behauptet gegenüber seinem Nachbarn, dass er für ein Kinderheim sammele. Von den fünfzig Euro, die er von ihm bekommt, kauft er sich aber einen neuen Pullover. Im Strafrecht sprechen wir hier von einer Zweckverfehlung: Wenn der mit seiner Spende verfolgte soziale Zweck verfehlt wird, erleidet der Nachbar einen Schaden. Die Spende des Geldes hatte für ihn einen moralischen Wert, und der wurde nicht erreicht. Anders wird der folgende Fall beurteilt: Um ihn zu einer Spende zu bewegen, sagt unser Täter seinem Nachbarn, dass die Anwohner aus der Nebenstraße einen großen Betrag gegeben hätten. Er weiß, dass der eitle Nachbar mithalten will und nur deshalb zahlt; das Geld soll aber tatsächlich gespendet werden. Hier handelt es sich trotz der Täuschung nicht um einen strafbaren Betrug. Denn der soziale Zweck wurde durch die spätere Spende erreicht, alles andere sind unbeachtliche Begleittäuschungen. Wo ordnet sich der Fall der »Königskinder« ein? Relotius hat das Geld tatsächlich gespendet. Allerdings hat er es nicht, wie versprochen, den beiden Waisen zur Verfügung gestellt, sondern es einer karitativen Einrichtung zukommen lassen.

Man könnte argumentieren, dass es in beiden Fällen um wohltätige Zwecke geht; ob das Geld nun zwei konkreten Kindern oder einem größeren Projekt für Kinder zur Verfügung gestellt wird, ist unerheblich. Aber wo wäre dann die Grenze? Wäre es in Ordnung, wenn jemand zum Beispiel für Demokratieförderung Spenden sammeln will, aber behauptet, das Geld einer Klimaschutzorganisation zu geben – um eine höhere Spendenbereitschaft auszunutzen? Ich meine, dass Relotius sich nicht strafbar gemacht hat. Er hat das Geld nicht für eigene Zwecke verwendet, sondern tatsächlich an Kinder in Kriegsgebieten gespendet. Das liegt so nah an der Geschichte, die er den Spendern erzählt hat, dass man ihm eine Straftat nicht vorwerfen kann.

Wie die Gerichte diese Frage beantworten würden, werden wir leider nicht erfahren. Zwar wurde Strafanzeige erstattet, doch die Staatsanwaltschaft hat das Verfahren eingestellt. Interessanterweise nicht mit der Begründung, dass Relotius’ Verhalten kein strafbarer Betrug war, da wollte man sich offenbar nicht festlegen. Sondern weil die »Schuld als gering anzusehen gewesen wäre und ein öffentliches Interesse an der Verfolgung nicht besteht«. Das ist wenig überzeugend, das öffentliche Interesse am Fall Relotius war schließlich gewaltig.



Das Problem der einseitigen Berichterstattung

Lügen wie im Fall Relotius sind in den traditionellen Medien eine Ausnahme. Was ihnen gerade in den letzten Jahren vorgeworfen wurde, ist etwas anderes: Ein zu einseitiger Umgang mit der Wahrheit, der zu wenig Zweifel zulässt und auf Kritik mit moralischer Empörung reagiert.

Im Jahr 2014 fragte der damalige Außenminister Frank-Walter Steinmeier: »Reicht die Vielfalt in Deutschland aus? Wenn ich morgens manchmal durch den Pressespiegel meines Hauses blättere, habe ich das Gefühl: Der Meinungskorridor war schon mal breiter. Es gibt eine erstaunliche Homogenität in deutschen Redaktionen, wenn sie Informationen gewichten und einordnen. Der Konformitätsdruck in den Köpfen der Journalisten scheint mir ziemlich hoch. Das Meinungsspektrum draußen im Lande ist oft erheblich breiter.«23 Im Folgejahr sollte sich mit der »Flüchtlingskrise« die Sorge vor einer Verengung des medialen Meinungsspektrums noch erheblich verschärfen.

Dabei sind etwa Rundfunk und Fernsehen bereits gesetzlich zur Meinungsvielfalt verpflichtet. Eine kritische und informierte Öffentlichkeit kann nur existieren, wenn alle in der Gesellschaft vertretenen Positionen im öffentlichen Kommunikationsraum stattfinden. Das Bundesverfassungsgericht hat immer wieder betont, dass die Diversität von Meinungen in den Medien eine Grundvoraussetzung für die demokratische Willensbildung ist. Deshalb verpflichtet der Medienstaatsvertrag private und öffentlich-rechtliche Anbieter zur Gewährleistung von Vielfalt. Private Sender müssen »die Vielfalt der Meinungen im Wesentlichen zum Ausdruck« bringen und dabei auch die »Auffassungen von Minderheiten« berücksichtigen (Paragraf 59). Für die Anstalten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gilt, dass sie die »Grundsätze der Objektivität und Unparteilichkeit achten und in ihren Angeboten eine möglichst breite Themen- und Meinungsvielfalt ausgewogen darstellen« sollen (Paragraf 29).

Diesem Auftrag werden die Medien allerdings nicht immer gerecht, wie zwei Beispiele aus den letzten Jahren zeigen.



Die »Flüchtlingskrise«

Die Entscheidungen der Bundesregierung in der Flüchtlingskrise im Herbst 2015 haben die Gesellschaft polarisiert. »Willkommenskultur« auf der einen Seite, mit einer Vielzahl freiwilliger Helfer in Flüchtlingsheimen und unzähligen Spenden, Fremdenfeindlichkeit und Hass gegen die Ankommenden auf der anderen. Viele Menschen in Deutschland bewegten sich zwischen diesen beiden Polen: Sie hatten Mitgefühl mit den Geflüchteten, gleichzeitig Sorgen vor einem Scheitern der Integration und einer Überforderung der Sozial- und Bildungssysteme.

In der medialen Berichterstattung wurden diese Zwischentöne zunächst aber weder gehört noch abgebildet. Der Journalismusforscher Michael Haller hat eine umfassende Studie zur Medienberichterstattung in der »Flüchtlingskrise« vorgelegt, in der er die Beiträge großer deutscher Leitmedien analysiert.24 Interessant ist bereits, dass jeder fünfte untersuchte Text zum Thema »kommentierend« war, also eine Meinung wiedergab – ein »ungewöhnlich hoher Anteil«, wie Haller feststellt. Es ging also deutlich weniger um Information als um Position. Problematischer ist allerdings ein anderer Befund der Untersuchung. In rund der Hälfte der Beiträge wird beobachtet, dass der »journalistische Qualitätsgrundsatz, aus neutraler Sicht sachlich zu berichten«, nicht eingehalten wird. Bis zum Spätherbst 2015 werden Sorgen der Bevölkerung kaum aufgegriffen, wenn überhaupt, dann »in belehrendem oder (gegenüber ostdeutschen Regionen) auch verächtlichem Ton«. Menschen, die von der Zuwanderung und ihren Herausforderungen verunsichert sind, werden mit Rechtsradikalen in einen Topf geworfen, ihre Bedenken entweder ignoriert oder abgewertet. Von »diskursiver Themenbearbeitung«, so die Studie, »kann für das Jahr 2015 nicht die Rede sein.«25 In der Tagespresse wurde die »Willkommenskultur« zunehmend zur moralischen Pflicht, 83 Prozent der untersuchten Berichte vermitteln dieses Bild als positiv oder sehr positiv. Wer Skepsis anmeldet, dass die Integration so vieler Menschen mit anderer Sprache und anderem kulturellen Hintergrund gelingen kann, gerät schnell in den Verdacht der Fremdenfeindlichkeit. In dieser Zeit entsteht offenbar bei vielen Deutschen der Eindruck, dass man »nicht mehr alles sagen kann« – jedenfalls nicht, ohne dafür moralisch abgestraft zu werden. Zumindest wird die öffentliche Meinung von Politik und Medien – zwischen denen ein nicht unproblematischer Gleichklang entsteht – so stark von der einseitig positiven Sicht auf die Zuwanderung geprägt, dass ein kritischer Diskurs über die Flüchtlingspolitik kaum stattfand.

Die Bevölkerung sieht die Einseitigkeit der medialen Berichterstattung kritisch. In einer Befragung im Oktober 2015 geben 53 Prozent der Menschen an, dass die Medien kein zutreffendes Bild der »Flüchtlingskrise« zeichnen, fast jeder Zweite nennt die Berichterstattung explizit »einseitig«.26 Und die Skepsis gegenüber den Medien wirkt fort. Im Jahr 2023 hielten es nach einer Befragung der Universität Mainz 17 Prozent der Befragten für möglich, »dass die Bevölkerung in Deutschland von den Medien systematisch belogen« wird.27 23 Prozent meinten, dass die Medien mit der Politik Hand in Hand arbeiten würden, um die Meinung der Bevölkerung zu manipulieren. 25 Prozent, also ein Viertel der Bevölkerung, gaben an, dass man den Medien »eher nicht« oder »überhaupt nicht« vertrauen könne. Und nur 27 Prozent glaubten, dass die Medien unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen zu Wort kommen lassen.

Die Art der Berichterstattung änderte sich übrigens massiv mit der Kölner Silvesternacht. Und kippte dann fast ins Gegenteil: Kriminalität durch Migranten war in den kommenden Monaten ein dominantes Thema in den Medien, wobei dramatische Einzelfälle nicht selten mit einer generellen Sorge vor kriminellen Ausländern verbunden wurden. Vor allem von einer politischen Partei wurde dieser neue Trend aufgegriffen. Im Kapitel Politik und Wahrheit wird es darum gehen, wie politische Parteien das Thema der Ausländerkriminalität instrumentalisieren – aber auch darum, wie eine einseitige Medienberichterstattung das Vertrauen der Menschen in eine ehrliche Information über Delinquenz und Migration riskiert.



Die Corona-Pandemie

Nun kann die Berichterstattung nicht für jede Form von Medienfeindlichkeit und Politikverdrossenheit verantwortlich gemacht werden. Wir haben in Deutschland eine freie Presse, mit der wir – auch im internationalen Vergleich – sehr zufrieden sein können. Aber die Verengung des Korridors »zulässiger« Meinungen durch eine einseitige Berichterstattung mit dem Anspruch moralischer Überlegenheit ist ein Problem. Viele Medienschaffende haben die eigene Rolle in der »Flüchtlingskrise« rückblickend kritisch gesehen. Doch einen wirklich dauerhaften Lerneffekt gab es kaum. Zu Beginn der Corona-Pandemie wiederholten sich viele der beobachteten Muster.

Unabhängig davon, wie man selbst zu den Corona-Schutzmaßnahmen stand oder steht: Eine sachliche und ausgewogene Berichterstattung ist elementar, um in einer Krisensituation eine informierte Entscheidung treffen zu können. Gerade zu Beginn der Pandemie war der mediale Tenor aber erneut einseitig. Eine von der Rudolf Augstein Stiftung in Auftrag gegebene Medienanalyse zeigt zwar, dass die Berichterstattung differenzierter war als in der Flüchtlingskrise. Doch auch in der Pandemie dominierte klar eine Position: die Befürwortung von Maßnahmen und die Forderung nach noch weitreichenderen Eingriffen. Die Politik konnte sich hier, so schlussfolgert der Bericht von Maurer et al., einer »deutlichen medialen Unterstützung« sicher sein.28 In den untersuchten Texten überwog über den gesamten Zeitraum der Pandemie eine sicherheitsorientierte Perspektive; lediglich in vierzehn Prozent der Beiträge beobachteten die Forscher eine freiheitsorientierte Sicht. Eine Rolle spielte dabei auch das Framing, also das Einbetten von Informationen in einen breiteren Kontext, durch Weglassen oder Betonen bestimmter Aspekte und durch den gezielten Einsatz von Sprache und Bildern. Wenn etwa der französische Präsident Emmanuel Macron erklärt, dass man sich im »Krieg« gegen das Virus befinde, so appelliert er damit an die Opferbereitschaft der Gesellschaft – und daran, dass es im Kriegszustand kein Zögern und keinen Zweifel geben darf. Auch in ihrer Medienanalyse beobachteten Maurer und seine Kollegen ein klar dominierendes sicherheitsorientiertes Framing gegenüber freiheitsorientierten Perspektiven: In den drei Hauptnachrichtensendungen von ARD, ZDF und RTL überwogen Darstellungen, in denen Einschränkungen der persönlichen Freiheiten zugunsten von Infektionsschutz und Pandemiebekämpfung als notwendig angesehen wurden.29

Besonders problematisch ist dabei, dass die naheliegenden sozialen, entwicklungspsychologischen und wirtschaftlichen Kosten der Pandemiebekämpfung nicht offen thematisiert wurden. Die Studie zeigt, dass ab Herbst 2020 die »wirtschaftlichen Folgen der Maßnahmen in den Medien kaum noch eine Rolle [spielten]. Stattdessen ging es bei Weitem überwiegend um gesundheitliche Folgen. Soziale Folgen und vor allem Folgen für das Bildungssystem wurden in den Medien schon von Beginn an eher selten thematisiert«.30 Interessant ist auch folgender Vergleich: Die negativen gesundheitlichen Auswirkungen des Bewegungsmangels im Lockdown wurden in nur 31 Beiträgen behandelt, demgegenüber lobten 117 Texte die positiven Folgen für den Digitalisierungsschub in Deutschland. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass eine differenzierte Abwägung zwischen den Vorteilen einzelner Maßnahmen und ihren Risiken kaum erfolgte – obwohl sie aus verfassungsrechtlicher Sicht zwingend geboten gewesen wäre. Die Forscher um den Mainzer Medienwissenschaftler Marcus Maurer stellen fest, dass nur in »5 Prozent der Beiträge, in denen Folgen der Pandemie thematisiert wurden, eine abwägende Diskussion« stattfand.31

In den medialen Darstellungen wurden nicht nur Gegenpositionen kaum berücksichtigt; Kritiker der Maßnahmen sahen sich – medial und privat – erheblichen Angriffen ausgesetzt. Personen, die andere Abwägungsentscheidungen in der Pandemiebekämpfung vertraten, wurden nicht selten als »Covidioten« verunglimpft oder mit Verschwörungstheoretikern gleichgesetzt. Die Moralisierung ging so weit, dass bereits der Hinweis auf mögliche negative Folgen der Maßnahmen als »Schlag ins Gesicht« von Corona-Opfern gedeutet wurde. Ich habe diese Reaktionen zum Teil selbst erlebt. In einem Beitrag für das ZDF hatte ich darauf hingewiesen, dass Maßnahmen stets auf ihre Verhältnismäßigkeit zu prüfen sind und dass die Einschränkung von Grundrechten nicht allein mit Inzidenzen begründet werden kann, sondern etwa mit dem Schutz des Lebens oder mit der Überlastung des Gesundheitssystems. Aus rechtlicher Sicht eine völlige Selbstverständlichkeit, sodass es mir fast unangenehm war, mit einer so trivialen Aussage im Fernsehen aufzutreten. Nichtsdestotrotz wurde mir in den sozialen Medien und in E-Mails vorgeworfen, Menschenleben nicht wertzuschätzen und Tote in Kauf zu nehmen. Das hat mich besorgt, da gerade in Situationen der Ungewissheit eine differenzierte Auseinandersetzung unter Berücksichtigung aller Folgen notwendig ist. Wenn wir es als Gesellschaft nicht schaffen, sachlich und auf Augenhöhe Argumente auszutauschen, dann werden wir keine guten Entscheidungen treffen.

Dazu gehört auch und vor allem, nicht ganze Gesellschaftsgruppen aufgrund ihrer Haltung oder ihrer Ängste zu diskreditieren. Obwohl es schon früh Zweifel an der Wirksamkeit des Fremdschutzes von Impfungen gab, entstand durch die Medien schnell eine aggressive Stimmung gegen Menschen, die sich gegen eine Impfung entschieden. Mir ging die Diskussion nahe, da ich in meinem Umfeld ein Kind mit einem schweren Impfschaden kenne. Impfungen sind eine der größten medizinischen Errungenschaften, aber natürlich können sie Nebenwirkungen haben. Und konnte ich von den Eltern des Kindes, das vor der Impfung gesund war und nun nie ein eigenständiges Leben führen wird, erwarten, sich gegen Covid-19 impfen zu lassen? Ihre Sorgen könnte man irrational nennen, schließlich hat die eine Impfung mit der anderen nichts zu tun, man könnte auf die geringe Wahrscheinlichkeit eines Impfschadens verweisen und Statistiken vorlegen. Es würde an der Angst nichts ändern, und ich konnte sie verstehen.

Andere Menschen hatten andere Gründe für die Ablehnung der Impfung, und diese Meinung durften sie vertreten, es ging immerhin um einen Eingriff in den eigenen Körper. Man konnte damals über eine Impfpflicht diskutieren, aber das, was in vielen Medien geschah, ging weit darüber hinaus. Wenn dann in einem so wichtigen Magazin wie dem Spiegel ein Journalist »ausdrücklich um gesellschaftliche Nachteile für all jene ersuchen [möchte], die freiwillig auf eine Impfung verzichten«, und fordert: »Möge die gesamte Republik mit dem Finger auf sie zeigen«32 – dann läuft etwas falsch. Durch diese Form von Ausgrenzung verliert man große Teile der Bevölkerung. Wollten meine Bekannten nach diesem Text noch den Spiegel lesen? Wahrscheinlicher ist es, dass sie auf YouTube, Telegram oder X nach anderen Stimmen gesucht haben. So stärken Artikel, die Haltungen nicht auf eine ruhige Betrachtung aller Seiten, sondern auf empörte moralische Überlegenheit stützen, genau die Formate und Positionen, die sie eigentlich bekämpfen wollen.

Positiv erschien mir zu Beginn der Pandemie, dass Politik und Medien auf die Wissenschaft hörten und das Prinzip »Follow the Science« zu ihrem Motto machten. Aber das erste Problem ist natürlich, dass es »die« Wissenschaft nicht gibt. Die Auswahl der Experten, die befragt werden, hat erheblichen Einfluss darauf, was als Position »der Wissenschaft« erscheint. Dabei geht es nicht nur um die Frage, welche Virologen oder Epidemiologien man anhört, sondern auch, welche Fachgebiete zu Wort kommen. Die medizinische Sicht ist in einer Pandemie sicher von größter Bedeutung. Doch ihre Expertise liegt in der Erforschung des Virus, nicht in der Bewertung freiheitseinschränkender Maßnahmen. Ökonomen, Bildungsforscher oder Kinderpsychologen würden bei der Bewertung einzelner Maßnahmen vielleicht zu grundlegend anderen Ergebnissen kommen. Das zweite Problem besteht darin, dass die Wissenschaft mit dem Anspruch, »die Wahrheit« zu liefern, überfordert wurde (hierzu ausführlich in Kapitel 7). Ihre Aufgabe ist es, sich der Wahrheit anzunähern, Thesen aufzustellen, zu überprüfen und gegebenenfalls zu verwerfen. Das ist kein Scheitern der Wissenschaft, sondern ihr natürlicher Prozess. Dasselbe gilt für Prognosen; selbst wenn sie auf valider empirischer Basis erfolgen, muss das prognostizierte Ereignis nicht zwingend eintreten. In der Studie von Maurer und seinen Kollegen wurde hierzu eine wichtige Beobachtung gemacht: »Während des gesamten Untersuchungszeitraums dominierten eindeutig Beiträge, in denen die Prognosen als sicher eintretend dargestellt wurden. Eindeutig erkennbar war die Unsicherheit der Prognosen im Schnitt nur in rund zwanzig Prozent der Beiträge.«33 Wenn wissenschaftliche Hypothesen als Fakten und Prognosen als Realitäten dargestellt werden, ist eine Berichterstattung nah an der Lüge.



Wir brauchen mehr Vielfalt im Journalismus

Erfundene Geschichten, Übertreibungen und einseitige Berichterstattungen sind nicht strafbar, aber sie gefährden das Vertrauen der Menschen in die Medien und damit in einen der wichtigsten Akteure unserer Demokratie. Die Mainzer Langzeitstudie zum Medienvertrauen von 2023 zeigt, dass gerade bei politischen Streitthemen Vertrauen verloren gegangen ist.34 Auf die Frage, ob sie der Berichterstattung der Medien zur AfD vertrauen würden, antworteten 25 Prozent der Menschen mit überhaupt nicht/eher nicht. Beim Thema Klimawandel sind es 24 Prozent, bei Flucht und Zuwanderung sogar 29 Prozent, die medialen Informationen misstrauen.

Die Medien bestimmen, was als öffentliche Meinung gilt, was in unserem Land ethisch und politisch vertretbar ist – und was nicht. Wenn Menschen das Gefühl haben, mit ihren Ängsten, Ansichten und Wahrnehmungen in den Leitmedien nicht mehr gehört zu werden, wenn der Eindruck entsteht, dass die Medien nicht notwendiges Korrektiv der Politik, sondern ihr Sprachrohr sind, dann wenden sie sich den Rändern zu und sozialen Netzwerken, in denen andere Bilder, Positionen und Informationen verbreitet werden. Hier droht ein riskanter Kipppunkt: Wenn ein relevanter Teil der Bevölkerung in den Leitmedien nicht abgebildet wird und sich von ihnen zurückzieht, entstehen unterschiedliche Informationsräume. An die Stelle des für eine Demokratie wesentlichen Meinungsaustausches treten getrennte Kommunikationsblasen, in denen sich die Teilnehmenden wechselseitig der Richtigkeit ihrer eigenen Anschauung versichern, ohne miteinander um die besten Argumente und Antworten zu ringen. Diese Grabenbildung trägt sich auch in die Politik, die Ablehnung der Leitmedien ist eng verbunden mit einer Ablehnung des »Establishments« und damit auch der traditionellen politischen Parteien.

Die Medien sind die »vierte Gewalt«, sie bilden das notwendige Gegengewicht zur Politik. Damit ist weder eine ständige Schwarzmalerei noch ein generelles »Politiker-Bashing« gemeint. Aber in der Sache müssen Journalisten skeptisch sein, jede Maßnahme hinterfragen, sie sind Kritiker und nicht Claqueure.

Die Medien sind daher in der Verantwortung, unterschiedliche Sichtweisen abzubilden und verschiedene Stimmen zu Wort kommen zu lassen. Dabei geht es natürlich nicht darum, jede noch so entlegene Mindermeinung zu berücksichtigen oder sie als gleichberechtigte Gegenposition darzustellen. Eine »false balance« kann ähnlich schädlich sein wie eine gänzlich fehlende »balance«. Aber sachlicher Widerspruch sollte nicht nur ausgehalten werden, er muss das Ziel sein. Wenn alle dasselbe schreiben, sollte ein guter Journalist skeptisch werden. Einen Beitrag mit der Macht der Mehrheit im Rücken zu formulieren ist einfach, sie zu hinterfragen ist ernsthafter Journalismus. Wir brauchen nicht den nächsten und übernächsten Beitrag, in dem sich ein deutscher Journalist darüber empört, dass die Amerikaner mehrheitlich Trump gewählt haben. Was wir brauchen, sind Artikel, die Hintergründe beleuchten, Erklärungen versuchen, und denen man abnimmt, nicht nur moralische Selbstvergewisserung zu betreiben, sondern die Leser sachlich zu informieren, ohne sie politisch erziehen zu wollen.35

Auch und gerade wenn der Mainstream die eigene Meinung wiedergibt, sollten wir nach einem Widerpart verlangen. Gesellschaftliche Aushandlungsprozesse gelingen am besten in einem kontroversen Diskurs auf Augenhöhe, in dem gegenteilige Meinungen nicht bekämpft, sondern als Herausforderung und Chance verstanden werden. Ein Journalismus, so heißt es im Spiegel-Bericht zu Claas Relotius, der »nicht zuhört, verschiedene Meinungen nicht anerkennt, unterschiedliche Lösungswege für Probleme nicht selbst aufzeigt oder mindestens gelten lässt, wird […] Teil des Problems.«36 Im Journalismus dürfen Lügen wie die von Relotius keinen Platz haben; aber auch die Annahme, man sei im Besitz »der Wahrheit« oder vertrete die moralisch einzig richtige Haltung, ist gefährlich – Zweifel unterscheidet Journalisten von Aktivisten.

Der Fall Claas Relotius und die Berichterstattung in der Flüchtlings- und in der Corona-Krise haben eines gemein: In ihnen zeigt sich der Wunsch nach einer einfachen Welt, in der es einfache Antworten gibt. Wir brauchen aber mehr Mut zu Brüchen und zu Ambivalenz, Journalisten, die sich gegen die scharfe Schlagzeile und für gründliche Differenzierung entscheiden. Wie schwer das ist, habe ich beim Schreiben dieses Buches selbst erlebt. Eine frühere Beraterin schlug den Titel »Lügen müssen endlich strafbar sein!« vor. Meinen Einwand, dass die Dinge deutlich komplizierter liegen würden – einige Lügen sollten dringend unter Strafe gestellt werden, andere hingegen nicht –, wischte sie leichthin vom Tisch: »Das interessiert den Leser nicht. Ohne eine eindeutige Aussage funktioniert ein Sachbuch nicht.« Doch in einer komplexen Welt, in der Menschen mit ganz unterschiedlichen Überzeugungen und Werten leben, gibt es diese »eine Deutung« in aller Regel nicht – und unsere Bücher und unsere Medien sollten diesen Eindruck nicht erwecken.

Eine Veränderung des journalistischen Selbstverständnisses kann in einer Demokratie mit freier Presse nicht von außen gesteuert werden. Gesetze, gar Strafgesetze, wären hier völlig fehl am Platz. Ein Umdenken muss aus dem Medienbetrieb selbst erfolgen. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass die Gefahren gerade einer einseitigen Berichterstattung überhaupt erkannt werden. Das kann schwierig sein, wenn die Mehrheitsmeinung den eigenen Überzeugungen entspricht; dann wird eine einseitige Berichterstattung womöglich nicht als eindimensional, sondern als »richtig« erlebt. Die Analysen der Medienwissenschaftler belegen jedoch, dass wir in zwei großen gesellschaftlichen Krisen ein Einseitigkeitsproblem hatten. Daraus müssen wir lernen, damit sich die Fehler nicht wiederholen. Die großen Medienhäuser sollten sich um eine selbstkritische Aufarbeitung der eigenen Berichterstattung gerade in der Corona-Zeit bemühen und Strategien entwickeln, wie sie diesen Mechanismen künftig entgegenwirken. Es ist schade, dass das medienkritische Buch von Richard David Precht und Harald Welzer (Die vierte Gewalt – Wie Mehrheitsmeinung gemacht wird, auch wenn sie keine ist) in erster Linie auf – teilweise heftigen – Widerspruch gestoßen ist und zu selten zum Anlass für eine ernsthafte Selbstreflexion genommen wurde. Man muss nicht alles unterschreiben, was die beiden Autoren vorbringen, aber ihre Beobachtungen hätten Anstoß für eine grundlegende öffentliche Debatte über die Verantwortung der Medien im öffentlichen Diskurs sein müssen.

Wenn das Ziel eine kritische Distanz zum »Haltungsjournalismus« ist, muss bereits bei der Einstellung und Ausbildung künftiger Journalisten angesetzt werden. Ein Bekannter, der in einer großen Verlagsgruppe arbeitete, erzählte mir vor Kurzem, wie er Bewerber auswähle. Er frage sie danach, weshalb sie Journalist oder Journalistin werden wollen. »Häufig kommt die Antwort: Ich möchte die Welt verbessern. Ich möchte etwas für den Klimaschutz tun. Ich möchte mich gegen rechts einsetzen.« Ich erwartete nun Zustimmung, doch mein Bekannter schüttelte den Kopf. »Die sortiere ich gleich aus. Wer so denkt, sollte in eine NGO gehen oder in die Politik, aber nicht zu einer Zeitung.« Das Vorgehen meines Bekannten schien mir, gerade bei jungen Menschen, etwas hart, aber er traf einen wichtigen Punkt. Natürlich sollen und können Journalisten nicht ohne Meinungen und ohne Überzeugungen sein. Doch sie müssen, ähnlich wie ein Richter, immer bereit sein, den eigenen Standpunkt zu hinterfragen. Wer eine Agenda verfolgt, der kann das nicht.

Der Wert von Ausgewogenheit und kontroverser Debatte auch und gerade in Krisensituationen sollte in Journalistenschulen und in weiterbildenden Workshops vermittelt werden.37 Der Pressekodex des Deutschen Presserats könnte um dieses wesentliche Prinzip und das Anliegen einer tatsächlich gesamtgesellschaftlichen Debatte ohne strukturelle Ausgrenzung von Minderheitenpositionen ergänzt werden. Nicht zuletzt liegt es in der Verantwortung der Chefredaktionen, den Unterschied zwischen Journalismus und Aktivismus zu bewahren, in Redaktionssitzungen zu Widerspruch aufzufordern und im Interesse der Demokratie den Dissens zu fördern. Medien, die Trumps Lügen kritisieren, sollten auch die eigene Berichterstattung reflektieren und überlegen, ob sie sich tatsächlich ein Bild gemacht haben von der ganzen Wahrheit, versucht haben, sich der Komplexität der Wirklichkeit anzunähern, alle Seiten zu sehen, oder ob sie sich auf eine Haltung zurückziehen und nur über das berichten, was bequem ist, was zum Mainstream und ins eigene Weltbild passt.

Bei aller Kritik: Um die Medien in Deutschland ist es grundsätzlich nicht schlecht bestellt. Wir haben eine freie Presse, die weder aus der Politik noch aus der Wirtschaft gesteuert wird. Es gibt eine lange Tradition wirklich guten Qualitätsjournalismus. Aggressive, bewusst polarisierende und reißerische Formate, wie sie etwa in den USA verbreitet sind, haben sich bei uns (noch) nicht etabliert. Damit das so bleibt, müssen wir den Umgang unserer Medien mit der Wahrheit immer wieder kritisch hinterfragen. Falsche Reportagen sind dabei ebenso schädlich wie eine einseitige Berichterstattung, die nur eine Wahrheit zulässt. Und sie wiegen schwerer als jede Lüge auf X oder Telegram. Denn wenn die Medien, die sich gegen Fake News starkmachen und für sich in Anspruch nehmen, wahrhaftig zu informieren, selbst falsch oder unvollständig berichten, dann sind sie bald keine Instanzen mehr, denen vertraut wird.

Ein Beispiel: Wenn der Faktencheck auf der Seite eines öffentlich-rechtlichen Senders unsachlich erscheint, politisch motiviert oder gar unrichtig ist, dann geht das Vertrauen in Rundfunk und Presse verloren – und soziale Medien werden zu logischen Alternativen (mehr über Faktenchecks im nächsten Kapitel). Am wirksamsten werden Fake News nicht durch aufgeregte Artikel bekämpft, in denen dieser oder jener Seite Lügen vorgeworfen werden. Sondern dadurch, dass die Leitmedien sich selbst um eine wahre, ausgewogene und vielseitige Berichterstattung bemühen.


Kapitel 3

Soziale Netzwerke und Wahrheit

Was hilft gegen Fake News?

Im April 2022, mitten in der Diskussion um die Impfpflicht, leitete mir ein Bekannter den Screenshot eines Tweets von Karl Lauterbach weiter. Auf der linken Seite Lauterbachs Twitter-Profilbild, daneben der Text mit folgender Aussage:


»Um die Demokratie in Deutschland zu retten, ist es nach wie vor wichtig, die Impflicht durchzusetzen. Denn keine Impfpflicht bedeutet einen Sieg für die rechtsextreme AfD. Medizinische Gründe sind hier sekundär, primär sind die politischen Gründe.«


Mein Bekannter war empört. »Was für ein unglaublicher Kommentar!«, schrieb er mir. »Es geht nicht um medizinische Gründe, das schreibt er so offen!« Ähnlich reagierten Tausende Nutzer, die den Screenshot in den sozialen Netzwerken und in Messengerdiensten teilten. Doch der vermeintliche Tweet war ein Fake, gebastelt am Computer.

Falsche Nachrichten gab es schon immer, neu sind aber die Wege und die Reichweite ihrer öffentlichen Kommunikation. Über soziale Netzwerke, Blogs und Online-Foren kann heute jeder Internetnutzer Meinungen und Wissen verbreiten und dabei weltweit Leser erreichen. Der unbeschränkte Zugang zur Publizität bricht mit der autoritären Nachrichtenpolitik vergangener Zeiten und ermöglicht gerade in undemokratischen Systemen einen kritischen – und wahrnehmbaren – Widerstand. Mit der Ausschaltung kontrollierender Zwischeninstanzen und von Gatekeepern in Redaktionen werden jedoch zugleich qualitative Filter beseitigt, die eine ethische oder fachliche Überprüfung der Meldung gewährleisten. Bewusst oder unbewusst falsche Nachrichten gelangen damit ungehindert in die sozialen Netzwerke, werden dort geteilt und durch die Verbreitung über eine Vielzahl von Accounts und Nutzern zu scheinbaren Wahrheiten. Denn je mehr Menschen die Fake News teilen, desto »wahrer« erscheinen sie. Die Wiederholung einer unwahren Behauptung führt dazu, dass sie zunehmend für richtig gehalten wird. Die Vertrautheit – »Das habe ich doch schon einmal gehört …« – schlägt unsere Vernunft.

Das Internet ist voll von solchen Fake News – und sie können erheblichen Schaden anrichten, Ängste schüren, eine Person oder eine Partei diskreditieren. Zugleich verlassen sich immer mehr Nutzer auf soziale Netzwerke als Nachrichtenquellen; einer repräsentativen Befragung aus dem Jahr 2023 zufolge gaben 78 Prozent der unter Dreißigjährigen an, dass soziale Netzwerke ihnen den schnellsten Zugang zum aktuellen Weltgeschehen ermöglichen.38

Sind Fake News erst einmal in der Welt, haben Maßnahmen der Betreiber sozialer Netzwerke nur begrenzte Wirkungskraft. Der Digital Services Act der EU, der seit 2024 europaweit anwendbar ist und illegale Inhalte im Netz bekämpfen soll, sieht ein Löschen solcher Beiträge vor. In Anbetracht der schnellen Verbreitung von Fake News auf ganz unterschiedlichen Plattformen ist ein schnelles und nachhaltiges Löschen aber nicht flächendeckend möglich. Auch Gegendarstellungen sind nur sehr bedingt geeignet, den Folgen einer Falschmeldung entgegenzuwirken. Untersuchungen zeigen, dass sie eine einmal erzeugte Vorstellung langfristig kaum zu entkräften vermögen.39 Die Richtigstellungen erreichen in aller Regel nicht den identischen Personenkreis, denn sie werden von anderen Verfassern über andere Kanäle verbreitet. Geteilt wurde der vermeintliche Tweet des Bundesgesundheitsministers zum Beispiel über Telegram und in Facebook-Gruppen; dass deren Nutzer die Gegendarstellung etwa im »dpa factchecking« überhaupt zur Kenntnis nahmen, lässt sich zumindest bezweifeln. Auch die Aufmerksamkeit für Korrekturen, »Debunking« genannt, ist nicht dieselbe. Wir reagieren auf skandalöse Fake News mehr als auf ihre nüchterne Korrektur. Außerdem: Wer den Leitmedien nicht vertraut, der wird auch dem Faktencheck nicht vertrauen. Und tatsächlich stellt sich hier ein grundlegendes Problem: Wer soll eigentlich befugt sein, Fakten zu korrigieren und im Internet über wahr und unwahr zu entscheiden (dazu mehr ab Seite 77)?

Paradoxerweise kann die Wiederholung der Fake News den Glauben an ihre Richtigkeit sogar dann erhöhen, wenn sie im Kontext einer ausdrücklichen Korrektur erfolgt – schlicht durch ihre Wiederholung. Wissenschaftler nennen das den »Illusory Truth Effect«. Unser Gehirn neigt zu der falschen Annahme, dass eine häufig gehörte Information auch richtig sein muss, es interpretiert Bekanntheit als Wahrheit. Werden wir mit einer Aussage konfrontiert, gleichen wir die neue Information mit dem ab, was wir bereits kennen. Hören wir eine Aussage immer wieder, stellt sich ein Gefühl der Vertrautheit ein, das unsere Rationalität übertrumpfen kann; was vertraut ist, fühlt sich irgendwann richtig an.40

Wie schwierig es ist, Fake News zu korrigieren, zeigt ein interessantes Experiment aus den USA. Die Wissenschaftler Brendan Nyhan und Jason Reifler legten 130 Versuchspersonen ein Zitat von George W. Bush vor, in dem der ehemalige US-Präsident äußerte, dass Saddam Hussein im Irak über Massenvernichtungswaffen verfügte.41 Die Hälfte der Probanden sollte anschließend eine Zusammenfassung des »Duelfer-Reports« lesen, der zu dem Ergebnis gelangte, dass der Irak keine solchen Massenvernichtungswaffen besaß. Bei Teilnehmern, die Bush politisch nahestanden, führte der Report nicht etwa zu Zweifeln an der Aussage des früheren Präsidenten. Im Gegenteil: Sie waren nach der Lektüre sogar entschiedener als zuvor der Meinung, dass der Irak im Besitz von Massenvernichtungswaffen war. Der Versuch, eine falsche Information zu korrigieren, kann also eine konträre Wirkung haben und eine ideologisch fundierte Überzeugung sogar stärken.42

Und hinzu tritt eine neue Gefahr: Plattformbetreiber, die falsche Informationen nicht nur tolerieren, sondern fördern oder selbst verbreiten. Ihre Beiträge erreichen Millionen von Menschen, außerdem haben sie die Möglichkeit, die eigenen Posts zu priorisieren, sie werden also noch häufiger und noch großflächiger angezeigt. Elon Musk wird vorgeworfen, auf X eine Vielzahl zumindest irreführender Posts veröffentlicht zu haben. Unter anderem postete er im Wahlkampf einen KI-generierten Videoclip von Kamala Harris, den er – entgegen der eigenen offiziellen Unternehmenspolitik – nicht als solchen kennzeichnete.43 Viele Journalisten und Wissenschaftler haben X seit der Übernahme durch Elon Musk verlassen. In einem offenen Brief kritisieren sie, dass die Plattform »eine Brutstätte von Rechtsextremismus, Wissenschaftsleugnung, Hass und Verschwörungserzählungen« geworden sei.44

Wenn also Löschung oder Widerspruch nicht ausreichen, brauchen wir dann das Strafrecht? Eine strafrechtliche Verurteilung bringt nicht nur das Unrecht der Tat zum Ausdruck, sie kann Nutzer auch davon abhalten, Fake News zu posten. Zwar wird die Abschreckungswirkung des Strafrechts häufig überschätzt. Aber wenn sich herumspricht, dass Falschmeldungen nicht sanktionslos bleiben, kann das durchaus Wirkung entfalten.

Es gibt keinen allgemeinen Straftatbestand, der das Verbreiten falscher Inhalte verbietet. Dafür haben wir einige Gesetze, die bestimmte Formen von Fake News bestrafen. Das Recht ist allerdings keinesfalls ganz eindeutig; in vielen Fällen, die ich gleich behandeln werde, ist nicht sicher, ob die Gerichte verurteilen würden oder nicht. Das ist wenig verwunderlich. Unser Strafgesetzbuch stammt aus dem Jahr 1871 – zu dieser Zeit gab es allenfalls »Zeitungsenten«, an Fake News im großen Stil mit weiter Verbreitung über soziale Netzwerke hatte damals niemand gedacht. Wir müssen uns daher fragen: Bietet unser Recht ausreichend Instrumente, um auf die wachsende Gefahr durch Fake News reagieren zu können?



Was sind Fake News – und was nicht?

»Fake News« ist heute zu einem Kampfbegriff geworden, den unterschiedliche politische Lager für sich beanspruchen. Der US-amerikanische Präsident Donald Trump verwendete den Begriff »Fake News« in fast tausend seiner Tweets. Auf seiner ersten Pressekonferenz als 45. gewählter Präsident griff er den CNN-Reporter Jim Acosta mit den Worten an: »I am not gonna give you a question. You are fake news!«45 2017 kündigte er einen »FakeNewsAward« an, mit dem er die »unehrlichsten« Medien in den USA auszeichnen wollte. Der Vorwurf von Fake News dient hier als Generalangriff gegenüber einer kritischen Presse. Indem ganze Sender als »Lügenpresse« beschimpft werden, soll deren Berichterstattung diskreditiert und die Deutungshoheit über die Wahrheit zurückgewonnen werden. Tatsächlich wird kaum einem Politiker so häufig der Vorwurf gemacht, selbst Fake News zu verbreiten, wie Donald Trump, der in seinen Tweets zu Migration und Klimawandel immer wieder falsche Informationen streute. Die Washington Post hat eine Datenbank erstellt, auf der über 30 000 irreführende oder falsche Behauptungen von Trump dokumentiert wurden.46

Es mag überraschen, aber »Fake News« ist kein Begriff, den das Recht kennt. Er steht nicht im Strafgesetzbuch, und Fake News sind als solche auch nicht verboten. In den Sozialwissenschaften gibt es verschiedene Definitionsansätze, die im Kern drei Elemente beinhalten. Fake News sind zunächst einmal falsche Tatsachenbehauptungen, also Informationen, die nicht der Wahrheit entsprechen. Sie müssen außerdem, um als »News« bezeichnet zu werden, einen gewissen Nachrichtenwert besitzen, also für die Öffentlichkeit von Interesse sein. Und zuletzt unterscheiden sie sich von der herkömmlichen »Zeitungsente« dadurch, dass sie gezielt in die Welt gesetzt und über soziale Medien verbreitet werden. Fake News sind also nicht versehentliche Falschmeldungen, schlecht recherchierte Beiträge oder bedauerliche Irrtümer, sondern ganz bewusste Manipulationen der öffentlichen Meinung.

Fake News können sich auf das Verhalten oder auf Eigenschaften von Personen beziehen, auf das Agieren staatlicher Institutionen, auf historische oder gegenwärtige Ereignisse und auf empirische oder wissenschaftliche Erkenntnisse. Sie werden von unterschiedlichen Akteuren aus unterschiedlichen Gründen verbreitet. Urheber können einzelne Personen sein, aber auch Unternehmen, Medienschaffende, politische Organisationen und selbst Staaten. Mitunter dienen Fake News allein der Erregung von Aufmerksamkeit: Clickbait-Websites verbreiten irreführende und sensationelle Nachrichten, um Klicks und Werbeeinnahmen zu generieren. »Heidi Klum und Tom Kaulitz: traurige Trennung! Geh auf den Link, um mehr zu erfahren!« Oder: »Breaking News. Außerirdisches Raumschiff landet auf der Erde – Die Regierung verschweigt die Wahrheit!«

Meist aber haben Fake News eine klar politische Dimension: Es geht darum, aus politischen, ideologischen oder wirtschaftlichen Gründen den öffentlichen Diskurs zu beeinflussen. Dabei können Fake News auf unterschiedliche Art wirken:


1.Fake News über Personen und Positionen: Mit Fake News können Politiker, Aktivisten oder Wissenschaftler diskreditiert werden, um sie in öffentlichen Debatten zum Schweigen zu bringen, ihre Reputation infrage zu stellen oder um sie im Wahlkampf zu schwächen.

2.Aufheizen des gesellschaftlichen Diskurses: Fake News können bewusst Hass schüren, um gegen bestimmte Personen oder Gruppen Stimmung zu machen und so etwa die öffentliche Meinung zu Migration und Integration zu manipulieren.

3.Verunsicherung der Öffentlichkeit: Durch besorgniserregende Falschinformationen werden Ängste in die öffentliche Debatte getragen, die Einfluss auf gesellschaftliche Risikoabwägungen und Entscheidungsprozesse insbesondere in Situationen empirischer Ungewissheit haben.

4.Angriffe auf das Fundament des öffentlichen Diskurses: Durch die Leugnung empirischer und wissenschaftlicher Erkenntnisse wird die Basis für den gesellschaftlichen Meinungsbildungsprozess erodiert.


So bedrohlich Fake News sind – nicht weniger gefährlich ist es, den Vorwurf leichthin auszusprechen, um politische Gegner zu diskreditieren. Diese Entwicklung hat in den vergangenen Jahren zugenommen. Nicht nur klare Falschinformationen, sondern auch politische Zuspitzungen und umstrittene Ansichten werden als »Fake News!« bezeichnet und damit aus dem Diskurs verbannt. Ein aktuelles Beispiel: Das US-amerikanische Center for Countering Digital Hate hat 2024 eine lange Liste mit Fake News veröffentlicht, die Elon Musk im Wahlkampf verbreitet haben soll. Viele Beispiele sind richtig und werden ganz zu Recht kritisiert. Aber nicht alle. Abgebildet wird auch ein Post von Musk, in dem er Folgendes schreibt: »We should eliminate electronic voting machines. The risk of being hacked by humans or AI, while small, is still too high.«47 Um Musks Einschätzung elektronischer Wahlgeräte als Fake News zu kategorisieren, wird auf Aussagen von Faktencheckern hingewiesen. Sie schreiben, die amerikanische Behörde für Sicherheit von Informationstechnologie habe bei der Bewertung der Wahl 2020, bei der elektronische Wahlgeräte zum Einsatz kamen, keine Belege dafür gefunden, dass Stimmen gelöscht, verändert oder in irgendeiner Weise kompromittiert worden seien.48 Dass bei einer einzelnen Wahl keine Beweise für eine Manipulation gefunden wurden, ist allerdings kein Grund, die von Musk formulierte Risikobewertung als »Fake News« einzustufen. Die Gefahr einer Beeinflussung von Informationssystemen lässt sich in kaum einem Kontext ausschließen, die Annahme eines geringeren Risikos ist daher keine Unwahrheit. Und welche Folgen daraus zu ziehen sind, ob der Nutzen die Nachteile elektronischer Wahlmaschinen überwiegen, das ist kein Fakt, sondern eine Meinungsäußerung. Das Label »Fake News« ist hier also falsch; es kennzeichnet nicht die Aufdeckung einer falschen Tatsachenbehauptung, sondern ist eine letztlich politische Kritik an Musks Haltung zum Wahlsystem. Wer aber den Begriff der Fake News in dieser Weise verwendet, nimmt ihm sein kritisches Potenzial. Der Vorwurf, Fake News zu verbreiten, nutzt sich ab, wird zu einem weiteren Instrument in der politischen Debatte – anstatt die notwendige Grenze zwischen kontroverser Meinung und tatsächlicher Fehlinformation zu markieren.



Von Verleumdung bis Cybermobbing – Wenn Fake News Menschen angreifen

Das Verbreiten falscher Nachrichten über einen anderen Menschen kann als sogenannte »üble Nachrede« oder als »Verleumdung« strafbar sein, das steht in den Paragrafen 186 und 187 des Strafgesetzbuchs. Die Strafe wird noch einmal erhöht, wenn die Tat eine Person des politischen Lebens trifft und sie geeignet ist, ihr »öffentliches Wirken erheblich zu erschweren« (Paragraf 188 des Strafgesetzbuchs).

Die üble Nachrede und die Verleumdung sind sehr ähnlich formuliert, ihr größter Unterschied besteht im Wissen des Täters. Wer weiß, dass er eine Fake News verbreitet, begeht möglicherweise eine Verleumdung. Wegen übler Nachrede kann man hingegen auch bestraft werden, wenn man an die Wahrheit der Information glaubt, dazu später mehr. Voraussetzung für eine Strafbarkeit nach beiden Tatbeständen ist es, dass die verbreitete Behauptung dazu geeignet ist, den Betroffenen »verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen«. Das ist der Fall, wenn sie die Ehre des Opfers in der Einschätzung anderer mindert.

Fake News zielen hier meist darauf ab, das Bild des Betroffenen in der Öffentlichkeit zu verzerren. Der falsche Tweet vom Kapitelbeginn sollte Karl Lauterbach unterstellen, aus falschen Gründen eine Impfpflicht zu wollen. Es ging also darum, die Position der Befürworter einer Impfpflicht zu schwächen und Lauterbach als Person zu diskreditieren. Auch andere Politiker erleben diese Formen der Manipulation. Im Dezember 2016 verbreitete sich in den sozialen Netzwerken ein erfundenes Zitat der Politikerin Renate Künast von Bündnis 90/Die Grünen, in dem sie angeblich zum Fall eines Geflüchteten, der eine Freiburger Studentin vergewaltigt und ermordet hatte, Stellung bezog. Künast wurde mit den Worten wiedergegeben, »der traumatisierte junge Flüchtling hat zwar getötet, man muss ihm aber jetzt trotzdem helfen«. Das Zitat löste in der Öffentlichkeit heftige Empörung über Künast und die Flüchtlingspolitik ihrer Partei aus. Wie sich herausstellte, war die fragliche Aussage, die einem Interview mit der Süddeutschen Zeitung entstammen sollte, von Künast nie getroffen und von der Zeitung auch nicht behauptet worden.

Sind die Fake News über Lauterbach und Künast nun strafbare Verleumdungen? Dafür müssten sie geeignet sein, die beiden Politiker verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, also ihren sozialen Achtungsanspruch zu verletzen. Das ist allerdings nicht leicht zu beantworten. Denn beide Aussagen sind ja erst einmal legitim. Künasts vermeintliches Zitat steht im Einklang mit den Wertungen unserer Rechtsordnung: Die Hilfe auch für verurteilte Straftäter ist Ausdruck eines humanen Strafverständnisses; der Resozialisierungsanspruch eines Verurteilten ist verfassungsrechtlich verbürgt und ein wesentlicher Pfeiler des deutschen Vollzugssystems. Aber unabhängig davon: Mit der Verbreitung des falschen Zitats wurde öffentliche Entrüstung bezweckt – und erreicht. Entscheidend ist nicht, ob eine angebliche Äußerung zu einer Herabwürdigung der Person führen sollte, sondern ob sie es tatsächlich tun kann.

Wie groß muss denn die Gruppe derjenigen sein, die den Politiker durch die zugeschriebene Aussage herabgewürdigt sieht? Lauterbachs vermeintliches Zitat dürfte von seinen Anhängern und von einigen Unterstützern der Impfpflicht nicht als ehrenrührig betrachtet worden sein. Auch Künasts angebliche Empathie mit dem Geflüchteten werden nicht wenige Menschen nachvollziehbar finden. Die Paragrafen 186 und 187 des Strafgesetzbuchs sprechen aber von »der« öffentlichen Meinung. Muss also Konsens darüber bestehen, dass die Äußerungen empörend sind? In einer pluralistischen Gesellschaft existieren zu den meisten Fragen aber keine einheitlichen Anschauungen, sondern unterschiedliche politische und ethische Vorstellungen: Eine Aussage, die für den einen ehrenrührig ist, mag für den anderen normal oder sogar ehrenvoll sein. Und was als »öffentliche Meinung« erscheint, wird häufig durch bestimmte Akteure – Presse, Lobbygruppen und Politik – konstruiert und spiegelt nicht unbedingt eine »herrschende« Ansicht oder gar einen allgemeinen Konsens wider.

Für die Feststellung der Ehrenrührigkeit muss daher nicht der wenig erfolgversprechende Versuch unternommen werden, eine gesellschaftliche Mehrheitsmeinung zu ermitteln. Es genügt die Sichtweise eines Teils der Bevölkerung, der über eine bloß marginale Randgruppe hinausgeht. Eine gewisse quantitative Grenze ist erforderlich, um die Tatbestandsverwirklichung nicht von irrationalen subjektiven Deutungen Einzelner abhängig zu machen. Anderenfalls ließe sich eine Ehrverletzung in kaum einer Konstellation ausschließen: Ist eine Tatsachenaussage an die Allgemeinheit adressiert, so werden sich stets Einzelne finden, die in der Behauptung eine Verächtlichmachung sehen. Es reicht also, wenn das Ansehen des Opfers aus Sicht einer hinreichend großen Gruppe verletzt wird. Dann schadet es auch nicht, wenn die Wertung dieser Gruppe auf Ressentiments beruht und von einer Mehrheit in der Bevölkerung abgelehnt wird. Macht sich der Täter gesellschaftliche Vorurteile zur Ehrverletzung zunutze, so bleibt die Tat strafbar.

Um strafbar zu sein, muss eine Fake News den Achtungsanspruch des Betroffenen verletzen können. Das ist bei der falschen Zuschreibung politischer Positionen meist nicht der Fall. Wenn man etwa wahrheitswidrig verbreitet, dass ein Politiker sich für eine flächendeckende Geschwindigkeitsbegrenzung auf Autobahnen einsetzt, wird das viele Menschen verärgern, ohne dass der Politiker gleich als verächtlich erschiene. Künast und Lauterbach sind sicher Grenzfälle. Als Staatsanwältin würde ich argumentieren, dass im Fall des Künast-Zitats der Vorwurf mitschwang, dass sie den Blick für politische Realitäten und die Bedürfnisse von Opfern und Gesellschaft verloren hat; sie sieht, so impliziert es das Zitat, kriminelle Migranten ausschließlich in einer Opferrolle und blendet potenzielle Gefahren durch Zuwanderer einseitig aus. Die aggressiven Reaktionen in den sozialen Netzwerken zeigen, dass das falsche Zitat tatsächlich Wut und Hass über Künasts vermeintliche Verhöhnung des Opfers ausgelöst hat. Bei Lauterbach ließe sich sagen, dass ihn die Forderung nach einer Impfpflicht aus sachfremden Erwägungen als Gesundheitsminister diskreditieren würde; ein Minister, der eine medizinische Maßnahme nicht aus medizinischen – sondern aus politischen – Gründen anordnen will, wäre eine Fehlbesetzung.

Renate Künast erstattete Anzeige wegen des erlogenen Zitats. Die Staatsanwaltschaft stellte das Verfahren im Juli 2017 ein. Zwar hatte man den Urheber ermitteln können, es handelte sich um einen bekannten Schweizer Rechtspopulisten. Doch laut des Berliner Tagesspiegels begründen die Ermittler ihre Entscheidung damit, dass es sich »lediglich um ein Äußerungsdelikt« handle und für den Beschuldigten »kein Aufenthaltsort im Bundesgebiet« bekannt sei. Das klingt so, als wäre der Aufwand, den Schweizer Rechtspopulisten dingfest zu machen, zu hoch, wenn es doch »nur« um Fake News geht. Eine solche Einstellung wäre aber fatal.

Fake News wie das angebliche Künast-Zitat haben gleich zwei hoch problematische Folgen. Sie provozieren Wut und Hass gegen den Betroffenen; Renate Künast sah sich einem regelrechten Hatestorm ausgesetzt. Die Studienlage ist hier noch nicht eindeutig, aber es sprechen einige Gründe dafür, dass ein solcher Hass im Netz, der von den Verbreitern der Fake News gerade beabsichtigt ist, den Politiker auch im echten Leben Gefahren aussetzt. Wenn ein Mensch im Internet herabgewürdigt wird, kann die Hemmschwelle für Übergriffe auch auf der Straße sinken. Außerdem heizen Fake News eine eh schon emotional geführte öffentliche Debatte weiter auf. Eine ruhige Auseinandersetzung über Kriminalität von Geflüchteten, gerechte Strafe und mögliche Präventionsmaßnahmen ist dann kaum mehr möglich. Die Gräben zwischen den Befürwortern von Zuwanderung und ihren Kritikern vertiefen sich, das Misstrauen in Politiker, die scheinbar die Interessen der Bevölkerung vergessen haben, wächst.

Aber nicht nur Politiker und Personen des öffentlichen Lebens werden Opfer von Verleumdungen im Netz. Dabei haben Lügen erhebliches Potenzial, anderen Menschen Schaden zuzufügen. Die Unterstellung von Haltungen, Zielen oder Handlungen kann, wenn sie geglaubt wird, das Bild des Betroffenen nachteilig verändern. Wenn über eine Person verbreitet wird, dass sie eine rechtsextreme Partei wählt, ihre Partnerin schlägt oder schon einmal im Gefängnis war, kann sich das auf das soziale Umfeld auswirken, Arbeitgeber stellen nicht ein, Bekannte ziehen sich zurück.

Unwahrheiten können aber auch Teil eines gezielten Angriffs gegen eine Person sein: Mobbing. Das Opfer wird dabei gezielt und über einen längeren Zeitraum bloßgestellt, beleidigt oder verleumdet. Beim Mobbing geht es den Tätern meist um die Ausübung von Macht. Durch die Abwertung des anderen wertet sich der Täter selbst auf, er stellt sich über sein Opfer, kontrolliert und dominiert dessen Gefühlswelt. Mobbing wird häufig durch wenige initiiert und durch viele mitgetragen. Im Raum Schule spielt Gruppenkonformität eine große Rolle. Mobbingopfer weichen häufig von einer – angeblichen – Norm ab, optisch, durch ihre sexuelle Orientierung oder ihre Herkunft. Durch die Teilnahme am Mobbing versichern sich die Unterstützer, selbst der Norm zu entsprechen und Anspruch auf Gruppenzugehörigkeit zu haben. Mobbing ist zwar ein bekanntes Phänomen, aber Cybermobbing hat eine neue Qualität. Die Täter können sich hinter falschen Accounts verstecken, die Anonymität und physische Distanz enthemmen. Gleichzeitig erreichen gestreute Gerüchte in Klassen- oder Schulchats fast das gesamte soziale Umfeld eines Betroffenen. Es ist daher wenig überraschend, dass die Folgen von Cybermobbing erheblich sind, sie reichen von Depressionen bis zu Suizidgedanken. Einer Studie zufolge leiden 29 Prozent der Opfer noch Jahre später unter dem erlebten Mobbing.49

Die Einführung eines eigenen Straftatbestandes für Cybermobbing wird bisher trotzdem überwiegend abgelehnt. Die bestehenden Gesetze würden ausreichen, immerhin kann man doch Verleumdungen oder Beleidigungen bestrafen. Außerdem wird argumentiert, dass ein Cybermobbing-Tatbestand zu viele Probleme aufwerfen würde: Mobbinghandlungen seien zu heterogen, die Interaktionen zu komplex, um sie unter einen einheitlichen Straftatbestand zu fassen. Mich überzeugt das nicht. Das besondere Unrecht des Mobbings besteht gerade in der wiederholten Bloßstellung des Opfers über einen längeren Zeitraum. Diese Dynamik des Mobbings wird durch einzelne Vorwürfe wie Beleidigung oder üble Nachrede nicht hinreichend abgebildet. Ein eigener Straftatbestand, der (Cyber-)Mobbing als eigenständiges Unrecht benennt, hätte nicht nur eine symbolisch starke Wirkung, sondern würde dem Phänomen auch deutlich besser gerecht. In Österreich und in den USA existieren entsprechende Gesetze bereits, Deutschland sollte hier nachziehen.



Was passiert, wenn man unwissentlich Fake News verbreitet?

Mein Bekannter hat daran geglaubt, dass der angebliche Lauterbach-Tweet wahr ist. Er hat ihn weitergeleitet, weil er sich ehrlich über die Aussage gewundert hat und seinen Ärger mit mir teilen wollte. Das kann doch nicht strafbar sein – oder doch?

Der Tatbestand der üblen Nachrede bestraft denjenigen, der eine herabwürdigende Tatsache verbreitet, wenn »diese Tatsache nicht erweislich wahr ist«. Diese Formulierung klingt kompliziert, und sie ist es auch. Sie besagt, dass die »Nichterweislichkeit« der behaupteten Tatsache eine sogenannte objektive Strafbarkeitsbedingung ist. Das bedeutet: Es spielt keine Rolle, ob der Verbreiter die Aussage für wahr hält oder nicht. Kann im Strafverfahren nicht belegt werden, dass sie tatsächlich richtig ist, geht das zu seinen Lasten. Das ist eine recht ungewöhnliche Konstruktion im Recht, das sonst dem Grundsatz »Im Zweifel für den Angeklagten« folgt. Wer also eine herabwürdigende Fake News verbreitet, der macht sich strafbar.

Dahinter steht der Gedanke: Wenn man nicht sicher weiß, dass eine Information, die einen anderen in der öffentlichen Meinung herabwürdigen kann, auch wirklich wahr ist, dann muss man sie für sich behalten. Bei der Formulierung des Straftatbestandes im Jahr 1871 ergab das Sinn, man kommunizierte weniger und zurückhaltender. Heute ist die Verbreitung von Beiträgen allerdings ein wesentlicher Bestandteil der modernen Kommunikation. Soziale Netzwerke wie Facebook sind auf einen schnellen und aktuellen Austausch von Inhalten angelegt: Beiträge werden von Nutzern mit ihren Kontakten geteilt und erreichen so in kurzer Zeit eine Vielzahl von Lesern. Die Funktionen »Teilen« oder »Weiterleiten« gibt es auf fast jeder Plattform und jedem Messengerdienst. Gleichzeitig ist eine Überprüfung des Wahrheitsgehalts in diesem System weder angelegt, noch ist sie dem einzelnen Nutzer immer möglich. Handelt es sich um Nachrichten über Personen des öffentlichen Lebens, so fehlt es ihm an Zugang zu den notwendigen Quellen und Informationen, um die Richtigkeit der behaupteten Tatsache überhaupt bewerten zu können. Wie mühelos heute Fake News verbreitet werden, war für den Gesetzgeber des 19. Jahrhunderts nicht vorhersehbar. Sollte man das Recht also ändern? Dagegen spricht, dass gerade das unbedachte Weiterleiten die Fake News so gefährlich macht. Würde der Tweet nicht tausendfach geteilt, hätte er keine Wirkung. Welche Verantwortung Nutzer heute haben, sollte der Gesetzgeber neu verhandeln und regeln. Sinnvoll wäre es sicher, eine Strafbarkeit nur in Fällen anzunehmen, in denen der Täter sorgfaltswidrig gehandelt hat, die Wahrheit also leicht zu überprüfen gewesen wäre.

Mein Bekannter muss sich trotzdem keine Sorgen machen. Wenn die Staatsanwaltschaft schon den Urheber des gefälschten Tweets nicht weiterverfolgt, wird sie nicht gegen diejenigen vorgehen, die ihn nur geteilt haben. Als Freundin beruhigt mich das natürlich, als Strafrechtlerin fände ich ein Verfahren ziemlich interessant.



Wenn Fake News gesellschaftliche Konflikte aufheizen

Fake News können Hass auslösen. Politiker wie Karl Lauterbach und Renate Künast sind in den letzten Jahren immer wieder zur Zielscheibe von Hatestorms im Netz, beleidigenden oder bedrohlichen Nachrichten geworden. Dass der Hass häufig Politiker trifft, ist nicht verwunderlich. Zwischen ihnen und den Bürgern besteht ein erhebliches Machtgefälle: Politiker haben mediale Reichweite, eine öffentliche Stimme und können sich in Fernsehen und Zeitungen äußern. Sind sie in der Regierungsverantwortung, können sie unmittelbar Entscheidungen treffen, die das Leben der Menschen beeinflussen. Wer mit ihren Positionen nicht einverstanden ist, der kann dem zumindest kurzfristig kaum etwas entgegensetzen. So entstehen Gefühle von Ohnmacht und Hilflosigkeit – und häufig Aggression. Für Kritiker der Corona-Schutzmaßnahmen wurde Lauterbach schnell zur Reizfigur. Werden falsche Tweets von ihm verbreitet, die ihn unsachlich und rücksichtslos erscheinen lassen, kann das Fass überlaufen. Das Recht bildet diesen Aspekt bislang nicht ab. Wer Lügen verbreitet, wird für den daraus entstehenden Hass nicht belangt. Mir sind keine Strafverfahren wegen einer Anstiftung zu Beleidigungen bekannt.

Eine Ausnahme kann es geben, wenn bestimmte Gruppen betroffen sind. Während der Corona-Pandemie verbreiteten sich schnell antisemitische Verschwörungserzählungen. Besonders prominent durch Attila Hildmann, der auf seinem Telegram-Kanal regelmäßig gegen Juden und Jüdinnen hetzte. Am 4. März 2021 veröffentlichte er folgenden Post:


»Merkel ist keine Deutsche sondern Jüdin. 90 % der BRD-Politiker in Machtpositionen sind Juden! […] Der Jude steckt hinter der Freimaurerei, Bilderberg, Banken, Pharma und Waffenindustrie! Die Illuminati sind ein Judenorden! Der Jude war und ist der Feind aller freien Völker!«


Verschwörungserzählungen sind selten strafbar. Wir alle können ungestraft ziemlich viel Unsinniges behaupten. Wer schreibt, dass es nie eine Mondlandung gab, Elvis noch lebt oder die Anschläge vom 11. September von den USA selbst initiiert wurden, dem drohen keine strafrechtlichen Konsequenzen. Aber hier wird eine Grenze überschritten. Wegen Volksverhetzung (Paragraf 130 des Strafgesetzbuchs) wird bestraft, wer gegen bestimmte, zum Beispiel nationale und religiöse, Gruppen oder gegen Teile der Bevölkerung zum Hass aufstachelt. Die Lüge ist dabei ein wirksames Mittel. Die Behauptung, dass eine jüdische Elite die Geschicke der Welt zum eigenen Vorteil lenkt, soll Wut und Feindseligkeit schüren. Die Staatsanwaltschaft Berlin erließ Haftbefehl wegen Volksverhetzung. Da Hildmann aber offenbar einen Tipp aus den Reihen der Berliner Justiz bekam, gelang ihm die Flucht.

Antisemitische Verschwörungserzählungen, die mit Hass und Hetze verbunden werden, sind ganz klar strafbar. Schwieriger wird es, wenn Lügen zwar Hass schüren sollen, der Verfasser aber selbst nicht ausdrücklich eine Missachtung der Gruppe formuliert. Im Januar 2017 verbreitete sich der folgende Facebook-Post:


»Ich bin stocksauer!!… erzählt mir gerade meine Tochter: Ihre beste Freundin fährt mit ihrer Nachbarin oft von Mühldorf (Oberbayern) nach Hause. Die Nachbarin ist im Mühldorfer Krankenhaus Krankenschwester. Und wie sie erzählte wurde jetzt ins Mühldorfer Krankenhaus eine 17 Jährige eingeliefert, welche von einem Asylanten bei der Vergewaltigung so schwer verletzt wurde, dass eine Notoperation erfolgte und ein künstlicher Darmausgang gelegt werden musste! Was hat dieses Monster diesem Mädchen angetan! Das Krankenhauspersonal erhielt Anweisung, dass keinesfalls Informationen an die Presse gelangen dürfen! Es wird davon nichts in einer Zeitung erscheinen!!«


Die Geschichte über die Vergewaltigung war erlogen, eine entsprechende Tat hatte es nicht gegeben. Der Hintergrund der Nachricht war ein anderer: Mit der Fake News sollte in Wahrheit nicht über eine konkrete Tat berichtet, sondern Ausländerkriminalität und deren vermeintliche Vertuschung durch deutsche Behörden angeprangert werden. Die Tat richtet sich also nur scheinbar gegen eine (fiktive) Einzelperson, ihr Ziel war es, Asylbewerber in Misskredit zu bringen. Damit sind wir im Anwendungsbereich des Straftatbestandes der Volksverhetzung, denn Geflüchtete sind ein »Teil der Bevölkerung«.

Doch ist der Bericht über ein ausgedachtes Verbrechen auch ein »Aufstacheln zum Hass« gegen Migranten? Das wird von einigen Strafrechtlern verneint. Eine Volksverhetzung liege nur vor, wenn die Äußerung selbst in einer bestimmten, von Ablehnung und Geringschätzung geprägten Form erfolgt. Der Angriff auf die Gruppe müsse durch Rohheit und Abwertung gekennzeichnet sein, sonst sei es keine »Hetze«. Zwingend ist diese Sichtweise nicht.

Der Begriff des »Aufstachelns« lehnt sich an das Bild eines giftigen Stachels an: Die Äußerung des Täters dringt symbolisch in den Organismus der Öffentlichkeit ein, verbreitet sich und schädigt dessen friedliche Strukturen. Dem Aufgestachelten muss dabei nicht bewusst sein, dass der Stachel giftig ist: Entscheidend für das Aufstacheln sind Prozess und Folgen, nicht die Erkennbarkeit seiner toxischen Wirkung. In welcher Weise der Täter die gefährliche Reizung herbeiführt – ob durch offenen Hass oder subtilere Fake News –, ist daher nicht maßgeblich. Das entspricht auch der Idee hinter der Strafvorschrift, die den öffentlichen Frieden schützen will. Auch dafür ist es unerheblich, auf welche Weise Hass gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen geschürt wird. Selbst wenn der Täter vordergründig emotionslos schreibt, können seine Lügen eine feindselige Haltung gegen die Gruppe erzeugen oder verstärken.

Falsche Informationen können das öffentliche Klima sogar nachhaltiger beeinflussen als abfällige Werturteile. Meinungsäußerungen können eine feindselige Haltung zwar bestärken, sie geben jedoch lediglich die subjektive Sicht eines Einzelnen wieder und bleiben für den Adressaten ohne Verbindlichkeit. Fake News präsentieren hingegen keine subjektiven Deutungen, sondern scheinbar sachliche Fakten. Sie erheben den Anspruch auf Objektivität und Richtigkeit. Anders als persönliche Meinungen lassen (angebliche) Tatsachen keinen Raum für Widerspruch und abweichende Sichtweisen. Indem Fake News vorgeben, eine sachliche Basis für die gesellschaftliche Meinungsbildung zu schaffen (und nicht selbst Meinungsäußerung zu sein), reichen ihre Auswirkungen auf den öffentlichen Frieden deutlich weiter. So dürfte die bloße Behauptung eines Einzelnen (»Geflüchtete sind doch alle kriminell«) die öffentliche Stimmung weniger beeinträchtigen als Berichte über angebliche Verbrechen oder falsche Kriminalitätsstatistiken, die Ängste und Wut in der Bevölkerung durch vermeintlich wissenschaftlich neutrale Erkenntnisse bestätigen und bekräftigen.

Sind Fake News also darauf angelegt, eine feindselige Einstellung gegen einen Bevölkerungsteil zu erzeugen, können sie bestraft werden. Aber das Recht hat einige Lücken. Wie wäre es etwa, wenn jemand die Nachricht verbreitet: »Hunderttausende Flüchtlinge aus aller Welt machen sich auf den Weg nach Deutschland und wollen in unsere Sozialsysteme einwandern. Die Regierung unternimmt nichts, sondern verheimlicht alles.« Obwohl eine solche Äußerung die gesellschaftliche Diskussion aufheizen, zu Verunsicherung und Wut führen kann, wäre sie nicht strafbar. Der Grund: »Flüchtlinge« sind keine homogene nationale oder ethnische Gruppe. Und sie sind auch noch kein Teil der Bevölkerung, schließlich befinden sie sich noch außerhalb unserer Grenzen. Dass die Aussage natürlich auch zu Hass auf Flüchtlinge führt, die bereits in Deutschland sind, blendet das Recht aus.

Mit Blick auf hetzerische Fake News müssen sich Recht und Rechtsanwendung dringend ändern:


1.Auch sachlich formulierte Fake News können »zum Hass aufstacheln« und als Volksverhetzung strafbar sein. Ihre Urheber müssen konsequent verfolgt werden.

2.Der Tatbestand der Volksverhetzung muss überarbeitet werden. Auch Aussagen, die sich formal gegen nicht inländische Gruppen richten (»Flüchtlinge im Mittelmeer«, »Juden in Israel«), müssen bestraft werden können.



Wenn Fake News die Öffentlichkeit verunsichern sollen

»Auch die weitreichendste Gewährleistung der Meinungsfreiheit würde einen Menschen nicht schützen, der fälschlicherweise in einem Theater ›Feuer‹ ruft und Panik verursacht.«50

Dieser Satz stammt aus dem Jahr 1919, formuliert von Oliver Wendell Holmes, Richter am US-amerikanischen Supreme Court. Das »Shouting fire in a theatre«-Argument wird als Beleg dafür herangezogen, dass die Meinungsfreiheit nicht schrankenlos gewährleistet werden kann. Nicht einmal in den USA, wo die Meinungsfreiheit im ersten Verfassungszusatz geschützt wird und nur wenigen Einschränkungen unterliegt. Strafbar ist das allerdings im deutschen Recht nicht.

Nun kommt es nicht häufig vor, dass jemand in einem Theater »Feuer« schreit. Was jedoch ein zunehmendes Problem darstellt, ist die geistige Brandstiftung in sozialen Netzwerken. Durch Fake News wird symbolisch »Feuer« gerufen. Verstörende und beängstigende Nachrichten schüren Ängste und können dazu führen, dass sich Menschen in Panik für gefährliches oder schädliches Verhalten entscheiden.

Im März 2020, zu Beginn der Corona-Pandemie, verbreitete sich ein angeblicher Beitrag des Nachrichtenmagazins Focus Online mit folgendem Text:


»Die größten Supermarktketten haben sich nun über mehrere Tage abgesprochen und sind nun zu dem Entschluss gekommen, ab Montag neue Öffnungszeiten einzuführen. Die neuen Öffnungszeiten für Lidl, Netto, Aldi sowie Kaufland, Edeka, Penny und Real sehen ab dem 16. 03. 20 wie folgt aus:


Montag: 8:00 Uhr bis 10:00 Uhr

Dienstag: Geschlossen

Mittwoch: Geschlossen

Donnerstag: Geschlossen

Freitag: 8:00 Uhr bis 10:00 Uhr sowie 16:00 Uhr bis 18:00 Uhr

Samstag: Geschlossen


Alle weitern maßnahmen [sic] werden aktuell noch besprochen und die Ladenzeiten können ggf. noch angepasst werden hieß es im Interview.«


Der falsche Artikel traf auf eine bereits verunsicherte Bevölkerung. Aufgrund der weltweiten Lockdowns erschienen Engpässe bei der Lieferung von Nahrungsmitteln und Hygieneartikeln nicht fernliegend. Eine solche Falschmeldung ist nichts anderes, als »Feuer!« zu rufen: eine falsche Gefahr, die Menschen in Panik und in Aktion versetzt. Die Fake News über die knappen Öffnungszeiten führte dazu, dass viele Bürger Angst um ihre Versorgung hatten – und Hamsterkäufe tätigten. Mehl oder Toilettenpapier waren zeitweise ausverkauft, einige Gemeinden sahen sich gezwungen, Allgemeinverfügungen zu erlassen, damit Waren nur noch »in einem haushaltsüblichen Umfang an eine Person abgegeben werden« durften.51

Verunsichernde Fake News können gerade in Krisensituationen erhebliche destruktive Wirkungen haben. Das gilt auch und besonders für den öffentlichen Diskurs. In Zeiten epistemischer Ungewissheit müssen Freiheit und Sicherheit sensibel ausgehandelt werden. Scheinbare neue Gefahren verschieben den Abwägungsprozess zulasten der Freiheit: Auf mögliche Risiken reagieren wir mit dem Wunsch nach Sicherheit – und der Einschränkung von Freiheit. Werden Fake News gezielt eingesetzt, können sie die öffentliche Akzeptanz auch für weitreichende Grundrechtseingriffe erhöhen. Spiegelbildlich können Falschmeldungen, die Risiken verharmlosen, die Bereitschaft zur Befolgung staatlicher Maßnahmen verringern.

Durch Fake News Panik zu verbreiten kann aber auch einen deutlich trivialeren Hintergrund haben: Geld. Im März 2018 veröffentlicht der Blogger Hardy Prothmann unter einem Pseudonym auf der Internetseite rheinneckarblog.de in der Rubrik »Nachrichten und Informationen« einen Artikel mit der Überschrift »136 Tote – 237 Verletzte – Chaos in der Stadt – Antiterroreinheiten im Einsatz – Massiver Terroranschlag in Mannheim«. Im Text heißt es:


»In Mannheim kam es aktuell zum bisher größten Terroranschlag in Westeuropa. Offiziell wurden bislang 136 Tote gezählt, 237 Personen sind verletzt, zum Teil lebensgefährlich. Rund 50 Angreifer haben mit Macheten und anderen Messern verschiedene Feste in der Stadt gestürmt. Sie griffen gleichzeitig in Zweier-Trupps an 25 Stellen an und sorgten für ein Blutbad apokalyptischen Ausmaßes.«52


Eine Zwischenüberschrift lautet: »30 Angreifer erschossen – 20 weitere im Stadtgebiet unterwegs«. Anschließend heißt es, die Behörden hätten eine Nachrichtensperre verhängt: »Social Media-Kanäle [werden] gezielt blockiert, um eine Massenpanik zu verhindern«. Im Internet sei aber ein Video aufgetaucht, dort sage ein »bärtiger Mann«: »Not only the capitals are our goal. We will find our enemies everywhere and we will kill them. Allahu al Akbar.« Der Artikel endet mit den Worten: »Wenn Sie bis hierhin gelesen haben, hatten Sie den Eindruck, dass Sie gut informiert worden sind. Das sind Sie. Über mögliche …«. Dann bricht der Text ab, wer weiterlesen möchte, muss ein Abo abschließen. Dort erfährt man, dass es sich um eine frei erfundene Geschichte handelt. Nichts davon ist wirklich passiert.

Die Facebook- und Twitter-Accounts des Rheinneckarblogs verlinken den Artikel, innerhalb kurzer Zeit lesen ihn über 20 000 Nutzer. Bei der Polizei gehen etwa zehn Anrufe besorgter Menschen ein. Den Facebook-Post kommentieren gut 400 Personen mit Sätzen wie: »Mein Sohn wohnt im Jungbusch, mir ist grad das Herz stehen geblieben.« Und: »Meine beiden Töchter und mein Enkel leben in Mannheim, ich in Norddeutschland. Ich bin heute morgen völlig panisch aus dem Bett gesprungen und hab ntv eingeschaltet.«

Etwa eine Viertelstunde nach der Veröffentlichung meldet Prothmann die Aktion bei der Polizei. Die verfasst umgehend eine Klarstellung des Sachverhaltes und verbreitet sie auf Twitter. Einige Stunden später veröffentlicht Prothmann auf seinem Blog einen Artikel mit der Überschrift »Denken statt ›liken‹«. Dort schreibt er, dass er mit seinem Text auf die Gefahr von Fake News aufmerksam machen und eine Debatte anstoßen wollte. Auf kritische Kommentare reagiert er wütend: »Für alle Kleingeister nochmals im Klartext: Wir haben keine ›Fakenews‹ veröffentlicht, sondern eine fiktionale Story im Gonzo-Stil. Klar erkennbar für jeden bei Sinn und Verstand.« Tatsächlich hatte Prothmann einige Hinweise eingebaut, die den Text als Fake hätten entlarven können. Er nannte die Namen des Ministerpräsidenten falsch – Siegfried Kretschman statt Winfried Kretschmann – und benutzte Ortsbezeichnungen wie »Markenplatz« und »Paradiesplatz«, die es in Mannheim gar nicht gibt.

Mit »Denken statt liken« eine Debatte über die Glaubwürdigkeit von Medienberichten anzustoßen ist an sich ein ehrenwertes Ziel. Doch das Anprangern von Lügen durch eine Lüge, noch dazu über einen laufenden Terroranschlag mit augenscheinlich islamistischem Bezug, überschreitet eine Grenze. Der Deutsche Presserat rügt den Rheinneckarblog, der Vorsitzende des Deutschen Journalistenverbandes urteilt: »Das hat mit Journalismus nichts zu tun.«53

Prothmanns Plan, durch eine Fake News auf die Gefährlichkeit von Fake News hinzuweisen, ging auch den Ermittlungsbehörden zu weit. Im Juli 2018 beantragt die Staatsanwaltschaft Mannheim den Erlass eines Strafbefehls über 9000 Euro wegen der Störung des öffentlichen Friedens durch die Androhung von Straftaten. Der Vorwurf verwundert erst einmal: Prothmann hatte doch nicht angedroht, Straftaten zu begehen. Er selbst hielt den Strafbefehl für falsch, legte Einspruch ein, und der Fall ging vor Gericht. Doch das Amtsgericht Mannheim bestätigte die Einschätzung der Staatsanwaltschaft und verurteilte Prothmann zur Zahlung von 12 000 Euro. Auf seine Berufung hin bestätigte das Landgericht das Urteil, reduzierte die Geldstrafe aber wegen des gering gewordenen Einkommens auf 4800 Euro. Prothmanns Einwand, dass jeder »vernünftige« Leser die Falschmeldung sofort als solche hätte erkennen können, überzeugte das Gericht nicht. Und das zu Recht: Die wenigsten Auswärtigen kennen die Plätze Mannheims, und auch der falsche Vorname des Ministerpräsidenten wird nicht jeden stutzig machen – vor allem nicht, wenn er gerade über einen der größten Terroranschläge der Geschichte liest.

Zum Verhängnis wurde Prothmann dieser Teil seiner Geschichte: »Teils gibt es Hinweise, dass die Terroristen ihre Attacken weiter fortführen, teils, dass Einzelne von Besuchern überwältigt worden sind, teils heißt es, einige seien in Richtung Innenstadt entkommen und würden dort auf jeden einschlagen, dem sie begegnen.«

Nach Paragraf 126 Absatz 2 des Strafgesetzbuchs macht sich strafbar, wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, wider besseres Wissen vortäuscht, dass die Begehung bestimmter schwerer Straftaten, wie Mord, Totschlag oder schwere Körperverletzungen, bevorsteht. Der Anwendungsbereich der Strafvorschrift ist gering, passte aber im Fall Prothmann. Fake News werden nur erfasst, wenn sie sich auf Taten beziehen, die gerade ausgeführt werden oder die in naher Zukunft zu erwarten sind. Falschmeldungen über bereits abgeschlossene Straftaten sind danach ebenso wenig strafbar wie Fehlinformationen über lediglich geplante Taten. Hätte Prothmann geschrieben, dass der Terroranschlag bereits vorbei sei – der Tatbestand hätte nicht gepasst, obwohl die Nachricht in der Öffentlichkeit, gerade bei den Angehörigen, sicher für ähnlich viel Angst und Schrecken gesorgt hätte.

Wir sollten daher über zwei neue Straftatbestände nachdenken:


1.Es sollte ein Tatbestand diskutiert werden, der die absichtliche öffentliche Verbreitung erheblich verunsichernder Fake News in besonderen Notstandssituationen, etwa im Kontext von Katastrophenfällen oder epidemischen Notlagen, unter Strafe stellt.

Beispiel: Eine Person verbreitet bewusst wahrheitswidrig, dass ein Virus nicht nur zu den bekannten Symptomen, sondern bei Kleinkindern mit einer bestimmten Vorerkrankung zum Tod führt.

2.Überlegt werden sollte ein Straftatbestand, der es verbietet, unwahre Tatsachen in der Absicht zu verbreiten, in der Bevölkerung Panik auszulösen.

Beispiel: Eine Person verbreitet die Falschmeldung, dass ein Staudamm kurz vor dem Brechen sei. Die Menschen verlassen fluchtartig das Gebiet.


Bei der Formulierung der Vorschriften muss jedoch unbedingt auf eine restriktive und bestimmte Fassung der Tatbestandsvoraussetzungen geachtet werden, damit die Norm in der Praxis nicht zum Einfallstor für eine Politisierung des Strafrechts und zu einem Instrument zur Durchsetzung einseitiger Vorstellungen von Wahrheit wird.


Eine ähnliche Vorschrift findet sich in Artikel 656 des italienischen Strafgesetzbuchs: »Wer eine falsche, übertriebene oder tendenziöse Nachricht, die geeignet ist, die öffentliche Ordnung zu stören, veröffentlicht oder verbreitet, wird, sofern die Tat nicht einen schwereren Straftatbestand erfüllt, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 309 Euro bestraft.«

Das ist allerdings deutlich zu weit formuliert. Der Begriff der »tendenziösen« Nachricht ist nicht nur zu unbestimmt, er markiert auch die Grenze zwischen Recht und Unrecht an einer falschen Stelle. Tendenziös zu schreiben mag kein guter Journalismus sein; solange keine falschen Tatsachen verbreitet werden, ist aber das Strafrecht fehl am Platz. Enger formuliert war eine Strafvorschrift im österreichischen Recht. Nach Paragraf 276 öStGB aF. war zu bestrafen, wer »ein Gerücht, von dem er weiß, daß es falsch ist, und das geeignet ist, einen großen Personenkreis zu beunruhigen und dadurch die öffentliche Ordnung zu gefährden, absichtlich verbreitet«. Der Tatbestand wurde allerdings 2015 gestrichen, nachdem es in der Praxis kaum Anwendungsfälle gab. Angesichts des rasanten Anstiegs der Nutzung sozialer Medien stellt sich die Situation heute jedoch anders dar.



Können Faktenchecker helfen?

Nach alledem müsste man meinen, dass Faktenchecker heute notwendiger sind denn je. Doch Mark Zuckerberg, CEO von Meta, geht andere Wege. Anfang des Jahres 2025 erklärte er, in den USA die Zusammenarbeit mit Faktencheck-Redaktionen auf Facebook und Instagram beenden zu wollen. Die Systeme würden, so Zuckerberg, zu viele Fehler machen und zu viel Zensur verursachen. Selbst wenn nur ein Prozent der Beiträge versehentlich gerügt würden, so beträfe das die Informationsfreiheit vieler Millionen Menschen.

Für Europa hat Zuckerberg noch kein Ende seiner Faktenprüfung beschlossen. Wäre das überhaupt möglich? In der EU gilt seit Ende 2022 der Digital Services Act (DSA), der es sich auch zur Aufgabe gemacht hat, Desinformation auf Online-Plattformen zu bekämpfen. Der DSA knüpft seine Maßnahmen an »rechtswidrige Inhalte«. Wenn Nutzer solche Inhalte melden, muss die Plattform handeln, sonst drohen erhebliche Sanktionen. Doch der DSA legt nicht selbst fest, welche Inhalte »rechtswidrig« sind, sondern verweist auf das Recht der Mitgliedsstaaten. Ein Post muss also gegen geltendes deutsches Recht verstoßen. Und hier schließt sich der Kreis: Da Desinformationen nach dem Strafgesetzbuch nicht per se strafbar sind, unterfallen unwahre Behauptungen regelmäßig auch nicht dem DSA. Das ist ein weiterer Grund für die hier vorgeschlagenen Ergänzungen des Strafrechts: Neue Straftatbestände lösen die Mechanismen des DSA aus und schaffen für Online-Plattformen einen ernsthaften Anreiz, auf falsche Inhalte zu reagieren. Ein weiteres Instrument im Werkzeugkasten der EU zur Regulierung der Plattformen ist der Verhaltenskodex zur Bekämpfung von Desinformation, den große Anbieter wie Facebook, Instagram oder TikTok unterzeichnet haben. Der Kodex sieht insbesondere eine enge Zusammenarbeit und finanzielle Unterstützung von Faktenprüfern vor. Aber: Es handelt sich um eine reine Selbstverpflichtung der Betreiber. 2023 ist X (damals Twitter) aus dem Pakt ausgetreten – ohne jede Konsequenz.

Zuckerbergs Initiative ist in Deutschland und der EU auf deutlichen Widerspruch gestoßen. Die Tagesschau und die ARD-Landesrundfunkanstalten haben angekündigt, ihre Kapazitäten für die Faktenprüfung deutlich zu steigern. Doch es lohnt ein genauerer Blick: Was ist dran an Zuckerbergs Kritik?

Nicht nur Social-Media-Plattformen, sondern auch die Redaktionen von Sendungen wie der Tagesschau und Hart aber fair setzen Faktenchecker wie Correctiv.Faktencheck ein, um Desinformationen aufzudecken. In Deutschland haben sich die Gerichte bereits mehrfach mit den Überprüfungen von Faktencheckern befasst. Dabei betonen sie deren herausgehobene Stellung: Aufgrund ihrer Position wird ihnen tendenziell eine höhere Glaubwürdigkeit beigemessen als anderen Beiträgen. Äußerungen der Faktenchecker stehen in einem Hierarchieverhältnis zu Einträgen von Nutzern. Damit einher geht eine besondere Verantwortung. Der Staat darf nicht bestimmte Meinungen begünstigen oder benachteiligen, auch und erst recht nicht durch Faktenchecker. Für Social-Media-Plattformen gilt dieses Neutralitätsgebot zwar nicht direkt, doch die Gerichte gehen von einer sogenannten mittelbaren Drittwirkung aus. Angesichts der Reichweite sozialer Medien bedarf es, so urteilt etwa das Oberlandesgericht Karlsruhe,54 einer besonderen Rechtfertigung, wenn sich ein von der Plattform beauftragter Faktenprüfer wertend über Einträge anderer Nutzer äußert. Aber weshalb »wertend«? Geht es denn bei der Faktenprüfung nicht um Richtig oder Falsch, um Tatsachen, die gar keiner Wertung zugänglich sind? Die Gerichte sehen das anders.

Das Oberlandesgericht hatte 2021 über den Hinweis eines Faktencheckers zu entscheiden, der einen Post mit folgenden Worten beanstandete: »Fehlender Kontext. Laut unabhängigen Faktenprüfern könnten diese Informationen irreführend sein.« Das sei kein Vorgang, der »dem Wahrheitsbeweis zugänglich wäre«, urteilte das Gericht. Und weiter: »Die Beurteilung, ob hinreichend Kontext vorhanden ist oder Informationen als (möglicherweise) irreführend zu bewerten sind, entzieht sich einer objektiven Feststellbarkeit. Dies gilt schon für den Begriff ›irreführend‹, der die Wertung voraussetzt, ein Verhalten sei geeignet, eine Fehlvorstellung über Tatsachen zu erzeugen. Er enthält also noch keine dem Beweis zugänglichen Angaben darüber, welche Verlautbarung der geprüfte Artikel enthält und ob sie wirklichen Umständen widerspricht.«

Diese rechtliche Einstufung zeigt ein Kernproblem der Faktenprüfung: Wenn sie mit derart offenen Einordnungen arbeiten, gehen sie über eine reine Berichtigung von Fakten hinaus und treffen letztlich eigene Wertungen. Wertungen sind jedoch anfällig für politische Präferenzen.

Im Karlsruher Fall stellten die Richter einen Rechtsverstoß durch die Faktenchecker fest. Gegenstand des Verfahrens war ein Post, der den hohen Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund an Corona-Intensivpatienten thematisierte. Die Faktenprüfer stellten nicht in Abrede, dass gewisse empirische Erkenntnisse zum Migrationsanteil bestanden – sie hielten die Daten lediglich nicht für ausreichend. Das aber sei, so die Karlsruher Richter, keine Fehlerkorrektur, sondern eine Bewertung, die auch anders ausfallen könnte. Die Faktenchecker setzten damit ihre Meinung zur Relevanz von empirischen Erfahrungen an die Stelle des Urhebers. Das ist aber nicht ihre Aufgabe – und es ist äußerst gefährlich, wenn Faktenchecker unter Berufung auf die Wahrheitsfindung versuchen, eine vermeintlich »richtige« Haltung durchzusetzen. Damit verspielen sie das Vertrauen in ihre Arbeit und tragen zu eben der Politisierung und Relativierung von Fakten bei, die sie eigentlich bekämpfen sollen.

Sobald Faktenchecker auch nur den Anschein erwecken, eine politische Agenda zu verfolgen, verlieren sie Vertrauen. Vor Kurzem unterhielt ich mich mit jemandem, der kein Geheimnis aus seiner Sympathie für Donald Trump machte. Auf meine Frage, ob ihn die vielen Unwahrheiten des Präsidenten nicht stören würden, reagierte er mit Schulterzucken: Er glaube nicht, dass Trump mehr oder weniger lüge als andere Politiker. Mein Verweis auf die vielen Faktenchecks verfingen nicht. Ich solle mir, so mein Gesprächspartner, die Berichterstattung der deutschen Leitmedien doch einmal ansehen. Ein wütender Artikel über Trump jage den nächsten. Die Presse überbiete sich in einem Empörungsjournalismus, in dem es längst nicht mehr um eine sachliche Politikberichterstattung gehe. Wenn die Haltung der Medien derart eindeutig und einseitig sei, vertraue er auch ihren Faktenchecks nicht, deren Zielrichtung sei doch gesetzt. Dem könnte man einiges entgegenhalten, aber die Kritik hat einen richtigen Kern. Wenn etwa ein Nachrichtenmagazin durch einseitige Parteinahme und eine Häufung immer gleicher Artikel ohne nennenswerte Gegenpositionen nicht mehr als sachliche Nachrichtenquelle erscheint, dann überträgt sich diese Einschätzung auch auf ihre Faktenprüfung. Sie läuft Gefahr, nicht mehr als neutrale Instanz der Wahrheitsfindung, sondern als politischer Akteur wahrgenommen zu werden.

Die Wirklichkeit ist häufig zu komplex, um eine Aussage mit »wahr« oder »falsch« zu versehen. Darstellungen der Faktenchecker erscheinen dann häufig selbst verkürzt und damit angreifbar. Noch größer ist das Problem allerdings dann, wenn der Faktencheck selbst falsch ist. Ein Beispiel dafür, wie schnell ein vermeintlicher Faktencheck schiefgehen kann, lieferte die Sendung Hart aber fair im Januar 2023, die sich dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine widmete. Sahra Wagenknecht äußerte Folgendes: »Die Uno-Menschenrechtskommissarin hat immer wieder darauf hingewiesen, auch in diesem Krieg: Kriegsverbrechen werden von beiden Seiten begangen, und wenn man sie beenden will, dann muss man diesen Krieg beenden.« Louis Klamroth, der Moderator der Sendung, widersprach allerdings. Er könne die Aussage so nicht stehen lassen, spielte einen Film ein, in dem behauptet wurde, dass Vergewaltigungen ausschließlich von russischen Soldaten begangen wurden. Wagenknecht widersprach. Der Moderator reagierte: »Frau Wagenknecht, jetzt haben wir ein Problem.« Seine Verantwortung als Moderator sei es, keine Falschmeldungen stehen zu lassen. In den sozialen Medien entbrannte eine Debatte. Eine Seite warf Wagenknecht vor, Fake News zu verbreiten, und das trotz der eingespielten Faktenchecks. Später musste sich die Redaktion korrigieren. »Mittlerweile ist uns ein Bericht der Uno-Menschenrechtskommissarin aus dem Juli 2022 bekannt, in dem auch sexualisierte Gewalt auf ukrainisch kontrolliertem Gebiet berichtet wird.«55 Auch die Uno-Beobachtungsstelle für Menschenrechte in der Ukraine dokumentierte sexuelle Übergriffe durch Angehörige ukrainischer Streitkräfte oder Strafverfolgungsbehörden.56 Nun verbreitet sich in den sozialen Medien der Hashtag »#KlamrothLügt«.

Die Sendung wirft ein Schlaglicht auf die Gefahren falscher Faktenchecks. Es ist erstaunlich, dass die Aussage – Kriegsverbrechen werden von allen Seiten begangen – überhaupt ernstlich in Zweifel gezogen wurde. Wer sich mit internationalen Konflikten beschäftigt hat, der weiß, dass es in jedem Krieg Kriegsverbrechen gibt, und dass keine Seite davor gefeit ist. Die erlebte Gewalt, die existenziellen Ängste, der Hass auf den Feind lassen Menschen Grausames tun. Deshalb ist der Angriffskrieg so schweres Unrecht, weil der »saubere« Krieg eine Illusion ist, weil es immer zu Verbrechen gegen Unschuldige kommt. Die Aussagen von Wagenknecht als Fake News labeln zu wollen zeugt von Unkenntnis und Naivität – aber auch von politischer Einseitigkeit. Die deutschen Medien haben einen weitgehend einheitlichen Blick auf den Krieg, und wie so oft sind Zwischentöne selten. In diesem medialen Klima, das jede Form des Erklärens als falsches Verstehen brandmarkt und den Wunsch nach Verhandlungen als weltfremden und russlandfreundlichen Pazifismus fehldeutet, stößt ein solcher »Faktencheck« besonders übel auf. Denn er fügt sich in die politische Haltung der medialen Mehrheit und diskreditiert Personen mit anderen Vorstellungen. Der Faktencheck, eingespielt mit der Autorität des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, ist ein machtvolles Instrument in der öffentlichen Debatte, das nicht leichtfertig verwendet werden darf.

Die Kritik an den Faktencheckern bedeutet nicht, dass ihre Aufgabe unwichtig wäre. Im Gegenteil: Angesichts der neuen technischen Möglichkeiten der Lüge wäre verlässliche Faktenprüfung notwendiger denn je. Ihren Auftrag erfüllen können Faktenprüfer aber nur dann, wenn ihnen vertraut wird. Denn der Leser kann die Informationen selbst in der Regel nicht überprüfen, er muss auf die Integrität der Faktenchecker vertrauen. Vertrauen wird leicht verspielt, wenn es um Wahrheit geht. In der Vergangenheit waren Faktenchecks nicht selten zu voreilig, zu weitreichend und zu politisch. Oberste Gebote müssen umsichtige Zurückhaltung und eine Konzentration auf tatsächliche Unwahrheiten sein. Folgende Grundsätze sollten die Faktenprüfer, gerade im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, künftig stärker beachten:


1.Überprüfung von Fakten, nicht von Meinungen.

Wenn eine Position als zu wenig substantiiert oder als nicht überzeugend bewertet wird, kann sie Anlass für einen kritischen Kommentar sein. Sie ist allerdings kein Fall für einen Faktencheck. Wahrheit darf nicht gegen Meinungen in Stellung gebracht werden.

2.Anerkennung von Komplexität und Ungewissheit.

Faktenprüfung muss sich auf eindeutige und erwiesene Unwahrheiten beschränken. Jeder Fehler schadet dem Anliegen der Faktenprüfung massiv. Gerade in Situationen der Ungewissheit sollten Faktenchecks zurückhaltend sein. Zum Beispiel sollten denkbare Erklärungsansätze, etwa über den Ursprung des Corona-Virus oder die Sprengung von Nordstream 2, nicht vorschnell als »Verschwörungstheorien« gebrandmarkt werden. Das kann den Eindruck entstehen lassen, dass Denkräume aus politischen Gründen verengt werden. Faktenchecks sollten hier vorsichtig eingesetzt werden und nur auf nachweislich falsche Informationen hinweisen.

3.Faktenprüfung muss vollkommen unpolitisch sein.

Je einseitiger Medien berichten und je weniger Raum sie für Gegenpositionen lassen, desto mehr werden sie als politische Akteure wahrgenommen – und damit auch ihre Faktenprüfung. Diesem Eindruck müssen Redaktionen klar entgegentreten, wenn sie das Vertrauen in die Sachlichkeit ihrer Prüfung nicht verlieren wollen. Erreicht wird das am besten, indem die Faktenchecker nicht nur ihre Lieblingsfeinde, Trump und die AfD, in den Blick nehmen, sondern auch die Aussagen von Politikern anderer Parteien. Fake News aufzudecken, die Ausländerkriminalität überzeichnen, ist wichtig. Die Faktenprüfung gewinnt aber an Gewicht, wenn sie auch falsche Relativierungen thematisiert. Das ist keine unzulässige Gleichsetzung von Problemen, sondern der richtige Weg, Glaubwürdigkeit in Faktenprüfungen sicherzustellen. Die Wahrheit darf nicht politisch sein.



Die Regulierung sozialer Medien

Viele Fake News werden ohne größeren Aufwand verbreitet, über Twitter-Konten oder in Telegram-Kanälen. Manche bestehen nur aus wenigen Sätzen, kurzen Tweets, werden aber über Profile mit großer Reichweite geschickt gestreut. Teilweise werden Sprachnachrichten geteilt, in denen angeblich wichtige Informationen weitergegeben werden. So geschehen im Frühjahr 2020, als sich in den sozialen Netzwerken eine Sprachnachricht verbreitete, in der – angeblich von der Universitätsklinik Wien – vor einem Zusammenhang von Ibuprofen und schweren Verläufen bei Corona-Infektionen gewarnt wurde. Die Sprachnachricht hätte von jedem stammen können, es gab weder eine offizielle Bestätigung der Klinik noch eine nachprüfbare Quelle. Trotzdem erreichte die Fake News Hunderttausende Menschen und führte zu besorgten Nachfragen bei Ärzten und Krankenhäusern.

Anderen Fake News fehlt nicht nur eine Referenz, sie sind auch erstaunlich schlecht gemacht. Da werden Fotos von Politikern mit Zitaten versehen, in denen sich Grammatik- und Rechtschreibfehler finden. Geglaubt werden diese »Nachrichten« trotzdem – weil die Menschen sie glauben wollen. Fake News finden vor allem dort Anklang, wo sie ein vorhandenes Weltbild bestätigen, die eigene Kritik an einer politischen Position oder einer öffentlichen Person bekräftigen. Diese Fake News können relativ schnell enttarnt werden. Um eine Falschinformation glaubhafter zu machen, bedienen sich deren Urheber unterschiedlicher Strategien.

Eine Möglichkeit besteht in der künstlichen Ausweitung des Absenderkreises. Zur Verbreitung der Fake News werden dann eine Vielzahl selbst erstellter Social-Media-Profile oder, noch professioneller, Social Bots eingesetzt. Das Büro für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag versteht unter Social Bots »Computerprogramme, die eine menschliche Identität vortäuschen und zu manipulativen Zwecken eingesetzt werden, indem sie wie Menschen im Internet kommunizieren.«57 In den sozialen Netzwerken erscheinen die Bots als echte Nutzer, mit realistischen Bildern und Biografien. Sie können so konfiguriert werden, dass sie automatisch Beiträge mit Fake News erstellen, liken, teilen und kommentieren, Hashtags setzen oder anderen Nutzern folgen und mit ihnen interagieren. Auf diese Weise entsteht der Eindruck, dass die Nachricht von vielen Personen geglaubt und bestätigt wird: Autorität durch Masse. Studien zeigen, dass Social Bots bei der Verbreitung von Beiträgen aus wenig glaubwürdigen Quellen eine besondere Rolle spielen.58

Glaubwürdigkeit kann aber auch dadurch erreicht werden, dass die Fake News durch einen besonders seriösen Absender verbreitet wird. Dazu werden falsche Profile prominenter Personen erstellt oder die Logos wissenschaftlicher Einrichtungen verwendet. Häufig werden falsche Nachrichten in das Layout echter Online-Zeitungen kopiert, sodass sie wie offizielle Beiträge eines vertrauenswürdigen Publikationsorgans aussehen. Technisch bereitet das keine größeren Schwierigkeiten, mit einfachen Programmen lassen sich überzeugende Screenshots erstellen. Deutlich anspruchsvoller sind sogenannte Deepfakes, durch künstliche Intelligenz generierte Inhalte, mit denen Bilder, Videos, Tonaufnahmen und Texte manipuliert werden. Sie stellen eine neue Dimension der Lüge dar, täuschend echt und äußerst schwer zu überprüfen.

Künstliche Intelligenz ermöglicht heute aber noch mehr. Generative KI-Modelle werden immer besser, ihre Texte sind oft kaum noch von denen eines Menschen zu unterscheiden. Folgendes Szenario ist denkbar: Tausend Bots werden Mitglieder in der Facebook-Gruppe »Fußballfans«. In den ersten Wochen schreiben sie Beiträge zum Fußball, interagieren mit anderen Konten und schreiben Privatnachrichten. Nachdem andere Nutzer Vertrauen in diese Profile aufgebaut haben, äußern sich die Bots – zunächst vorsichtig – zu politischen Themen, schüren Ängste oder streuen Falschnachrichten. Die Wirkung ist eine andere als bei unbekannten Profilen. Denn hier schreiben scheinbar Menschen, mit denen man eine Kommunikationsbeziehung aufgebaut hat, die sich für dasselbe interessieren wie man selbst, die zuvor freundliche Nachrichten verschickt haben. Das Besondere: Die tausend Profile können von einer einzigen Person eingesetzt werden. Und sie kann dasselbe in tausend weiteren Facebook-Gruppen initiieren. Fake News sind heute in einer völlig neuen Skalierung möglich.

Die Verbreitung von Fake News und der immer professionellere Einsatz von Social Bots werden die sozialen Netzwerke verändern. Wir bewegen uns auf diesen Plattformen, um mit anderen zu kommunizieren, Meinungen und Inhalte auszutauschen. Wenn in naher Zukunft mehr Bots als echte Menschen in den Netzwerken unterwegs sind, verlieren die Plattformen ihre Funktion als Raum zwischenmenschlicher Kommunikation. Das Vertrauen darin, mit realen Menschen zu schreiben und echte Inhalte zu sehen, ist für die Bedeutung sozialer Netzwerke essenziell; kaum jemand möchte die politischen Ansichten eines Computerprogramms kommentieren. Ich denke, dass es zwei Möglichkeiten gibt, wie die Zukunft der sozialen Netzwerke aussehen kann.

Der erste Weg besteht darin, den Einsatz von Bots transparent zu machen. Wenn für den Nutzer Mensch und Bot zu unterscheiden sind, kann er sein Kommunikationsverhalten daran ausrichten. Eine Kennzeichnungspflicht für Bots sieht der AI Act der EU vor, der 2026 in Kraft treten soll. Die EU begründet die Regulierung damit, dass KI-Systeme, die mit Menschen interagieren, ein »besonderes Risiko in Bezug auf Identitätsbetrug oder Täuschung« darstellen (AI Act, Randnummer 132). Sie sollen daher hohen Transparenzanforderungen unterliegen; natürlichen Personen muss künftig mitgeteilt werden, wenn sie mit einem KI-System kommunizieren. Einem Anbieter, der dagegen verstößt, drohen Geldbußen bis zu 15 Millionen Euro.

Einen ähnlichen Ansatz gibt es auch bereits im deutschen Recht. Paragraf 18 des Medienstaatsvertrags verpflichtet schon heute in sozialen Netzwerken, »bei mittels eines Computerprogramms automatisiert erstellten Inhalten oder Mitteilungen den Umstand der Automatisierung kenntlich zu machen, sofern das hierfür verwandte Nutzerkonto seinem äußeren Erscheinungsbild nach für die Nutzung durch natürliche Personen bereitgestellt wurde. Dem Inhalt oder der Mitteilung ist der Hinweis gut lesbar bei- oder voranzustellen, dass dieser oder diese unter Einsatz eines das Nutzerkonto steuernden Computerprogrammes automatisiert erstellt und versandt wurde.« Bußgelder sind allerdings bislang eine Ausnahme. In der Regel übersenden die Landesmedienanstalten dem gerügten Anbieter ein Hinweisschreiben – sofern er identifizierbar und in Deutschland niedergelassen ist.

Damit ist ein wesentlicher Punkt angesprochen. Wenn Bots außerhalb Deutschlands oder der EU gehostet werden, dann wird ein Zugriff schwierig. Ich frage bei »die medienanstalten« nach, unter deren Dach die vierzehn Landesmedienanstalten zusammenarbeiten. Dort teilt man mir mit, dass der gesamte Onlinebereich »faktisch nie umfassend beaufsichtigt werden« könne. Es werde »immer wieder Social-Media-Anbieter, Influencer oder Anbieter von Online-Angeboten geben, die diese Informationspflichten nicht einhalten.«

Gelingt es aber nicht, den Einsatz von falschen Nutzern effektiv zu begrenzen oder transparent zu machen, dann werden sich die sozialen Netzwerke grundlegend wandeln müssen, um für eine breite Masse relevant zu bleiben. Der Gefahr, dass sich hinter einem Profil Bots befinden, kann durch ein Ende der Anonymität begegnet werden. Die Diskussion um Klarnamenpflichten ist alt, nimmt die KI überhand, wird sie aber neu geführt werden. Anonyme Messengerdienste und Netzwerke werden bleiben, aber sie werden ihre Bedeutung als Plattform für gesellschaftlichen Meinungsaustausch und als Seismograf für eine öffentliche Stimmung verlieren. An ihre Stelle könnten neue Anbieter treten, die eine eindeutige Identifizierbarkeit voraussetzen. Eine solche Entwicklung könnte für den öffentlichen Diskurs Vorteile haben. Viele Menschen, die im öffentlichen Leben stehen, meiden heute die sozialen Netzwerke: Fake News und der verrohte Diskussionsstil schrecken ab. Digitale Kommunikationsräume, in denen dieselben Zurechenbarkeiten und Verantwortlichkeiten existieren wie in der echten Welt, könnten den Austausch im Netz verändern und auch für Menschen interessant machen, die sich mit der derzeitigen Form des Umgangs nicht identifizieren können.

Im Umgang mit den Sozialen Medien zeichnet sich eine Entwicklung ab, die für unsere Demokratie gefährlich ist: Die von vielen beobachtete Spaltung der Gesellschaft setzt sich in unserer Haltung zu X, Facebook und Co fort. Ein Teil der Bevölkerung bezieht seine Informationen allein oder überwiegend über Social Media, lehnt die klassischen Print- oder Rundfunkmedien ab. Der andere Teil meidet die Sozialen Medien, sieht sie als unheilige Allianz aus Superreichen und rechtskonservativen Politikern, die ungehindert ihre Positionen priorisieren und Fake News verbreiten können, als Plattformen für Desinformation mit immer besseren technischen Möglichkeiten. Wird diese Entwicklung nicht aufgehalten, bewegen wir uns künftig noch stärker in völlig unterschiedlichen Wirklichkeitsräumen. Gerade bei politischen Streitthemen – Zuckerberg nennt Migration und Gender – werden sich durch unterschiedliche Wahrheiten und Problemwahrnehmungen die Fronten weiter verhärten, ausgewogene und vermittelnde Positionen seltener werden.

Was lässt sich tun, um einer zunehmenden Spaltung der Informationsräume entgegenzuwirken? Sowohl die Leitmedien als auch die Sozialen Medien müssen für die verschiedenen politischen Seiten anschlussfähig bleiben. Für die klassischen Medien bedeutet das, einmal mehr, Stimmenvielfalt zu fördern, Positionen nicht vorschnell zu labeln, sondern sich sachlich und ohne Agenda mit ihnen zu befassen. Weniger Urteil und Moral, mehr Information und Debatte.

Mit Blick auf Social Media müssen wir ein sinnvolles Maß an Intervention finden. »Einfach abschalten«, wie es manchmal gefordert wird, ist keine Lösung. Sperrungen würden – ebenso wie Überregulierung – Nutzer nur in neue und immer weniger kontrollierbare Kanäle drängen. Außerdem darf bei aller Kritik nicht vergessen werden, dass Social Media gerade in Staaten ohne freie Presse wichtige Kanäle sind, um an andere als offizielle Informationen zu gelangen.

Was wir aber tun müssen, ist eine konsequente – und politisch neutrale – Durchsetzung unseres geltenden (Straf-)Rechts. Auch das ist eine Bedingung, um den Kommunikationsraum für alle offen zu halten. Wer sich auf Plattformen massiven Beleidigungen oder Verleumdungen ausgesetzt sieht, der wird ihnen womöglich den Rücken kehren. Dann verschwinden Stimmen, die der Mehrheitsmeinung in den Social-Media-Kanälen etwas entgegensetzen. Ich halte es daher auch für einen falschen Schritt, dass sich viele deutsche Institutionen aus Protest gegen Musk und Trump von X zurückgezogen haben. Wer nicht präsent ist, kann keinen Einfluss nehmen, und wenn wichtige Akteure aus Social Media aussteigen, wird die Debatte dort noch einseitiger, dann fehlen notwendige Korrektive.

Wir können die sozialen Netzwerke nicht »aufgeben«, dafür sind sie bereits zu sehr Teil des Alltags vieler Menschen. Im Jahr 2024 bezeichneten 15 Prozent der Deutschen Soziale Medien als ihre Hauptnachrichtenquelle, Tendenz steigend. Und gerade für junge Menschen sind sie attraktiv, 35 Prozent der 18- bis 24-Jährigen verlässt sich primär auf Social Media.59 Abos von Spiegel, ZEIT oder FAZ kann sich nicht jeder leisten, sie erreichen vor allem ein Publikum mit hohen Bildungsabschlüssen und entsprechendem Einkommen. Auf das Reel auf Instagram oder den Post auf Facebook hat jeder Zugriff.

Was wir brauchen, ist eine zurückhaltende, aber konsequente Regulierung ohne politische Agenda, eine echte und nicht interessengeleitete Faktenprüfung, eine Kennzeichnungspflicht für Social Bots und Deepfakes (mehr dazu in Kapitel 6) sowie eine Intervention der Strafverfolgungsbehörden bei eindeutig strafbaren Inhalten. Bei strukturellen Defiziten der Plattformen müssen vor allem auf europäischer Ebene die Mechanismen des Digital Services Act greifen, um systematische Verbreitung von Fake News zu verhindern und zu ahnden. Externe Regulierung und die Androhung spürbarer Sanktionen sind umso wichtiger, je stärker Betreiber von Social-Media-Kanälen selbst politische Interessen verfolgen. Denn dann können wir auf eine Selbstregulierung nicht mehr setzen.


Kapitel 4

Politik und Wahrheit

Dürfen Politiker lügen?

Otto von Bismarck soll bereits Ende des 19. Jahrhunderts gesagt haben: »Es wird niemals so viel gelogen wie vor der Wahl, während des Krieges und nach der Jagd.« Die Jagd soll uns in diesem Buch nicht interessieren, wohl aber die Wahlen und, im nächsten Kapitel, der Krieg. Dass in der Politik gelogen wird, dürfte die wenigsten überraschen. Laut einer repräsentativen Bevölkerungsbefragung glaubten schon im Jahr 2013 88 Prozent der Deutschen, dass Politiker die Unwahrheit sagen.60 In einer aktuellen Umfrage aus 2023 meint ein Viertel der befragten Bürger, dass die Regierenden das Volk »betrügen«; unter AfD-Wählern stimmen sogar 81 Prozent dieser Aussage zu.61

Das Vertrauen in die Ehrlichkeit von Politikern wurde jüngst durch das unrühmliche Ende der Ampel-Koalition erneut erschüttert. Zeitungen berichteten, dass bereits seit Ende September Pläne in der FDP kursierten, wie die Partei einen Bruch der Koalition herbeiführen könnte, ohne dafür verantwortlich gemacht zu werden. In den »D-Day«-Papieren plante man verschiedene Szenarien für das richtige Timing, Ablauf und Medienstrategien eines Koalitionsausstiegs. Gesetzentwürfe der Koalitionspartner sollten blockiert werden, um für Frustration zu sorgen. Parteichef Christian Lindner soll einen Streit über Wirtschaftspolitik auslösen – und damit seine Entlassung als Finanzminister provozieren. So kommt es. Am 6. November 2024 bittet der damalige Bundeskanzler Olaf Scholz den Bundespräsidenten um Lindners Entlassung. Die Ampel zerbricht. Nach und nach wird öffentlich, dass das Ende der Koalition inszeniert war, ein Schauspiel für die Öffentlichkeit, um die Koalition zu beenden, vorgeblich aus inhaltlichen und nicht aus wahltaktischen Gründen. Unter dem Druck der Medien sieht sich die FDP veranlasst, die »D-Day«-Papiere zu veröffentlichen. Der Schaden ist immens; die Politik erscheint in diesen Tagen wie ein Schmierentheater.

Und es wird nicht besser. Friedrich Merz positioniert sich im Wahlkampf konsequent gegen ein Aufweichen der Schuldenbremse. Der Wohlstand der künftigen Generationen stehe auf dem Spiel. Der Staat müsse mit den hohen Steuereinnahmen endlich auskommen. Doch noch bevor der neue Bundestag seine Arbeit aufgenommen hat, sind die Überzeugungen nur noch Geschwätz von gestern. Merz setzt eine Änderung des Grundgesetzes und ein Schuldenpaket in Milliardenhöhe durch, um Militärausgaben zu finanzieren. Roderich Kiesewetter räumt in einer Sendung mit Markus Lanz freimütig ein, dass man der Bevölkerung im Wahlkampf nicht die Wahrheit sagen wollte – aus Sorge davor, dass die Aussicht auf weitere Militärausgaben gerade im Osten das BSW oder die AfD stärken würde. Eine solch heftige Täuschung der Wähler ist nicht nur grob unethisch, sie untergräbt das Vertrauen der Menschen in die politischen Parteien. Wer so agiert, der kann sich über Stimmen für die AfD nicht ernsthaft wundern.

Welchen Platz die Wahrheit in der Politik hat, wird in der Philosophie seit Langem diskutiert. Hannah Arendt etwa stand der Bedeutung von Wahrheit für politische Prozesse kritisch gegenüber. Sie schreibt: »Wahrhaftigkeit ist nie zu den politischen Tugenden gerechnet worden, weil sie in der Tat wenig zu dem eigentlich politischen Geschäft, der Veränderung der Welt und der Umstände, unter denen wir leben, beizutragen hat.«62 Die Skepsis der Philosophen bezieht sich allerdings vor allem auf Wahrheitsansprüche der Politik, also die Annahme staatlicher Entscheidungsträger, die Wahrheit zu kennen, unabhängig von den Meinungen der Menschen. Darin läge allerdings kein Streben nach Wahrheit, sondern ihre Instrumentalisierung zur Verengung des öffentlichen Diskurses. Wahrheit darf einen öffentlichen Meinungsaustausch nicht verhindern, sondern die notwendige informatorische Basis dafür bilden. So verstanden, ist, wie Julian Nida-Rümelin schreibt, Wahrheit »die Basis für demokratische Toleranz«.63 Auch Hannah Arendt konstatiert: »Meinungsfreiheit ist eine Farce, wenn die Information über die Tatsachen nicht garantiert ist.«64 Die demokratische Aushandlung ist darauf angewiesen, dass sie sich an Wahrheit orientiert – und zugleich falsche Wahrheitsansprüche zurückweist.65

Lügen in der Politik sind kein neues Phänomen. Wir denken an die Watergate- und die Barschel-Affäre, an Walter Ulbrichts Behauptung »Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten« und Bill Clintons Beteuerung »I did not have sexual relations with that woman«. Einige Fragen werden schon lange gestellt. Ob und wann kann das Brechen von Wahlkampfversprechen strafbar sein? Wie ehrlich ist der politische Diskurs? Andere Fragen sind allerdings neu. Denn genau so, wie wir es bei den Medien beobachten konnten, haben Unwahrheiten durch die heutigen Möglichkeiten der Digitalisierung auch in der Politik völlig neue Dimensionen erreicht. Dabei geht es um die Verbreitung falscher Aussagen durch Politiker wie Donald Trump über X, moderne Formen der Wahlfälschung und den Einsatz von Social Bots zur Manipulation von Wählern.



Falsche Wahlversprechen und ihre Folgen

»Nehmen die Politiker uns Wähler überhaupt noch ernst?« So titelte die Bild am 31. 8. 2006,66 nachdem die SPD im Wahlkampf eine Erhöhung der Mehrwertsteuer ausgeschlossen und dann in einer großen Koalition mit der CDU eine Erhöhung mitgetragen hatte. Dass Politiker nach einer Wahl nicht alle Versprechungen umsetzen, ist keine Seltenheit. Angela Merkel versicherte im Wahlkampf 2013: »Mit mir wird es keine Pkw-Maut geben.« Wenig später kam die Maut dann doch – und wurde erst vom Europäischen Gerichtshof gestoppt. Und Barak Obama wollte das Gefangenenlager Guantanamo umgehend schließen; noch heute sind dort Menschen inhaftiert.

Was die Öffentlichkeit im Fall der Mehrwertsteuer so verärgert hatte, war nicht nur der Bruch der gemachten Zusage, sondern eine Aussage des damaligen Vizekanzlers Franz Müntefering. Der hatte gesagt: »Wir werden als Koalition an dem gemessen, was in Wahlkämpfen gesagt worden ist. Das ist unfair.«67 Für diesen Satz hagelte es Kritik. Die Bild zitiert den damaligen Emnid-Chef Klaus-Peter Schöppner mit den Worten: »Nichts ist schlimmer, als Zusagen an die Wähler nicht einzuhalten. Damit macht sich die Politik überflüssig!«, und den Parteienforscher Jürgen Falter: »Wahlversprechen sind eine Fiktion. Die Politiker sagen nur, was sie machen würden, nicht, was sie wirklich machen werden. Das schafft Unmut und Politikerverdrossenheit.«

Tatsächlich muss Münteferings Aussage verwundern. Es ist sicher nicht »unfair«, wenn man an dem gemessen wird, was man den Wählern in Aussicht gestellt hat. Aber: Es gibt durchaus Gründe, weshalb Politiker nicht einlösen können, was sie im Wahlkampf versprechen. In Koalitionen müssen Parteien Kompromisse eingehen. Sie setzen einige ihrer Ziele durch, verzichten dafür auf andere und geben dem Koalitionspartner nach, damit er an anderer Stelle entgegenkommt. Ein Beispiel habe ich selbst miterlebt. Als die SPD im Jahr 2018 in die Große Koalition mit der CDU/CSU eintrat, wollten die Sozialdemokraten ein wirksames Unternehmenssanktionenrecht durchsetzen. Für Straftaten, die im Interesse des Unternehmens begangen wurden – Bestechungen, Betrug –, sollten nicht länger nur die einzelnen Mitarbeiter vor Gericht gestellt, sondern auch das Unternehmen selbst sanktioniert werden. Im Koalitionsvertrag wurde das Wahlversprechen klar festgehalten. »Wir wollen sicherstellen, dass Wirtschaftskriminalität wirksam verfolgt und angemessen geahndet wird. Deshalb regeln wir das Sanktionsrecht für Unternehmen neu. Wir werden sicherstellen, dass bei Wirtschaftskriminalität grundsätzlich auch die von Fehlverhalten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern profitierenden Unternehmen stärker sanktioniert werden.«68

Im SPD-geführten Justizministerium arbeitete man einen fundierten und ausführlichen Gesetzesentwurf aus. Ich hatte damals ein Forschungsprojekt zum Unternehmensstrafrecht geleitet und war regelmäßig mit den Mitarbeitern im Ministerium in Kontakt. Dort arbeiten hervorragende Juristen, und der Entwurf war gut gemacht – bis auf einige Kleinigkeiten, aber es liegt in der Natur meines Berufes, immer noch etwas kritisieren zu müssen. Meine Kollegen und ich zweifelten nicht daran, dass das Gesetz kommen würde. Wir hatten zahllose Aufsätze geschrieben, Tagungen veranstaltet, sogar Fortbildungen organisiert. Auf europäischer Ebene gab es Druck, andere Länder hatten längst effektive Unternehmenssanktionen, Deutschland konnte sich nicht raushalten. Und dann konnte Deutschland es doch. Die CDU/CSU verweigerte die Zustimmung, die Legislaturperiode ging zu Ende, und der breit diskutierte Gesetzesentwurf verschwand in der Schublade. Das Wahlversprechen, das sogar eindeutig im Koalitionsvertrag nachzulesen war, konnte die SPD nicht einhalten – obwohl sie es versucht hatte. Auch Barak Obama hatte vermutlich tatsächlich die Absicht, Guantanamo zu schließen. Aber der Kongress, ab 2011 mehrheitlich mit Republikanern besetzt, stellte sich dem Vorhaben in den Weg. Der Kongress nahm in den National Defense Authorization Act (NDAA) eine Vielzahl von Bestimmungen auf, die eine Schließung des Gefangenenlagers faktisch unmöglich machten.

Gesteht man Politikern zu, dass sie ihre Forderungen nicht immer durchsetzen können, so bleibt trotzdem ein Vorwurf: Man sollte nur versprechen, was man auch halten kann. Politiker kennen das Spiel, und da sie wissen, dass sie von ihrem Koalitionspartner abhängig sind, könnten sie ihre Vorhaben vorsichtiger formulieren, Ankündigungen unter Vorbehalt stellen.

»So funktioniert Politik aber nicht«, sagte mir ein befreundeter Abgeordneter. »Wenn wir sagen: Wir werden versuchen, dieses oder jenes durchzusetzen, dann halten uns die Bürger für unentschlossen und nicht engagiert genug. Die Wähler wollen klare Ansagen, dann bekommen sie die auch.« Ob mein Bekannter mit seiner Einschätzung recht hat, vermag ich nicht zu beurteilen. Vielleicht wären nicht wenige Bürger auch dankbar für einen Politiker, der sich vorsichtiger und differenzierter äußert. Andererseits: Dass Kanzler Olaf Scholz »Zögerlichkeit« vorgeworfen wurde, weil er erst einmal nachdenken wollte, bevor er eine jahrzehntelang konsentierte Politik über Bord warf und Panzer in ein Kriegsgebiet lieferte, zeigt, unter welchen Druck Politiker medial gesetzt werden. Wenn wir Bedächtigkeit kritisieren und bedingungslose Entschiedenheit verlangen, dann dürfen wir uns natürlich nicht darüber wundern, wenn Politiker im Wahlkampf genauso auftreten.

Es gibt aber auch Wahlversprechen, von denen Politiker wissen, dass sie nicht einzulösen sein werden. Hier setzen Forderungen nach einer Bestrafung falscher Wahlversprechen an. Eine Petition aus dem Jahr 2014 forderte: »Wahlversprechen sollen in Zukunft bindend sein. Politiker, die Ihre [sic] Wahlversprechen nicht einhalten, bzw. sie gänzlich verraten, haben sich dem Betrug schuldig gemacht. Daher ist der Straftatbestand des ›Erschleichen von Wählerstimmen aufgrund von Vortäuschen falscher Tatsachen‹ in das StGB aufzunehmen.«69

Aber gibt es einen solchen Straftatbestand nicht bereits? In Paragraf 108a des Strafgesetzbuchs wird die »Wählertäuschung« unter Strafe gestellt. Dort heißt es: »Wer durch Täuschung bewirkt, daß [sic] jemand bei der Stimmabgabe über den Inhalt seiner Erklärung irrt oder gegen seinen Willen nicht oder ungültig wählt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.«

Beim ersten Lesen könnte man meinen, dass nach dieser Vorschrift falsche Wahlversprechen strafbar sein können. Aber der Tatbestand ist deutlich enger zu verstehen, er erfasst nur sogenannte Erklärungsirrtümer. Der Wähler muss also etwas erklären, was er so nicht erklären wollte. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn jemand denkt, dass er seine Stimme für eine Kommunalwahl abgibt, während es sich in Wahrheit um die Bundestagswahl handelt. Das ist kein besonders realistisches Szenario, daher gibt es praktisch auch keine Verurteilungen nach dem Tatbestand. Nicht unter Paragraf 108a StGB fallen die sogenannten Motivirrtümer, also wenn der Wähler seine Wahlentscheidung auf Grundlage falscher Informationen trifft. Er weiß dann, was er erklärt – Stimme für Partei X –, damit scheidet eine Strafbarkeit aus. Lügen im Wahlkampf werden vom Gesetz also nicht sanktioniert, selbst wenn damit ganz bewusst Wähler getäuscht werden sollten.

Wäre es also richtig, einen neuen Straftatbestand zu schaffen, der falsche Wahlversprechen verbietet? Ein verbreitetes Gegenargument ist dabei nicht überzeugend: Es braucht keine Regelungen, denn der Wähler könne ein solches Verhalten schließlich bei der nächsten Wahl selbst durch eine veränderte Stimmabgabe sanktionieren. Das ist aber weder effektiv noch wünschenswert. Die Demokratie ist keine freie Marktwirtschaft, das System reguliert sich nicht auf diese Weise selbst. Die Bürger wählen den Bundestag nur alle vier Jahre, auf Fehlverhalten kann also nicht unmittelbar reagiert werden. Außerdem wählen wir Parteien und nicht einzelne Personen. Bis zur nächsten Wahl wird sich vieles ereignen, was eine Wahlentscheidung beeinflussen kann; ob am Ende einer Legislaturperiode ein gebrochenes Wahlversprechen noch maßgeblichen Einfluss auf die Stimmabgabe haben wird, kann bezweifelt werden. Stattdessen entsteht bei immer mehr Wählern ein allgemeines Gefühl der Enttäuschung, und das Vertrauen in die Integrität der Politik geht verloren. In der Folge kehren immer mehr Menschen den etablierten Parteien den Rücken, wählen aus Protest radikale Parteien, um ihre Unzufriedenheit mit einer als unehrlich empfundenen Politik auszudrücken.

Gebrochene Wahlversprechen über einen Tatbestand zu bestrafen, wie er in der Petition gefordert wurde, ist jedoch aus anderen Gründen nicht umsetzbar. Für eine Strafbarkeit muss man nachweisen können, dass der Politiker bereits im Wahlkampf davon ausging, sein Versprechen nicht einlösen zu können. Nur dann liegt im Zeitpunkt der Handlung eine Täuschung vor, an die ein strafrechtlicher Vorwurf anknüpfen könnte. Im Fall der Schuldenbremse scheint das denkbar. In den meisten Fällen dürfte der Nachweis allerdings kaum möglich sein. Allein die Tatsache, dass später gemachte Zusagen nicht eingehalten werden, kann für eine Sanktion nicht ausreichen. Das kann schließlich am Unwillen des Koalitionspartners liegen, aber auch daran, dass sich Situationen und Bewertungsgrundlagen verändern. So kann eine zunächst ausgeschlossene Steuererhöhung notwendig werden, wenn unvorhergesehene finanzielle Belastungen auftreten. Außerdem gilt der Satz von Konrad Adenauer: »Nichts hindert mich, weiser zu werden.« Politiker können zu dem Ergebnis kommen, dass eine im Wahlkampf getroffene Einschätzung falsch war, sie können durch Beratungen in Ausschüssen oder Expertengespräche zu einer anderen Meinung gelangen. Das ist Ausdruck des in Artikel 38 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes verankerten freien Mandats. Eine rechtliche Bindung an einmal gemachte Versprechen wäre damit nicht vereinbar.

Ein Sonderfall ist allerdings eine Überlegung wert. Parteichefin P versichert im Wahlkampf, dass ihre Partei unter keinen Umständen mit der radikalen A-Partei zusammenarbeiten wird. Nach der Wahl liegen die Mehrheiten so, dass P nur in einer Koalition Bundeskanzlerin werden kann. P vergisst ihr »Geschwätz von gestern« und bildet mit der A-Partei die Regierung. Hier geht es nicht um einzelne Sachfragen, sondern um die Grundlagen für die Politik der kommenden vier Jahre. Für viele Wähler ist es entscheidend, wen sie als möglichen Koalitionspartner »mitwählen«. Vielleicht hätten in unserem Beispiel die Wähler der P-Partei nicht ihre Stimme gegeben, wenn P eine Koalition mit der A-Partei nicht ausdrücklich ausgeschlossen hätte. Bislang gibt es in unserem Recht allerdings kaum Regelungen für die Phase der Regierungsbildung. Nicht einmal der Koalitionsvertrag, der in Wahrheit gar kein Vertrag ist, da er keine rechtsverbindliche Wirkung hat, steht in einem Gesetz. Es wäre daher ein absolutes Novum und auch verfassungsrechtlich schwierig, wollte man den freien Prozess der Bildung von Regierungen einschränken, etwa indem man die Bildung einer Koalition verbietet oder sanktioniert, die vorher vom Parteivorstand ausgeschlossen wurde.

Einen Trost gibt es allerdings. Die Politologin Elisa Deiss-Helbig hat in einer Studie herausgefunden, dass rund sechzig Prozent der Wahlversprechen tatsächlich umgesetzt werden.70 Wenn sie im Koalitionsvertrag festgehalten werden, sind es sogar achtzig Prozent. So schlecht steht es also doch nicht um die Wahrheit im politischen Wettbewerb.



Wahrheit und Lüge im politischen Diskurs

Im politischen Diskurs wird polemisiert und überspitzt, das gehört dazu. Eine Grenze wird allerdings dann überschritten, wenn Politiker die Unwahrheit sagen oder Wahres weglassen. Doch diese Grenze ist in der Regel nur eine ethische: Das Recht erlaubt auch Politikern die Lüge.

Im Zuge der Brexit-Kampagne behauptete Boris Johnson, sein Land zahle wöchentlich 350 Millionen Pfund an die EU. Er ließ die Zahl sogar auf einen Wahlkampfbus drucken: »We send the EU £350 million a week, let’s fund our NHS (National Health Service, Anm. d. Verf.) instead.« Der Chef der britischen Überwachungsbehörde für öffentliche Statistiken widersprach. Es handele sich um Bruttobeträge, Großbritannien erhalte einen erheblichen Teil der Summe wieder zurück. Sein Fazit: »The continued use of a gross figure in contexts that imply it is a net figure is misleading and undermines trust in official statistics.«71 Der Versuch, Johnson vor Gericht zu stellen, scheiterte – der Brexit hingegen hatte Erfolg.

Wie schwer achtlos gesprochene unwahre Tatsachenbehauptungen hier wiegen können, hat sich auch in der Corona-Pandemie gezeigt. Am 14. August 2021 twitterte Karl Lauterbach, dass »eine Minderheit der Gesellschaft eine nebenwirkungsfreie Impfung nicht will«. Am 5. Oktober schrieb er: »Späte Impfnebenwirkungen gibt es nicht.« Und in der Talkshow von Anne Will im Februar 2022 hieß es immerhin noch, die Impfung gegen Covid-19 sei »mehr oder weniger nebenwirkungsfrei«.72 Heute hat das Paul-Ehrlich-Institut Hunderttausende von Verdachtsfällen leichter bis schwerer Impfschäden dokumentiert.73 Das war und ist nicht verwunderlich: Impfungen ohne Nebenwirkungen gibt es nicht. Jeder medizinische Eingriff in den Körper kann Folgen haben; selbst sehr sichere Impfungen können in Einzelfällen zu Problemen führen. Dieser Befund spricht weder gegen Impfungen noch gegen die Einnahme von Medikamenten; wenn der Nutzen das Risiko überwiegt, ist die Impfung sinnvoll. Umso unverständlicher ist es, dass eine »nebenwirkungsfreie« Impfung behauptet wurde. Nicht nur bei impfskeptischen Menschen musste eine solche Aussage die Sorge auslösen, dass ein Politiker mit nicht unerheblicher Entscheidungsmacht entweder selbst nicht richtig informiert war – oder die Öffentlichkeit nicht richtig informieren wollte. Später räumte Lauterbach ein, dass sein Tweet »missglückt« gewesen sei, eine »Übertreibung«.74 Diese Erklärung erscheint ein wenig lapidar – vor allem angesichts des massiven Drucks, der auch durch Behauptungen wie die der Nebenwirkungsfreiheit auf ungeimpfte Personen in dieser Zeit ausgeübt wurde; man denke an Joshua Kimmich, der sich in einem Interview öffentlich für seine Entscheidung gegen eine Impfung rechtfertigen musste.

Lässt sich eine Unwahrheit in der Politik vielleicht mit einem »guten Zweck« rechtfertigen? Diese Meinung vertritt etwa David Nyberg, Professor an der State University in New York, der schreibt: »Die körperliche und seelische Unversehrtheit unserer Mitmenschen, ihr Wohlergehen und ihre Würde sind höhere Werte als die Wahrheit.«75 Alle Mittel sind gut, wenn sie wirksam sind. Auch die Lüge.

Das klingt erst einmal überzeugend, doch so einfach liegen die Dinge bei einem zweiten Blick nicht. Erlauben wir staatliche Lügen für wichtige gesellschaftliche Ziele, öffnen wir eine gefährliche Tür. Hielten wir es für richtig, wenn Politiker bewusst Nebenwirkungen von Impfstoffen verschweigen würden, um die Bereitschaft der Bevölkerung zur Impfung nicht zu gefährden? Damit hätten wohl die meisten von uns ein Problem, selbst wenn die Gesamtbilanz stimmen würde, also die Gefahren der Impfung noch immer weit hinter denen der Krankheit zurückblieben. Denn ein solches Vorgehen entmündigt die Bürger, sie werden nicht durch Diskurs und Aufklärung in die Lage versetzt, eine selbstbestimmte Entscheidung zu treffen, sondern durch eine Lüge manipuliert. Auch wenn viele Menschen ihre Mitbürger für nicht ausreichend vernunftbegabt halten mögen – eine Politik der Unwahrheit widerspricht den Grundsätzen von Demokratie und Autonomie. Außerdem: Wer entscheidet darüber, welcher Zweck »gut« ist? Für Boris Johnson mag der Austritt aus der EU ein sinnvolles Ziel gewesen sein, für viele andere nicht.

Falsche Aussagen von Politikern kosten Vertrauen. Da sie durch Gesetze und Verordnungen in das Leben der Bürger eingreifen können, sind sie in besonderer Weise für eine transparente und ehrliche Kommunikation verantwortlich.

Dieses Vertrauen ist vor allem in Krisensituationen notwendig; in Phasen der Ungewissheit, in denen freiheitseinschränkende Maßnahmen getroffen werden müssen, ist eine offene Kommunikation der getroffenen Entscheidungen und ihrer Hintergründe essenziell. Wenn aus Kalkül die Unwahrheit gesagt wird, erodiert jeder Glaube an die Aufrichtigkeit öffentlicher Machtausübung. Institutionen dürfen das Vertrauen der Menschen nicht verspielen, denn es ist schwer zurückzugewinnen. Bereits heute glauben zu viele Bürger, dass sie von Politikern und Medien nicht wahrheitsgetreu informiert werden. Unwahrheiten und Intransparenz in der Politik geben populistischen Parteien Auftrieb, die sich mit Slogans wie »Mut zur Wahrheit« als Gegenentwurf zum bestehenden System inszenieren. Daher müssen auch bewusste »Übertreibungen«, wie im Fall von Lauterbach, tabu sein, wenn es um ernste und komplexe gesellschaftliche Fragen geht. Diese Forderung mag naiv erscheinen und ein solches Bild der Politik idealisiert – aber die Realität relativiert nicht den Maßstab, etwas bleibt auch dann falsch, wenn es üblich ist.

Unwahrheiten können dazu dienen, die eigene Politik zu rechtfertigen. Sie können aber auch eingesetzt werden, um Stimmung zu machen und Wähler für die Positionen der Partei zu gewinnen. In vielen Fällen wissen wir allerdings gar nicht, wenn wir falsch informiert werden. Meist fehlt uns die Expertise, Dinge verlässlich nachzuprüfen. Es bleibt uns nichts anderes übrig, als zu vertrauen. Ein Bereich, in dem häufig aus politischen Gründen Un- oder Halbwahrheiten kommuniziert werden, betrifft aber mein Forschungsgebiet: Kriminalität und Strafrecht. Es lohnt sich daher, einen genaueren Blick darauf zu werfen, mit welchen falschen Narrativen Verbrechen politisch instrumentalisiert werden.



Die AfD und die Angst vor »Messermigranten«

Ausländerkriminalität ist ein Politikum. Nach der »Flüchtlingskrise« 2015 und der »Kölner Silvesternacht« rückten Straftaten durch Zuwanderer stark in den Fokus der öffentlichen Diskussion. Während von einer Seite jegliches Kriminalitätsrisiko durch Zuwanderung geleugnet wurde, schufen andere das Bild des gewaltbereiten Migranten als Gefahr für die Sicherheit in Deutschland. Die aufgeheizte Diskussion war Anlass für mich und meinen Kollegen, den Medienwissenschaftler Thomas Hestermann, uns mit der Partei zu befassen, die das Thema »kriminelle Zuwanderer« besonders stark besetzt hat. Gemeinsam mit unseren Studierenden haben wir 242 online verbreitete Pressemitteilungen der Verbände und Fraktionen der AfD auf Bundes- und Länderebene aus 2018 untersucht, die Kriminalität in Deutschland zum Gegenstand hatten.76

Dabei konnten wir feststellen, dass die AfD keine falschen Tatsachen veröffentlichte, wohl aber durch die Auswahl der berichteten Sachverhalte gezielt eine verzerrte Darstellung der Realitäten verbreitete. In den Pressemitteilungen geht es fast ausschließlich um Straftaten gegen individuelle Rechtsgüter. Am häufigsten werden Gewaltdelikte beschrieben (72 Prozent), darunter etwa Tötungsdelikte (18,7 Prozent), Angriffe gegen die sexuelle Selbstbestimmung (14,3 Prozent) und terroristische Handlungen (5,9 Prozent). Diese Anteile weichen ganz erheblich von dem ab, was die Polizeiliche Kriminalstatistik in diesem Jahr dokumentierte. So stellen Tötungsdelikte nur 0,1 Prozent der registrierten Straftaten dar, bei den Sexualdelikten sind es 1,1 Prozent.77 Die Pressemitteilungen der AfD rücken die Bedrohung des Einzelnen durch Kriminalität in den Mittelpunkt und erwecken durch die verwendete Sprache den Eindruck einer allgegenwärtigen Gefahr: »Jeden Tag müssen wir mit einem islamistischen Terroranschlag wie am Berliner Breitscheidplatz rechnen.«78

Eine besondere Rolle spielte in den Meldungen der AfD der Einsatz von Messern durch ausländische Täter. Wenn ein Tatmittel benannt wurde, dann waren dies in 66,7 Prozent der Fälle Messer. Dabei wurde – ohne empirische Evidenz – eine drastische Zunahme von Straftaten mit Messern unterstellt: »Deutsche werden ermordet, Messerattacken steigen explosionsartig an und die Menschen im Land wissen nicht mehr, ob sie sich auf den Rechtsstaat noch verlassen können.«79 Die Verwendung von Messern zur Begehung von Straftaten schrieb man vor allem Personen aus den damals zuwanderungsstarken Nationalitäten zu: »Diese Messerstechereien sind überwiegend die Folgen der katastrophalen Flüchtlingspolitik. Immer wieder sind es Syrer und Afghanen, die in diese Straftaten verwickelt sind.«80 Erneut: Empirische Belege dafür gab es nicht. Die Intention ist klar: Messer sind besonders bedrohlich, sie sind potenziell lebensgefährlich und anders als Schusswaffen leicht verfügbar.

Ängste vor Zuwanderern bilden den Nährboden für rechtspopulistische Parteien. Durch ihre rigide Ablehnung von Migranten vor allem aus islamisch geprägten Ländern setzen sie sich von den etablierten Parteien ab – und gewinnen besorgte Wähler. Einprägsame Alliterationen wie »Messermigrant« oder »Massen- und Messereinwanderung« bleiben hängen.

Wie stark die Kommunikation über Kriminalität auf die Zuwanderungspolitik zugeschnitten ist, zeigt auch der Blick auf den Anteil der in den Pressemitteilungen genannten Nationalitäten. Nach der Polizeilichen Kriminalstatistik waren 2018, im Jahr der Untersuchung, 65,5 Prozent der Tatverdächtigen deutscher Nationalität. Bei der AfD tauchten Deutsche hingegen nur in 5 Prozent der Berichte auf, und dann auch nur, wenn zugleich ein Migrationshintergrund genannt (»eine aus dem Irak stammende Person mit deutscher Staatsangehörigkeit«) oder auf den geringen Anteil beteiligter Deutscher hingewiesen wurde (»Von diesen 37 Tatverdächtigen hat lediglich einer die deutsche Staatsangehörigkeit«). Auffällig ist auch die deutlich abweichende Verteilung der nichtdeutschen Nationalitäten. Mutmaßliche Straftäter aus Syrien, Afghanistan und Irak gehen mit insgesamt 5,2 Prozent in die Polizeiliche Kriminalstatistik ein, während sie bei der AfD 47 Prozent der Nennungen ausmachen. Vier der polizeilich am häufigsten registrierten Nationalitäten (Rumänien, Polen, Serbien, Italien) werden in den untersuchten AfD-Texten nicht thematisiert.

Die Berichte der AfD sind auch hier nicht falsch, aber sie sind selektiv. Die Wahrheit wird nur in Ausschnitten präsentiert, Informationen werden einseitig und emotionalisiert dargestellt, Einzelfälle zu allgemeinen Befunden umgedeutet. Dadurch wird, ganz bewusst, ein falsches Bild von Kriminalität und den Gefahren der Zuwanderung geschaffen. Dabei kann eine solch generalisierende strafrechtspopulistische Rhetorik erheblichen Einfluss auf die Verbrechensängste der Bevölkerung haben. Studien zeigen, dass die öffentliche Wahrnehmung von Kriminalität keinesfalls zwingend mit den statistischen Daten übereinstimmt, sondern stark durch politische Debatten und Medien geprägt wird.81 Eine überzogene Kriminalitätsfurcht ist für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in hohem Maße schädlich; sie beeinträchtigt nicht nur die Lebensqualität des Einzelnen, sondern führt auch zu einem Verlust des Vertrauens in staatliche Institutionen.


	Nationalität
	Polizeistatistik in Prozent
	Berichte der AfD in Prozent


	Deutsche
	65,5
	5,0


	Nichtdeutsche
	34,5
	95,0


	Türkei
	3,5
	4,0


	Rumänien
	2,6
	0


	Syrien
	2,5
	19,0


	Polen
	2,1
	0


	Afghanistan
	1,5
	20,0


	Irak
	1,2
	8,0


	Serbien
	1,1
	0


	Italien
	1,1
	0


	Iran
	0,8
	2,0


	Russ. Föderation
	0,7
	0


	Sonstige/Unbestimmt
	17,4
	42,0
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Der unehrliche Umgang mit Zahlen

Zur Wahrheit gehört aber ebenfalls, dass die Darstellung von Ausländerkriminalität auch von anderer Seite nicht immer korrekt erfolgt. So verständlich es ist, den dramatisierenden Berichten etwas entgegenzusetzen: Werden bestehende Kriminalitätsphänomene geleugnet oder bagatellisiert, verspielt man Vertrauen. Auch hier gilt, dass die Wahrheit die beste Antwort ist. Im November 2015 erschien das erste Bundeslagebild zur Kriminalität von Zuwanderern. Der damalige Innenminister de Maizière kommentierte es mit folgenden Worten:


»Insgesamt zeigen uns die derzeit verfügbaren Tendenzaussagen, dass Flüchtlinge im Durchschnitt genauso wenig oder oft straffällig werden wie Vergleichsgruppen der hiesigen Bevölkerung. Der Großteil von ihnen begeht keine Straftaten, sie suchen vielmehr in Deutschland Schutz und Frieden.«83


Die Aussage des Ministers wurde in der Presse entsprechend aufgegriffen; Zeit Online etwa titelte daraufhin: »Flüchtlinge sind nicht krimineller als Deutsche«.84

Wie viele meiner Kollegen habe ich mir das Bundeslagebild damals genau angeschaut. Im Jahr 2015 betrug der Anteil von Zuwanderern an den Tatverdächtigen in Deutschland sechs Prozent (im Folgejahr waren es bereits 8,6 Prozent).85 Wenn Flüchtlinge nicht krimineller sind als Deutsche, dann müsste ihr Anteil an den Tatverdächtigen dem an der Gesamtbevölkerung entsprechen. Beträgt der Anteil einer Gruppe an der Gesamtbevölkerung beispielsweise fünf Prozent, ihr Anteil an den Tatverdächtigen aber zehn Prozent, dann ist sie besonders kriminalitätsbelastet. Die exakte Zahl der Zuwanderer ist nicht bekannt, das Bundeslagebild ging jedoch mit dem Bundesinnenministerium von 890 000 Schutzsuchenden für das Jahr 2015 aus. Selbst wenn man großzügiger mit einer Million Menschen rechnen würde, läge ihr Anteil bei etwas über einem Prozent der Gesamtbevölkerung. Die Aussage, dass »Flüchtlinge nicht krimineller als Deutsche« sind, war damit statistisch falsch.

Ich wandte mich an das Ministerium – und bekam Antwort. Das Schlüsselwort in der Aussage des Ministers hatte ich übersehen: De Maizière hatte nicht gesagt, dass Zuwanderer und Deutsche dieselbe Kriminalitätsbelastung aufweisen würden, sondern Zuwanderer und »Vergleichsgruppen der hiesigen Bevölkerung«. Die Überlegung des Ministers: Unter den Zuwanderern finden sich überproportional viele junge Männer; eine Gruppe, die in allen Gesellschaften und Kulturen als besonders kriminalitätsbelastet gilt. Vergleiche man also diese Gruppe mit einer demografisch entsprechend zusammengesetzten Gruppe Deutscher, gäbe es keine Unterschiede.

Der Hinweis auf die abweichenden Sozialdaten ist gewiss ein wichtiger Erklärungsansatz für die hohe Zahl an Tatverdächtigen. Zur Relativierung der vorhandenen Daten taugt er jedoch kaum. Hierzu wäre die genaue Analyse der relevanten Sozialdaten (etwa die Altersstruktur der Zuwanderer) sowie die Konstruktion einer deutschen Vergleichsgruppe erforderlich gewesen. Auf meine Nachfrage, welche Faktoren der Minister für die Bildung der von ihm genannten »Vergleichsgruppe« herangezogen habe (Alter?, Geschlecht?, Wohnort?) und zu welchen exakten Ergebnissen die Gegenüberstellung gelangt sei, erhielt ich die allgemeine Antwort: »Es ist in der Kriminologie allgemein bekannt und wird von der Polizeilichen Kriminalstatistik so auch bestätigt, dass junge Männer häufiger kriminell sind als die Durchschnittsbevölkerung. Bei der Beurteilung der Delinquenz von jungen Menschen mit Migrationshintergrund müssen zudem Verzerrungsfaktoren berücksichtigt werden.« Man hatte also gar keine Vergleichsgruppe gebildet und die jeweilige Kriminalitätsbelastung berechnet. Die Aussage des Ministers, die Gruppen seien »genauso wenig oder oft straffällig«, war eine bloße Behauptung, eine Spekulation, um deren empirische Überprüfung man sich nicht einmal bemüht hatte.

Dieses Vorgehen ist besonders kritikwürdig, da hier ein Ergebnis (»Zuwanderer weisen keine höhere Kriminalitätsbelastung auf als Deutsche«) als Quintessenz einer Studie präsentiert wird, deren Daten klar in die entgegengesetzte Richtung weisen. In den Medien wurde der Hinweis auf fiktive Vergleichsgruppen dann auch weitgehend übersehen und in der Folge, durchaus vorhersehbar, das Resultat der Statistik in der öffentlichen Darstellung falsch wiedergegeben.

Im Übrigen: Das Ministerium hat natürlich recht, dass die Kriminalitätsbelastung deutlich geringer ausfallen würde, wenn nicht überwiegend junge Männer, sondern Frauen und ältere Menschen nach Deutschland kämen. Dafür sprechen tatsächlich alle Erkenntnisse der Kriminologie. Nur ist durch ein solches Gedankenspiel wenig gewonnen. Dass es womöglich weniger Kriminalität gäbe, wenn andere Personen zuwandern würden, als es tatsächlich der Fall ist, nützt für die politisch wichtige Frage nach den Folgen der aktuellen Migrationsbewegungen wenig. In der Diskussion um Flucht und Kriminalität kann es allein darum gehen, ob die Zuwanderung in ihrer tatsächlichen – und nicht in einer hypothetischen, anderen – Gestalt besondere Kriminalitätsrisiken birgt. Reisen vor allem kriminalitätsgeneigte Gruppen ein, so ist dies Teil des Phänomens. Der Hinweis auf die soziodemografischen Daten kann helfen, die besondere Kriminalitätsbelastung von Zuwanderern zu erklären, er stellt sie als Befund jedoch nicht infrage.

Ein weiterer Grund für die höheren Delinquenzzahlen bei Zuwanderern dürfte in ihren Lebensumständen liegen. Der fehlende Zugang zum Arbeitsmarkt oder einer sinngebenden Beschäftigung, das Zusammenleben mit fremden Menschen auf engstem Raum und die Trennung von stabilisierenden sozialen Umfeldern wie der Familie begünstigen unabhängig von Herkunft, Kultur oder Nationalität die Begehung von Straftaten. In Anbetracht der sozialen Bedingungen, unter denen Zuwanderer derzeit in Deutschland leben, wäre es kaum erklärbar, wenn sie keine erhöhte Kriminalitätsbelastung aufweisen würden. Hätten die gegenüber der Mehrheitsgesellschaft deutlich negativ abweichenden Lebensbedingungen der Zuwanderer keinen Einfluss auf ihre Delinquenz, wären damit die meisten Theorien der Kriminologie, die Kriminalität auf soziale Faktoren zurückführen, falsifiziert.

Zurück zum damaligen Innenminister. Seine Äußerung war ebenfalls nicht unwahr, aber auch sie zeichnete ein falsches Bild. Bei Menschen, die sich die Zahlen anschauten, konnte der Eindruck entstehen, dass hier gesellschaftliche Probleme verschleiert werden sollten, um die Politik der Regierung nicht infrage zu stellen. Hier offenbart sich ein allgemeineres Problem. Fake News der einen Seite können dazu führen, dass die andere ihren Widerpart einnimmt – anstatt sich um Ausgewogenheit zu bemühen. Verbreitet eine Partei falsche Informationen über die Kriminalität von Ausländern in Deutschland, so darf die Antwort nicht darin bestehen, selbst ein verzerrtes Bild der Lage zu zeichnen. Ausländerkriminalität wird von einer Partei überhöht und daraufhin von der anderen geleugnet. Aber ein Einwanderungsland wie Deutschland muss sich mit den Herausforderungen und Folgen von Migration ehrlich auseinandersetzen. Dabei hilft es nicht, Kriminalitätsrisiken aus politischen (und oft gut gemeinten) Gründen zu verharmlosen oder das gewünschte Ergebnis durch Umdeutung statistischer Befunde herbeizureden. Um Kriminalität wirksam zu begegnen, müssen ihre Ursachen untersucht werden. Hierzu ist es erforderlich, dass bestehende Informationen zugänglich gemacht und kriminalitätsbegünstigende Faktoren und Sozialdaten wissenschaftlich neutral, ohne Sorge vor politisch »unerwünschten« Ergebnissen analysiert werden. Erst auf einer solchen Basis können sinnvolle Präventionskonzepte entwickelt werden. Stellt sich etwa heraus, dass Zuwanderer, die ohne Familien eingereist sind, deutlich kriminalitätsbelasteter sind als andere, so kann dies ein gewichtiges Argument für den Familiennachzug sein. Erweist sich die Unterbringung in Großstädten als kriminalitätsfördernd, so spricht dies für eine dezentrale Verteilung von Zuwanderern. Demgegenüber ist das Leugnen einer besonderen Kriminalitätsbelastung politisch der einfachere Weg: Wenn ein Problem nicht gesehen wird, dann muss zu seiner Lösung auch nichts unternommen werden. Solange sich Zuwanderer nicht devianter verhalten als die übrige Bevölkerung, besteht kein Anlass, ihre soziale Situation zu verbessern.

Kriminalität, gerade durch Zuwanderer, ist hoch politisch und bietet Anlass für Un- und Halbwahrheiten aller Art. Nach der jüngsten Empörung über den hohen Anteil tatverdächtiger Ausländer in der Polizeilichen Kriminalstatistik 2023 hat ein Kriminologe gefordert, die Zahlen künftig nicht mehr zu veröffentlichen. Das ist aber der falsche Weg. Ein Weniger an Information ist nicht nur eine für die Wissenschaft äußerst ungewöhnliche Forderung, sie würde auch das Vertrauen der Menschen in Staat und Politik nur weiter beschädigen. Daten zu verschweigen ist für die Wahrnehmung von Verlässlichkeit und Integrität staatlicher Stellen fast ebenso gefährlich wie die Verbreitung von Unwahrheiten. Was wir stattdessen brauchen, ist eine sachliche und differenzierte Kommunikation der tatsächlichen Kriminalitätsrisiken. Hier sind Wissenschaft, Politik und Medien in der Verantwortung, Daten korrekt einzuordnen. Dazu gehören die Kontextualisierung und Erklärung von Kriminalitätszahlen, aber auch eine realistische Betrachtung bestehender Probleme. Hier muss der nachvollziehbaren Versuchung widerstanden werden, aus falsch verstandener politischer Korrektheit Befunde zu relativieren. Die Entstehung überzogener Kriminalitätsängste lässt sich nur vermeiden, wenn reale Ängste ehrlich adressiert werden.



Wahrheit und Lügen im Wahlkampf – Von Robocalls und Social Bots

»BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordern fünf (!) Jahre Haft für zu schnelles Fahren!? Grundlegend für unseren demokratischen Rechtsstaat ist das Prinzip der #Verhältnismäßigkeit – dieser Vorschlag ausgerechnet von der Vorsitzenden des Rechtsausschusses Renate Künast zeigt, dass nicht Vernunft, sondern #Ideologie hier im Vordergrund stehen!«


Das postete kurz vor der Bundestagswahl 2017 ein Politiker der CDU auf Facebook. Fünf Jahre Freiheitsstrafe für eine Geschwindigkeitsüberschreitung? Das erschien mir in der Tat unverhältnismäßig, zumal wir in Deutschland tendenziell niedrige Strafen verhängen. Ich suchte mir den Antrag der Grünen in den Bundestagsdrucksachen heraus.86

Im Zuge der Diskussionen über ein konsequenteres Vorgehen gegen illegale Autorennen hatten sich Renate Künast und andere Abgeordnete der Grünen für eine Ausdehnung des Straftatbestandes der »Gefährdung des Straßenverkehrs« ausgesprochen. Nach Paragraph 315c des Strafgesetzbuchs ist es bislang strafbar, wenn man »grob verkehrswidrig und rücksichtlos … an unübersichtlichen Stellen, an Straßenkreuzungen, Straßeneinmündungen oder Bahnübergängen zu schnell fährt« und »dadurch Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet«. Der Vorschlag der Grünen: »Straßenkreuzungen, Straßeneinmündungen oder Bahnübergängen« sollte gestrichen werden, alle übrigen Voraussetzungen erhalten bleiben. Gegenstand der geforderten Strafe war damit keinesfalls ein bloßes »zu schnelles Fahren«, sondern eine grob verkehrswidrige und rücksichtslose Geschwindigkeitsüberschreitung, mit der vorsätzlich (!) eine konkrete Gefahr für einen Menschen oder eine Sache von bedeutendem Wert verursacht wurde. Auch der Hinweis auf die angeblich verlangten »fünf (!) Jahre Haft« ist zumindest irreführend: Fünf Jahre sind die zulässige Höchststrafe des Paragrafen 315c StGB. Dieselbe Höchststrafe gilt etwa für den Ladendiebstahl, und sie wird in der Praxis nie verhängt.

Handelt es sich bei dem Posting des Abgeordneten um Fake News oder um eine plakative Zuspitzung politischer Positionen im Wahlkampf? Die Grenzen zwischen Wahrheit und Lüge können gerade im politischen Wettbewerb fließend sein. Verboten sind solche Äußerungen bislang nicht, die politische Auseinandersetzung soll nicht durch das Damoklesschwert der strafrechtlichen Ahndung gelähmt werden. Dieses Argument gilt aber dann nicht, wenn Falschmeldungen gezielt kurz vor einer Wahl eingesetzt werden, um einem politischen Gegner zu schaden. Ende des Jahres spielte sich in der Berliner Politik ein wahrer Politthriller ab. Zwischen dem 11. und dem 13. Dezember 2024 gehen bei der Ombudsstelle der Grünen gleich achtzehn Beschwerden gegen den Bundestagsabgeordneten Stefan Gelbhaar ein. Die Vorwürfe: sexuelle Belästigungen von Frauen. Fast alle erweisen sich als unbrauchbar, Berichte vom Hörensagen, Gerüchte, die meisten anonym. Doch eine der Nachrichten enthält eine eidesstattliche Versicherung. »Anne K.« berichtet, dass Gelbhaar sie am Kopf gepackt und gegen ihren Willen geküsst habe. Die Zeit drängt, die Landeslisten für die Bundestagswahl müssen dringend aufgestellt werden. Am 13. Dezember wird Gelbhaar über die Vorwürfe informiert. Er fühlt sich unter Druck gesetzt und verzichtet auf die Bewerbung um einen aussichtsreichen Listenplatz, doch an seiner Kandidatur für ein Direktmandat möchte er festhalten. Dann aber kommt die Presse ins Spiel. Der RBB berichtet über den »Fall Gelbhaar« und stützt sich auf die Aussage von »Anne K.« Die Partei entscheidet sich, die Wahl für den Platz des Direktkandidaten in Berlin-Pankow zu wiederholen. Am 9. Januar unterliegt Gelbhaar in einer Kampfkandidatur seiner Parteikollegin Julia Schneider. Doch dann nimmt die Geschichte eine Wendung. Es stellt sich heraus: Eine »Anne K.« gibt es nicht. An der angegebenen Adresse ist keine Person dieses Namens gemeldet, in der Mitgliederkartei taucht sie nicht auf, auf E-Mails reagiert sie nicht mehr. Der Politthriller ist perfekt, die eidesstaatliche Versicherung erlogen, ein Telegram-Account des angeblichen Opfers gefälscht. Vermutet wird eine Intrige, um Gelbhaar zu stürzen und parteiinternen Konkurrenten den Weg in den Bundestag zu ebnen. Der Verdacht richtet sich gegen eine Grüne Berliner Bezirkspolitikerin.

Falsche Anschuldigungen gegen einen Konkurrenten sind bereits nach geltendem Recht strafbar, als Verleumdung und – wenn sie gegenüber den Strafverfolgungsbehörden abgegeben werden – auch als falsche Verdächtigung oder Vortäuschen einer Straftat.

Anders ist es aber bei Falschmeldungen zu Sachthemen. Man stelle sich vor, dass kurz vor der Bundestagswahl Posts mit folgenden Inhalten verbreitet werden: »Die Grünen fordern Tempo 50 auf deutschen Autobahnen!« Oder: »Die SPD will bei einem Wahlsieg die Grenzen für alle Flüchtlinge öffnen.« Diese Fake News sind nicht strafbar. Dabei können sie Stimmung gegen eine Partei machen und womöglich noch unentschlossene Wähler beeinflussen.

In Österreich gibt es einen Straftatbestand, der solche Falschnachrichten im Wahlkampf verbietet. Nach Paragraf 264 des österreichischen Strafgesetzbuchs macht sich strafbar, wer »öffentlich eine falsche Nachricht über einen Umstand, der geeignet ist, Wahl- oder Stimmberechtigte (…) zur Ausübung des Wahl- oder Stimmrechts in einem bestimmten Sinn zu veranlassen, zu einer Zeit verbreitet, da eine Gegenäußerung nicht mehr wirksam verbreitet werden kann«.

Die Vorschrift findet in Österreich allerdings nur selten Anwendung. Viele Juristen halten sie für überholt, was vor allen am letzten Halbsatz des Gesetzes liegt. In Zeiten von sozialen Medien lässt sich eine Gegenäußerung auch wenige Tage vor der Wahl noch verbreiten. Man kann allerdings daran zweifeln, ob Gegenäußerungen überhaupt »wirksam« sind. Ist eine Nachricht einmal in der Welt, erreicht Widerspruch nicht selten das Gegenteil (siehe Kapitel 2). Eine deutsche Regelung sollte auf diesen Zusatz daher verzichten. Eine Vorschrift könnte lauten:


»Wer im Zusammenhang mit einer Europa-, Bundestags-, Landtags- oder Kommunalwahl wider besseres Wissen öffentlich eine unwahre Tatsache behauptet oder verbreitet, die geeignet ist, Wahlberechtigte bei der Ausübung ihres Wahlrechts in einem bestimmten Sinn zu veranlassen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.«


Die Folgen der Regelung wären weitreichend. Sie würden auch Unwahrheiten von Politikern erfassen, wenn sie gezielt und nachweislich im Wahlkampf eingesetzt werden. Im Fall von Friedrich Merz etwa müsste die Staatsanwaltschaft dann ermitteln. Eine solche Strafvorschrift hätte allerdings eine erhebliche Schwäche: Sie wäre hochgradig unbestimmt. Welche Behauptungen tatsächlich geeignet sind, die Ausübung des Wahlrechts zu beeinflussen, lässt sich kaum mit Gewissheit sagen. Das aber öffnet einer politischen Instrumentalisierung des Rechts die Türen, die nicht ungefährlich ist.

In Zukunft werden wir den Blick allerdings vor allem auf Social Media richten müssen, schließlich beziehen immer mehr Menschen politische Informationen über Online-Plattformen. Und auch ihre Wahlentscheidung wird dadurch beeinflusst, welche Inhalte ihnen angezeigt werden oder welche Nachrichten sie über welche Politiker erhalten. Damit stehen die Anbieter in der Verantwortung, Wahlmanipulationen zu unterbinden. In Artikel 34 des DSA werden Anbieter »sehr großer Online-Plattformen« – das sind Plattformen wie Facebook, die mehr als 45 Millionen Nutzer in der EU haben – dazu verpflichtet, sorgfältig systemische Risiken ihrer Dienste zu ermitteln und zu bewerten. Ausdrücklich als zu beobachtende Risiken genannt werden »nachteilige Auswirkungen auf die gesellschaftliche Debatte und auf Wahlprozesse«.

Im Dezember 2024 hat die EU-Kommission wegen einer möglichen Verletzung der Pflichten zum Risikomanagement ein Verfahren gegen TikTok eingeleitet. Hintergrund sind die Präsidentschaftswahlen in Rumänien, bei denen sich, für viele überraschend, der rechtsnationale Kandidat Călin Georgescu durchgesetzt hatte. Der Verfassungsgerichtshof Rumäniens ordnete eine Wiederholung der Wahlen an; die Richter gingen davon aus, dass das Land Ziel eines russischen Online-Angriffs geworden war. Allein ein TikTok-Account soll zur Unterstützung Georgescus in nur einem Monat über 350 000 Euro an Influencer bezahlt haben. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen teilte mit, dass die Kommission ernsthafte Hinweise auf eine Einmischung ausländischer Akteure in die rumänischen Präsidentschaftswahlen erhalten habe. Nun werde geprüft, ob TikTok diesen Risiken hinreichend entgegengewirkt habe. Wenn nicht, drohen Geldbußen bis zu sechs Prozent des weltweit erzielten Gesamtjahresumsatzes. Das Vorgehen der EU ist richtig und wichtig. Demokratien müssen vor Einflussnahmen aus dem Ausland geschützt werden. So wie wir Wahlkampfspenden regulieren, müssen wir auch Unterstützung in Social Media transparent halten und begrenzen. Ohne Frage dürfen – und sollten – Politiker Online-Plattformen nutzen; und dass einige es erfolgreicher tun als andere, liegt in der Natur der Sache. Wenn aber einflussreiche Akteure die Mechanismen der Sozialen Medien missbrauchen, um Falschmeldungen zu lancieren oder gezielt und getarnt bestimmte Parteien und Politiker zu fördern, dann ist das ein neues Risiko für unsere Demokratie.



Wie KI den Wahlkampf beeinflusst

Die Beeinflussung von Wählern durch falsche Nachrichten erscheint fast harmlos im Vergleich zu den Mitteln, die im US-amerikanischen Wahlkampf eingesetzt wurden.

Im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen im November 2016 wurde über Facebook die App »thisisyourdigitallife« verbreitet, die den Nutzern nach Eingabe einiger privater Daten einen Persönlichkeitstest anbot. Auf den Handys der Nutzer installiert, funktionierte die App wie eine Spyware: Sie sammelte nicht nur Daten ihrer Nutzer, sondern auch Informationen über deren Facebook-Kontakte. Auf diese Weise wurden Daten von etwa 87 Millionen Menschen abgegriffen,87 mit denen sich klare Wählerprofile erstellen ließen.

Wir Menschen sind offenbar nicht schwer zu durchschauen. Schon 2013 veröffentlichte der Computerpsychologe Michal Kosinski eine interessante und besorgniserregende Studie.88 Er zeigte, dass sich auf Basis von Facebook-Daten sehr präzise Vorhersagen über eine Reihe äußerst sensibler persönlicher Merkmale treffen lassen, etwa über die sexuelle Orientierung, das Alter oder die Religion. Ein Beispiel: Männer, die eine bestimmte Kosmetikmarke likten, waren mit hoher Wahrscheinlichkeit homosexuell; vergaben sie ihre Likes hingegen an den Wu-Tang-Clan, sprach das für Heterosexualität. Das Modell der Forscher erreichte die höchste Trefferquote bei der Frage nach der Hautfarbe einer Person: In 95 Prozent konnte korrekt vorhergesagt werden, ob das Profil einem schwarzen oder weißen Menschen gehörte.

Dieser Punkt war und ist für Wahlen in den USA besonders wichtig. Wie Investigativ-Journalisten des Senders Channel 4 herausfanden, war es ein Ziel von Donald Trumps Wahlkampfteam, People of Colour aktiv von der Wahl abzuhalten. Channel 4 hatte eine Datenbank zugespielt bekommen, in der Informationen über 198 amerikanische Bürger enthalten waren. Diese Wähler wurden in verschiedene Kategorien eingeteilt, eine davon lautete »Deterrence«, also Abschreckung. Bei diesen Personen ging das Wahlkampfteam davon aus, dass sie Trumps Kontrahentin Hillary Clinton wählen würden. Um das zu verhindern, wurden diesen Profilen von Social Bots gezielt »Dark adverts« zugespielt, Inhalte, mit denen suggeriert werden sollte, dass Clinton Afroamerikaner diskriminiert.89

Noch weiter gingen die sogenannten Robocalls im Wahljahr 2020. Die konservativen Aktivisten Jacob Wohl und Jack Burkman gaben etwa 85 000 Anrufe in Auftrag, mit denen afroamerikanische Wähler von der Briefwahl abgehalten werden sollten. Der Robocall behauptete, dass Briefwähler in eine Datenbank aufgenommen werden, die der Suche nach Personen mit ausstehendem Haftbefehl oder säumigen Schuldnern dient. Ein Anruftext lag der New Yorker Staatsanwaltschaft wörtlich vor:


»Hi, this is Tamika Taylor from Project 1599, the civil rights organization founded by Jack Burkman and Jacob Wohl. Mail-in voting sounds great, but did you know that if you vote by mail, your personal information will be part of a public database that will be used by police departments to track down old warrants and be used by credit card companies to collect outstanding debts? The CDC is even pushing to use records for mail-in voting to track people for mandatory vaccines. Don’t be finessed into giving your private information to the man, stay home safe and beware of vote by mail.«90


In einer Mail vom Vortag der Robocall-Aktion schrieb Jacob Wohl an Jack Burkman: »[w]e should send it to black neighborhoods …« Zwei Tage später: »i love these robo calls … getting angry black call backs … win or lose … the black robo was a great jw idea.«91

Die Nationale Kommunikationsbehörde verhängte gegen die beiden eine Geldbuße von über fünf Millionen Euro. In Michigan wurden sie vor Gericht gestellt – in Deutschland wäre ihr Verhalten straflos. Für die Robocalls, mit denen Wähler durch Lügen gezielt von einer Wahl abgehalten werden sollen, ließe sich das durch eine Ergänzung der auf Seite 115 vorgeschlagenen Formulierung leicht beheben: Strafbar müsste sich auch derjenige machen, der »wider besseres Wissen öffentlich eine unwahre Tatsache behauptet oder verbreitet, die geeignet ist, Wahlberechtigte von einer Wahl abzuhalten …«.

Auch im Wahljahr 2024 sind Social Bots bereits zum Einsatz gekommen. Kurz vor der ersten Vorwahl der US-Demokraten in New Hampshire erhielten Wähler gefälschte Anrufe mit einem Deepfake-Audio von Joe Biden. Er forderte die Menschen auf, nicht an den Vorwahlen teilzunehmen, da sie mit ihrer Stimme Donald Trump unterstützen würden.

Über erschlichene Wählerdaten und den Einsatz von Social Bots lassen sich nicht nur Wähler abhalten, sondern auch Wähler gewinnen. Um seine Umfragewerte bei Staatsbürgern mit lateinamerikanischen Wurzeln zu verbessern, setzte Trumps Wahlkampfteam Social Bots mit spanisch klingenden Namen bei Twitter ein, die sich positiv über Trump äußerten.92

Mit den gesammelten Wählerdaten konnten Algorithmen entwickelt werden, die individuell zugeschnittene Botschaften an potenzielle Trump-Wähler schickten. Den Adressaten wurden politische Maßnahmen versprochen, die für ihre Wahlentscheidung von Bedeutung waren. Wer gegen Obamacare war, der erhielt Nachrichten wie: »Wir werden dieses schreckliche Desaster namens Obamacare aufheben und ersetzen.«93

In den sozialen Netzwerken konnte vor allem durch die Interaktion verschiedener Bots Stimmung gemacht werden. Der Tweet eines Bots wurde von einem anderen kommentiert und von einem Dritten geteilt. Die Bots spielten sich die Bälle zu, so entstand der Eindruck, dass eine breite Mehrheit die jeweiligen Aussagen befürwortete. In seinem sehr lesenswerten Beitrag »Social Bots – Wahlkampf der Algorithmen« zeigt der Journalist Peter Welchering das Phänomen an einem Beispiel:94


Erster Bot:

»Tweet von@realDonaldTrump: ›Ich schätze und achte Frauen. Alles andere war doch nur Kabinengeschwätz.‹«


Der zweite Bot kommentiert:

»Clintons Mann hat doch mit der Praktikantin die Frauen entehrt.«


Der dritte Bot führt den Gedanken weiter:

»Hillary taugt so wenig wie Bill. Hillary Clinton ist ungeeignet für den Job der Präsidentin.«


Besonders aktiv waren die Bots während der TV-Duelle. Ihr Ziel: Den einen oder den anderen Kandidaten als »eindeutigen Gewinner« darzustellen und damit Zeitungen und Fernsehen zu manipulieren.

Wie gewaltig der Einfluss von Social Bots im Wahlkampf mittlerweile ist, zeigt ein Blick auf die Zahlen. Bei der US-Präsidentschaftswahl 2016 setzten etwa 400 000 Bots rund 3,8 Millionen Twitter-Nachrichten ab. Das entsprach einem Fünftel aller Kommunikation zum Wahlkampf, fast zwanzig Prozent aller Tweets mit Bezug zu den Kandidaten wurden also von Bots erstellt.95 Und die USA stehen nicht allein da. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt das Oxford Internet Institut bei einer Analyse der Brexit-Kampagne in Großbritannien.96

Aber wie ist die Situation in Deutschland? Im Oktober 2016 kündigte Alice Weidel an, die AfD wolle »selbstverständlich« auch Social Bots im anstehenden Bundestagswahlkampf einsetzen. Die Entrüstung der übrigen Parteien war groß, noch am selben Abend musste Alice Weidel ihre Aussagen relativieren. Doch später stellten Forscher fest: »Politiker aller Parteien nutzen schon heute Social Bots. Sie erstellen ihre Posts mit der Buffer-App und auf der Hootsuite-Plattform oder nutzen Twitterfeed, um aus ihren eigenen Blogeinträgen vollautomatisch Tweets erstellen zu lassen.«97 Eine Analyse nach der Bundestagswahl 2017 kam zu dem Ergebnis, dass gut zehn Prozent der Twitter-Follower deutscher Parteien in Wahrheit Social Bots waren.98 Interessanterweise fand sich der geringste Bot-Anteil unter den Followern der AfD. Die gute Nachricht: Die eingesetzten Bots beteiligten sich kaum aktiv an wahlrelevanten Diskussionen auf Twitter; im Bundestagswahlkampf 2017 spielten sie also keine nennenswerte Rolle.

Ob das so bleiben wird oder ob US-amerikanische Wahlkampfstrategien auch in Deutschland zur Normalität werden, ist nicht abzusehen. Amerika ist nicht Deutschland, Politik und Wahlkampf sind in den USA anders, polarisierter, konfrontativer. Richtig ist aber auch, dass technische Möglichkeiten fast immer genutzt werden; was machbar ist, wird irgendwann gemacht. Und das Wahlverhalten der Deutschen richtet sich heute weniger klar nach soziodemografischen Faktoren wie Bildung, Einkommen oder Religionszugehörigkeit.99 Traditionelle Bindungen an eine Partei lösen sich,100 die Wahlentscheidung hängt stärker von politischen Streitthemen ab. Damit wird sie beeinflussbarer, auch durch Social Bots. Doch unabhängig davon, ob Bots tatsächlich das Potenzial haben, das Wahlverhalten der Menschen in Deutschland messbar zu beeinflussen, würde ihr Einsatz die politische Kultur, die Wege demokratischer Meinungsbildung und die Prämissen des fairen Parteienwettbewerbs nachhaltig verändern. Fiktive Anhänger verdrängen die Stimmen der echten Menschen, täuschen falsche Zustimmung vor, manipulieren die Wahrnehmung von Parteien und Bewerbern. Wäre die Verwendung von Social Bots im deutschen Wahlkampf verbreitet und erlaubt, würde das Vertrauen vieler Menschen in die Ehrlichkeit der Politik und ihrer Methoden – nicht zu Unrecht – Schaden nehmen. Eine Gesellschaft sollte sich daher überlegen, wie sie auf den Einsatz von Social Bots reagieren will.

Im Frühjahr 2024 haben führende Techkonzerne, unter ihnen Meta und X, auf der Münchner Sicherheitskonferenz ein Abkommen zur Verhinderung von Wahlmanipulationen durch KI geschlossen. Die Versprechungen allerdings klingen vage. Die Konzerne wollen ihre KI-Modelle neu bewerten, Risiken im Zusammenhang mit betrügerischen Wahlinhalten identifizieren und die Medienkompetenz der Öffentlichkeit stärken. Nun ja.

Gehen wir davon aus, dass die Nutzung von Social Bots im Wahlkampf eine neue Gefahr für die Demokratie und die Glaubwürdigkeit der Politik darstellt, brauchen wir mehr als Absichtsbekundungen der Techkonzerne. Wir brauchen gesetzliche Regelungen – und Sanktionen. Verfassungsrechtlich bestehen hier nur wenig Bedenken, schließlich haben Bots selbst kein Recht auf Meinungsäußerung.

Ein generelles Verbot von Social Bots durch die Politik würde allerdings zu weit gehen. Es kann legitime Gründe geben, Bots zur Verbreitung von Informationen zu nutzen. Gerade für kleinere Parteien können Social Bots kostengünstige Multiplikatoren sein, um eine Vielzahl von Menschen über das eigene Programm zu unterrichten. Solange die verbreiteten Informationen nicht falsch oder bedrohlich sind, ist der technische Verbreitungsweg als solcher hinzunehmen. Trumps »Dark adverts« gegen Hillary Clinton sind schlechter Stil, und die gezielte, massive Ansprache bestimmter Wählergruppen verändert den Parteienwettbewerb. Doch das Recht schützt weder vor Geschmacklosigkeiten noch vor Wandel. Das für das Strafrecht relevante Unrecht knüpft hier nicht an der Verwendung von Bots an, sondern an ihrer Verschleierung. Deshalb ist eine Kennzeichnungspflicht für Social Bots gerade bei ihrem Einsatz für politische Zwecke notwendig. Werden sie als Multiplikatoren eingesetzt, dann muss das transparent erfolgen; der Nutzer hat ein Recht darauf zu erfahren, ob ein Mensch oder ein Programm mit ihm kommuniziert. Für den Verstoß gegen die Kennzeichnungspflichten sollte eine strafrechtliche Sanktion drohen, jedenfalls dann, wenn die KI im Wahlkampf eingesetzt wird. Anderenfalls besteht die Gefahr, dass die Lügen, die durch moderne Technologien ermöglicht werden, unsere demokratischen Prozesse erodieren.


Kapitel 5

Krieg und Wahrheit

Wie viel Wahrheit gibt es im Krieg?

Alex Whiting ist einer der erfolgreichsten internationalen Strafjuristen, und er sieht deutlich jünger aus, als er ist. Als ich ihn 2012 am Internationalen Strafgerichtshof kennenlernte, hielt ich ihn für einen Praktikanten wie mich. Ich hatte damals einige Monate für die Vorverfahrenskammer und den deutschen Richter in Den Haag gearbeitet. In der Cafeteria kam ich mit dem netten Studenten aus den USA ins Gespräch. Erst später erfuhr ich, dass Alex’ Studium schon eine Weile zurücklag. Er war seit Jahren Professor an der Harvard Law School, hatte für die Anklage am Jugoslawientribunal gearbeitet und war dann Koordinator der Ermittlungsbehörde am Internationalen Strafgerichtshof geworden. Später wechselte er als Chefankläger an das Kosovotribunal. Wir hielten über die Jahre Kontakt – die Altersdiskriminierung hatte er mir glücklicherweise verziehen. Mein Berufsleben kam mir nach unseren E-Mails allerdings immer etwas unbedeutend vor, ich hatte einen Aufsatz über Kriegsverbrechen geschrieben, er hatte einen Kriegsverbrecher angeklagt.

Kaum einer kennt sich so gut mit Ermittlungen bei bewaffneten Konflikten aus wie Alex. Für dieses Kapitel schreibe ich ihm eine lange Mail, und er antwortet mir sofort. »Die Wahrheit im Krieg ist schwer zu greifen. Krieg ist Konflikt, und in einem Konflikt gibt es polarisierte Sichtweisen, die bestimmen, was wahr ist und was man über die Wahrheit wissen kann. Jede Seite wird Informationen von einem klar definierten Standpunkt aus verbreiten: Manchmal handelt es sich um Propaganda oder absichtliche Desinformation, manchmal spiegeln sie einfach einen Standpunkt wider, und manchmal sind sie einfach von den Informationen geprägt, die der einen oder anderen Seite zugänglich sind.« Auch wir, die am Rand stehen und versuchen, die Wahrheit zu erkennen, würden selten unvoreingenommen auf einen Konflikt schauen. Ich gebe ihm Recht. Unsere politischen Sympathien lassen uns einen Krieg zwischen Staaten aus einer bestimmten Perspektive betrachten. Wir nehmen Informationen selektiv wahr, hegen Zweifel an der Darstellung der einen Seite und vertrauen den Berichten der anderen. »Außerdem hat die Wahrheit ihre Wurzeln oft in der Geschichte des Konflikts. Bei wem wir die Verantwortung sehen, wem wir welche Rechte zugestehen, ist abhängig davon, welchen historischen Rahmen wir wählen. Gehen wir ein Jahr zurück, 10, 50 oder 500 Jahre?«

Viele Wahrheiten im Krieg sind ambivalent, abhängig vom Blickwinkel. Doch es gibt auch klare Lügen. »Bei einem israelischen Luftangriff auf den Gazastreifen sind in einem Krankenhaus nach Angaben der Hamas Hunderte Menschen getötet worden.« – Das tweetete der Deutschlandfunk am 17. Oktober 2023. Die Nachricht der Terror-Gruppe Hamas, Israel habe bei einem Luftangriff ein Krankenhaus angegriffen und 500 Menschen getötet, verbreitete sich in Sekundenschnelle um die ganze Welt. Die New York Times, die Tagesschau, die BBC – sie alle berichteten über das angebliche israelische Kriegsverbrechen. Die Meldungen lösten gerade bei Muslimen heftige Proteste und wütende Empörung aus. Allein bei einer spontanen Demonstration vor dem israelischen Konsulat in Istanbul wurden 63 Menschen verletzt. Bereits am nächsten Tag wurde klar: Die Nachricht der Hamas war eine Lüge. Getroffen wurde nicht das Krankenhaus, sondern ein hinter dem Gebäude liegender Parkplatz. Wenig später bestätigten US-amerikanische Geheimdienste, dass es sich nicht um einen israelischen Angriff handelte, sondern um eine fehlgeleitete Rakete der Hamas. Doch die Lüge hatte ihren Schaden bereits angerichtet, die Bilder verletzter Kinder aus dem Krankenhaus in Gaza waren in den Köpfen der Menschen.

Der US-amerikanische Politiker Hiram Johnson soll gesagt haben: »Das erste Opfer eines jeden Krieges ist die Wahrheit.« Tatsächlich gibt es in kriegerischen Auseinandersetzungen besonders viel Anlass für Unwahrheit. Gelogen wird vor, während und nach einem Krieg: Angriffe werden mit falschen Informationen gerechtfertigt, Kriegsverbrechen behauptet oder geleugnet.



Lügen, um Kriege zu rechtfertigen

»Die Fakten und das Verhalten des Irak zeigen, dass Saddam Hussein und sein Regime ihre Bemühungen um die Herstellung weiterer Massenvernichtungswaffen verbergen. […] Jede Aussage, die ich heute mache, ist durch Quellen untermauert, solide Quellen. Dies sind keine Behauptungen. Was wir Ihnen mitteilen, sind Fakten und Schlussfolgerungen, die auf soliden geheimdienstlichen Erkenntnissen beruhen.«101


Mit dieser Rede vor dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen am 5. Februar 2003 legte der damalige US-Außenminister Colin Powell den Grundstein für die Invasion der USA im Irak. Powell präsentierte der Öffentlichkeit vermeintliche Beweise dafür, dass Saddam Hussein über Massenvernichtungswaffen verfügte – und damit eine Gefahr für die USA und die westliche Welt darstellte. Satellitenaufnahmen, Augenzeugenberichte und Aufzeichnungen abgehörter Gespräche irakischer Offiziere sollten die Existenz von Laboren zur Herstellung biologischer und chemischer Waffen belegen. Die Dokumente waren nicht unabhängig überprüfbar, es blieb unklar, was die Satellitenaufnahmen genau zeigten, und der angebliche Nachweis für mobile Biowaffenlabore war eine selbst erstellte Grafik, die auf Angaben irakischer Überläufer beruhen sollte.

Der Sicherheitsrat blieb skeptisch. Russland, Frankreich, China und Deutschland als nichtständige Ratsmitglieder forderten weitere Inspektionen im Irak und lehnten einen Krieg ab. Doch die USA und Großbritannien hatten ihre Entscheidung bereits getroffen. Sie deuteten eine Resolution des Sicherheitsrates – Resolution 1441 – als Mandat für einen militärischen Angriff. Völkerrechtler auf der ganzen Welt widersprachen. Mit der Resolution war der Irak aufgefordert worden, Kontrolleure ins Land zu lassen. Eine Basis für einen Krieg enthielt sie nicht. Im März 2003 marschierten Bodentruppen der »Koalition der Willigen« in den Irak ein, Bagdad wurde bombardiert. Das Regime von Saddam Hussein wurde noch im April gestürzt, es begann eine lange und schwierige Zeit der Besetzung. Massenvernichtungswaffen wurden nie gefunden.

Zwei Jahre später, nach Ende seiner Amtszeit als US-Außenminister, spricht Colin Powell in einem Fernsehinterview über seinen Auftritt vor dem Sicherheitsrat. Er gibt zu, dass die wesentlichen Teile seiner Präsentation auf falschen Informationen beruhten. Seine Rede bezeichnet er selbst als den »Schandfleck« seiner Karriere. Er fühle sich »furchtbar« deswegen. Aber die Reue vermag nichts mehr zu ändern. Ein Land ist zerstört, Bilder der Folter irakischer Gefangener aus Abu-Ghraib gehen um die Welt. In dem durch Lügen legitimierten Krieg sterben bis zum Abzug der US-Kampftruppen mindestens 100 000 Zivilisten. Andere Schätzungen gehen von bis zu einer Million Opfer aus, getötet durch Schüsse und Bombenangriffe, mangelnde Trinkwasser- oder Gesundheitsversorgung.102

Die Lüge der Amerikaner hatte auch weltpolitische Folgen, sie änderte den Blick auf die USA grundlegend. Der Berliner Völkerrechtler Christian Tomuschat befürchtete, dass die »Grundlagen der Völkerrechtsordnung, die nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs als Erwiderung zu der Hitlerschen Gewaltherrschaft aufgebaut worden war, bleibenden Schaden davongetragen haben«.103 Jürgen Habermas stellte bereits kurz nach dem Kriegsbeginn fest: »Die normative Autorität Amerikas liegt in Trümmern.«104

Denn was die »Koalition der Willigen« tat, war ein klarer Bruch des Völkerrechts. Das Aggressionsverbot ist eine zwingende Regel des Völkerrechts, Artikel 2 Nr. 4 der UN-Charta untersagt den Einsatz militärischer Gewalt gegen einen souveränen Staat. Militärische Interventionen sind nur in wenigen Ausnahmefällen erlaubt. Dies gilt dann, wenn der UN-Sicherheitsrat nach Artikel 39 der UN-Charta eine Bedrohung oder einen Bruch des Friedens feststellt. Zur Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit kann er Maßnahmen beschließen, bis hin zu Waffengewalt. Auch ohne Beschluss des Sicherheitsrates ist eine militärische Operation dann legitim, wenn sich der Staat auf sein Selbstverteidigungsrecht berufen kann. Artikel 51 der UN-Charta bestätigt das »naturgegebene Recht« eines Staates, sich gegen Angriffe zu wehren.

Die USA und ihre Verbündeten konnten sich weder auf einen Beschluss des Sicherheitsrates noch auf ein Selbstverteidigungsrecht berufen. Die Gründe für den Krieg waren andere, die Berufung auf Massenvernichtungswaffen ein Vorwand. Kai Ambos, ein Kollege von mir aus Göttingen, Straf- und Völkerrechtler, sieht die Befürchtungen von Habermas und Tomuschat bestätigt. Viele Staaten halten sich mit einer Bewertung des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine zurück. Länder wie Brasilien, Indien oder Südafrika haben die Aggression bislang nicht klar verurteilt. Ambos sieht den Grund dafür – auch – bei den Amerikanern. »Die offensichtliche Doppelmoral wird gerade im globalen Süden zur Kenntnis genommen. Und das fällt uns jetzt auf die Füße.«105 Wer selbst das Völkerrecht bricht, der verspielt seine moralische Überlegenheit und kann sich kaum überzeugend darüber empören, wenn ein anderer es ihm gleichtut.



Warum werden Kriege durch Lügen gerechtfertigt?

Lügen zur Rechtfertigung von Kriegen haben eine lange Tradition. Der Deutsch-Französische Krieg wurde 1870 nach Ansicht vieler Historiker – auch – durch die »Emser Depesche« ausgelöst. In der Depesche berichtete Heinrich Abeken, ein Mitarbeiter des norddeutschen Auswärtigen Amtes, seinem Vorgesetzten Otto von Bismarck von einem Gespräch zwischen König Wilhelm I. von Preußen und dem französischen Botschafter Benedetti in Bad Ems. Bismarck fasste die Inhalte des Gesprächs in einer Pressemitteilung in einer Weise verkürzt zusammen, dass die französische Öffentlichkeit mit Empörung reagierte. Bismarcks Plan, Frankreich zu einer Kriegserklärung zu bewegen, ging auf. Am 19. Juli 1870 erklärte Frankreich Preußen den Krieg.

Am 31. August 1939 erhielt Alfred Naujocks im Hotel Haus Oberschlesien in Gleiwitz, nahe der polnischen Grenze, einen Anruf: »Großmutter gestorben.« Naujocks wusste, was das bedeutet. Noch am selben Abend drang er gemeinsam mit anderen Mitgliedern der SS in das Gebäude des Radiosenders Gleiwitz ein. Die Männer trugen Uniformen polnischer Soldaten und verbreiteten über den Sender in deutscher und polnischer Sprache folgende Nachricht: »Achtung! Achtung! Hier ist Gleiwitz. Der Sender befindet sich in polnischer Hand. […] Die Stunde der Freiheit ist gekommen!« Zurück ließen sie die Leiche des 41-jährigen Franciszek Honiok. Er war erst am Vortag verhaftet und dann betäubt in den Sender gebracht worden. Wer ihn ermordete, ist nicht bekannt, aber seine Leiche diente als Beweis für die polnische Urheberschaft.

Die Inszenierung war gut geplant. Adolf Hitler hatte bereits eine Woche zuvor in einer Ansprache vor den Oberbefehlshabern der Wehrmacht geäußert: »Die Auslösung des Konfliktes wird durch eine geeignete Propaganda erfolgen. Die Glaubwürdigkeit ist dabei gleichgültig, im Sieg liegt das Recht.«106 Am Tag nach dem vorgetäuschten Überfall berichtete die deutsche Presse empört über den Angriff auf den deutschen Sender und schürte die Kriegsstimmung im Land. Am 1. September 1939 griffen deutsche Truppen Polen an. Adolf Hitler nutzte die Lüge über den polnischen Angriff zur Rechtfertigung des Einmarsches: »Polen hat heute Nacht zum ersten Mal auf unserem eigenen Territorium auch mit bereits regulären Soldaten geschossen. Seit 5:45 Uhr wird jetzt zurückgeschossen. Und von jetzt ab wird Bombe mit Bombe vergolten.«107

Diese Liste lässt sich fortsetzen. Der angebliche Angriff auf den Zerstörer USS Maddox vor dem Vietnamkrieg. Die Behauptung, in Grenada würde ein sowjetischer Militärstützpunkt gebaut, vor der Besetzung der karibischen Insel. Und ganz aktuell die Rechtfertigung des Angriffs auf die Ukraine durch Russland. Die russische Regierung legte dem UN-Sicherheitsrat am 24. Februar 2022 ein Schreiben vor, in dem sie die »Militäroperation« auf Artikel 51 der UN-Charta, also das Recht zur Selbstverteidigung, stützte. Ziel sei es, so das Papier, die Menschen in Donezk und Luhansk vor dem durch die Ukraine begangenen Völkermord zu schützen. Präsident Wladimir Putin hatte bereits Tage zuvor von »Horror« und »Genozid« gesprochen, dem fast vier Millionen Menschen ausgesetzt seien.108

Die Schuldzuweisung an den Gegner als Legitimation für einen Krieg ist eine bekannte Strategie. Neu ist allerdings die Reaktion der internationalen Staatengemeinschaft. Die Ukraine wandte sich bereits zwei Tage nach dem Angriff an den Internationalen Gerichtshof. Sie beantragte die Feststellung, dass der russische Überfall nicht wegen eines vorgeblichen Völkermordes gerechtfertigt sei. Das Gericht in Den Haag reagierte schnell. Am 16. März 2022 verkündet es sein Urteil. Es sieht keinen Hinweis auf einen Völkermord und ordnet an, dass Russland seine militärischen Operationen auf dem Staatsgebiet der Ukraine unverzüglich einzustellen hat.

Aber weshalb geben sich Regierungschefs solche Mühe, ihre wahren Absichten zu verschleiern und die Entscheidung für einen Krieg hinter Lügen zu verbergen? Traditionell richtet sich Kriegspropaganda an die eigene Bevölkerung. Selbst in autoritären Regimen und Diktaturen muss ein Krieg von der Bevölkerung mitgetragen werden, die letztlich den Preis für den Konflikt zahlt. Goebbels sah in der Propaganda ein »wesentliches, dem Waffenkrieg gleichrangiges Kriegsmittel«,109 ihre Aufgabe sollte es sein, das Volk »bis in die letzte Faser zu durchtränken – die Menschen so lange zu hämmern und zu feilen und zu meißeln, bis sie uns verfallen sind.«110 Menschen müssen in den Krieg ziehen und riskieren dort ihr Leben, Angriffe des Gegners zerstören die eigene Infrastruktur, Frieden, Sicherheit und Wirtschaft. Das Leid einer Auseinandersetzung ist leichter zu ertragen, wenn sie als erforderliche Selbstverteidigung oder moralische Notwendigkeit erscheint.

Diese Logik der Kriegslüge existiert auch in demokratischen Gesellschaften – und gewinnt hier sogar an Bedeutung. Je mehr Einfluss die Bürger auf die Politik nehmen, desto wichtiger wird ihre Zustimmung zu einem Kriegseintritt. In den meisten Demokratien muss eine militärische Intervention vom Parlament beschlossen werden, also von den Vertretern des Volkes. Zugleich herrscht nach den beiden Weltkriegen – zumindest schien es lange Zeit so – Skepsis gegenüber militärischer Gewalt. Ein Krieg muss also gut verkauft werden. Allerdings meint der Militärhistoriker Klaus-Jürgen Bremm, dass die Bevölkerung ein dankbarer Empfänger für Propaganda sei. Die Menschen hätten ein Bedürfnis danach, Krieg einen Sinn zu geben;111 die Vorstellung, Teil eines »gerechten Krieges« zu sein, ist eine moralische Entlastung. Grautöne sind dann nicht gewollt. Das zeigte sich auch in der öffentlichen Debatte um den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine, in der jeder Versuch einer Erklärung des russischen Handelns als »Putinversteherei« und der Wunsch nach diplomatischen Verhandlungen als naiver »Lumpenpazifismus« gebrandmarkt wurde. Hier braucht es die Lüge gar nicht, um Unterstützung zu sichern, die Überzeugung von der moralisch (einzig) richtigen Haltung genügt. In anderen Fällen bedienen Kriegslügen Narrative, die in der Bevölkerung bereits angelegt sind. Die Falschmeldung der Hamas verbreitete sich auch deshalb so schnell und widerspruchslos, da sie antiisraelische Einstellungen bestärkte und damit bei nicht wenigen Menschen auf fruchtbaren Boden fiel.

Im 21. Jahrhundert ist der Adressat von Kriegslügen allerdings nicht nur die eigene Bevölkerung, sondern auch die Weltöffentlichkeit. Kriege finden nicht isoliert zwischen zwei Staaten statt, sie unterliegen dem Regelwerk der internationalen Gemeinschaft: Die Vereinten Nationen verurteilen kriegerische Auseinandersetzungen durch Resolutionen, die Europäische Union verhängt Sanktionen gegenüber Aggressoren. Der Sicherheitsrat kann bei einem Bruch des Weltfriedens militärische Maßnahmen beschließen, und im Bündnisfall muss die NATO in einen Konflikt eingreifen. Der Internationale Strafgerichtshof kennt den Angriffskrieg mittlerweile sogar als Straftatbestand. Wer einen Angriffskrieg befiehlt, kann sich also strafbar machen – auch dann, wenn er der Präsident eines Staates ist. Das Völkerstrafrecht kennt keine Immunitäten.

Kein Land agiert in einem Vakuum, die vielfältigen wirtschaftlichen Verflechtungen machen es erforderlich, die Unterstützung wichtiger Handelspartner nicht zu verlieren. Die meisten Staaten sind zudem auf Waffenlieferungen angewiesen, sie brauchen daher den Rückhalt ihrer Verbündeten. Lügen haben daher auch die Funktion, gegenüber der Staatengemeinschaft eine militärische Operation zu rechtfertigen, dem Gegner die Verantwortung für den Konflikt zuzuschreiben und sein Vorgehen moralisch zu delegitimieren.



Lügen während des Krieges

Für die Haltung der Weltöffentlichkeit in einem Konflikt kann der Vorwurf eines Kriegsverbrechens entscheidend sein. Die Interessen der Parteien liegen auf der Hand: Die einen wollen begangene Kriegsverbrechen leugnen, die anderen Kriegsverbrechen dramatisieren oder erfinden. Das macht den Krieg so anfällig für die Lüge – von allen Seiten.

Während des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine verbreitete sich in den sozialen Netzwerken ein Foto von einem Kleinkind mit Prothesen, versehen mit der Überschrift: »Ukrainische Realität«. Das Bild zeigte aber nicht die schrecklichen Folgen eines russischen Angriffs, sondern das Schicksal eines kleinen Jungen in den USA. Seine Mutter hatte es bereits 2015 veröffentlicht, um über seine Krankheit zu informieren.112 Zeitgleich tauchten Berichte auf, dass Wolodymyr Selenskyj privat ein Luxusleben führe – während sein Land unter dem Krieg leide. Die angeblich für 75 Millionen US-Dollar von ihm erworbenen Luxus-Yachten stehen aber nach wie vor zum Verkauf.113

Kein anderes Bild zeigt sich im Gaza-Krieg. In den Social-Media-Kanälen geht ein Video viral, in dem Hamas-Kämpfer entführte israelische Kinder in Käfige einzusperren scheinen. Faktenchecker überprüfen das Video und finden heraus, dass es vor den Angriffen vom 7. Oktober entstanden sein muss. Auch die Tonspur ist falsch: Das Lachen eines Mannes, das den brutalen Akt begleitet, wurde nachträglich über die echte Tonspur gelegt.114 Auch hier gehen die Unwahrheiten von beiden Seiten aus. In propalästinensischen Kreisen wird ein Video verbreitet, das als Beleg für israelische Kriegslügen dienen soll. Auf den ersten Blick sieht es so aus, als würde ein israelischer Junge von der Hamas ermordet. Doch dann sieht man, dass alles nur gestellt ist. Der Junge und seine angeblichen Mörder: Schauspieler. Das Video wird mit Überschriften versehen, etwa: »Wie Israel Fake Videos erstellt!« Recherchenetzwerke aber decken auf: Es handelt sich um Drehszenen eines Kurzfilms aus dem Jahr 2022. Der scheinbare Beweis für eine Inszenierung ist selbst eine.

Die wohl schwerste und weitreichendste Unwahrheit über Kriegsverbrechen ist die »Brutkastenlüge«. Am 10. Oktober 1990 teilt die 15-jährige Nayirah vor dem Menschenrechtskomitee des US-Kongresses verstörende Erlebnisse: »Ich habe gesehen, wie die irakischen Soldaten mit Gewehren in das Krankenhaus kamen […], die Säuglinge aus den Brutkästen nahmen, die Brutkästen mitnahmen und die Kinder auf dem kalten Boden liegen ließen, wo sie starben.«

Unter Tränen erzählt Nayirah, dass sie als freiwillige Hilfskrankenschwester im Al-Adnan-Krankenhaus in Kuwait gearbeitet hatte, als sie Zeugin der brutalen Verbrechen irakischer Soldaten geworden war. Ihre eindrucksvolle Aussage lässt sich auch heute noch leicht auf YouTube finden.115 Ein kuwaitischer Chirurg schildert Ähnliches, er berichtet von etwa 120 getöteten Säuglingen.

Die Gräueltaten bewegen die Weltöffentlichkeit. Die Medien informieren ausführlich über die Verbrechen der Iraker, Amnesty International greift die dramatischen Ereignisse auf, und der damalige US-Präsident George Bush zitiert Nayirahs Aussagen in sechs verschiedenen Reden. Der Irak dementiert. Doch die öffentliche Stimmung kippt. Lag die Zustimmung zu einer militärischen Intervention der USA in der amerikanischen Bevölkerung im August 1990 noch bei 17 Prozent, so sind es im Dezember 41 Prozent. Drei Monate nach Nayirahs Auftritt im Menschenrechtskomitee stimmt der US-Kongress mit knapper Mehrheit – 52 zu 47 Stimmen – für einen Militäreinsatz. Sieben der Befürworter berufen sich dabei ausdrücklich auf die Schilderungen der jungen Krankenschwester. Der UN-Sicherheitsrat legitimiert den Gewalteinsatz. Damit tritt der Zweite Golfkrieg in seine entscheidende Phase, der Luftangriff gegen den Irak beginnt.

Doch bald mehren sich Zweifel an der Geschichte aus dem kuwaitischen Krankenhaus. Verfügen kuwaitische Kliniken überhaupt über 120 Brutkästen? Menschenrechtsorganisationen versuchen, die Fakten der Geschichte zu überprüfen, doch es lassen sich keine Beweise finden. Dem Journalisten Alexander Cockburn gelingt es nachzuweisen, dass sich der vermeintliche Chirurg zum Zeitpunkt der irakischen Invasion gar nicht in Kuwait aufgehalten hat. Er lebte im Exil in Saudi-Arabien und konnte daher kaum irakische Kriegsverbrechen in Krankenhäusern bezeugen. Und er ist auch kein Chirurg, sondern Zahnarzt. Doch die Geschichte wird noch ungeheuerlicher. Die Identität von Nayirah, dem jungen Mädchen, das von den barbarischen Kindstötungen berichtetet hat, wird von einem Reporter aufgedeckt. Die angebliche Krankenschwester ist Nijirah al-Sabah, die Tochter des kuwaitischen Botschafters in den USA und Teil der kuwaitischen Herrscherfamilie. Sie hat nie in einem Krankenhaus gearbeitet. Ihre Geschichte: eine Lüge.

Nach und nach wird das Ausmaß der Unwahrheit deutlich. Die kuwaitische Exilregierung hatte nach der irakischen Invasion die PR-Firma Hill & Knowlton damit beauftragt, Lobbyarbeit für eine US-amerikanische Intervention zu betreiben. 10,8 Millionen Euro fließen an die PR-Firma. Dafür werden Demonstrationen organisiert, an Universitäten Zehntausende »Free Kuwait«-Shirts und Sticker verteilt, und es wird sogar ein nationaler Bettag für Kuwait ausgerufen. Der Chef des Washingtoner Büros von Hill & Knowlton ist Craig Fuller, ehemaliger Stabschef von George Bush und ein persönlicher Freund. Er selbst soll Nijirah al-Sabah auf ihren Auftritt vor dem Menschenrechtskomitee vorbereitet haben.116 Gleichwohl behauptet die US-amerikanische Regierung, von der Lüge nichts gewusst zu haben. Experten hingegen bezweifeln das.117 Tatsächlich ist es schwer zu glauben, dass sich der amerikanische Geheimdienst über die Identität der Tochter des kuwaitischen Botschafters hat täuschen lassen.

Ein juristisches Nachspiel hat die Geschichte nicht. Ein Lügenverbot gibt es im Völkerrecht nicht. Nicht einmal dann, wenn sie zu einem Krieg führt. Artikel 8bis des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs verurteilt nur den bewaffneten Angriff auf ein anderes Land, nicht einen Angriff mit Worten und Unwahrheiten. Und was ist mit Nijirah al-Sabah? Zwar wäre eine unwahre Aussage vor dem US-Kongress strafbar, nicht aber vor einem informellen Komitee. Außerdem genoss sie als Tochter des Botschafters diplomatische Immunität. Trotz der weitreichenden Folgen, die Nijirah al-Sabahs Aussage für die Weltpolitik und die Menschen in der Golfregion hatte, kann das Mädchen nicht belangt werden. In Deutschland sind wir übrigens noch großzügiger: Falsche Aussagen vor dem Bundestag sind nicht strafbar. Nur in Untersuchungsausschüssen des Bundestages oder eines Landtages sind Unwahrheiten strafbar, das steht seit Neuestem in Paragraf 162 des Strafgesetzbuchs.



Warum wird über Kriegsverbrechen gelogen – und wie?

Das Motiv hinter den Lügen über Kriegsverbrechen liegt nahe: Durch die Berichte wird Stimmung gegen das Land der Täter gemacht. Wer einen Krieg auf diese Weise brutal und rücksichtslos führt, der hat keinen Beistand verdient, gegen den ist auch ein Vergeltungsschlag legitim. So lagen die Dinge auch im Irak. Durch die Berichte über die unmenschlichen Verbrechen sollte Stimmung gegen den Irak gemacht und die US-amerikanische Öffentlichkeit von einem Militäreinsatz überzeugt werden. Skrupel, die Welt über Gewalttaten irakischer Soldaten zu belügen, dürften gering gewesen sein. Der Irak hatte Kuwait am 2. August 1990 überfallen und annektiert, die Regierung musste ins Exil.

Hier greifen zwei Mechanismen. Zunächst: Der Zweck soll die Mittel heiligen. Die unrechtmäßige Besetzung ihres Landes konnten die Kuwaiter aus eigener Kraft nicht beenden. Die Lüge diente einem aus ihrer Sicht mehr als legitimem Ziel, der Freiheit Kuwaits von irakischer Okkupation. Gerade für militärisch schwächere Staaten können Lügen eine Möglichkeit sein, die Kriegszustimmung der Bevölkerung im gegnerischen Land zu schwächen oder die Staatengemeinschaft auf ihre Seite zu ziehen. Ein schlechtes Gewissen gegenüber der Besatzungsmacht wird man kaum gehabt haben, also weshalb der Gerechtigkeit nicht nachhelfen. Und zum Zweiten: Krieg ohne Kriegsverbrechen gibt es nicht. Irakische Soldaten haben keine Säuglinge aus Brutkästen gerissen, aber sie haben zweifelsohne Zivilisten getötet. Die Lüge war, so könnten die Verantwortlichen gedacht haben, eher eine Überspitzung, mit der Nijirah al-Sabah das Unrecht der Iraker für die Welt anschaulicher gemacht hat. Und was die Mitarbeiter der PR-Agentur motiviert hat, Strategien für einen Kriegseintritt zu entwickeln, ist ebenso unmoralisch wie banal: Geld.

Dass die angeblichen Opfer Kinder waren, ist übrigens kein Zufall. Gewalt gegen Unschuldige und Wehrlose berührt uns in besonderer Weise. Wir haben uns an die Zahlen gefallener Soldaten in bewaffneten Konflikten gewöhnt. In Medienberichten sind sie eine Rechengröße für die Erfolgsaussichten der Kriegsparteien, »menschliche Verluste« werden in einem Atemzug genannt mit zerstörtem Kriegsgerät. Dass hinter einem toten Soldaten ein persönliches Schicksal und das Leid von Angehörigen steht, kommt nur schwer ins Bewusstsein. Bei ermordeten Zivilisten ist das anders, sie sind dem Kriegsgeschehen hilflos ausgesetzt und bekommen unsere Empathie. Kinder erreichen unsere Gefühle noch einmal mehr. Sie können nichts für das Kriegstreiben der Erwachsenen, und sie zu schützen ist die Pflicht einer Gesellschaft. Kinder sind eindeutige Opfer, bei ihnen gibt es keine Ambivalenz. Deshalb eignen sich Verbrechen gegen sie besonders gut, um die Schrecken eines Krieges oder die Brutalität eines Regimes zu verdeutlichen. Wer schon einmal in Kambodscha war, wird sich das bekannte Foltergefängnis S-21 und die Killing Fields angesehen haben. In Choeung Ek, nicht weit entfernt von der Hauptstadt Phnom Penh, wurden bis zu 17 000 Menschen getötet. Stehen bleiben die Besucher vor dem Killing Tree, der Baum, an dem Soldaten der Roten Khmer Kleinkinder totgeschlagen haben sollen.

Auch im Gaza-Krieg verbreiteten sich Berichte über getötete Kinder mit großer Geschwindigkeit. Ein angeblicher Journalist teilt auf X ein Foto toter Kinder, die Bildunterschrift: »Kinder-Genozid in Palästina. 614 palästinensische Kinder von israelischer Armee ermordet.« Der Post wird von Millionen Nutzern gesehen. Wenig später stellt sich heraus, dass das Foto nicht aus Gaza stammte, sondern aus Syrien – aus dem Jahr 2013. Grausame Verbrechen an Kindern werden auch aus Israel berichtet, Soldaten erzählen den Medien von enthaupteten und verbrannten Babyleichen. Die Hamas streitet die Verbrechen ab, es beginnt ein Kampf um die Wahrheit.



Wie man in Kriegszeiten die Wahrheit finden kann

Die Brutkastenlüge wurde auch deshalb geglaubt, weil niemand es wagte, sie zu hinterfragen. Man kann sich vorstellen, welche Entrüstung demjenigen entgegengeschlagen wäre, der die dramatische Geschichte des fünfzehnjährigen Mädchens öffentlich infrage gestellt hätte. Hier zeigt sich ein nicht ungefährlicher Mechanismus: Gerade in politischen Konflikten und im Angesicht kriegerischer Auseinandersetzungen wird erwartet, sich auf eine Seite zu stellen und Haltung zu zeigen. Berichte über Kriegsverbrechen in Zweifel zu ziehen ist heikel; angegriffenen Ländern in einer Situation nationalen Leids eine Lüge zu unterstellen würde als unsolidarisch und unmenschlich gewertet. Dabei zeigt die Geschichte, dass Unwahrheiten im Krieg zu häufig vorkommen, um diese Möglichkeit ausschließen zu können.

Aber die Überprüfung von Vorwürfen ist in Kriegszeiten kompliziert. Zugang zu Tatorten und Beweismitteln haben häufig nur die Kriegsparteien. Die Presse als unabhängiges Kontrollorgan hat es während eines bewaffneten Konfliktes schwer. Nicht selten wird Journalisten die Einreise verweigert, außerdem ist sie lebensgefährlich. Im Fall der Brutkastenlüge dementierte der Irak die Vorwürfe, führte Journalisten in das kuwaitische Krankenhaus und ließ die Ärzte vor Ort von der guten Unterstützung durch den Irak erzählen. Doch woher sollte man wissen, ob sie die Wahrheit sagten? Das Interesse des Irak an einer Vertuschung schwerer Verbrechen wäre groß gewesen, und Beweise konnte man leicht verschwinden lassen. Das, was den Journalisten gezeigt wurde, hätte ebenso gut eine Inszenierung sein können. Und wenn es ein Reporter selbstständig in ein Kriegsgebiet schafft, dann sind seine Berichte oft nicht verifizierbar. Denkt man an Claas Relotius, ist hier Vorsicht geboten. Der Chefredakteur der ZEIT, Giovanni di Lorenzo, erzählte in einem Interview mit dem Spiegel von einem interessanten Gespräch mit dem preisgekrönten Kriegsreporter Wolfgang Bauer. Di Lorenzo hatte ihn angerufen und gefragt: »Wenn Sie uns bescheißen wollten, hätten wir eine Chance, das zu merken?« Die Antwort des Reporters: »Natürlich nicht alles. Wenn man in Nigeria, Nordkorea oder dem Irak unterwegs ist, lässt sich vieles nicht rekonstruieren.«118

Verlässlicher ist ein anderer Akteur: die internationale Strafgerichtsbarkeit. Das Jugoslawien- und das Ruandatribunal, das Khmer-Rouge-Tribunal in Kambodscha, die Sondergerichtshöfe für Sierra Leone oder für Kosovo und allen voran der Internationale Strafgerichtshof haben eines gemeinsam: Sie sind unabhängige Institutionen, deren Ziel die Aufklärung völkerrechtlicher Verbrechen ist. In den Anklagebehörden werden unzählige Zeugenaussagen protokolliert, Dokumente füllen ganze Keller. Noch während des russischen Angriffs auf die Ukraine hat der Internationale Strafgerichtshof ein Team von 42 Experten in die Ukraine entsandt, um mögliche russische Kriegsverbrechen aufzuklären.

Doch die Arbeit der internationalen Ermittlerteams steht vor vielen Herausforderungen. Nicht immer werden die Ermittler ins Land gelassen, nicht alle Staaten kooperieren. Und selbst wenn sie vor Ort sind, ist das Beweismaterial oft dünn. Ich frage Alex Whiting nach seinen Erfahrungen. »Unsere normalen Methoden der Wahrheitsfindung funktionieren in Konflikten nur bedingt. Man kann Kriegsverbrechen nicht mit den üblichen Straftaten vergleichen. Wenn in einer Stadt ein Gewaltverbrechen begangen wird, können die Strafverfolgungsbehörden auf Zeugen, Tatortbeweise einschließlich forensischer Beweise, DNA-Beweise, Videobeweise, elektronische Beweise wie Handy- oder E-Mail-Daten und so weiter zurückgreifen. Im Krieg stehen diese Beweismittel häufig nicht zur Verfügung, sie wurden nicht erhoben oder nicht gesichert. Oder sind für uns nicht zugänglich, wir bekommen sie einfach nicht. Wir haben oft nur Informationsfragmente, mit denen wir die Wahrheit zu rekonstruieren versuchen.«

Ein anderes Problem in gewaltsamen Konflikten: Im Krieg oder in der unmittelbaren Nachkriegszeit fehlt es nicht selten an einem Engagement für die Wahrheitsfindung. »Das Ausmaß der Ereignisse oder Gräueltaten kann ein Hindernis für die Wahrheitsfindung sein – es wird zu überwältigend und unverständlich. Und der Impuls nach einem Konflikt besteht oft darin, weiterzumachen, die Vergangenheit ruhen zu lassen, zu vergessen und die Differenzen zu vertuschen.« Alex’ Erfahrung kann ich bestätigen. Ich habe mich lange mit den Verbrechen der Roten Khmer in Kambodscha beschäftigt. Zweimal habe ich ein halbes Jahr in Phnom Penh verbracht, erst am Tribunal selbst in der Opfervertretung, dann, um eine Studie zu den Opfern des Regimes durchzuführen. Viele der Überlebenden und der Angehörigen hatten im Zuge der Ermittlungen durch das Gericht zum ersten Mal über die erlebten Verbrechen gesprochen. Lange Zeit galt das, was der damalige Premierminister Kambodschas vorgab: »The country should dig a hole and bury the past.« – Das Land solle ein Loch graben und die Vergangenheit begraben. Schulbücher enthielten keine Informationen über die Zeit der Roten Khmer, und viele der Opfer erzählten, dass ihre Kinder und Enkel ihnen die Berichte aus der Zeit des Pol-Pot-Regimes nicht geglaubt hätten.

Es dauerte drei Jahrzehnte, bis – auf internationalen Druck hin – mit der Wahrheitsfindung begonnen wurde. Der große zeitliche Abstand zwischen Verbrechen und Bestrafung ist problematisch. Für viele kommt die Gerechtigkeit zu spät, sie oder ihre Angehörigen sind längst verstorben. Zeugenaussagen werden weniger verlässlich, je mehr Zeit vergangen ist, desto schwächer werden die Erinnerungen. Im Verfahren gegen Duch, den Leiter des berüchtigten Foltergefängnisses S-21, baten viele Nebenkläger um Informationen über das Schicksal ihrer Angehörigen. Die Hinterbliebenen möchten wissen, wie der Vater gestorben ist oder ob der Bruder leiden musste. Obwohl Duch geständig war und mit dem Gericht kooperierte, konnte er ihnen nicht helfen. Ihm fehlten nach dreißig Jahren die Erinnerungen an einzelne Personen.

Doch Alex sieht die verzögerten Ermittlungen nicht nur kritisch. »Die Zeit ist im Krieg oft eine Freundin der Wahrheit. Es braucht Zeit, um die Leidenschaften zu beruhigen, die der Wahrheit im Wege stehen, um Opfern, Überlebenden und Insidern die Möglichkeit zu geben, ihre Geschichten zu erzählen, um geduldig Stück für Stück der Wahrheit auf die Spur zu kommen und mit Abstand eine Perspektive zu gewinnen. Die Wahrheit kann im Krieg verloren gehen, aber es gibt Hoffnung, dass sie in den darauffolgenden Jahren und Generationen nach und nach gefunden wird.«

Als Alternative zu Strafverfahren sind in einigen Ländern sogenannte Wahrheitskommissionen entstanden. Ihr Ziel ist nicht die Verurteilung einzelner Täter, sondern eine umfassende historische Aufarbeitung des Konfliktes. Wer ein umfassendes Geständnis ablegt, der kann mit einer Amnestie rechnen. Dadurch soll erreicht werden, dass sich die Täter nicht wie in einem Strafprozess auf ihr Aussageverweigerungsrecht berufen, sondern ohne Sorge vor strafrechtlichen Konsequenzen aktiv an der Aufklärung der Verbrechen mitwirken. Zugleich erhalten die Opfer eine deutlich größere Plattform als vor einem Gericht, das den Täter in den Mittelpunkt stellen muss. Sie bekommen in Wahrheits- und Versöhnungskommissionen Raum, ihre Erlebnisse zu erzählen und in einen Austausch mit den Tätern zu treten. Damit können die Kommissionen dazu beitragen, Mythenbildung und Leugnung von Verbrechen zu verhindern und ein gemeinsames nationales Geschichtsbild zu schaffen, auf dessen Basis die Zukunft des Landes gestaltet werden kann.

Die Wahrheitskommission in Südafrika, die Ende der Neunzigerjahre zur Aufarbeitung des Apartheidregimes eingesetzt wurde, lieferte einen siebenbändigen Bericht über die Erkenntnisse ihrer Arbeit. Doch es gab auch Kritik. Wahrheit wird um den Preis der Gerechtigkeit erreicht. Täter konnten öffentlich von Folter und Ermordung Unschuldiger berichten und verließen unter den Augen der Angehörigen als freie Menschen den Saal. Und auch für die Wahrheitsfindung selbst kann das Modell der Kommission Probleme bedeuten. Die Beweisaufnahme im Strafprozess unterliegt – auch zum Schutz des Angeklagten – strengen Regeln. Die Verteidigung stellt ein notwendiges Gegengewicht zur Anklage dar, sie übernimmt die Aufgabe, belastende Beweismittel kritisch zu hinterfragen und entlastende Informationen zu ermitteln. Oft entsteht erst im Ringen von Staatsanwaltschaft und Verteidigung um die Fakten des Falles ein Bild von der Wahrheit. Der Wegfall des Korrektivs einer engagierten Verteidigung kann daher auch zulasten der Wahrheitssuche gehen.

Auch Lügen über Kriegsverbrechen sind an sich nichts Neues. Schon im Ersten Weltkrieg erfanden die Alliierten Berichte, nach denen deutsche Soldaten Babys verstümmelt, alte Menschen lebendig verbrannt und wahllos Geistliche getötet haben sollten.119 Heute ist die Situation schlechter und besser zugleich. Mit den Möglichkeiten der modernen Technik können Unwahrheiten über Kriegsverbrechen deutlich schneller und einfacher verbreitet werden: Ein falscher Post auf X erreicht Millionen Menschen, ein manipuliertes Bild wird über Facebook in Sekundenschnelle geteilt. PR-Agenturen professionalisieren die Lüge. So unwahrscheinlich es klingen mag: Die Arbeit von Hill & Knowlton für die kuwaitische Regierung war kein Einzelfall. Im Jugoslawienkrieg beauftragten die bosnische und die kroatische Regierung ebenfalls Agenturen, die eine einseitige Schuldzuweisung an die Serben erwirken sollten.120 Und die PR-Firma The Rendon Group übernahm im Auftrag der US-Regierung eine Kampagne, die den Irak-Krieg und den Afghanistan-Krieg begleitete.121

Auch im Ukraine-Krieg wird Desinformation professionell verbreitet. Im September 2022 soll die PR-Agentur Social Design Agency Strategien für die massenhafte Verbreitung pro-russischer Narrative entwickelt haben.122 Bekannt wurde ihre »Doppelgänger-Kampagne«. Mithilfe falscher Accounts wurden automatisiert Links in den sozialen Netzwerken gestreut, die zu Nachbauten renommierter Medien wie Le Monde, der Washington Post oder dem Spiegel führten. Auf den angeblich seriösen Seiten waren dann Artikel zu lesen, die Russlands Positionen stärkten und die Ukraine in ein schlechtes Licht rückten. Das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz beschreibt das Vorgehen wie folgt: »Die Analysen ergaben vertiefende Einblicke zum arbeitsteiligen Vorgehen und dem geografischen Ursprung der verantwortlichen Akteure. Es wird nun deutlich, wie die Kampagnen-Verantwortlichen die Desinformationen systematisch erstellen, international verteilen und sich dabei dynamisch der sich verändernden politischen Lage auf internationaler und Zielstaatsebene anpassen. Hierbei bedienen sich die Verantwortlichen passend zugeschnittener Online-Medien.«123

Das Bundesinnenministerium geht davon aus, dass Desinformationen vom russischen Staat selbst gestreut werden. Das Ziel Russlands sei es, »die politische und öffentliche Meinung in Deutschland und anderen Staaten durch die Verbreitung von Desinformation, Propaganda sowie durch weitere Versuche illegitimer Einflussnahme zu seinen Gunsten zu beeinflussen«, um den Angriffskrieg gegen die Ukraine zu rechtfertigen und eine öffentliche Unterstützung für die Ukraine zu verhindern.124

Ein kleiner Lichtblick: Nicht nur die Lüge, auch die Wahrheitsfindung wird heute professioneller betrieben. Der Internationale Strafgerichtshof und seine Ermittlerteams können als politisch unabhängige Instanzen die Beweislage vor Ort untersuchen. Trotz aller Herausforderungen der Wahrheitsfindung in und nach bewaffneten Konflikten: Die Existenz eines globalen und neutralen Organs zur Aufarbeitung von Kriegsverbrechen ist ein ganz erheblicher Fortschritt.



Lügen nach dem Krieg – Leugnen von Kriegsverbrechen

Im April 2023 steht die 93-jährige Ursula Haverbeck vor dem Berliner Landgericht. Die Richter verurteilen sie zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr – ohne Bewährung. Eine so alte Frau im Gefängnis, das ist eine Seltenheit. Aber das Gericht sieht keine andere Möglichkeit, denn das Vorstrafenregister von Ursula Haverbeck ist lang. Seit 2004 wird sie immer wieder wegen desselben Delikts verurteilt, zunächst noch zu Geldstrafen, dann zu immer längeren Freiheitsstrafen. 2018 muss sie zum ersten Mal in Haft. Das Vergehen, mit dem Ursula Haverbeck die Justiz beschäftigt: Sie leugnet den Holocaust. Die systematische und staatlich organisierte Verfolgung, Vertreibung und millionenfache Ermordung der europäischen Juden durch die Nationalsozialisten während des Zweiten Weltkrieges, die Existenz von Konzentrationslagern wie Auschwitz: Alles sei eine Lüge, das deutsche Volk müsse sich von der falschen Schuldenlast befreien.

Man darf über historische oder politische Ereignisse eigentlich so viel Unsinn verbreiten, wie man möchte. Wer behauptet, dass die Pyramiden von den Azteken gebaut wurden, dass es die Mondlandung nie gegeben habe oder dass George Washington deutscher Bundeskanzler war, der macht sich nicht strafbar. Dasselbe gilt für denjenigen, der die Existenz von Mahatma Gandhi leugnet oder den Fall der Berliner Mauer. Wir brauchen das Strafrecht hier nicht, um die Wahrheit zu verteidigen; die Lügen richten keinen größeren Schaden an.

Weshalb wurde dann Ursula Haverbeck dafür verurteilt, den Holocaust geleugnet zu haben? Das Recht macht hier eine Ausnahme. Nach dem dritten Absatz von Paragraf 130 des Strafgesetzbuchs wird bestraft, wer öffentlich eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus begangene Völkermordhandlung in einer Weise leugnet, billigt oder verharmlost, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören.

Da das »Leugnen« unter Strafe gestellt ist, könnte man meinen, dass der Tatbestand die historische Wahrheit schütze. Das wird allerdings fast einhellig abgelehnt – ein abstraktes Recht auf historische Wahrheit gibt es nicht. Tatsächlich hat der Tatbestand eine andere Zielrichtung: Die Vorschrift soll der Tendenz entgegenwirken, (neo-)nazistisches Gedankengut durch Infragestellen oder Relativierung der NS-Untaten als akzeptabel erscheinen zu lassen und damit das friedliche Zusammenleben zu stören. Damit soll verhindert werden, dass durch ein »Volksverhetzungsklima« Gewalttaten gegen stigmatisierte Gruppen begünstigt werden. Zugleich will der Tatbestand die persönliche Würde der Überlebenden des Holocaust sowie den postmortalen persönlichen Achtungsanspruch der im Rahmen des NS-Gewaltunrechts Ermordeten schützen.

Unbestritten ist der Straftatbestand nicht. Denn Artikel 5 unseres Grundgesetzes schützt die freie Meinungsäußerung ohne Rücksicht auf ihren »Wert«. Das Bundesverfassungsgericht betont immer wieder, dass das Grundrecht nicht auf Äußerungen beschränkt ist, die im Einklang mit der Verfassung stehen. Unser Grundgesetz erzwingt keine Werteloyalität. Es vertraut, so das Bundesverfassungsgericht, auf die Kraft der freien Auseinandersetzung als wirksamste Waffe auch gegen die Verbreitung totalitärer und menschenverachtender Ideologien. Selbst nationalsozialistisches Gedankengut falle nicht von vornherein aus dem Schutzbereich des Grundrechts. Der freie öffentliche Diskurs soll es richten.

Ein weiterer Aspekt tritt hinzu. Artikel 5 des Grundgesetzes erlaubt Einschränkungen der Meinungsfreiheit nur durch »allgemeine« Gesetze. Verfassungswidrig sind also – grundsätzlich – Gesetze, die eine bestimmte Meinung verbieten. Der Beleidigungstatbestand zum Beispiel schränkt die Meinungsfreiheit ein, schützt aber dabei die Ehre der Betroffenen unabhängig davon, aus welcher Richtung sie angegriffen wird: Herabwürdigungen können strafbar sein, egal, ob sie von rechts oder links kommen oder gar nicht politisch sind.

Das Verbot in Paragraf 130 des Strafgesetzbuchs ist hingegen kein allgemeines Gesetz. Das Verbot ist nicht offen formuliert, sondern bezieht sich klar auf Äußerungen, mit denen eine bestimmte Haltung zum Nationalsozialismus zum Ausdruck gebracht wird. Bei der Leugnung des Holocausts wird man trotzdem keine Probleme sehen. Dabei handelt es sich nicht um eine Meinung, sondern um eine – unwahre – Tatsachenbehauptung. Sie unterfällt dem Schutzbereich der Meinungsfreiheit von Artikel 5 schon gar nicht. Anders ist es beim Billigen oder Verharmlosen nationalsozialistischen Unrechts. Solche Äußerungen sind im Kern Meinungen, sie lassen sich nicht klar den Kategorien »wahr« und »unwahr« zuordnen. Das Bundesverfassungsgericht hat den Straftatbestand trotzdem für verfassungsmäßig erklärt – als absolute Ausnahme: »Angesichts des sich allgemeinen Kategorien entziehenden Unrechts und des Schreckens, die die nationalsozialistische Herrschaft über Europa und weite Teile der Welt gebracht hat, und der als Gegenentwurf hierzu verstandenen Entstehung der Bundesrepublik Deutschland ist Artikel 5 Abs. 1 und 2 GG für Bestimmungen, die der propagandistischen Gutheißung der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft Grenzen setzen, eine Ausnahme vom Verbot des Sonderrechts für meinungsbezogene Gesetze immanent.«125

Das Strafrecht darf Ursula Haverbeck und anderen also verbieten, Lügen über den Holocaust zu verbreiten. Ein Problem gibt es allerdings noch: Der Tatbestand setzt Vorsatz hinsichtlich der Holocaustleugnung voraus. Leugnen ist das Bestreiten einer Wahrheit. Wer aber die Vernichtung von Juden im Dritten Reich für eine Lüge hält, der glaubt nicht, eine Wahrheit in Abrede zu stellen – sondern wähnt sich selbst auf der Seite der Wahrheit. Eine Bestrafung müsste dann an sich ausscheiden: Wer eine Unwahrheit für wahr hält, der verbreitet nach seiner Vorstellung keine Lüge. Dieses Ergebnis wäre natürlich unbefriedigend. Auch und gerade die »Unbelehrbaren« wollte der Gesetzgeber bestrafen, das geht aus der Begründung des Gesetzes klar hervor. Die Gerichte behelfen sich mit dem Argument, dass der Holocaust eine offenkundige historische Wahrheit sei, die jeder durch Dokumente und Zeitzeugnisse nachvollziehen könne. Das ist allerdings nur im Ergebnis überzeugend. Dass man die Wahrheit kennen könnte, ist etwas anderes, als sie tatsächlich zu kennen. Wir bezeichnen das eigentlich als Fahrlässigkeit. Ein Beispiel: Der Täter wusste nicht, dass das dem Opfer verabreichte Gift tödlich wirkt, er hätte es aber wissen können. Das bestrafen wir nicht als vorsätzlichen Mord, sondern als fahrlässige Tötung. Wenn man genau sein will, müsste man das Recht hier ändern und auf den Vorsatz als Voraussetzung für eine Strafbarkeit verzichten.

Die Leugnung des Holocausts erfolgt meist aus antisemitischen Motiven. Sie wird häufig verbunden mit Verschwörungstheorien, nach denen Juden den Holocaust aus finanziellen Interessen geplant, gelenkt oder inszeniert hätten. Mit der Leugnung des Völkermordes sollen die Sympathie mit Jüdinnen und Juden verringert, die Existenzberechtigung des Staates Israel infrage gestellt und eine moralische Verantwortung des deutschen Volkes negiert werden. Die Freizeichnung von eigener Schuld dürfte ein häufiger Grund für das Leugnen schwerer internationaler Verbrechen sein. Der Völkermord an den Armeniern wird von den meisten Historikern als erwiesene Tatsache anerkannt, in türkischen Schulbüchern allerdings geleugnet.126 Für die nationale Identität ist die Frage, ob das Land die Verantwortung für einen Genozid trägt, bedeutsam. Hinzu treten womöglich Sorgen vor Reparationsforderungen. Wer einen Völkermord anerkennt, der könnte sich Entschädigungsansprüchen ausgesetzt sehen.

Das Recht hat sich viele Jahre darauf beschränkt, die Holocaustleugnung unter Strafe zu stellen. Bei anderen Völkerrechtsverbrechen war man, richtigerweise, zurückhaltend. Das änderte sich im Jahr 2023, als der Gesetzgeber den Straftatbestand in Paragraf 130 um einen weiteren Absatz ergänzt hat. Unter Androhung von Strafe ist es nun verboten, einen Völkermord, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder ein Kriegsverbrechen zu leugnen oder gröblich zu verharmlosen – erst einmal unabhängig davon, an welchem Ort oder zu welcher Zeit es stattgefunden hat. Die Äußerung muss nur geeignet sein, zum Hass gegen eine nationale oder ethnische Gruppe aufzustacheln und den öffentlichen Frieden zu stören. Ein Historiker, der die napoleonischen Kriege verharmlost, dürfte sich also nicht strafbar machen. Bei einem Leugnen der Pogrome gegen Jüdinnen und Juden im Mittelalter dürfte es anders aussehen, bei aktuellen Konflikten in der Ukraine oder in Gaza erst recht, zumal die »Friedensstörung« von den Gerichten nicht empirisch untersucht wird und bislang selten ein ernsthaftes Korrektiv bildet.

Problematisch an dieser neuen Regelung ist, dass sie das Leugnen von Völkerrechtsverbrechen bestraft, die noch von keinem Gericht als solche festgestellt wurden. Schreibt jemand auf Facebook, dass die Taten in Butscha vom Westen inszeniert wurden, müsste die Staatsanwaltschaft nach dem neuen Straftatbestand ermitteln. Das zuständige Amtsgericht hätte dann zu untersuchen, ob tatsächlich Kriegsverbrechen stattgefunden haben – denn schließlich bestreitet der Angeklagte ja deren Begehung. Genau das passiert am Internationalen Strafgerichtshof, ausgestattet mit spezialisierten Ermittlungsteams und bester Technik, in Verfahren mit teilweise Hunderten von Zeugen aus den Kriegsgebieten. Der Nachweis völkerrechtlicher Verbrechen ist, wie wir gesehen haben, hoch komplex. Zeugen sind schwer zu finden, und auch die rechtliche Einordnung ist nicht immer einfach. Ein deutsches Amtsgericht kann diese Aufgabe nicht bewältigen.

Noch ein weiterer Aspekt tritt hinzu: Weshalb sollte man ein internationales Verbrechen, das von Gerichten noch nicht als ein solches festgestellt wurde, eigentlich nicht »leugnen« dürfen? Wir haben gesehen, dass über Kriegsverbrechen viel Unwahres berichtet wird. Gerade in internationalen Konflikten, die anfällig sind für Unwahrheiten, ist ein kritisches Hinterfragen von Informationen besonders wichtig. Aussagen wie die von Nijirah al-Sabah über die angeblichen Verbrechen in kuwaitischen Krankenhäusern müssen bestritten werden dürfen, ohne dass ein Strafverfahren droht. Und wie verhält es sich mit der Professorin für Völkerstrafrecht, die Kriegsverbrechen »leugnet«, da ihre rechtliche Bewertung ergibt, dass es sich um zivile Verbrechen handelt (denn nicht jedes im Krieg begangene Verbrechen ist ein Kriegsverbrechen)? Das neue Gesetz geht hier zu weit. Eine historische Wahrheit mit den Mitteln des Strafrechts zu schützen muss eine Ausnahme bleiben, beschränkt auf den Holocaust als das dunkelste Kapitel der deutschen Geschichte. In allen anderen Kontexten ist ein strafrechtlicher Schutz historischer Wahrheiten heikel, denn Geschichte ist immer auch eine kulturelle Schöpfung, ein Rückblick durch die eigene nationale Perspektive. Hier droht eine Zementierung scheinbarer Wahrheiten, eine Überforderung und eine Politisierung des Rechts in Kriegszeiten.


Kapitel 6

Bilder und Wahrheit

Können wir unseren Augen trauen?

Bilder sind mächtig. Kein Zeitungsartikel konnte der Welt die Grauen des Vietnamkriegs so vor Augen führen wie das Foto des Mädchens, das mit verbrannter Haut vor dem Napalm-Angriff der Amerikaner flieht. Ganz gleich, wie häufig über die Zahlen ertrunkener Migranten im Mittelmeer berichtet wurde, sie hatten nicht dieselbe Wirkung wie das Bild des dreijährigen Aylan Kurdi, dessen toter Körper am Strand eines türkischen Küstenortes liegt.

Bilder emotionalisieren in einer Weise, die der Sprache nur selten gelingt. Sie geben abstraktem Leid ein Gesicht, sie sind nicht nur Information, sondern erzählen eine Geschichte. Die deutsch-französische Fotografin Giselle Freund sagte: »Das geschriebene Wort ist abstrakt, das Bild jedoch ist konkrete Widerspiegelung der Welt, in der jeder lebt.«127

Bilder prägen unsere Sicht auf die Welt und ihre Konflikte. Fotos, die wir in Magazinen sehen, und Videoaufnahmen, die uns die Tagesschau zeigt, erschaffen unsere Vorstellung von der Realität, die wir nicht selbst beobachten können. Wer die Bilder beherrscht, der beherrscht die Köpfe, heißt es. Nicht ohne Grund ist ein Krieg immer auch ein Krieg um Bilder, ein Kampf um die Deutungshoheit, die Bilder für sich in Anspruch nehmen. Schon 1926 mahnte Kurt Tucholsky: »Und weil ein Bild mehr sagt als hunderttausend Worte, so weiß jeder Propagandist die Wirkung des Tendenzbildes zu schätzen«.128

Untersuchungen zeigen, dass Bilder auf das menschliche Gehirn real wirken. Ob wir eine echte Szene oder eine Fotoaufnahme betrachten, in unserem Gehirn laufen dieselben Prozesse ab.129 Bei unserer Realitätskonstruktion vertrauen wir unserem Sehsinn am meisten, wir nehmen die Welt durch unsere Augen wahr. Bilder vermitteln uns den Eindruck, einen Ausschnitt der Realität zu sehen, unverfälscht und – anders als das geschriebene Wort – nicht durch die Position ihres Urhebers beeinflusst. Schließlich existierte, jedenfalls zu Beginn der Fotografie, ein physischer Konnex zwischen Objekt und Bild. Das Vertrauen, das wir in Bilder haben, ist allerdings zu unkritisch – und nicht mehr zeitgemäß.

Bilder haben schon immer gelogen. Eine berühmte Fälschung ist über hundert Jahre alt: Das Foto zeigt Lenin bei einer Rede vor dem Bolschoi-Theater in Moskau, neben ihm auf dem Podest Kamenew und Trotzki. Später ließ Stalin das Bild bearbeiten, die in Ungnade gefallenen Kameraden wurden herausgeschnitten – und durch Treppenstufen ersetzt. Heute ist die Manipulation von Bildern zur Normalität geworden: Es wird kaum noch ein Foto veröffentlicht, das nicht zuvor bearbeitet wurde. Fotografen stehen eine Vielzahl von Bildbearbeitungsprogrammen zur Verfügung, mit denen ein Strand für den Werbeprospekt weißer und die Haut eines Models glatter erscheint. Mit Bildern lässt sich auf verschiedene Weise eine Unwahrheit erzählen. Manipulation kann bereits durch die Auswahl des Motivs, des Bildausschnitts oder des Bildes selbst erfolgen. Echte Bilder können falsch kontextualisiert oder durch das Löschen, Einfügen oder Verstärken von Elementen verändert werden. Und die moderne Technologie hat heute noch viel weitreichendere Möglichkeiten. Bilder lassen sich nicht nur nach Belieben umgestalten, die KI kann auf Befehl auch täuschend echt aussehende Bilder generieren. Putin, der vor dem chinesischen Präsidenten kniet, Donald Trump im Gefängnis oder der Papst als Rapper, all diese Bilder kursieren im Internet – und wurden für echt gehalten. Selbst falsche Videos können mithilfe der Deepfake-Technologie hergestellt werden. Ricarda Lang erklärt, dass der Fleischkonsum in Deutschland künftig reglementiert werde, Bundeskanzler Olaf Scholz kündigt ein Parteiverbotsverfahren gegen die AfD an. Beide Videos sind Fakes, lösen aber Empörung aus. Bei genauerem Hinsehen wird die Fälschung deutlich, die Lippenbewegungen sind nicht synchron. Aber die Technik wird täglich besser.



Lüge durch Auswahl

Wer ein Foto aufnimmt, trifft eine Reihe von Entscheidungen. Welche Perspektive wird gewählt, welcher Schärfegrad, welches Motiv? Wird von unten fotografiert, erscheint das Objekt kleiner, aus der Vogelperspektive größer. Die Schärfeeinstellung lenkt den Blick auf einen Aspekt der Aufnahme und lässt anderes in den Hintergrund treten. Vor allem aber entscheidet der Fotograf, welchen Teil der Wirklichkeit er zeigt – und welchen nicht. Ein Foto ist zwangsläufig aus dem Zusammenhang gerissen, es endet an seinen Rändern, es ist ein Ausschnitt und nicht das Gesamtbild. Das Phänomen wurde in der Ausstellung »X für U – Bilder, die lügen« anhand eines Fotos aus dem Irak-Krieg 2003 deutlich gemacht. Es zeigt einen irakischen Kämpfer am Boden, neben ihm zwei amerikanische Soldaten. Zeigt man nur den linken Teil des Bildes, sieht es so aus, als würde der Soldat dem hilflosen Mann eine Waffe an den Kopf halten. Zeigt man nur den rechten Ausschnitt, sieht man einen anderen Soldaten, der dem Mann Wasser reicht. Gewalt oder Humanität, eine Frage des Ausschnitts.

Die Auswahl des Motivs ist eine bewusste und notwendige Entkontextualisierung, die von den Präferenzen und Zielsetzungen des Fotografen abhängt. Der Fotograf bestimmt, welche Geschichte erzählt wird. Fotografiert er bei einer Demonstration friedliche Teilnehmer oder hält er den Moment fest, in dem ein wütender Demonstrant die Faust ballt? Nimmt er die Polizisten auf, wie sie eine aufgebrachte Menge beruhigen oder wie sie einen Teilnehmer festnehmen? Alle Bilder sind echt, aber sie erschaffen völlig unterschiedliche Vorstellungen vom Geschehen.

Die Macht über das Narrativ haben auch diejenigen, die das Bild für Zeitung oder Fernsehen auswählen. In Redaktionskonferenzen wird über die Wahl der Bilder oft heftig gestritten. Ob in einer Nachrichtensendung Aufnahmen von hungernden Kindern im Gaza-Streifen oder von israelischen Geiseln gezeigt werden, beeinflusst unsere emotionale Wahrnehmung des Konflikts. Eine erhebliche Bedeutung haben Bilder auch für unseren Blick auf Migration. Fotos von großen Gruppen junger Männer, die Grenzanlagen stürmen, lassen Zuwanderung als Bedrohung erscheinen; Bilder von Müttern und Kindern auf maroden Booten stellen hingegen die humanitäre Katastrophe hinter einer Flucht in den Vordergrund und appellieren an unsere Mitmenschlichkeit. Mit den richtigen Bildern lässt sich Stimmung machen.



Lüge durch Kontextualisierung

Ein Bild kann echt sein und trotzdem nicht die Wahrheit erzählen, wenn es in einen falschen Kontext gesetzt wird. Ein Bild steht in der Regel nicht allein, es wird durch Unterschrift oder Begleittext eingeordnet. Die Sprache stellt die Zusammenhänge her, die das Bild als Ausschnitt der Wirklichkeit nicht miterklärt. So kann ein Foto getöteter Kinder aus Syrien echt sein, wenn es aber mit der Unterschrift »Israelische Soldaten töten Kinder im Gazastreifen« versehen wird, ist es Teil einer Lüge. Diese Form der Manipulation ist besonders einfach, kein Bild muss gefälscht, kein Fotograf beeinflusst werden; es genügt ein unwahrer Satz, und das Bild liefert einen vermeintlichen Beweis.

Ein besonders eindrucksvolles Beispiel für Unwahrheit durch falsche Kontextualisierung ist ein Bild von Grünen-Politiker Jürgen Trittin, das ihn im Juli 1994 auf einer Demonstration in Göttingen zeigt. Die Bild-Zeitung druckte einen Ausschnitt des Fotos mit dem Untertitel: »Was machte Minister Trittin auf dieser Gewalt-Demo?« Auf dem Bild sind neben Trittin zwei vermummte Männer zu sehen, sie scheinen etwas in den Händen zu halten, aber die Aufnahme ist unscharf. Die Zeitung legte Pfeile auf das Foto und benannte die Gegenstände als »Bolzenschneider« und »Schlagstock«. Schaut man sich das Originalbild an, wird deutlich: Der vermeintliche Bolzenschneider war in Wahrheit ein Handschuh, der angebliche Schlagstock ein Absperrseil. Durch die Textelemente wird der falsche Eindruck einer gewalttätigen Versammlung erweckt, der Blick des Lesers manipuliert.

Auch eine unzureichende Kontextualisierung von Bildern kann dazu führen, dass eine unwahre Geschichte erzählt wird. Am Abend des 18. März 2020 fotografierte der Flugbegleiter Emanuele di Terlizzi vom Balkon aus einen Militärkonvoi. Er stellt das Bild ins Netz – und es geht viral. Denn die Lastwagen transportieren Leichen aus Bergamo in nahe gelegene Krematorien.

Das Bild traf auf eine verunsicherte Öffentlichkeit, die Corona-Pandemie stand noch am Anfang, man wusste wenig über das Virus. Das Foto verbreitet sich rasant, am nächsten Morgen titelten deutsche Zeitungen: »Schockierende Bilder aus Italien – Armee transportiert Corona-Tote«.130 Das Narrativ: Die Zahlen der Corona-Toten seien so hoch, dass das Krematorium in Bergamo die vielen Leichen nicht mehr aufnehmen könne. Es ist das perfekte Katastrophenbild. Das erste und das letzte Fahrzeug sind abgeschnitten, die Reihe der Laster scheint endlos weiterzugehen. Zeitungen berichteten dann auch von siebzig Fahrzeugen, in Wahrheit waren es dreizehn. Die menschenleeren Straßen, die Fahrt in der Dunkelheit, sie wirken bedrohlich. Die »Schreckensbilder aus Bergamo« – woher der Plural stammt, ist später nicht rekonstruierbar – werden zu einer Zäsur in der Corona-Pandemie. Politiker berufen sich auf die Lage in Italien, fünf Tage nach der Veröffentlichung des Fotos wurde der Lockdown in Deutschland verschärft – trotz fallender Reproduktionszahlen. Der damalige Corona-Delegierte des Bundesamtes für Gesundheit, Daniel Koch, sagt: »Die Bilder aus Italien haben sicher stark dazu beigetragen, das Problem im Bewusstsein der Bevölkerung in Europa zu verankern.«131 Und noch ein Jahr später titelte die Süddeutsche Zeitung bezeichnenderweise: »Corona-Bilder aus Bergamo. Momente der Wahrheit«. Und: »Erst solche ikonischen Bilder machen Krisen begreifbar.«132

Das Bild wird zum Symbol für die Gefährlichkeit des Corona-Virus, es ist eine Mahnung, die Schutzmaßnahmen zu akzeptieren. Das Foto ist wahr, aber die Aussage, die ihm zugeschrieben wird, ist es nicht. Die Anzahl der Toten war in diesem Zeitraum in Bergamo nicht höher als bei manchen Grippewellen. Aus Sorge vor einer Verbreitung des Virus wurde aber beschlossen, an oder mit Corona verstorbene Menschen zwingend einzuäschern.133 Da in Italien normalerweise nur die Hälfte der Toten verbrannt wird, stiegen die Zahlen durch die Anordnung in die Höhe – und machten den Transport in andere Krematorien notwendig. Das Bild aus Bergamo – es erzählt eine falsche Geschichte. Aus Angst vor dem Virus oder weil es die eigene Einschätzung der Lage bestätigte, wird die Aufnahme zu einem falschen Beleg für die Gefahr, ihre scheinbare Aussage wird unkritisch und ungeprüft übernommen. Auch von der Politik, der das Foto gelegen kommt, schließlich scheint es strenge Maßnahmen zu legitimieren.

Andere Bilder wurden sogar ganz bewusst zur Manipulation der öffentlichen Stimmung eingesetzt. Ein auf Social-Media-Kanälen verbreitetes Foto zeigt zum Beispiel mehrere Särge, auf einem liegt eine rote Rose. Darunter: »Vielleicht ein Grund, dass alle mal zuhause bleiben sollten.«134 Das Bild stammt aus dem Jahr 2013 und zeigt die Särge ertrunkener Boots-Flüchtlinge auf Lampedusa.

Fotos transportieren eine falsche Geschichte besser als Worte, sie sprechen unsere Emotionen an, erschrecken oder empören uns, und sie scheinen unanfechtbar, keine Meinung, keine Erzählung, sondern eine Tatsache. Man hat es doch mit eigenen Augen gesehen. Wird die Desinformation mit einem Bild verbunden, bleibt sie im Gedächtnis. Noch heute wird in der Aufarbeitung der Corona-Pandemie auf die »Fotos aus Bergamo« verwiesen; kein korrigierender Bericht, keine sachliche Einordnung kann die Öffentlichkeit in der Weise erreichen, wie es die erschütternden Bilder getan haben.



Lüge durch Bildmanipulation

Fake News bekommen durch Bilder eine neue Dimension. Wie einfach man mit Bildbearbeitungsprogrammen die Wirklichkeit verändern kann, habe ich selbst bei einem Fotoshooting für eine Zeitschrift gemerkt. Für einen längeren Artikel von mir sollte ein Foto gemacht werden, es kam eigens ein Fotograf in die Universität.

Das Foto sollte mich in der Bibliothek zeigen, sitzend vor einer Reihe Bücher. Doch sosehr sich der Fotograf bemühte, die Fotos gefielen mir nicht. Ich war im dritten Monat schwanger, mit Zwillingen. Auf den Bildern ließ sich nicht sagen, ob ich schwanger war oder einfach über Weihnachten maßlos gegessen hatte. Der Fotograf blieb entspannt. Kein Problem, das seien nur einige Klicks mit Photoshop. Tatsächlich: Meine Schwangerschaft war leicht zu retuschieren, so schmal wie auf diesem Bild war ich lange nicht mehr gewesen. Seitdem weiß ich, was von den Bildern der perfekten Körper in Frauenzeitschriften zu halten ist; die Bildbearbeitung lässt völlig falsche Vorstellungen davon entstehen, wie ein Körper aussehen kann.

Die Methoden der Bildbearbeitung sind vielfältig. Mit der Anpassung von Helligkeit, Farbtönen und Kontrasten oder durch die Anwendung von Filtern lässt sich die Stimmung einer Aufnahme verändern; dieselbe Szene kann fröhlich oder trostlos erscheinen. Die Bildkomposition ist durch selektives Zuschneiden oder durch Perspektivkorrekturen veränderbar, bestimmte Elemente werden in den Fokus gerückt, andere zur Nebensache. Informationen auf einem Foto können entfernt werden, der Hintergrund wird weiter gezeichnet, sodass keine erkennbare Lücke entsteht. Umgekehrt können Bildelemente eingefügt werden, in einer Bildmontage werden unterschiedliche fotografische Inhalte zu einem neuen Bild zusammengefügt.

Die schwedische Prinzessin Madeleine musste in der Presse ständig falsche Nachrichten über sich lesen. Allein die Zeitschriften Frau mit Herz und Welt der Frau veröffentlichten zwischen Januar 2000 bis Juli 2004 insgesamt 86 erwiesen unwahre Meldungen.135 Darunter waren nicht nur 57 erfundene Titelgeschichten, sondern auch 52 Fotomontagen. Die unwahren Berichte über bevorstehende Hochzeiten und bestehende Schwangerschaften wurden durch entsprechende Bilder untermauert. Neun zeigten die Prinzessin in einem Hochzeitskleid, auf drei Bildern hielt sie ein Baby im Arm. Der schwedischen Prinzessin wurden die Fake News über ihre Person zu viel. Sie verklagte den Verlag – und bekam Recht. Die Richter entschieden, dass die Fotomontagen das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Prinzessin verletzten. Auch eine prominente Person muss es sich nicht gefallen lassen, dass unwahre Geschichten über sie verbreitet werden. Das Gericht setzte ein Zeichen und verurteilte den Verlag zu einem Schadensersatz in Höhe von 4000 Euro.

Die Bildmontagen im Fall der schwedischen Prinzessin waren leicht als solche zu erkennen. Wie kompliziert es sein kann, Bearbeitungen zu identifizieren, macht aber etwa die Diskussion um das Siegerfoto beim World Press Photo Award 2012 deutlich. Es zeigt eine Gruppe von Männern, sie tragen nach einem israelischen Luftangriff die Leichen zweier Kinder durch Gaza-Stadt. Ein Informatiker warf dem Fotografen vor, das Bild aus mehreren Aufnahmen zusammengesetzt zu haben. Es entbrannte ein Streit über die Grenzen zulässiger Bearbeitung, drei Gutachter wurden beauftragt. Die Rekonstruktion der Bearbeitungsschritte gestaltet sich als schwierig. Fest steht aber, das räumt der Fotograf Paul Hansen selbst ein, dass er Farben, Kontrast und Helligkeit verändert hat, anschließend wurden die unterschiedlichen Varianten des Bildes übereinandergelegt. Durch die Kombination der Fotos erscheinen die Gesichter der Menschen heller, die Gebäude dunkler, das Foto wirkt tragischer.

Wie viel Abweichung von der Realität verträgt ein Foto? Wenn ein Reportagefoto den Anspruch hat, die Wirklichkeit zu zeigen, wahre Ereignisse und echte Menschen, dann muss es Abbild sein, nicht Kunst. Doch für einige Medien können Bilder nicht dramatisch genug sein. Am Zeitungsstand fällt das Auge des Kunden zuerst auf das Foto der Titelseite. Je mehr das Foto emotional anspricht, irritiert oder empört, desto eher greifen wir zu. Der Fall Relotius hat gelehrt, dass oft nicht genau hingesehen wird, wenn sich etwas gut verkauft, das gilt für Geschichten ebenso wie für Bilder. Umso wichtiger ist es, dass die Grundlagen des Pressekodexes eingehalten werden. Nach den allgemeinen Vorgaben in Ziffer 2 sind Bilder »mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen und wahrheitsgetreu wiederzugeben. Ihr Sinn darf durch Bearbeitung, Überschrift oder Bildbeschriftung weder entstellt noch verfälscht werden.« Wir sollten dabei streng sein. Medien, die ein Bild im Kontext von Nachrichten und Reportagen veröffentlichen, müssen sich die Originaldatei vorlegen lassen, um Abweichungen erkennen zu können. Alle Bearbeitungen, die den Aussagegehalt des Bildes auch nur am Rande verändern, eine andere Stimmung oder Emotionalität erzeugen, sollten unterbleiben. Wahrheit ist hier wichtiger als Ästhetik.



Lüge durch Deepfakes

Ende November 2023 wird ein Video auf YouTube verbreitet, man sieht das Logo des Bundeskanzlers, dann tritt Olaf Scholz ins Bild. Er spricht über rechtsextreme Ausschreitungen, die Nähe der AfD zur Ideologie der Nationalsozialisten, und dann sagt er etwas, womit damals niemand gerechnet hat: Der Bundeskanzler kündigt an, vor dem Bundesverfassungsgericht ein Parteiverbotsverfahren gegen die AfD einreichen zu wollen. Das Video ist ein Deepfake, erstellt von der Künstlergruppe »Zentrum für Politische Schönheit«. Die Bundesregierung erreicht eine Sperrung des Videos. Die Künstlergruppe geht dagegen vor und hat Erfolg: YouTube schaltet das Video frei.

Mit Deepfake-Technologie erreicht die Lüge durch Bilder eine ganz neue Dimension. Die Methoden sind unterschiedlich. Durch »face swapping« kann das Gesicht einer Person mit dem einer anderen ausgetauscht werden. In einem pornografischen Film wird zum Beispiel das Gesicht der Darstellerin durch das einer berühmten Schauspielerin ersetzt – sie scheint nun in der Sexszene zu sehen zu sein. Ähnliches geschieht im Januar 2024 der Sängerin Taylor Swift. Auf den Plattformen X und 4chan wurden massenhaft Bilder verbreitet, auf denen sie mittels KI nackt und in sexuellen Posen dargestellt wird. Die Fans der Sängerin liefen Sturm, überfluteten die Plattform mit echten Fotos der Sängerin. Die Intervention kam zu spät, allein einer der Posts wurde über 47 Millionen Mal angeklickt.

Künstliche neuronale Netze lernen, aus einem Gesichtsbild die relevanten Informationen herauszufiltern, um sie dann selbst erzeugen zu können, etwa für eine falsche Rede. Die KI muss dafür mit möglichst vielen Bilden und Videos der Zielperson gefüttert werden, je mehr Trainingsdaten sie erhält, desto besser kann sie Gesichtsausdrücke und Mimik imitieren. Von berühmten Personen, von denen eine Vielzahl von Aufnahmen im Netz vorhanden sind, lassen sich daher besonders realistische Deepfakes erstellen. Wenig aufwendig ist die Erstellung eines Deepfakes dann, wenn Körper und Umfeld eines Videos beibehalten und lediglich kleine Ausschnitte verändert werden. Politiker kann man durch eine falsche Mund- und Kieferpartie und KI-generierten Deepfake-Stimmen Reden halten lassen, die es in Wahrheit nie gab. Viele Experten gehen davon aus, dass sich die Qualität von Deepfakes in naher Zukunft so steigern lässt, dass es selbst mit moderner Technik kaum mehr möglich sein wird, sie von realen Inhalten zu unterscheiden. Und: Immer mehr Menschen werden durch einfache Apps in der Lage sein, Deepfakes zu erstellen. Je einfacher der Zugang zur Technologie ist, desto häufiger wird es zu Missbrauch kommen.

Das Deepfake des Zentrums für Politische Schönheit fanden viele witzig, das zunächst von der Bundesregierung erwirkte Verbot wurde als Zensur kritisiert, Satire darf das. Aber wie ist es mit dem Deepfake-Video vom März 2022, in dem der ukrainische Präsident Selenskyj seine Soldaten dazu aufruft, sich den Russen zu ergeben? Wäre es ebenfalls akzeptable Satire, wenn ein falscher Donald Trump Nordkorea den Krieg erklärt? Oder wenn ein täuschend echt erscheinender Elon Musk den Verkauf all seiner Aktien bekannt gibt? Auch wenn zu hoffen ist, dass sich die Fälschung schnell herumspricht, die politischen und wirtschaftlicher Folgen solcher Aktionen sind schwer abzuschätzen.



Wir brauchen neue Gesetze

Eine Satire, die sich nicht als solche zu erkennen gibt, kann gefährlich sein. Das hat das Bundesverfassungsgericht bereits vor vielen Jahren festgestellt, als Fälschungen weit weniger professionell waren.136 Die Karlsruher Richter schreiben, dass Fotos Authentizität suggerieren, der Betrachter geht davon aus, dass die abgebildete Person so aussieht, wie das Bild sie zeigt. Wird das Aussehen des Gesichts durch Bildmanipulation verändert, liegt darin eine unwahre Tatsachenbehauptung – die nicht von der Meinungsfreiheit geschützt wird. Bildmanipulationen, die den Aussagegehalt des Fotos verändern, verletzen das Persönlichkeitsrecht des Betroffenen. Für Satire soll nichts anderes gelten, wenn die Manipulation für den Betrachter nicht erkennbar ist. Denn in diesem Fall kann er die Veränderung nicht als Ausdruck der für satirische Darstellungen typischen Verzerrungen verstehen.

Eine Verletzung des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts gibt dem Betroffenen einige Rechte an die Hand, er kann die Löschung des Bildes verlangen oder Schadensersatz fordern. Aber sind Bildmanipulationen und Deepfakes auch strafbar? Bislang gleicht das Recht einem Flickenteppich. Ob eine Bildfälschung strafbar ist, hängt davon ab, wofür sie eingesetzt wird. Nutzt der Täter sie für einen Betrug, eine Erpressung oder eine Beleidigung, ist sie genauso strafbar wie eine mündliche Äußerung. Unser Recht kennt bislang aber keine Strafvorschriften, die auf Deepfakes und sonstige Manipulationen zugeschnitten sind. Wie so oft hinkt das Recht der Wirklichkeit hinterher. Auf neue Phänomene muss es mit alten Regelungen reagieren, die passen können oder auch nicht. So gibt es etwa den Paragrafen 201a im Strafgesetzbuch, der die »Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs und von Persönlichkeitsrechten durch Bildaufnahmen« unter Strafe stellt. Wie die Überschrift des Tatbestandes schon vermuten lässt, war die Norm für etwas anderes gedacht, nämlich für die heimliche Aufnahme von Bildern oder deren unbefugte und schädigende Verbreitung. Durch KI generierte Bilder fallen nicht unter den Tatbestand, sie sind keine »Bildaufnahmen«. Bei Fotomontagen ist die Rechtslage weniger eindeutig, sind sie noch »Aufnahmen« oder schon eigenständige Werke?

In jedem Fall einschlägig, in der strafgerichtlichen Praxis aber kaum angewandt, ist das Kunsturhebergesetz, das die Verbreitung eines Bildnisses ohne Einverständnis des Abgelichteten bestraft. Bildnisse sind weiter zu verstehen und erfassen auch Nachahmungen des äußeren Erscheinungsbildes. Man darf also nicht einfach ein Foto, das ein anderer gemacht hat, als eigenes in den sozialen Netzwerken veröffentlichen, auch nicht in veränderter Form. Die Höchststrafe ist hier ein Jahr, in der Praxis werden solche Verfahren in aller Regel eingestellt oder enden mit einer geringen Geldstrafe. Das ist zumindest dann nicht angemessen, wenn tief in die Rechte des Betroffenen eingegriffen wird – etwa durch sexualbezogene Deepfakes. Fake-Pornos werden leider zunehmend zu einem Problem. Die Website »Mr. Deepfakes« hat mehr als eine Million registrierte Nutzer, dort finden sich Deepfake-Videos von Angela Merkel, Annalena Baerbock oder Luisa Neubauer. Die Videos sind mittlerweile so gut, dass man sie von echten Filmen nur noch schwer unterscheiden kann. Und die Opfer sind fast ausschließlich Frauen. In den Händen eines enttäuschten Ex-Partners ist die Deepfake-Technologie ein äußerst gefährliches Instrument. Ein falscher Pornofilm, im Internet verbreitet, an den Freundeskreis oder den Arbeitgeber versendet, kann für das Opfer privat und beruflich verheerend sein. Trotzdem berichten Betroffene immer wieder, dass sie von den Strafverfolgungsbehörden kaum Hilfe bekommen. Vielleicht ist das Kunsturhebergesetz in der Strafverfolgung zu wenig bekannt, es gehört eigentlich zum Zivilrecht, regelt Ansprüche unter Bürgern. Die Strafvorschrift spielt in der Praxis eine geringe Rolle, sie kann leicht übersehen werden.

Wir brauchen speziellere Gesetze, die das Unrecht von Deepfakes gezielt adressieren. Ein Vorschlag wird bereits auf europäischer Ebene diskutiert. In dem Entwurf für eine EU-Richtlinie zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt wird ein Straftatbestand formuliert, der die »Herstellung oder Manipulation von Bildern, Videos oder anderen Materialien, die den Anschein erwecken, dass eine andere Person sexuelle Handlungen vornimmt, und deren anschließende Zugänglichmachung für eine Vielzahl von Endnutzern mittels Informations- und Kommunikationstechnologien, ohne Einwilligung der betreffenden Person«, erfasst. Damit sollen ausdrücklich sexualisierte Deepfakes, Fotos oder Videos unter Strafe gestellt werden. Das ist ein wichtiger Schritt, den Deutschland mitgehen sollte. Aber die Regelung betrifft nur einen kleinen Ausschnitt strafwürdigen Verhaltens. Angriffe auf die Ehre, das Persönlichkeitsrecht und die sexuelle Selbstbestimmung sind durch moderne Formen der Bildmanipulation gefährlicher denn je. Ihre Wirkung kann größer sein als die der Sprache, da wir Foto und Videos intuitiv für wahr halten. Das Strafrecht muss Deepfakes zum Schaden einer Person also in gleicher Weise unter Strafe stellen wie andere Eingriffe. In den USA geschieht das bereits. Digitale Nachahmungen einer Person sind dann strafbar, wenn sie etwa zur Schädigung, Einschüchterung oder Bedrohung eingesetzt werden.

Wie verhält es sich mit Bildmanipulationen, die den öffentlichen Diskurs beeinflussen sollen, Desinformationen über Politiker wie Olaf Scholz und Ricarda Lang? In einigen Bundesstaaten der USA sind sie verboten. In Kalifornien macht sich strafbar, wer kurz vor einer Wahl manipulierte Inhalte über die Kandidaten verbreitet. Ein milderes Mittel als das Verbot wäre eine Kennzeichnungspflicht für Deepfakes. Auch hier ist man auf europäischer Ebene aktiv. 2026 wird das KI-Gesetz in Kraft treten. Es sieht vor, dass Inhalte, die mithilfe von KI erzeugt oder verändert wurden, also Bilder, Audio- oder Videodateien, eindeutig und für den Nutzer erkennbar als KI-generiert gekennzeichnet werden müssen. Was ein Deepfake ist, muss also künftig offengelegt werden. Das ist ein sinnvoller Weg, der auch einer satirischen Nutzung der neuen Technologie Raum lässt. Manipulierte Videos von Politikern können dann weiterhin veröffentlicht werden, sie dürfen sich aber nicht als etwas ausgeben, das sie nicht sind.

Neben Kennzeichnungspflichten brauchen wir Technologie, die für die Wahrheit arbeitet. Es gibt bereits Websites, die Erkennungssoftware für künstlich erzeugte Bilder anbieten. Dadurch haben Nutzer die Möglichkeit, selbst die Echtheit visueller Inhalte zu überprüfen. Damit Plattformen und Social-Media-Anbieter künftig noch effektiver falsche Bilder entfernen können, müssen Möglichkeiten zur verlässlichen Erkennung von Manipulationen ausgebaut werden. Sinnvoll ist auch, dass die Anbieter von Bildgeneratoren selbst Schutzvorkehrungen in ihre Programme integrieren. Microsoft etwa lässt bestimmte Anfragen für die Erstellung künstlicher Bilder nicht zu. Der Aufforderung, ein Bild gewalttätiger Migranten in Deutschland zu erzeugen, kommt das Programm nicht nach. Mit Blick auf Deepfakes brauchen wir also nicht weniger Faktenprüfung, sondern deutlich mehr und deutlich besser entwickelte. Deutschland und die EU sollten hier nicht den von Zuckerberg für die USA vorgesehenen Weg geringerer Kontrolle beschreiten, sondern Plattformbetreiber noch stärker in die Pflicht nehmen. Denn bei Deepfakes geht es nicht um Meinungsfreiheit, sondern um Manipulation.



Nichts ist wahr?

Nicht alle Bildmanipulationen lassen sich erkennen, und nicht alle lassen sich verbieten. Falsche Kontextualisierung, Lenkung durch Auswahl, Veränderungen von Bildbestandteilen – die Grenze zwischen Wahrheit und Lüge ist zu fließend, als dass eine Gesellschaft umfassend mit Verboten reagieren kann. Es bleiben also nur der Zweifel, das Wissen um unsere eigene Manipulierbarkeit und eine gesunde Vorsicht im Umgang mit Bildern – auch und gerade wenn sie unsere Sicht auf die Welt bestätigen. »Auf beiden Seiten, ob es nun Ukrainer und Russen oder Palästinenser und Israelis sind – auf beiden Seiten wird manipuliert«, sagt die Fotografin Ursula Meissner in einem Interview mit der Tagesschau. »Deswegen kann man nicht jedem Foto glauben und sollte versuchen, das alles immer kritisch zu sehen«.137

So wichtig eine gewisse Skepsis ist – auch der Zweifel hat seine Schattenseiten. Wenn wir keinem Bild mehr trauen, dann ist nichts mehr wahr, dann verlieren auch echte Bilder ihre Kraft. Die Tatsache, dass sich Bilder mit KI erstellen oder verfälschen lassen, kann schnell zur argumentativen Allzweckwaffe gegen unliebsame Dokumentationen werden. Fotos von Hunderttausenden Menschen auf Demonstrationen gegen rechts – alles Fälschungen, nach Ansicht des Thüringer AfD-Chefs Björn Höcke. Die Behauptung einer Fake News ist hier selbst eine, die Sensibilität für falsche Inhalte wird in ihr Gegenteil verkehrt, als Instrument genutzt, um wahre Informationen zu diskreditieren. Es gibt einen Unterschied zwischen kluger Skepsis und undifferenziertem Misstrauen. Die berechtigte Zurückhaltung angesichts moderner Technologien darf nicht zu einem generellen Wahrheitsrelativismus führen. Zweifeln heißt nicht, sich Beweisen zu verschließen.


Kapitel 7

Wissenschaft und Wahrheit

Follow the Science?

In der jüngeren Vergangenheit ist die Wissenschaft von Öffentlichkeit und Politik zur wichtigsten Instanz für die Wahrheitsfindung erhoben worden. »Follow the Science« wurde zum aufgeklärten Schlachtruf gegen Klimawandelleugnung und Fake News. Doch hat die Wissenschaft tatsächlich »die« Wahrheit? Welchen Beitrag kann sie zu einem rationalen und evidenzbasierten Diskurs leisten – und wo ist sie überfordert?

Wissenschaft strebt nach Wahrheit. Gerade die exakten Wissenschaften haben zum Ziel, Erkenntnisse zu erlangen, die universelle Gültigkeit beanspruchen. Der Satz des Pythagoras wurde nicht von Pythagoras erfunden, er wurde erkannt. Mathematische Formeln oder physikalische Gesetze beschreiben die vorgefundene Wirklichkeit und ihre Strukturen. Jede Zivilisation auf dieser Welt würde zu jeder Zeit zu denselben Aussagen kommen müssen.

Die meisten wissenschaftlichen Erkenntnisse sind allerdings keine solch absoluten Wahrheiten, sondern Theorien, also Versuche der Wahrheitsannäherung. Eine – ideale – Wissenschaftlerin folgt der Theorie, die ein Phänomen am besten erklärt und die sich schlüssig in bestehende Erkenntnissätze einfügt. Sie wird die Theorie stetig der Überprüfung aussetzen und sie verwerfen, wenn neue Einsichten deren Prämissen falsifizieren. Irrtum gehört zur Wissenschaft, er ist weder Fremdkörper noch Niederlage, sondern wichtiger Teil des wissenschaftlichen Prozesses. In Karl Poppers Worten: »Wer seine Gedanken einer Widerlegung nicht aussetzt, der spielt nicht mit im Spiel Wissenschaft.«138 Popper fordert als Ziel der Wissenschaft nicht die Wahrheit, sondern die Wahrheitsähnlichkeit. Durch Verifikation und Falsifikation nähern wir uns der Wahrheit immer mehr an, wir ersetzen eine schwache Theorie durch eine bessere und diese durch eine noch überzeugendere. Eine herrschende wissenschaftliche Theorie ist also nicht zwingend wahr, aber sie ist unser bisher bester Versuch einer Beschreibung der Welt. Der größte Vorzug der Wissenschaft ist nicht ihr Ergebnis, sondern ihre Methode. Sie löst sich von einem individuellen Beobachterstandpunkt, sie setzt Empirie und Denkgesetze an die Stelle persönlicher Überzeugungen, sie strebt nach Objektivität und kritischer Distanz. Sie hält nicht an scheinbaren Gewissheiten fest, sondern ist bereit, sich stetig zu hinterfragen und Fehler als Chance zu begreifen.



Was beeinflusst die Wahrheitssuche der Wissenschaft?

Dieses Bild der Wissenschaft ist ein ideales. Es geht davon aus, dass Wissenschaftler unbeeinflusst von Politik und gesellschaftlicher Meinung arbeiten und dass sie von keinen Interessen außerhalb der Wahrheitssuche geleitet werden. Aber Wissenschaftler sind auch nur Menschen – und damit fehlbar. Auf Wikipedia gibt es lange Listen mit Beispielen von Wissenschaftsbetrug, gefälschte Studien und bewusste Datenmanipulation. Die Gründe für derart schwerwiegendes wissenschaftliches Fehlverhalten sind unterschiedlich. In den meisten Fällen geht es den Betrügern in der Wissenschaft darum, in renommierten Fachzeitschriften veröffentlichen zu können. Das gelingt am ehesten mit neuen und spektakulären Ergebnissen – ein Anreiz, Daten entsprechend anzupassen. Viele Wissenschaftler berichten von einem großen Publikationsdruck. Die Konkurrenz in der Wissenschaft ist groß und die Stellensituation unsicher. Viele Nachwuchswissenschaftler hangeln sich von Projekt zu Projekt, und wer aus der Masse herausstechen – oder auch nur mithalten – will, der muss veröffentlichen. Stellt man sich einen jungen Chemiker vor, der intensiv an einem Forschungsprojekt gearbeitet, Monate im Labor verbracht hat. Die Daten weisen in die erwartete Richtung, sind aber nicht signifikant. Ein Fachaufsatz über nicht ergiebige Daten lässt sich kaum publizieren, nicht interessant genug. Wenn er die Daten nur ein wenig verändert, liest sich die Untersuchung ganz anders, sie wird gedruckt, das Lob der Betreuerin ist ihm sicher und vielleicht auch die nächste Karrierestufe. Aber auch fest angestellte Wissenschaftler sind dem Druck der Community ausgesetzt. Um einen Ruf an eine andere Universität zu erhalten, sind sie auf die Anerkennung der wissenschaftlichen Community angewiesen – was zumindest einen gewissen Konformitätsdruck mit sich bringt. Ich würde einer Nachwuchswissenschaftlerin zum Beispiel nicht raten, Vorschläge für eine Verschärfung des Jugendstrafrechts oder die Anhebung von Strafhöhen zu publizieren. Schließlich entscheiden die künftigen Kollegen darüber, ob sie eines Tages einen Lehrstuhl bekommt. Sich zu sehr vom wissenschaftlichen Mainstream zu entfernen ist dann riskant. Das Grundgesetz schützt in Artikel 5 Absatz 3 die Freiheit der Wissenschaft. Wenn das Wissenschaftssystem die unbeeinflusste Wahrheitssuche und den freien Diskurs in der Wissenschaft stärken will, dann müssen mehr Anreize für unkonventionelle und unpopuläre Forschung gesetzt werden.

Auch Akteure außerhalb des Wissenschaftssystems gefährden die Unabhängigkeit der Wissenschaft, die Voraussetzung für wahrhaftige Erkenntnissuche ist. Häufig bestimmen Ministerien, welche Forschung gefördert wird – und für welche es keine Gelder gibt. Aber auch die Wirtschaft nimmt Einfluss. Große Unternehmen, etwa aus der Autoindustrie, finanzieren Doktorandenstellen. Das ist für die Universitäten häufig ein Segen, und auch für viele Nachwuchswissenschaftler eine tolle Chance. Was aber macht die finanzielle Abhängigkeit mit der Freiheit der Forschung? In anderen Bereichen ist die Einflussnahme weniger subtil. In den USA durchgeführte Untersuchungen zeigen, dass Unternehmen direkt oder indirekt Studien finanziert haben, mit denen der menschengemachte Klimawandel bestritten oder relativiert werden sollte.139 Die Publikationen erschienen mehrheitlich ohne ein sogenanntes Peer-Review-Verfahren; es gab also keine Kontrolle durch andere Wissenschaftler. Eine Forschergruppe um die schwedische Professorin für Umweltphilosophie Karin Edvardsson Björnberg spricht von der »mit Abstand stärksten koordinierten und finanzierten Form der Wissenschaftsleugnung«.140

Dass bewusst falsche Untersuchungen in Auftrag gegeben werden, ist selten. Verbreitet sind aber, gerade auch in meinem Fach, bezahlte Gutachten. In großen wirtschafts- oder steuerrechtlichen Verfahren gibt es immer wieder Anfragen von Unternehmen oder Kanzleien, die sich mit dem Titel eines Professoren Glaubwürdigkeit für ihre Position einkaufen wollen. Einem Professor werden dann großzügige Summen geboten, damit er oder sie eine Stellungnahme verfasst, in der eine bestimmte Rechtsauffassung vertreten wird. Es ist kein Zufall, dass gerade im Bereich des Wirtschaftsstrafrechts ganz überwiegend Beiträge veröffentlicht werden, die sich gegen Strafbarkeiten aussprechen und damit auf der Linie der großen Unternehmen liegen. Ich halte das für hoch problematisch. Professoren werden gut bezahlt, niemand ist auf Nebeneinkünfte angewiesen. Es ist für das Ansehen der Rechtswissenschaft, das Vertrauen in ihre Aussagen und auch für die Qualität der juristischen Diskussion schädlich, wenn die Position eines Wissenschaftlers käuflich erscheint. Ein Wissenschaftler ist kein Anwalt und sollte sich auch nicht wie einer gerieren. Bezahlte Gutachten sollte man nur dann übernehmen, wenn sie entweder ergebnisoffen vergeben werden oder wenn die gewünschte Argumentationslinie tatsächlich auf der eigenen rechtswissenschaftlichen Überzeugung beruht – die man bestenfalls bereits durch entsprechende Publikationen belegt hat. Um das sicherzustellen, sollten Universitäten die Gutachtertätigkeit ihrer Professoren stärker in den Blick nehmen – und einschränken.

Wissenschaftler nehmen politische Stimmungen nicht nur wahr, sie sind, wie fast jeder Mensch, selbst politisch. Was für einen Physiker kein großes Problem sein mag, ist es aber für die Gesellschaftswissenschaften. In meiner Wissenschaft, der Strafrechtswissenschaft, geht es auch um Wahrheit. Kriminologische Forschung hat zum Ziel, die Wirklichkeit der Kriminalität, die Entstehung und die Folgen von Straftaten zu beschreiben. Wir untersuchen die Anwendung von Normen in der Praxis und die Realitäten der Strafverfolgung. Darüber hinaus ist Rechtswissenschaft aber die Lehre von menschengemachten Gesetzen und damit mehr Gestaltung als Wahrheitsfindung. Das Streben nach Objektivität ist hier deutlich schwieriger, denn Gesetze sind Ausdruck von Wertungen, der Überzeugung der Mehrheitsgesellschaft von den notwendigen und richtigen Bedingungen unseres Zusammenlebens.

Wenn ich als Strafrechtswissenschaftlerin eine Strafnorm kritisiere, dann tue ich das auf Basis eines breiteren Wissens über die Beschaffenheit und Wirkung von Tatbeständen, die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen und das Zusammenspiel mit anderen Vorschriften. Aber natürlich hängt meine Bewertung der Strafwürdigkeit eines Verhaltens, der Reichweite von Verboten und der Höhe einer Strafe auch maßgeblich von meinen grundlegenden kriminalpolitischen Überzeugungen ab. Das gilt besonders für ethische Grenzfälle wie die Strafbarkeit von Sterbehilfe oder Schwangerschaftsabbrüchen. Der Blick eines Strafrechtswissenschaftlers auf die Straftatbestände hängt davon ab, welchen Wert er dem Schutz des ungeborenen Lebens, dem Selbstbestimmungsrecht der Frau und der Autonomie des Sterbewilligen beimisst. Diese Fragen aber werden nicht primär durch juristische Expertise entschieden, sondern durch individuelle politische Einstellungen. Wer konservativ denkt oder religiös ist, wird der immer wieder diskutierten Straffreiheit für Abtreibungen kritischer gegenüberstehen als eine Kollegin, die sich als feministisch und progressiv versteht. Argumente lassen sich dann für beide Seiten finden.

Die eigene Sicht auf den Sinn und Zweck von Strafe prägt also unsere Positionierung im strafrechtswissenschaftlichen Diskurs. Mein Strafrechtsdenken ist an Gerechtigkeit ausgerichtet, für mich ist das Ziel von Strafe der gerechte Ausgleich von Schuld. Dieser Prämisse folgend habe ich etwa in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung höhere Strafen für sexualisierte Gewalt gefordert, um das Unrecht der Taten angemessen abzubilden. Nicht alle Kollegen stimmen mir zu, denn sie blicken mit einem anderen Blick auf das Strafrecht. Sie stellen die Spezialprävention in den Vordergrund, schauen also darauf, was die Strafe mit dem Täter macht. Wenn man diesen Ansatz wählt, muss man zu anderen Ergebnissen kommen, denn eine Gefängnisstrafe macht die Menschen meist nicht besser. Steht man Strafen grundsätzlich skeptisch gegenüber, was gerade unter Kriminologen verbreitet ist, dann wird man Erweiterungen des Strafrechts prinzipiell kritisch sehen. Hier hat keine der Seiten die Wahrheit, es geht um die Aushandlung gesellschaftlicher Wertentscheidungen; keiner der Ansätze lässt sich verifizieren oder falsifizieren, das bessere Argument entscheidet. Dass eine Position – etwa die Forderung nach einer Entkriminalisierung von Klimaklebeaktionen oder Schwarzfahren – nicht Ausdruck überlegener Einsicht, sondern einer politischen Haltung ist, muss offengelegt werden, wenn man als Wissenschaftler auftritt. Nicht alles, was ein Wissenschaftler sagt, ist bereits deshalb Wissenschaft. Max Weber hat gefordert, dass Teilnehmer der wissenschaftlichen Auseinandersetzung in ihren Aussagen deutlich machen, »daß und wo der denkende Forscher aufhört und der wollende Mensch anfängt zu sprechen, wo die Argumente sich an den Verstand und wo sie sich an das Gefühl wenden«.141

Problematisch wird es, wenn Wissenschaftler ihre empirische Forschung durch politische Überzeugungen beeinflussen lassen. Während Beiträge im rechtspolitischen Diskurs erkenn- und erwartbar mit den eigenen Einstellungen verbunden sind, nimmt die empirische Forschung in Anspruch, objektiv Daten zu erheben. Zahlen sind neutral, aber welche Fragen man stellt, wem und wann, das kann die Ergebnisse beeinflussen. Vor einigen Jahren habe ich hier eine Erfahrung gemacht, die mich irritiert – und besorgt – hat. Ich war auf der Suche nach einem Kooperationspartner für ein Projekt zu Kriminalität und Migration. Dafür telefonierte ich mit einer Wissenschaftlerin, die mir geeignet erschien. Wir sprachen über die Schwerpunkte eines möglichen Projekts. Dann gab sie zu bedenken, dass man genau überlegen solle, was man erfragt. »Wenn zum Beispiel rauskommt, dass die Familie gar keinen positiven Einfluss darauf hat, ob jemand kriminell wird, dann könnte das gegen Familiennachzug sprechen. Das müssen wir vermeiden.« Es dauerte ein wenig, bis ich verstand. Sie wollte nicht untersuchen, ob familiäre Einbindung und Kriminalitätsanfälligkeit zusammenhängen, weil das Ergebnis politisch unerwünscht sein könnte. Das ist keine Wissenschaft, das ist Aktivismus.



Kennt die Wissenschaft die Wahrheit?

Was folgt aus all dem für die Rolle der Wissenschaft in politischen Prozessen? Follow the Science?

Der Wissenschaft folgen kann man nur, wenn sie in eine Richtung geht. Aber die Wissenschaft schreitet nicht auf geradem Weg voran, sondern zieht Kreise und korrigiert sich, geht zwei Schritte vor und einen zurück. Die Logik der Wissenschaft ist mit der Logik der Politik kaum vereinbar. In Krisensituationen möchte die Politik Handlungsfähigkeit demonstrieren, sie sucht nach Wahrheiten und will von der Wissenschaft eindeutige Antworten. Das Verlangen von Politik und Öffentlichkeit nach Geschlossenheit und Gewissheit kann die Wissenschaft aber nicht befriedigen, ohne ihre wichtigsten Prämissen, ihre Bereitschaft zur stetigen Selbstkorrektur, zur Anerkennung gegenteiliger Ansichten und zum offenen, kontroversen Diskurs, aufzugeben. In der Corona-Pandemie wurde der Wissenschaft vorgeworfen, Aussagen formuliert und sie später revidiert zu haben. Masken schützen nicht, dann schützen sie doch, die Impfung schützt vor Ansteckung, dann tut sie es nicht, Kinder gelten erst als Treiber der Pandemie, dann sind sie für die Verbreitung des Virus nicht maßgeblich. Das Problem ist jedoch nicht die Korrektur erster wissenschaftlicher Einschätzungen, sondern die falschen und überhöhten Erwartungen, die an sie gestellt werden.

Die Wissenschaft kann einen wichtigen Beitrag für die öffentliche Diskussion und politische Entscheidungen leisten, wenn sie die eigenen Grenzen klar kommuniziert. Sie muss ihre Logiken und die Vorläufigkeit der eigenen Erkenntnisse transparent machen, darf – auch wenn die Politik danach drängt – keinen falschen Konsens und keine falsche Sicherheit versprechen. Und die Wissenschaft muss sich auf das beschränken, was sie an Wahrheitsfindung leisten kann. Wissenschaftliche Erkenntnisse sind ein wesentlicher Baustein im Prozess politischer Entscheidungsfindung, aber sie ersetzen ihn nicht. Peter Strohschneider kritisiert in seinem Buch Wahrheiten und Mehrheiten eine Instrumentalisierung der Wissenschaft als »Politikersatz«.142 Die teilweise aus der Politik geforderte Unterordnung demokratischer Aushandlungsprozesse unter einen »kompromisslosen Anspruch auf unbedingte Wahrheit« wissenschaftlicher Erkenntnisse beschreibt er als »autoritären Szientismus« – und als Gefahr für die liberale Demokratie. Er kommt zu einem wichtigen Befund: Nur wenn sich daraus, wie die Dinge sind, darauf schließen lässt, wie sie sein sollen, können wissenschaftliche Fakten handlungsleitend sein. Das ist in aller Regel jedoch nicht der Fall. In der Corona-Pandemie etwa waren Virologen – worauf Wissenschaftler wie Christian Drosten auch immer wieder hingewiesen haben – nicht dazu berufen, sich für oder gegen Maßnahmen auszusprechen, das überfordert ihre Disziplin. Ob etwa Schulen geschlossen werden sollen, ist ein komplexer Abwägungsprozess, für den nicht nur virologische Erkenntnisse, sondern auch die Einschätzungen von Pädagogen oder Kinderpsychologen relevant sind. Dasselbe gilt für den Klimawandel. Die Wissenschaft kann die Dringlichkeit des Problems deutlich machen, sie kann die Folgen des Klimawandels versuchen zu antizipieren und sie kann die Effektivität von Gegenmaßnahmen untersuchen. Aber: Für welche gesetzlichen Interventionen sich eine Gesellschaft entscheidet, wie sie im Einzelfall Freiheit und Klimaschutz abwägt, wie sie Verhältnismäßigkeit und Gleichheit wahrt, das muss dem politischen Diskurs überlassen bleiben. Auch wenn sich viele Menschen Sicherheit durch Wissenschaft wünschen: Wissenschaftler liefern der Politik notwendige Informationen für die Abwägung, nicht ihr Ergebnis; dafür müssen die Abgeordneten als Vertreter des Volkes die Verantwortung übernehmen.



Wissenschaftsleugnung und Verschwörungstheorien

Wenn die Wissenschaft uns nicht versprechen kann, im Besitz der Wahrheit zu sein, weshalb sollten wir uns nach ihren Erkenntnissen richten, vielleicht sogar Freiheitseinschränkungen akzeptieren? Die Antwort ist, dass wir keine bessere Alternative haben. Die Wissenschaft ist unser rationalster Zugang zur Wahrheit, die wahrscheinlichste Erklärung der Wirklichkeit. Die Methoden der Wissenschaft sind die überzeugendsten Instrumente, die uns für die Wahrheitsfindung zur Verfügung stehen.

Die Corona-Pandemie hat die Haltung der Menschen auch zur Wissenschaft polarisiert. Während sie von einer Seite überhöht wird – in einer Studie aus dem Jahr 2023 befürworten 33 Prozent der Deutschen eine Expertokratie143 –, leugnen andere ihre Befunde. Von Wissenschaftsleugnung kann man sprechen, wenn fundierte Erkenntnisse deshalb nicht angenommen werden, weil sie politisch oder ideologisch unerwünscht sind. Diese Kritik an der Wissenschaft ist nicht empirisch und nicht rational, sondern interessengeleitet. Wissenschaftsleugner lehnen ab, was ihre Überzeugungen in Zweifel zieht, relativieren Belege, die ihrer Position schaden, und übersteigern Befunde, die ihnen nützen. Sie nehmen Informationen selektiv wahr, berufen sich auf Experten, die keine sind, und Studien, die wissenschaftlichen Standards nicht genügen.

Aber: Mit dem Begriff der Wissenschaftsleugnung müssen wir vorsichtig umgehen. Er ist scharf zu trennen von der Skepsis gegenüber wissenschaftlichen Erkenntnissen, die ein notwendiger Bestandteil kritischer Wissenschaft ist. Zweifel ist ein Motor für Entwicklung, nur wer etwas hinterfragt, kann es besser machen, für neue Ansätze müssen alte verworfen werden. Wenn Skepsis nicht mehr möglich ist, weil bestimmte Ergebnisse politisch gewollt sind, dann endet die freie Wissenschaft. Alles muss infrage gestellt werden dürfen, solange die Motivation Erkenntnisgewinn und die Methode wissenschaftlich ist. Solange sie sich auf dem Boden unseres Grundgesetzes bewegen, gibt es keine unzulässigen Forschungsfragen.

Ähnlich vorsichtig sollten wir mit dem Vorwurf der Verschwörungstheorie sein. Verschwörungstheorien sind Glaubenssysteme, die auf der unbelegten Überzeugung beruhen, dass bestimmte Ereignisse das Ergebnis einer geheimen Verschwörung sind. Sie reduzieren die Komplexität von Zusammenhängen, indem sie Vorfälle auf eine bewusste Steuerung durch mächtige Personen oder Organisationen zurückführen. Wer an Verschwörungstheorien glaubt, gilt bestenfalls als einfältig, schlimmstenfalls als gefährlich. Damit ist das Label des Verschwörungstheoretikers ein wirkmächtiges Instrument im öffentlichen Meinungskampf; wer mit diesem Verdikt belegt wird, der hat seinen Anspruch auf Teilhabe an der seriösen wissenschaftlichen Auseinandersetzung verwirkt. Umso problematischer ist es, dass der Begriff der Verschwörungstheorie heute weit über sein wahres Wesen hinaus verwendet wird. Die Washington Post etwa bezeichnete die Annahme, das Corona-Virus könne aus einem chinesischen Labor stammen, als »conspiracy theory«.144 Ebenso wie es die chinesische Regierung getan hat. Die Annahme, dass das Virus aus einem Labor in Wuhan stammen könnte, hat mit einer Verschwörungstheorie aber nichts gemein. Eine menschliche Mitschuld, ein Fehler bei experimenteller Forschung, war von Anfang an eine zumindest denkbare Erklärung für den Ursprung des Virus. Das bedeutet nicht, dass sie zwingend richtig ist, sie aber als Verschwörungstheorie abzutun hieße, das Denken in diese Richtung und weitere Aufklärung – auch die Falsifikation dieser Theorie – zu verhindern. Heute hält der US-amerikanische Geheimdienst, ebenso wie viele Wissenschaftler, eine Laborpanne für die wahrscheinlichste Ursache der Pandemie.

Die Gefahr, ungewöhnliche oder unliebsame Ansätze durch den Vorwurf der Verschwörungstheorie zu diskreditieren, wird auch in der Wissenschaft gesehen. Die Philosophen Juha Räikkä und Lee Basham drehen in ihrem Paper »Conspiracy Theorie Phobia« die Rollen um.145 Sie fragen nicht, weshalb manche Menschen an Verschwörungstheorien glauben – die Gründe dafür sind vielfältig –, sondern weshalb wir so große Angst vor Verschwörungstheorien haben. Die beiden Forscher sehen in Verschwörungstheorien eine Aufforderung, unsere Gewissheiten und das Vertrauen in Autoritäten zu überprüfen. Für sie ist die Abwertung von Verschwörungstheorien falsch: Tatsächliche Verschwörungen – denn auch die gibt es – blieben so unentdeckt, und kritisches, antiautoritäres Denken werde erschwert, gerade wenn es nicht dem Mainstream in Medien, Politik und Wissenschaft entspreche. Jede Theorie muss überprüft werden; ist sie falsch, muss sie widerlegt und nicht rhetorisch abgewertet werden. Die Kategorie der Verschwörungstheorie schadet also möglicherweise mehr, als dass sie nützt.



Das Leugnen wissenschaftlicher Erkenntnisse bestrafen?

Entscheidungen über staatliche Maßnahmen etwa zum Klimaschutz oder zur Bekämpfung von Pandemien müssen auf einer möglichst tragfähigen empirischen Basis getroffen werden. Erst wissenschaftliche Erkenntnisse über Wahrscheinlichkeit und Auswirkungen eines Gefahreneintritts ermöglichen eine rationale Bewertung von Risiken und die Entwicklung effektiver und angemessener Schutzmaßnahmen. Trotz aller Zurückhaltung gegenüber der Absolutheit wissenschaftlicher Erkenntnisse: Sie bilden – ungeachtet ihrer notwendigen Vorläufigkeit – die beste Grundlage für den öffentlichen Diskurs und eine kluge Politik. Umso gefährlicher ist es, wenn Fake News dieses Fundament angreifen und damit die notwendigen Prämissen der gesellschaftlichen Debatte infrage stellen.

Werfen wir einen Blick auf die Diskussion über den Klimawandel. Hier ist die Leugnung wissenschaftlicher Erkenntnisse besonders weit verbreitet. Beobachtet werden drei Phänomene: Trendleugnung, Ursachenleugnung und Folgenleugnung. Geleugnet wird schon, dass es überhaupt einen Klimawandel gibt – besonders prominent durch Donald Trump und andere US-amerikanische Politiker. Im Frühjahr 2014 twitterte Donald Trump: »This very expensive GLOBAL WARMING bullshit has got to stop. Our planet is freezing, record low temps, and our GW scientists are stuck in ice.«

Von anderen wird zwar nicht der Trend zur Erderwärmung angezweifelt, wohl aber deren Mitverursachung durch den Menschen. Der Klimawandel sei nicht auf die Freisetzung von Treibhausgasen zurückzuführen, sondern allein mit natürlichen Umständen zu erklären, etwa mit der Aktivität der Sonne. Und zuletzt: Weshalb sollten die Folgen des Klimawandels überhaupt ein Problem sein, ein paar Grad mehr würden uns schon nicht schaden.

Klimawandelleugnung findet sich weltweit, besonders ausgeprägt allerdings in den USA. Hier ist eine einflussreiche und reichweitenstarke Bewegung entstanden, die sich gegen den bestehenden wissenschaftlichen Konsens in Klimafragen wehrt. Kritiker dieser Bewegung weisen darauf hin, dass hinter der Klimaleugnung große Unternehmen stehen, die mit der Verwertung fossiler Energien ihr Geld machen und daher klare finanzielle Interessen verfolgen.

So wird etwa dem Exxon-Konzern vorgeworfen, bereits in den Siebzigerjahren von den Gefahren der Verbrennung fossiler Energien für den Klimawandel gewusst zu haben. Wissenschaftler aus Harvard und Potsdam fanden über hundert Dokumente, aus denen sich ergab, dass Exxon von der Bedeutung seiner Produkte für die Erderwärmung Kenntnis hatte.146 Gleichwohl verfolgte der Konzern eine konträre Kommunikationsstrategie. Öffentlich erklärte etwa der frühere CEO Lee Raymond, die Klima-Projektionen der Wissenschaft würden auf »komplett unbewiesenen Modellen« basieren und seien »reine Spekulation«.147 Sein Nachfolger Rex Tillerson, späterer Außenminister unter Trump, sprach auf einer Aktionärsversammlung von »nicht belastbaren Klimamodellen«.148 Bislang hatte die Affäre für Exxon keine rechtlichen Konsequenzen.

In der Leugnung des Klimawandels liegt eine nicht geringe Gefahr. Die wenigsten Menschen können die statistischen oder wissenschaftlichen Zusammenhänge selbst beurteilen. Wir müssen uns auch bei diesem, für uns überlebenswichtigen Thema auf die Einschätzung von Experten verlassen. Steht hinter den Klimaleugnern eine einflussreiche Lobby, kann sie selbst fundierte wissenschaftliche Erkenntnisse wirksam in Zweifel ziehen. Durch gut gemachte Videos, die Verbreitung von Verschwörungserzählungen oder scheinbar wissenschaftliche Widerlegungen können sich in unseren Köpfen Zweifel festsetzen. Vielleicht ist ja doch etwas dran? Gerade wenn eines Tages Maßnahmen auf uns zukommen sollten – Wärmepumpen werden zur Pflicht, Fleisch und Flugreisen werden teurer –, dürfte die Bereitschaft zunehmen, den Gegnern der Klimabewegung zu glauben.

Es gibt daher immer wieder Bestrebungen, das Leugnen des Klimawandels unter Strafe zu stellen. In Großbritannien etwa wurde eine Petition gestartet mit dem Titel: »Make Climate Change Denial a criminal offence«. Im Petitionstext heißt es frei übersetzt: »Der Klimawandel wird unsere Zukunft zerstören, wenn wir ihn weiterhin ignorieren. Den Holocaust zu leugnen ist richtigerweise in vielen Ländern verboten, da damals über sechs Millionen Menschen gestorben sind. Der Klimawandel wird Hunderte Millionen töten, aber dieses Mal können wir noch etwas dagegen unternehmen.«149

So gefährlich die Verbreitung von Fake News über den Klimawandel ist: Sind Verbote und Strafe der richtige Weg? Unser Grundgesetz würde es zweifellos nicht zulassen, Meinungen über den Klimawandel zu untersagen. Man müsste also sehr genau schauen, was eine wertende Äußerung ist (zum Beispiel: »Die Klimapolitik ist überzogen«) und was eine falsche Tatsache (»Daten zeigen, dass sich das Klima nicht verändert!«).

Wenn man diese Hürde genommen hat, müssten die Richter in einem Strafverfahren darüber entscheiden, ob eine bestimmte Information wahr oder unwahr ist. In einigen Fällen dürfte das einfach sein, in anderen hingegen hoch komplex. Das Bundesverfassungsgericht hat über die Beurteilung wissenschaftlicher Erkenntnisse schon viel Wichtiges gesagt. Die Freiheit der Wissenschaft schützt »nicht eine bestimmte Auffassung von Wissenschaft oder eine bestimmte Wissenschaftstheorie. Das wäre mit der prinzipiellen Unvollständigkeit und Unabgeschlossenheit unvereinbar, die der Wissenschaft trotz des für sie konstitutiven Wahrheitsbezugs eignet. […] Die Wissenschaftsfreiheit schützt daher auch Mindermeinungen sowie Forschungsansätze und -ergebnisse, die sich als irrig oder fehlerhaft erweisen. Ebenso genießt unorthodoxes oder intuitives Vorgehen den Schutz des Grundrechts.« Und weiter: »Über gute und schlechte Wissenschaft, Wahrheit oder Unwahrheit von Ergebnissen kann nur wissenschaftlich geurteilt werden; Auffassungen, die sich in der wissenschaftlichen Diskussion durchgesetzt haben, bleiben der Revision und dem Wandel unterworfen.«150

Eine Strafvorschrift könnte auch Wissenschaftler treffen, die sich seriös, aber skeptisch mit Fragen des Klimawandels beschäftigen. Auch scheinbar eindeutige Erkenntnisse über Ursachen und Folgen der Erderwärmung müssen aber von der Wissenschaft immer wieder hinterfragt werden dürfen, sonst handelt es sich nicht um Wissenschaft, sondern um Ideologie. Wissenschaftlicher Fortschritt gelingt nur, wenn die Wissenschaft frei ist. In der Vergangenheit haben sich immer wieder Theorien, die als gesichert galten, letztlich als falsch erwiesen. Kopernikus, Darwin oder Einstein haben mit scheinbaren Gewissheiten gebrochen, ihr Zweifel an dem, was andere für wahr hielten, hat zu neuen Einsichten geführt. Wissenschaft darf nicht unter dem Damoklesschwert des Strafrechts stehen, sie muss sich ergebnisoffen mit den konkreten Folgen des Klimawandels, seinen Ursachen und den möglichen Bewältigungsstrategien auseinandersetzen können. Ein Forscher darf keine Angst davor haben müssen, für die Publikation neuer Erkenntnisse bestraft zu werden – selbst dann nicht, wenn sie sich als falsch erweisen, denn auch das ist Teil des wissenschaftlichen Arbeitens. Wissenschaft ist ein iterativer Prozess, bei dem Hypothesen ständig überprüft, getestet und angepasst werden. Jede wissenschaftlich ernsthafte Herausforderung einer These birgt die Chance, sie zu schärfen und auf eine immer validere Grundlage zu stellen.

Das Strafrecht kann in einer abstrakten Norm wissenschaftliche Zweifel nicht sinnvoll von politisch motivierter Leugnung abgrenzen. Um die Freiheit der Wissenschaft nicht zu gefährden, müssen wir hier auf das Strafrecht verzichten. Gegen Klimawandelleugnung bleibt der Wissenschaft also nur, ihre Erkenntnisse gut zu erklären und gegen unseriöse Angriffe sachlich zu verteidigen. Den Vorteil, den Forscher und wissenschaftliche Institute gegenüber den Urhebern von Fake News haben, ist ihre Reputation. In Deutschland wird der Wissenschaft viel Vertrauen entgegengebracht. Im Jahr 2022 gaben 63 Prozent der Deutschen an, der Wissenschaft »voll und ganz« oder »eher« zu vertrauen; nur 8 Prozent vertrauten ihr nicht oder »eher nicht«.151

Auf einer Podiumsdiskussion zur Politikberatung durch die Wissenschaft, an der ich im Frühjahr 2023 teilgenommen habe, wurde aus dem Publikum die Forderung geäußert, dass Klimawissenschaftler stärker zu Aktivisten werden müssten. Zu meinem Erstaunen fand der Moderator diesen Vorschlag gar nicht schlecht, schließlich müsse doch endlich mehr für den Klimaschutz getan werden. Ich habe entschieden widersprochen, meine Kollegen auf dem Podium glücklicherweise auch. Natürlich sollen und dürfen Wissenschaftler mit Nachdruck für Vorschläge eintreten, die sich aus ihren Erkenntnissen ergeben. Doch in Auftreten und Methodik müssen sich Wissenschaftler klar von Aktivisten abgrenzen. Wissenschaft lebt davon, dass sie objektiv und unvoreingenommen ist. Legt sich ein Wissenschaftler durch politischen Aktivismus vorab auf eine Richtung fest, wird man an seiner Bereitschaft zweifeln, die eigenen Ergebnisse weiterhin kritisch zu hinterfragen und gegebenenfalls zu korrigieren. Für den öffentlichen Eindruck von der Wissenschaft wäre das fatal: Wissenschaftliche Erkenntnisse bewahren nur dann ihre Autorität, wenn die Menschen darauf vertrauen, dass Forscher persönliche Überzeugungen bei ihren Studien ausblenden.

Einen Bärendienst erweist dem Ziel eines sachlichen, wissenschaftsbasierten Diskurses auch derjenige, der versucht, Feuer mit Feuer zu bekämpfen. Am Rande einer Veranstaltung unterhielt ich mich mit einer Person, die sich öffentlich für den Klimaschutz einsetzt. A., seinen Namen nenne ich hier nicht, hatte in der Diskussion nachdrücklich eine bessere Klimapolitik gefordert. Dabei verwies er auch auf die Flutkatastrophe im Ahrtal: Die Überschwemmungen im Juli 2021 seien die dramatischen Folgen des Klimawandels. Beim anschließenden Empfang unterhielten wir uns bei einem Glas Wein. Ich fragte ihn, ob es wissenschaftlich korrekt sei, den Starkregen, der 135 Menschen das Leben gekostet hatte, als direkte Folge des Klimawandels darzustellen. Schließlich werden Wetterereignisse von einer Vielzahl lokaler und meteorologischer Faktoren beeinflusst. Zwar zeigt die Forschung, dass der Klimawandel die Wahrscheinlichkeit und Intensität von Extremwetterereignissen wie Starkregen und Überschwemmungen erhöht, doch lassen sich einzelne Phänomene in der Regel nicht unmittelbar auf die Änderungen des Klimas zurückführen.152 Aber mein Gesprächspartner zuckte nur mit den Schultern. Für ihn spielte das keine Rolle. »Der Klimawandel ist eine reale Bedrohung, aber wir begreifen den Ernst der Lage nicht. Menschen brauchen Bilder, um zu verstehen, was passiert.«

Ohne Frage, Daten und Statistiken, Berechnungen und Prognosen sind abstrakt, sie haben nicht dieselbe Kraft wie Fotos von zerstörten Häusern und Leben. Trotzdem: Der Zweck heiligt nicht die Mittel. Gerade in sensiblen öffentlichen Diskursen muss die Wahrheit oberstes Gebot sein; Un- oder Halbwahrheiten, jede Übertreibung und jede Einseitigkeit sind gefährlich. Stellt sich ein angeblicher Fakt über den Klimawandel als falsch heraus, reißt er auch viele Wahrheiten mit sich. Wenn an einer Stelle gelogen wurde, weshalb dann nicht auch an anderer? Ein lockerer Umgang mit der Wahrheit, wie A. ihn in Ordnung fand, birgt die Gefahr eines grundlegenden Vertrauensverlustes in die Klimaforschung. Die Wissenschaft muss immer und ausnahmslos zu den Grenzen ihrer Erkenntnismöglichkeiten stehen und darf keine falschen Gewissheiten vorgeben.


Kapitel 8

Justiz und Wahrheit

Finden wir die Wahrheit vor Gericht?

Im Jahr 2002 wird der Lehrer Horst Arnold durch das Landgericht Darmstadt wegen Vergewaltigung seiner Kollegin Heidi K. im Biologielehrraum der Schule zu einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren verurteilt. Arnold beteuert seine Unschuld. Weil er sich uneinsichtig zeigt, bleibt er bis zum letzten Tag in Haft, keine vorzeitige Entlassung. Erst nachdem er seine Strafe abgesessen hat, kommen Zweifel an der Glaubwürdigkeit von Heidi K. auf. Die Lehrerin erzählt immer wieder die tragischsten Geschichten: Ihre Tochter starb bei einem Autounfall, ein Verlobter im Kampf gegen Al-Qaida. Nichts davon ist wahr. 2011 kommt es zu einem Wiederaufnahmeverfahren. Die Richter in Kassel sind sich jetzt sicher: Horst Arnold ist unschuldig, die Vergewaltigung eine Lüge. Der Vorsitzende Richter rügt das Landgericht Darmstadt; es habe bei der Urteilsfindung elementare Grundregeln der Wahrheitsfindung verletzt.

Das wesentliche Ziel staatlicher Strafprozesse ist eine gerechte Entscheidung über Schuld und Unschuld – auf Grundlage der ermittelten Wahrheit. Im Verfahren soll festgestellt werden, ob der Angeklagte die ihm vorgeworfene Tat begangen und, falls ja, welche Schuld er auf sich geladen hat. Auf dieser Basis wird die richtige Strafe für sein Handeln bestimmt. Gerechtigkeit ohne ein Streben nach Wahrheit gibt es nicht, der Schuldige kann nicht angemessen bestraft und der Unschuldige nicht zweifelsfrei freigesprochen werden.

Mit dem Befund, dass die Ermittlung der materiellen Wahrheit also notwendige Bedingung der gerechten Entscheidung ist, korrespondiert der sogenannte Untersuchungsgrundsatz im Strafverfahren. Er verpflichtet den Richter, den Sachverhalt selbstständig und unabhängig von den Anträgen der Prozessbeteiligten zu ermitteln. Das Gericht muss allen sinnvollen Möglichkeiten zur Aufklärung nachgehen, im Zweifel sogar gegen den Widerstand von Verteidigung und Staatsanwaltschaft. Dadurch unterscheidet sich das Strafverfahren grundlegend vom Zivilverfahren, in dem es den Beteiligten weitgehend überlassen ist, Beweise beizubringen.

Das Recht muss voraussetzen, dass es eine Form objektiver Wahrheit gibt. Der Strafprozess konstruiert die Wahrheit nicht, er versucht, sie zu rekonstruieren. Dieser Versuch kann scheitern, da wir Vergangenes selten exakt wiedergeben können, unsere Erinnerungen verformen das Erlebte. Ein Urteil gibt in der Regel nicht »die« Wahrheit wieder, sondern die Version, die ihr am nächsten kommt; das Strafverfahren ist der Prozess einer Annäherung an das wahre Geschehen.

Die materielle Wahrheit zu ermitteln ist das Ziel des Strafverfahrens; leben müssen wir mit einer prozessualen. Selten gibt es Videoaufzeichnungen der Tat, Gerichte sind auf andere Beweismittel, vor allem auf Zeugen, angewiesen. Sie liefern häufig die entscheidenden Anhaltspunkte – und zugleich sind ihre Aussagen unzuverlässig. Im Alten Testament heißt es daher noch, dass zwei oder drei Zeugen erforderlich sind, um ein Urteil zu sprechen (2. Kor 13,1; 5. Buch Mose 19,15). Auch in älteren Strafprozessordnungen werden für einen Schuldnachweis mindestens zwei glaubwürdige Zeugen verlangt. So strikt ist das Prozessrecht heute nicht mehr; wenn seine Aussage glaubhaft ist, kann bereits ein Zeuge genügen (zu Aussage-gegen-Aussage-Konstellationen im Sexualstrafrecht, siehe Kapitel 10). Er ist im Prozess zur Wahrheit verpflichtet, bei einer Lüge macht er sich wegen Falschaussage oder Meineids strafbar. Die Aussicht auf Strafe schreckt aber nicht alle Menschen von Falschaussagen ab. Es ist daher Aufgabe der Gerichte, den Wahrheitsgehalt einer Aussage kritisch zu überprüfen. In schwierigen Fällen und bei schweren Straftaten helfen aussagepsychologische Gutachten. Aber letztlich müssen Richter selbst zu der Entscheidung kommen, ob sie einem Zeugen glauben oder nicht. Wichtig für die Bewertung einer Zeugenaussage sind die sogenannten Realkennzeichen, also Hinweise darauf, dass das Geschilderte real erlebt und nicht erfunden wurde. Geachtet wird auf logische Konsistenz, hinreichenden Detailreichtum, Schilderungen auch von Einzelheiten und psychischen Vorgängen während der Beobachtung. Verbreitet ist die Annahme, dass Lügen an einfacher Körpersprache erkannt werden könnten. Fehlender Augenkontakt, das Berühren des Gesichts oder wiederholtes Fahren durch die Haare sollen Anzeichen sein. Studien zeigen allerdings, dass es so leicht nicht ist, Lügner zu überführen153 – die wenigsten Menschen reagieren derart offensichtlich.

Und so kann es zu Fehlurteilen kommen, wie im Fall des Lehrers Horst Arnold. Die Richter hatten die Glaubwürdigkeit der Belastungszeugin falsch eingeschätzt – und nicht hinreichend überprüft. Womöglich aus Angst vor Kritik, das Opfer nicht ernst zu nehmen. Wie häufig sich Gerichte irren, wissen wir nicht. Die Justiz hat verschiedene Kontrollmechanismen, um Fehlurteile zu vermeiden. Ein Urteil kann durch das nächsthöhere Gericht überprüft werden, entweder im Rahmen der Berufung oder der Revision. Auch nach Rechtskraft des Urteils ist eine Wiederaufnahme möglich, allerdings nur unter engen Voraussetzungen, zum Beispiel wenn es neue Beweise gibt, die für die Unschuld des Verurteilten sprechen.

Der Fall Arnold endete leider so tragisch, wie er begonnen hatte. Horst Arnold verstarb mit 53 Jahren, kurz bevor er eine Entschädigung für die fehlerhafte Verurteilung erhalten und wieder in den Schuldienst aufgenommen werden konnte. Er lebte bis zu seinem Tod von Arbeitslosengeld. Ein schwacher Trost: Heidi K. wurde im Jahr 2013 wegen schwerer Freiheitsberaubung in mittelbarer Täterschaft zu einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren und sechs Monaten verurteilt. Das Gericht ging davon aus, dass sie in Horst Arnold einen Konkurrenten um eine schulinterne Position gesehen hatte – und ihn beseitigen wollte.



Technik und KI im Strafverfahren

Wahrheit und Unwahrheit einer Aussage zu unterscheiden ist selbst für Experten schwierig. In Laborversuchen wurde für sachverständige Glaubhaftigkeitsbeurteilungen eine Fehlerquote von etwa dreißig Prozent festgestellt.154 Fast jedes dritte Gutachten hielt also eine wahre Aussage für falsch oder eine falsche für wahr. Wenn der Mensch scheitert, liegt die Lösung dann vielleicht in der Technik?

Aus US-amerikanischen Serien kennen wir Lügendetektoren. »Er hat den Test bestanden.« – In der Sendung ein klares Zeichen dafür, dass sich die Ermittler nach einem anderen Täter umsehen müssen. Heute werden diese Polygrafen in fünfzig Ländern eingesetzt. In Deutschland sind wir zurückhaltend.

Der Einsatz von Lügendetektoren beruht auf der Prämisse, dass beim Lügen minimale physiologische Veränderungen auftreten. Die Lüge löst Nervosität, Stress oder Angst aus, die der Polygraf durch die Messung von Blutdruck, Atem, Hautleitfähigkeit und Herzfrequenz erfassen kann. Kurz vor einer Unwahrheit erhöht der Körper seine Alarmbereitschaft, eine von außen kaum wahrnehmbare und grundsätzlich nicht kontrollierbare Reaktion. Es existieren verschiedene Testverfahren, eines ist der Kontrollfragentest. Beim Kontrollfragentest wird der Täter direkt nach seiner Tatbeteiligung gefragt. Sowohl der Schuldige als auch der Unschuldige werden auf einen solchen Vorwurf mit Stress reagieren. Anschließend werden Kontrollfragen gestellt, die etwa ebenfalls auf sozial missbilligtes Verhalten zielen. Sie werden die Unschuldigen ebenso beschäftigen wie die Frage nach der Tatbeteiligung. Der Schuldige hingegen wird auf den echten Vorwurf deutlich stärker reagieren. Ein Polygraf-Experte analysiert und vergleicht die Messwerte nach den jeweiligen Antworten; eine stärkere Reaktion auf die tatbezogene Frage wird als Indiz für eine Lüge gewertet.

Doch es gibt Kritik an dem Verfahren. So wird bezweifelt, dass sich die Reaktionskurven zuverlässig auswerten lassen; aus den Reaktionen des Befragten ließen sich oft unterschiedliche Schlüsse ziehen. Der Polygraf, so die Skeptiker, sei kein Detektor für Lügen, sondern für Angst. Die Gründe für Angst und die Ursachen für körperliche Reaktionen sind vielfältig. Außerdem gibt es Techniken, den Lügendetektor durch gezieltes Training zu manipulieren und auch erfahrene Gutachter zu täuschen. Bekannt geworden ist der Fall von Aldrich Ames, eines Mitarbeiters der CIA, der geheime Informationen an die Sowjetunion verkaufte. Mindestens hundert Geheimdienstoperationen flogen auf, mehrere Informanten wurden getötet. Ames wurde während seiner Zeit bei der CIA regelmäßig Lügendetektortests unterzogen – die er alle erfolgreich bestand. Einfach, so erzählte er später, indem er sich entspannte. Wie hoch die Fehlerquote genau liegt, weiß man nicht; mindestens zwanzig Prozent gelten allerdings als gesichert.155

Der Bundesgerichtshof hat dem Einsatz von Lügendetektoren im Strafverfahren eine Absage erteilt.156 Zunächst einmal eindeutig unzulässig ist ein Lügendetektortest gegen den Willen eines Beschuldigten. In der Vernehmung versuchen die Ermittler, möglichst viele Informationen von dem Beschuldigten zu bekommen, am besten sogar ein Geständnis. Die Interessen der Beteiligten können also gegenläufig sein: Während der Staat den Beschuldigten zum Reden bringen möchte, hat dieser oft ein Interesse daran, nichts von seinem Wissen preiszugeben. Das Recht löst diesen Konflikt zugunsten des Beschuldigten auf: Er hat ein Schweigerecht und muss, außer seinen Personalien, nichts sagen. Auf sein Recht zu schweigen muss er bei der Vernehmung ausdrücklich hingewiesen werden. Vergessen die Ermittler die Belehrung, sind seine Aussagen nicht verwertbar; selbst wenn der Beschuldigte die Tat gesteht, darf das Gericht diese Informationen nicht verwenden und muss ihn im Zweifel freisprechen. Begründet wird diese sogenannte Selbstbelastungsfreiheit vor allem mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Beschuldigten. Das Bundesverfassungsgericht meint, dass der Bürger »vom Staat grundsätzlich nicht in eine Konfliktlage gebracht werden [soll], in der er sich selbst strafbarer Handlungen oder ähnlicher Verfehlungen bezichtigen muß«.157 Es sei mit der Würde des Menschen nicht vereinbar, wenn der Beschuldigte durch Zwang dazu gebracht werden könne, »die Voraussetzungen für eine strafgerichtliche Verurteilung oder die Verhängung entsprechender Sanktionen liefern zu müssen«.158 Damit werden zwei grundlegende Gefühle des Menschen anerkannt: Scham und Selbsterhaltung. Die meisten von uns kostet es erhebliche Überwindung, ein Fehlverhalten zu gestehen, noch dazu öffentlich in einem Strafverfahren. Und es ist nur menschlich, dass wir uns den Folgen unseres Tuns entziehen wollen. Wie viel Wahrheit kann man von jemandem erwarten, der weiß, dass ihm dann eine Gefängnisstrafe droht? Trotzdem könnte man all das ignorieren und sagen: Wer Unrecht begangen hat, der ist erst recht in der moralischen Pflicht, sich zu erklären. Das Schweigerecht etwa des mutmaßlichen Mörders eines Kindes ist für die Eltern schwer zu ertragen, die oft genau wissen möchten, was ihrem Kind zugestoßen ist. Auch in unserem Alltag würden wir die Lüge nach einem Fehlverhalten kaum privilegieren. Stellt eine Frau ihre untreue Partnerin zur Rede und lügt diese über die Affäre, so wird häufig gerade diese Unwahrheit der Sargnagel für die Beziehung sein: Dass der andere aus Scham und aus »Selbsterhaltung« gehandelt hat, lässt ihn nicht besser dastehen, ganz im Gegenteil. Aber bei staatlichen Vernehmungen ist das anders, und das liegt an dem erheblichen Machtgefälle zwischen den Beteiligten. Der Staat tritt dem Bürger mit seiner ganzen Wucht entgegen, er kann ihn in Untersuchungshaft bringen, seine Wohnung durchsuchen und ihm im Falle einer Verurteilung seine Freiheit nehmen. Wird der Bürger von seinem Staat in die vulnerable Rolle eines Beschuldigten gebracht, so muss er sich zurückziehen und schweigen dürfen. Polizei und Staatsanwaltschaft haben verschiedene Instrumente, um eine Tat zu beweisen, zum Beispiel die Telefonüberwachung, die Beschlagnahme, der Einsatz verdeckter Ermittler – dann muss der Beschuldigte an seiner Verurteilung nicht auch noch aktiv mitwirken.

Da der Polygraf unbewusste Körpervorgänge aufzeichnet, die eng mit dem inneren Zustand zusammenhängen, erlaubt er einen Blick in den Kopf eines Menschen. Auch das Bundesverfassungsgericht hat hierin einen unzulässigen Eingriff in die Rechte des Betroffenen gesehen – sofern der Test unfreiwillig erfolgt. Später hat der Bundesgerichtshof entschieden, dass zumindest eine freiwillige Testung verfassungsrechtlich unproblematisch sei. Dem Beschuldigten soll es also grundsätzlich freistehen, sich durch einen Lügendetektortest zu entlasten. Das wird jedoch teilweise kritisch gesehen. Wie frei ist eine Entscheidung, wenn die Option im Raum steht? Wird man nicht Rückschlüsse auf die Schuld des Angeklagten ziehen, wenn er einen Lügendetektortest verweigert? Ein solch indirekter Zwang ist aber nach allem, was wir über unser Strafverfahren wissen, nicht zu befürchten. Der Beschuldigte hat im Verfahren ein Schweigerecht, und die Gerichte werten es nicht zu seinen Lasten – das dürfen sie auch gar nicht –, wenn er von seinem Schweigerecht Gebrauch macht. Es gibt schließlich auch für den Unschuldigen viele gute Gründe zu schweigen und mindestens so viele, einen Lügendetektortest zu verweigern.

Die Karlsruher Richter haben den Lügendetektortest aber aus anderen Gründen abgelehnt. Die Methode sei wissenschaftlich nicht hinreichend abgesichert und zu fehleranfällig. Das Gericht entschied: »Jedoch ist die vom Angeklagten beantragte polygrafische Untersuchung nach wissenschaftlichem Kenntnisstand ein völlig ungeeignetes Beweismittel«.159 Obwohl der Bundesgerichtshof eindeutig Stellung bezogen hat, sind in den letzten Jahren Zivilgerichte von dieser Rechtsprechung abgewichen und haben den Lügendetektortest als Beweismittel berücksichtigt. Das Amtsgericht Bautzen hat sich auf sein Recht zur freien Beweiswürdigung berufen und den Polygrafen in einem Sorgerechtsstreit zugelassen, in dem eine Frau ihren Ehemann eines sexuellen Übergriffs beschuldigt hatte. Das Ergebnis des Tests: Die Frau würde lügen, der Mann die Wahrheit sagen. Der Mann erhielt das Umgangsrecht mit seinem Kind.160

Doch wenn die Einwände gegen die Technik nur in ihrer zu hohen Fehleranfälligkeit bestehen, was passiert dann, wenn sie sich signifikant verbessert? Weltweit arbeiten Unternehmen daran, Wahrheit künftig nicht mehr durch Menschen, sondern verlässlich durch Maschinen zu ermitteln. Künstliche Intelligenz kann lernen, Lüge von Wahrheit zu unterscheiden. Dafür wird die KI mit Daten gefüttert, mit Videoaufnahmen von Personen, die nachweisbar lügen oder die Wahrheit sagen. In dieser Trainingsphase sucht der Algorithmus selbstständig nach Strukturen und Mustern, um zwischen den Phänomenen zu unterscheiden. Ist das Training abgeschlossen, hat die KI Regeln entwickelt, nach der sie mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Lüge identifizieren kann. Das Problem: Die Regeln, nach denen die KI ihre Entscheidung trifft, sind momentan nicht in für uns verständliche Vorgaben übersetzbar. Das heißt, dass wir die KI zwar erschaffen haben, sie gute Ergebnisse liefert, aber wir nicht verstehen, was sie eigentlich tut.

Machen wir ein Gedankenexperiment. Sie haben Streit mit Ihrem Nachbarn. Er behauptet, Sie hätten bei Bauarbeiten seine Garage beschädigt. Dabei war der Schaden schon vorher da, was Ihr Nachbar auch weiß. Es geht vor Gericht. Sie sagen die Wahrheit, er lügt. Nun haben Sie die Wahl. Sie können den Streit vor einer Richterin austragen. Sie hat in der Vergangenheit in achtzig Prozent der Verfahren die Wahrheit herausgefunden, in zwanzig Prozent lag sie falsch. Es wird Ihnen eine Alternative angeboten: Eine KI entscheidet Ihren Fall. Sie hat eine Trefferquote von 95 Prozent, aber niemand weiß, weshalb sie in fünf Prozent falsch liegt. Wählen Sie die Richterin oder die KI?

Ich habe diese Frage auf meinem Instagram-Account gestellt und fast 2000 Antworten bekommen. Knapp achtzig Prozent entschieden sich für die Richterin und gegen die KI, trotz der deutlich geringeren Fehlerquote. Ich habe auch nach den Gründen für die Entscheidung gefragt. Es gab zwei Arten von Antworten, die am häufigsten genannt wurden. Viele argumentierten in diese Richtung: »Es muss Transparenz für den Entscheidungsvorgang geben, der Weg ist wichtiger als das Ergebnis.« Oder: »In einem Rechtsstaat sollte man Entscheidungen rational nachvollziehen können.«

Diese Bedenken treffen einen wichtigen Punkt. Solange die KI eine »Black Box« ist, wir also nicht wissen, was in ihrem Inneren passiert, ist ihr Einsatz in einem Strafverfahren problematisch. Denn jeder Angeklagte hat Anspruch auf eine für ihn nachvollziehbare Gerichtsentscheidung, die Kriterien für eine Verurteilung müssen transparent sein. Wenn einem Menschen die Freiheit genommen wird, dann muss er erfahren dürfen, aus welchen Gründen.

Aber es gibt einen Einwand. Auch in den Kopf der Richterin können wir nicht schauen. Zwar nennt das Urteil Gründe für die Entscheidung, aber weshalb sie die Aussage einer Person für wahr hält, wissen wir nicht. Ihre Einschätzung beruht auf Erfahrungen und Vorannahmen, die ihr meist selbst nicht bewusst sein werden.

Die intuitive Präferenz für den Menschen als Entscheider ist womöglich auch Ausdruck unseres Anthropozentrismus. Wir stellen den Menschen in den Mittelpunkt – und begegnen allem, was nicht menschlich ist, mit Vorsicht. In meiner Umfrage äußerten mehrere Teilnehmende, dass sie sich gegen die KI entschieden hatten, weil sie »anfällig für Diskriminierung« sei. Das ist eine häufige Kritik, die aber nicht wirklich gerecht ist. Maschinen selbst haben keinen Impuls zu diskriminieren, sie können dagegen immun gemacht werden – Menschen nicht. Für die KI ist entscheidend, mit welchem Datensatz sie trainiert wird. Werden der KI Videoaufzeichnungen präsentiert, in denen alle weißen Menschen lügen und alle schwarzen die Wahrheit sprechen, dann besteht die Gefahr, dass die KI Hautfarbe als Indikator für den Wahrheitsgehalt einer Äußerung erkennt – und fortan weiße Menschen eher für Lügner hält. Der Fehler liegt nicht in der KI, sondern an den Entwicklern. Ist der Datensatz diskriminierungsfrei gewählt, dann arbeitet auch die KI entsprechend.

Anders der Mensch: Forscher haben den »In-group-bias« nachgewiesen: Menschen neigen dazu, ihre eigene Gruppe zu begünstigen.161 Erklärt wird dieser Befund mit einer unterbewussten Vorliebe des Einzelnen für Dinge, die man mit sich selbst assoziiert. Je ähnlicher uns Menschen also sind, desto eher sind wir geneigt, für sie Partei zu ergreifen. Bei Richterinnen und Richtern dürften diese Effekte geringer sein als bei anderen, denn ihre Rolle erfordert ein hohes Maß an Selbstreflexion; eine Verantwortung, der die meisten gerecht werden dürften. Doch es bleibt dabei, Menschen unterliegen in ihrem Urteil einer Vielzahl kognitiver Verzerrungen. Warum legen wir unser Schicksal dann trotzdem lieber in ihre Hände, als es einer KI zu überantworten, die eine geringere Fehlerquote hat?

Ein wesentlicher Grund dafür liegt darin, dass wir mit menschlichen Fehlern vertraut sind, wir haben gelernt, mit ihnen zu leben, und Systeme entwickelt, um auf sie zu reagieren. Es gibt Revisionsverfahren und Kontrollorgane, bei absichtlichen Fehlurteilen Sanktionen nach dem Dienst- oder Strafrecht; für einen menschlichen Fehler übernimmt also ein Mensch Verantwortung. Wir akzeptieren, dass Menschen Fehler machen. Bei der KI stehen wir am Anfang, wir haben noch keine Antworten auf ihre Fehler. »Mit menschlichem Versagen kann ich besser leben als mit technischer Übermacht«, schrieb einer meiner Teilnehmenden. Die KI-Technologie ist neu, wir verstehen sie noch zu wenig und haben dabei Dystopien wie aus den Filmen Terminator, Matrix oder Blade Runner im Hinterkopf, in denen Maschinen die Kontrolle über die Menschen übernehmen. Ob das so bleibt, werden wir sehen. Je mehr wir uns aber an den Einsatz von KI gewöhnen, desto eher werden wir auch mit ihren Fehlern umgehen lernen – und sie womöglich eines Tages ebenso hinnehmen wie menschliche. Für die Wahrheitsfindung hat sie in jedem Fall nicht unerhebliches Potenzial. Sie kann eine Aussage erschüttern oder eine Verteidigung stützen, Nachfragen provozieren und ein weiteres Mosaikstück sein, um ein möglichst vollständiges Bild von der Wahrheit zu schaffen.

Aber: Wollen wir überhaupt so viel Wahrheit? Denken wir die Technologie weiter und stellen uns vor, dass jeder auf seinem Handy eine Wahrheitsscanner-App hat. Ob sich der Sohn tatsächlich krank fühlt oder nur die Mathearbeit verpassen möchte, wo die Tochter wirklich am letzten Abend war und ob die Partnerin den neuen Kollegen attraktiv findet oder nicht – alles ließe sich durch einen kurzen Videoscan aufdecken. Wäre eine solche Welt wünschenswert? Nicht alles von sich preisgeben zu müssen ist Teil unseres Persönlichkeitsrechts. Wir entscheiden selbst, wann wir die Wahrheit sagen und wann nicht. Dafür kann es gute und schlechte Gründe geben, aber eine ständige Wahrheitskontrolle wäre eine Verletzung unserer Freiheit und unserer persönlichen Grenzen. Die Tochter muss den Eltern nicht erzählen, wo sie am Vorabend war, und die Partnerin darf zu dem Ergebnis kommen, dass eine Lüge hier schonender wäre. Der Einsatz von Technik für die Wahrheitsfindung kann dort sinnvoll sein, wo Wahrheitsfindung staatlicher Auftrag ist. In unseren privaten Raum sollte sie keinen Einzug halten.



Unzuverlässige Zeugen

Technologie kann aber nur da helfen, wo Menschen bewusst die Unwahrheit sagen. Die größere Herausforderung für die Wahrheitsfindung in Strafverfahren sind allerdings Zeugen, die unabsichtlich etwas Falsches sagen. Fehlerquellen für Aussagen ergeben sich auf drei Ebenen: bereits bei der Wahrnehmung des Ereignisses durch den Zeugen, bei der späteren Erinnerung an das Geschehene und bei der Wiedergabe im Prozess.

Es fängt schon damit an, dass wir nicht alles wahrnehmen, was zur Wahrheit gehört. In einer US-amerikanischen Studie sollten Probanden einen Jogger über eine Strecke von 400 Metern verfolgen und dabei zählen, wie häufig er seinen Kopf berührt. Nach 150 Metern wurde etwas abseits der Strecke eine Schlägerei simuliert, sie war für etwa fünfzehn Sekunden im Blickfeld der Probanden. Anschließend wurden die Teilnehmenden gefragt, ob ihnen etwas Ungewöhnliches aufgefallen sei. Das erstaunliche Ergebnis: Nur 35 Prozent hatten die Prügelei auf offener Straße wahrgenommen.162 Wer das nicht glauben kann, sollte Freunde oder Familie den »Gorilla«-Test machen lassen. Das Videoexperiment lässt sich leicht auf YouTube finden. Gezeigt werden Basketballspieler mit weißen und mit schwarzen Shirts. Der Zuschauer bekommt die Aufgabe, die Pässe des weißen Teams zu zählen. Während des Spiels läuft eine Person im Gorilla-Kostüm durch das Bild, bleibt kurz stehen, schaut in die Kamera und geht aus der Szene. Mehr als die Hälfte der Probanden hat zwar die Pässe richtig gezählt – aber keinen Gorilla gesehen.163

Wir Menschen haben eine bemerkenswerte Fähigkeit zur Fokussierung auf das, was wir für wesentlich halten. Überlegen Sie einmal, ob Sie Form und Farben der Häuser in Ihrer Straße nennen könnten. Auch wenn Sie jeden Tag daran vorbeigehen, Ihr Gehirn speichert vermeintlich unwichtige Informationen nicht. Unsere Wahrnehmung ist also höchst selektiv und damit fehleranfällig. Hier kommt ein zweiter Aspekt zum Tragen. Da wir nur Bruchstücke der Realität wahrnehmen, fügt sie unser Gehirn zu einem sinnvollen Ganzen zusammen. Die Lücken gleichen wir, wie bei dem blinden Fleck auf unserer Netzhaut, unterbewusst durch bestehende Informationen und Erfahrungen aus. So entsteht in unserem Kopf ein Bild von der Wahrheit, das nicht notwendig dem objektiven Geschehen entspricht. Gerichten bekannt ist der sogenannte Knallzeuge. Er ist erst durch den »Knall« auf den Unfall aufmerksam geworden, rekonstruiert aber durch das Bild, das sich ihm bietet, einen Unfallhergang. In Befragungen geht er selbst fest davon aus, den Unfall tatsächlich beobachtet zu haben.

Weitere Fehler geschehen bei der Erinnerung an Ereignisse. Strafverfahren finden nicht selten längere Zeit nach der Tat statt. Bei einem Verbrechen wie Mord, das nicht verjährt, können es viele Jahre sein, wenn der Täter erst spät überführt wird. Menschen vergessen. Bereits nach wenigen Tagen steht uns nur noch ein Bruchteil des Wahrgenommenen zur Verfügung, nach einigen Jahren sind es allein die besonders wichtigen Ereignisse, an die wir uns erinnern. Aber auch äußere Einflüsse können unsere Vorstellung von der Wahrheit beeinflussen. Erhält ein Zeuge später Informationen über das Geschehen, so passt er häufig unbewusst seine Erinnerung daran an. Das Erinnern ist nicht lediglich ein Abrufen von Informationen, sondern ein konstruktiver Prozess, in dem tatsächlich Erlebtes mit Gehörtem, Gelesenem oder Gesehenem verschmelzen kann.

Nicht zuletzt können Fehler bei der Wiedergabe von Informationen im Interaktionsprozess zwischen Zeugen und Vernehmendem auftreten. Dabei spielen nicht nur Missverständnisse eine Rolle. Bereits die Art der Befragung kann eine Aussage verändern. In der Regel wollen Menschen anderen gefallen, wir richten unsere Antworten nicht selten danach aus, was andere von uns erwarten. Dieses Phänomen der »sozialen Erwünschtheit« kann dazu führen, dass Zeugen – bewusst oder unterbewusst – ihre Einlassungen anpassen, wenn der Vernehmende suggestive Fragen stellt und klare Antwortpräferenzen erkennen lässt.

Die Ermittlung der Wahrheit steht also vor erheblichen Herausforderungen. Zeugen können lügen oder sich irren, und trotzdem sind sie oft das beste Beweismittel, das wir zur Verfügung haben. Und manchmal nicht einmal das. Denn einigen Zeugen gestehen wir zu, schweigen zu dürfen. Eltern, Kinder oder Ehepartner haben ein Zeugnisverweigerungsrecht im Strafverfahren, sie müssen nicht gegen ihre Angehörigen aussagen. Es sind nicht nur praktische Gründe, die eine Aufdeckung der Wahrheit erschweren. Auch das Recht zieht der Wahrheitsfindung Grenzen.



Keine Wahrheit um jeden Preis

Das Bundesverfassungsgericht betont immer wieder, dass auch das Strafrecht keine Erforschung der Wahrheit um jeden Preis gebietet. In einem Rechtsstaat akzeptieren wir Schranken für die Wahrheitsfindung. So hat etwa der Beschuldigte im Verfahren ein Schweigerecht – obwohl gerade seine Aussage für die Wahrheitsfindung von entscheidender Bedeutung wäre. Und eine durch Folter erzwungene Einlassung verwerten wir ebenso wenig wie abgehörte Gespräche, die dem Kernbereich privater Lebensführung zuzuordnen sind. Hier gelten Beweisverwertungsverbote, auch wenn uns die Beweismittel der Wahrheit näherbringen würden. Wir gewichten in diesen Fällen rechtsstaatliche Interessen höher als die Wahrheit.

Allerdings sind Beweisverwertungsverbote im deutschen Strafprozess zu Recht eine Ausnahme. Einen Täter freizusprechen, obwohl Beweise seine Schuld belegen, ist in einem Rechtsstaat ebenfalls ein Problem – auch wenn Ermittlungsbehörden einen Fehler gemacht haben. Das Gericht muss hier Wahrheiten ausblenden und sein Urteil damit auf falscher Grundlage treffen; es ist dann formal, aber nicht materiell gerecht. Im Fall des entführten und ermordeten Jakob von Metzler wurde der Beschuldigte durch die Androhung von Folter zu einem Geständnis gebracht. Er verriet den Fundort der Leiche des Jungen. Die sogenannte »Fruit of the poisonous tree«-Doktrin, die in einigen Staaten gilt, wäre hier streng: Nichts, was aus der rechtswidrig erlangten Aussage herrührt, darf im Strafprozess verwertet werden. Ist der Baum vergiftet, so sind es auch seine Äpfel. Unser deutsches Recht folgt dieser Lehre nicht. Für das Geständnis des Entführers galt wegen der Folterandrohung ein Verwertungsverbot. Alles andere stand dem Gericht jedoch zur Verfügung, also auch sämtliche Spuren an der Leiche. Der Mörder von Jakob von Metzler konnte verurteilt werden.

An anderer Stelle ist unser Recht kompromissloser, nämlich dann, wenn es um die Rechtskraft von Urteilen geht. Erst 2023 hat das Bundesverfassungsgericht festgelegt, dass ein Freigesprochener auch dann nicht ein weiteres Mal angeklagt werden darf, wenn es neue und dringende Beweismittel für ein schweres Verbrechen gibt.164 Hintergrund des Verfahrens war die Vergewaltigung und Ermordung der siebzehnjährigen Frederike von Möhlmann in den Achtzigerjahren. Das junge Mädchen war auf dem Heimweg vergewaltigt und getötet worden. Der mutmaßliche Täter Ismet H. wurde vor Gericht erst verurteilt, dann freigesprochen, die Beweise reichten nicht. Jahre später konnte DNA ausgewertet werden, die an der Unterwäsche des Mädchens sichergestellt worden war. Ein Treffer: Die DNA stammte von Ismet H. Doch eine Wiederaufnahme des Verfahrens gegen ihn ist nicht möglich, sein Freispruch ist rechtskräftig. Der Gesetzgeber versucht das zu ändern und führt eine neue Vorschrift ein, die eine Wiederaufnahme bei neuen Beweismitteln ermöglichen soll, wenn eine besonders schwere Straftat im Raum steht. Vor dem Bundesverfassungsgericht streiten ich und andere für und gegen die Vorschrift. Ich bin der Meinung, dass Wahrheitsfindung und Gerechtigkeit so elementare Werte sind, dass die Rechtssicherheit bei gravierenden Taten hinter ihnen zurücktreten muss. Wir Befürworter können uns in Karlsruhe nicht durchsetzen, sechs der acht Richter stimmen für die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes. Ich halte die Entscheidung nicht für richtig. Die Bestrafung schweren Unrechts auf der Grundlage einer zutreffenden Tatsachenermittlung ist ein Gebot der Rechtsstaatlichkeit. Für das Opfer und seine Angehörigen, aber auch für die Gesellschaft kann kein Rechtsfrieden eintreten, solange nicht ein Gericht die Wahrheit über die Tat festgestellt hat.

Das Strafverfahren dient der Wahrheitsfindung – allerdings nur mit Blick auf die angeklagte Tat. Das Gericht urteilt über einen ganz bestimmten Lebenssachverhalt, etwa einen Mord oder einen Raub, und erhebt Beweise nur, insoweit sie zu dessen Aufklärung erforderlich sind. Natürlich können Umstände aus der Vergangenheit des Täters oder aus der Beziehung der Tatbeteiligten von Bedeutung sein. Aber ein Strafverfahren ist kein historisches Forschungsvorhaben, es beleuchtet nur einen Ausschnitt der Wirklichkeit. Einer meiner Kollegen schrieb einmal, dass die Tat, die das Gericht aufklärt, eine »Momentaufnahme aus dem Leben des Täters [ist]; der Film als Ganzes bleibt unbelichtet«.165

Für die Öffentlichkeit ist diese Selbstbeschränkung nicht immer nachvollziehbar. Nach dem Verfahren gegen Beate Zschäpe und vier Unterstützer war die Enttäuschung bei vielen Beobachtern groß. Obwohl das Gericht auf über 3000 Seiten seine Urteilsgründe darlegte, war das nicht genug. Der Vorwurf: Das Urteil enthalte keine Worte zum Versagen der Ermittlungsbehörden und des Verfassungsschutzes bei der NSU-Terrorserie. Eine der Nebenklägerinnen richtete eine Erklärung an den Senat. Sie sei zum Prozess gekommen, um Antworten auf ihre Fragen zu erhalten. Die taz zitiert sie so: »Warum wurden die Rechtsterroristen nicht gestoppt? Welche Helfer hatten sie? Was wusste der Staat? Sie habe auf Antworten dazu gehofft«.166 Aber diese Hoffnungen seien enttäuscht worden: »Warum gibt es keine Ausführungen zu weiteren Helfern? Dazu, wie nah der Staat dem Trio war? Wie der Verfassungsschutz Akten zerstörte?«

Die Antwort des Rechts ist einfach: Weil diese Fragen nicht Gegenstand des Strafverfahrens gegen die fünf NSU-Terroristen waren. Das Strafverfahren hat einen klar gesteckten Rahmen, es geht um die Schuld des Täters. Die Richter in München hatten festzustellen, ob die angeklagten Personen die Taten begangen hatten – welche Rolle staatliche Organe spielten, welche Verantwortung die Behörden traf, das alles fiel nicht in ihren Zuständigkeitsbereich. Das NSU-Verfahren war daher von Beginn an mit falschen Erwartungen überfrachtet worden, es konnte die Hoffnung auf eine vollständige Aufklärung der Hintergründe der Taten nicht erfüllen.



Wahrheit schlägt Gerechtigkeit: Der Fall Gil Ofarim

Ein Lehrstück in Sachen Wahrheitsfindung war der Fall von Gil Ofarim, der 2023 vor dem Landgericht Leipzig verhandelt wurde. Zwei Jahre zuvor hatte der Musiker ein Video auf Instagram gepostet, in dem er dem Mitarbeiter eines Leipziger Hotels vorwarf, ihn antisemitisch beleidigt zu haben. Den Tränen nahe berichtet er, wie er beim Einchecken immer wieder benachteiligt worden sei, bis der Hotelmitarbeiter ihn schließlich aufgefordert habe, seinen Davidstern, den er an einer Kette um den Hals trug, »einzupacken«. Das emotionale Video geht viral, es wird binnen weniger Tage millionenfach geteilt und kommentiert. Von allen Seiten kommen Solidaritätsbekundungen – und Vorverurteilungen. »Leipzig ist kein Einzelfall«, schreibt der ehemalige Außenminister Heiko Maas. »Wir haben noch viel zu tun in Sachsen«, meint Sachsens Wirtschaftsminister Martin Dulig. Immer mehr Politiker melden sich zu Wort, beklagen den unerträglichen Antisemitismus und fordern Konsequenzen für den Mitarbeiter, den Ofarim als »Herrn W.« bezeichnet hat. Später werden den Politikern ihre vorschnellen Äußerungen zum Vorwurf gemacht. Doch in diesen Wochen entsteht eine Stimmung, die ein Schweigen schwer macht – wer sich nicht äußert, kann schnell in den Verdacht geraten, antisemitische Vorfälle nicht ernst genug zu nehmen. Das Hotel erlebt einen Hatestorm, täglich gehen Drohanrufe ein. Der Mitarbeiter wird beurlaubt, muss sogar für einige Tage untertauchen. Gil Ofarim stellt Strafanzeige gegen ihn. Und dann nimmt die Geschichte eine Wendung. Herr W. meldet sich ebenfalls bei der Staatsanwaltschaft und erstattet nun selbst Anzeige gegen den Musiker – wegen falscher Verdächtigung und Verleumdung. Die Ermittlungen beginnen. Am Ende wird das Verfahren gegen den Hotelmitarbeiter eingestellt, stattdessen steht Ofarim selbst vor Gericht.

Das Verfahren gegen den Musiker ist von Beginn an besonders. Verhandelt wird vor dem Landgericht Leipzig, vor drei Berufsrichtern und zwei Schöffen der Strafkammer. Das ist ungewöhnlich, eigentlich ist das Landgericht nur zuständig für schwere Straftaten, mit einer Straferwartung von mindestens vier Jahren. Für Taten wie die falsche Verdächtigung oder die Verleumdung war, zumal bei einem Ersttäter, kaum mehr als eine Geldstrafe zu erwarten gewesen. Doch unser Prozessrecht kennt die Möglichkeit, bei besonders bedeutsamen Verfahren gleich vor dem Landgericht zu verhandeln.

Und es wird verhandelt. Der Aufwand, den Staatsanwaltschaft und Gericht für die Ermittlung der Wahrheit betreiben, ist immens. Ein Dutzend Zeugen wird gehört, der Vorfall mit Schauspielern und der Kleidung von Ofarim in der Hotellobby nachgestellt. Ein digitalforensischer Sachverständiger wird mit der Begutachtung der Videoaufnahmen mehrerer Überwachungskameras im Hotelbereich beauftragt. Wahrheitsfindung hat ihren Preis – und ist auch eine Frage von Ressourcen. Hätte der Fall Ofarim nicht derartige Wellen geschlagen, das Verfahren wäre wohl schnell eingestellt worden: Für eine private Streitigkeit über Wahrheit und Lüge hätte man vermutlich keinen Digitalforensiker eingesetzt. Aber der Fall Ofarim war zu wichtig, Journalisten und Politiker hatten Stellung bezogen, das Verfahren ging weit über die beiden Beteiligten hinaus. Die Medien berichten täglich aus dem Gerichtssaal.

Der Prozess endet mit einer Überraschung. Am sechsten Verhandlungstag legt Gil Ofarim ein Geständnis ab. »Die Vorwürfe treffen zu. Ich möchte mich entschuldigen. Es tut mir leid. Ich habe das Video gelöscht.« Das Verfahren wird eingestellt, Ofarim muss eine Zahlung in Höhe von 10 000 Euro leisten. Der Vorsitzende Richter begründet die Entscheidung des Gerichts mit dem Wunsch nach Wahrheit. »Ein Urteil ist anfechtbar, eine Entschuldigung ist es nicht«, sagt er bei der Verkündung, die Gesellschaft habe nun die Wahrheit erfahren.

In einem wichtigen Punkt hat das Gericht recht. Für den beschuldigten Hotelmitarbeiter ist das Geständnis mehr wert als eine Verurteilung. Eine Lüge restlos ausräumen kann nur derjenige, der sie in die Welt gesetzt hat. Auch im Falle eines Schuldspruchs von Ofarim wären Restzweifel geblieben, vielleicht hat das Gericht etwas übersehen, möglicherweise ein Zeuge die Unwahrheit gesagt. Wer Ofarim glauben wollte, der hätte das weiterhin tun können. Dieser Weg ist nun versperrt. Die Wahrheit geht allerdings zulasten der Gerechtigkeit. Die Einstellung des Verfahrens gegen eine Geldauflage ist angesichts der erheblichen Folgen, die Ofarims Lüge für den Hotelmitarbeiter, das Hotel und den Kampf gegen Antisemitismus hatte, keine angemessene staatliche Reaktion. Das Geständnis ist zu teuer erkauft worden. Noch eines tritt hinzu: Die Einstellung schafft keine Wahrheit im Sinne des Rechts. Ofarim mag für die Öffentlichkeit schuldig sein. Nach dem Strafrecht ist er es jedoch nicht, eine Einstellung – auch gegen Geldauflage – ist keine Verurteilung.

Der Fall Ofarim lehrt einiges über die Wahrheit, nicht nur, dass sie einen hohen Preis haben kann. Er hat sichtbar gemacht, wie viel Zerstörungskraft in einer Lüge steckt, vor allem, wenn sie über die sozialen Medien verbreitet wird und auf eine Öffentlichkeit trifft, die nicht zweifelt und nicht zögert, die nicht innehält und abwartet, sondern sich in eiliger Empörung überbietet. Für die Wahrheit brauchen wir manchmal Zeit und Geduld. Davon haben wir in unserer schnellen und aufgeregten (Medien-)Welt aber immer weniger.

Der Fall hat allerdings auch gezeigt, dass wir heute bereits über weitreichende Möglichkeiten zur Ermittlung der Wahrheit verfügen – wenn wir ausreichend Zeit und Ressourcen investieren können. Neue Techniken wie die exakte digitale Analyse von Videomaterial erlauben es, die Wirklichkeit zunehmend sicher zu rekonstruieren. Der technische Fortschritt wirkt sich auf beiden Seiten aus, er vereinfacht die Lüge und hilft der Wahrheit. Durch moderne Technologie wurde ein Fall aufgeklärt, den es ohne sie nicht gegeben hätte.


Kapitel 9

Geld und Wahrheit

Welchen Preis hat die Wahrheit?

Unwahrheiten in der Politik und in den Medien, Falschinformationen über Kriege oder Pandemien betreffen uns als Gesellschaft ganz unmittelbar. Sie beeinträchtigen unsere gemeinsame Gesprächsgrundlage, unsere Wahrnehmung gesellschaftlicher Probleme und unsere Bewertung von Risiken und Verantwortlichkeiten. Lügen im privaten Raum verletzen zuallererst den Einzelnen. Jemand verliert aufgrund eines Betrugs sein Vermögen oder sein Vertrauen in andere Menschen. Aber auch diese Unwahrheiten haben eine gesamtgesellschaftliche Dimension. Welches Maß an Wahrheit wir voneinander einfordern, prägt unser Miteinander, beeinflusst Misstrauen und Zusammenhalt in einer Gemeinschaft. Wenn wir einander im Privaten nicht vertrauen können, dann tun wir es auch nicht als Gesellschaft. Die Erfahrungen, die wir im privaten Raum machen, beeinflussen unser Vertrauen in den öffentlichen Diskurs – und umgekehrt.

Lügen liegen in unserer Natur. Der Buchautor Jack Nasher, in den Medien als »Lügenexperte« bezeichnet, meint sogar, dass sie wichtig sind für die Persönlichkeitsentwicklung eines Menschen.167 Für Kinder ist Lügen ein kreativer Prozess. Die Lüge ist der Eintritt in die Welt der Fiktion. Unwahrheit und Fantasie liegen nah beieinander. Sie erleben, dass sie durch die Lüge eine Welt nach ihren eigenen Vorstellungen gestalten können. Aber zu sehr romantisieren sollte man die Lüge nicht. Schon ein zweijähriges Kind kann die Unwahrheit bewusst einsetzen, um sich Vorteile zu verschaffen oder um Konsequenzen zu entgehen (»Ich war das nicht!«). Ob sich jemand für die Lüge entscheidet, hängt von ähnlichen Faktoren ab, wie wir sie für die Erklärung von Straftaten kennen. Wie wahrheitsliebend wir sind, hat viel mit der eigenen Persönlichkeit und unserer Erziehung zu tun. Wer in einem Umfeld sozialisiert wurde, in dem Lüge und Betrug zum Alltag gehörten, der wird eine geringere Hemmschwelle entwickeln, die Unwahrheit zu sagen. Neben die persönliche Neigung tritt auch ein situatives Element. Gibt es eine günstige Gelegenheit, in der eine einfache Lüge großen Nutzen bewirkt? Oder wird auf die Person Druck ausgeübt, dem sie sich nur durch eine Lüge entziehen kann? Die Bereitschaft zum Lügen hängt stark davon ab, wie groß das Entdeckungsrisiko ist. Menschen lügen, wenn sie glauben, nicht entdeckt zu werden. Aus der kriminologischen Forschung wissen wir, dass nicht die Höhe der Strafe Menschen von einer Tat abhält, sondern die Wahrscheinlichkeit, erwischt zu werden. Wenn Aussagen kaum kontrolliert werden, entscheiden sich Menschen also eher für eine Lüge.

Unser Alltag und unser Zusammenleben haben sich in den letzten Jahren rapide verändert – und sie begünstigen die Lüge. Das gilt vor allem für unser Kommunikationsverhalten. Wir kommunizieren schneller, breiter und unverbindlicher, über unsere Smartphones und E-Mails können wir mit einer Vielzahl von Menschen an unterschiedlichsten Orten Kontakt halten. Die Erweiterung unserer Kommunikationsräume birgt Chancen, aber auch Risiken – gerade für Betrüger. Damit einher geht ein Abbau sozialer Absicherungen durch Familienverbände, Kirchen oder Dorfgemeinschaften. Die Entfremdung voneinander, die Anonymität der Kommunikation im Internet und die Vereinsamung gerade älterer Menschen macht es Täuschungen heute leichter. Ich möchte zwei Bereiche herausgreifen, in denen sich diese Phänomene in besonders deutlicher Weise zeigen: Bei Lügen für Geld und für Sex.


Fangen wir mit dem Geld an. Viele Lügen haben ein einfaches Ziel: finanzielle Bereicherung. Die meisten Menschen streben nach monetärer Sicherheit und einem »guten Leben«, nach einem Haus, Reisen, einem Auto. Doch einige möchten dafür nicht arbeiten, oder sie träumen von einem Luxus, der mit einer normalen Tätigkeit nicht erreichbar ist. Diese Menschen setzen darauf, andere um ihr Geld zu bringen – und werden dabei nicht selten überaus kreativ.

In den 1920er-Jahren beging der Österreicher Victor Lustig eine der wohl spektakulärsten Betrugstaten aller Zeiten: Er verkaufte den Eiffelturm. Lustig lebte zu jener Zeit in Paris und verfolgte die damaligen Diskussionen um einen möglichen Abriss des Eiffelturms. Das brachte ihn auf eine Idee. Er verschickte Einladungen an verschiedene Pariser Schrotthändler zu einem vertraulichen Treffen in einem Nobelhotel. Dort gab er sich als Beamter der französischen Regierung aus und erzählte den anwesenden Unternehmern, dass der Eiffelturm abgerissen und seine Bestandteile als Schrott verkauft werden sollten. Lustig inszenierte einen großen Auftritt. Mit einer Limousine ließ er die Händler zum Eiffelturm bringen, gab dort mit einem gefälschten Ausweis eine Führung und bat um die Übermittlung von Angeboten. Mit einem der Männer kam Lustig ins Geschäft. André Poisson zahlte ihm nicht nur ein Bestechungsgeld für die Vermittlung des angeblichen Vertrages, er übergab Lustig auch eine Million Francs als Anzahlung. Lustig nahm das Geld und setzte sich nach Wien und später in die USA ab. Für den erlogenen Verkauf des Eiffelturms konnte Victor Lustig nie bestraft werden. Seine Karriere als Betrüger setzte er allerdings fort. Wegen Geldfälschung kam er Jahre später dann doch vor Gericht und landete in Alcatraz, wo er an einer Lungenentzündung starb.

Hochstapler und Betrüger gab es seither viele. Und sie faszinieren die Öffentlichkeit. Frank Abagnale gab sich als Pilot aus, um Scheckbetrug zu begehen. Sein Leben war Vorbild für den Hollywood-Film Catch me if you can. Die Netflix-Serie Inventing Anna erzählt die Geschichte von Anna Sorokin, die sich in den USA als reiche Erbin ausgab und vier Jahre lang in New York ein Leben in der High Society führte – ohne einen Cent dafür zu zahlen. Sie betrog Banken, Hotels, Geschäftsleute und selbst Freundinnen um insgesamt 275 000 US-Dollar. Häufig sind die Lügen so groß, dass ihnen gerade deshalb Glauben geschenkt wird. Wir trauen anderen Menschen nicht zu, sich zu Unrecht als Pilot oder Erbin auszugeben. Und den Eiffelturm zu verkaufen, so eine Geschichte denkt man sich doch nicht aus – würde man meinen.

Der Betrug ist ein »Selbstschädigungsdelikt«: Während der Dieb oder der Räuber dem Opfer eine Sache wegnimmt, bringt der Betrüger es dazu, die Sache selbst herzugeben. Das macht niemand einfach so, deshalb braucht ein erfolgreicher Betrüger eine gute Geschichte – oder die richtigen Mittel.



Betrug in der digitalen Gesellschaft

Wie verbreitet das Lügen für finanzielle Vorteile in unserer Gesellschaft ist, zeigt ein Blick auf die Zahlen. Im Jahr 2023 wurden über 750 000 Betrugsfälle angezeigt, das sind fast dreizehn Prozent aller angezeigten Straftaten in Deutschland. Der technische Fortschritt spielt Betrügern in die Hände. Das Internet ermöglicht es, eine Vielzahl potenzieller Opfer unkompliziert zu erreichen. Täter können sich hinter einem anonymen Account verstecken; ohne persönlichen Kontakt ist die Täuschung leichter und das Ergreifen des Betrügers schwerer. Die Polizeiliche Kriminalstatistik hat für dasselbe Jahr knapp 110 000 Fälle von Computerbetrug registriert, also Täuschungen, die meist über das Internet begangen wurden.168 Besonders verbreitet ist der Warenkreditbetrug, auch bekannt als »Ebay-Betrug«. In seiner einfachsten Form besteht er darin, dass der Betrüger Waren verkauft, die er nicht besitzt und auch nicht verschickt. Er erhält das Geld trotzdem, behauptet, die Sache versendet zu haben, oder reagiert nicht mehr auf Nachrichten. Da diese Fälle recht einfach nachzuweisen sind, haben Betrüger in den vergangenen Jahren perfidere Methoden entwickelt, um andere um ihr Geld zu bringen.

Dazu gehört zum Beispiel der Dreiecksbetrug: Betrüger B sucht sich bei Ebay einen Laptop von Verkäufer V aus. Er kopiert Fotos und Details und erstellt ein identisches Inserat. Nun wartet er, bis sich ein Kaufinteressent, wir nennen ihn K, bei ihm meldet. Sie werden sich einig, und B gibt K die Bankdaten des V, K überweist den Betrag. Zeitgleich kauft B den Laptop von V. Dieser sieht den Zahlungseingang – durch K – und versendet den Laptop; allerdings an die Adresse, die B ihm gibt und die in der Regel nicht seine eigene sein wird. Da die Schadenssummen oft nicht besonders hoch sind, vermuten Experten eine geringe Anzeigebereitschaft.169 Das gilt nicht für einen teuren Laptop, aber bei einem Lego-Set für zwanzig Euro werden womöglich viele nicht die Polizei rufen. Das Dunkelfeld, also die tatsächlichen Betrugszahlen, dürften also noch deutlich höher liegen.

Ein weiteres Betrugsphänomen, das erst durch die Digitalisierung möglich wurde, ist das Phishing. Dabei versuchen die Täter, an sensible Informationen wie Benutzernamen, Passwörter, Kreditkartennummern oder Passwörter für das Online-Banking zu gelangen. Zu diesem Zweck werden den Opfern häufig E-Mails geschickt, die angeblich von vertrauenswürdigen Quellen wie Banken oder Online-Diensten stammen. Sie leiten den Adressaten weiter zu gefälschten Websites, die den echten täuschend ähnlich sehen, und fordern zur Dateneingabe auf. Phishing wird weltweit zu einem immer größeren Problem, auch weil die Täter ihr Vorgehen zunehmend verbessern. Seit Ende 2022 verzeichnen IT-Dienstleister einen erheblichen Anstieg an Phishing-Mails, die mittlerweile mit KI formuliert werden, personalisiert und sprachlich korrekt sind.170 Auf dem Markt sind sogar »Phishing Kits« zu kaufen, die es Tätern auch ohne eigene IT-Kenntnisse ermöglichen, Phishing-Kampagnen durchzuführen.

Unsere Daten zeigen, dass im Bereich der Cyberkriminalität ein außergewöhnlich hoher Anteil der Straftaten vom Ausland aus begangen wird.171 Die Opfer sitzen in Deutschland, die Täter weit entfernt, in anderen Staaten oder Kontinenten. Die Zahl der Taten steigt Jahr für Jahr, mittlerweile übersteigen die Auslandsdelikte sogar die Inlandstaten. Die Aufklärungsquoten sind hier extrem gering, sie liegen im niedrigen einstelligen Bereich. Viele Verfolgungsbehörden haben nicht die Kapazitäten, Fälle mit Auslandsbezug mit Nachdruck zu ermitteln. Doch selbst wenn Zeit und Ressourcen investiert werden, ist es nur selten möglich, die Drahtzieher im Ausland zu identifizieren. Die Ermittlungen scheitern an der fehlenden Kooperationsbereitschaft ausländischer Staaten oder der Telekommunikationsanbieter. Selbst wenn die Identifikation der Drahtzieher gelingt, werden sie nur selten verhaftet, noch immer gibt es Staaten, die als »sicherer Hafen« den Verantwortlichen Schutz bieten und sie nicht ausliefern. Das Strafrecht kann hier also kaum Schutz bieten, auch wenn der Computerbetrug seit 1988 ein eigener Straftatbestand ist. Hier hinkt nicht das Recht hinterher, sondern seine Durchsetzung.

Was ist zu tun? In Zukunft wird uns die KI immer besser dabei helfen, uns vor Betrug zu schützen. Die großen Softwareentwickler arbeiten bereits an KI-gestützten Tools, mit denen betrügerische Inhalte auf Websites oder in E-Mails identifiziert werden können. Aber es bleibt ein Wettlauf, denn die Betrüger stellen sich auf neue IT-Sicherheitsmaßnahmen ein und nutzen die digitalen Möglichkeiten, um ihre Methoden weiter zu verbessern. Uns bleibt also vor allem eines: unser Zweifel. In einer Welt, die es Betrügern leicht macht und in der gesetzliche Verbote nicht effektiv durchsetzbar sind, müssen wir mit unseren Daten vorsichtiger umgehen denn je.



Betrug in der einsamen Gesellschaft

Da viele von uns aufmerksamer geworden sind und wohl niemals auf eine Mail mit dem Titel »Bengalischer Prinz möchte Ihnen zehn Millionen Euro schenken« klicken würden, nehmen Betrüger zunehmend Menschen ins Visier, denen der Selbstschutz schwerer fällt; Menschen, die kein festes soziales Umfeld haben, die einsam sind und sich nach Zuwendung sehnen. Ein verbreiteter und besonders rücksichtsloser Fall ist die »Enkeltrick-Masche«, von der ich kurz erzählen werde.



Der Enkeltrick

Die 85-jährige Hilde erhält einen Anruf. »Rate, wer dran ist?« Hilde ist unsicher, vielleicht ist es ihr Enkel. »Stefan, bist du es?«, fragt sie. »Genau! Ich rufe an, weil ich dringend deine Hilfe brauche …« Der Anrufer, der nicht Stefan, sondern ein professioneller Betrüger ist, bittet Hilde nun um 15 000 Euro, die er noch am selben Tag als Kaution für eine Mietwohnung benötigt. Hilde will helfen, hebt all ihre Ersparnisse ab und gibt sie einem Komplizen, der sich als Freund des Enkels vorstellt. Das Geld wird Hilde nie wiedersehen. Mit dem sogenannten Enkeltrick erbeuten kriminelle Banden im Jahr um die zwei Millionen Euro. Marcin K. war der Kopf einer solchen Bande.

Ältere Menschen um ihr Erspartes zu bringen ist moralisch höchst verwerflich. Noch verwerflicher ist es, dafür ihre Einsamkeit und ihre Liebe zu den Enkeln auszunutzen. Genau das tun jedoch osteuropäische und türkische Banden mit dem Enkeltrick. Im Januar 2018, nach 63 Sitzungstagen, wird einer ihrer Köpfe vom Hamburger Landgericht verurteilt. Marcin K., Spitzname »Lolli«, war zwei Jahre auf der Flucht, festgenommen wird er im Sommer 2016 in Budapest, wo er in einem Luxushotel wohnte. Ihm wird vorgeworfen, etliche Rentner um ihr Vermögen gebracht und über 1,3 Millionen Euro erbeutet zu haben.

Marcin K. kam als Kind mit seiner Familie nach Deutschland, er gehört zur Gruppe der Roma. Sein genaues Alter ist den Behörden nicht bekannt; an seinem angegebenen Geburtsjahr 1987 bestehen erhebliche Zweifel, er sieht deutlich älter aus. Zwei Jahre besuchte Marcin K. die Grundschule, danach zog die Familie um – eine Schule sah er nie wieder von innen. Den Lebensunterhalt bestritt sein Vater mit Betrugstaten: Arkadiusz Lakatosz gilt als der Erfinder des Enkeltricks und gab das »Geschäft« später in die Hände seines Sohnes. Marcin K. galt als besonders geschickt, einer der besten in der »Branche«. Wie gingen Marcin K. und seine Helfer vor?

Mögliche Opfer fanden sie in öffentlichen Telefonbüchern. Gesucht wurde nach altmodisch klingenden Vornamen, die auf ältere Personen schließen ließen. Außerdem konzentrierte sich Marcin K. auf »bessere« Wohnviertel, in denen er wohlhabende Bewohner vermutete. Hatte er ein passendes Opfer gefunden, rief er mit unterdrückter Nummer an und fragte: »Rate, wer hier ist?« Viele der Opfer nannten nun den Namen eines Angehörigen oder eines alten Freundes – so auch die 87-jährige Ingeborg W.172 Sie fragt, ob ihr Enkel Sebastian am Apparat sei, Marcin K. bejaht. Auf ihren Einwand, dass seine Stimme so anders klingt, behauptet Marcin K., dass er erkältet ist. Nun erzählt er seiner angeblichen Großmutter, dass er bis zum Nachmittag 17 000 Euro für die Anzahlung eines Autos benötigt. Das Geld werde sie selbstverständlich schon am nächsten Tag zurückerhalten. Ingeborg W. glaubt dem Anrufer und verspricht ihm, 13 000 Euro zu besorgen – ihr gesamtes Erspartes. Das Geld sollte ihr ermöglichen, eine Haushaltshilfe zu bezahlen, um möglichst lange zu Hause wohnen zu bleiben und nicht in ein Pflegeheim umziehen zu müssen. Marcin K. instruiert nun seinen Gehilfen. Der fährt zur Wohnung von Ingeborg W., zeitgleich klingelt bei ihr das Telefon. Der angebliche Enkel sagt ihr, nicht selbst kommen zu können, ein Arbeitskollege werde das Geld abholen. Ingeborg W. öffnet die Tür und übergibt die 13 000 Euro in einem Briefumschlag. Später kommen ihr Zweifel, sie ruft die Mutter ihres Enkels an und erfährt die Wahrheit. Doch es ist zu spät, die Betrüger und das Geld sind weg. Für Ingeborg W. hat die Tat nicht nur finanzielle Folgen, sie ist seither ängstlich und misstrauisch, wagt nicht mehr, die Tür zu öffnen oder ans Telefon zu gehen. Ihr Bankkonto lässt sie sperren, ihren Namen aus dem Telefonbuch entfernen.

Die Taten von Marcin K. und seinen Unterstützern liefen immer nach demselben Muster ab. Marcin K. stellte als »Keiler« den Kontakt zu den Opfern her und gewann am Telefon ihr Vertrauen. Seine Telefonate führte er überwiegend aus Warschau, vor Ort wurden andere tätig. Marcin K. unterhielt ein ganzes Netzwerk an Helfern, die als »Abholer« und »Logistiker« arbeiteten. Der Keiler steuert den Abholer am Wohnort des Opfers, gibt ihm die Adresse und die notwendigen Informationen für die Entgegennahme des Geldes. Der Logistiker rekrutiert Abholer vor Ort, vernetzt sie mit dem Keiler und kontrolliert, dass sie das Geld zuverlässig abliefern. Das Netzwerk in Hamburg bestand aus der Großmutter von Marcin K., deren Sohn und deren Neffen, die als Logistiker tätig wurden, sowie mindestens drei Abholern, der Schwester des Neffen, der Lebenspartnerin eines Onkels und einem Freund aus Kindertagen – ein richtiger Familienbetrieb.

Das Landgericht Hamburg konnte Marcin K. vierzig solcher Taten nachweisen. Dass es in Wahrheit deutlich mehr Taten waren, liegt nicht fern. Nicht jedes Opfer geht zur Polizei, Scham und Schuldgefühle halten Betroffene häufig von einer Anzeige ab. Das Gericht verurteilte Marcin K. wegen banden- und gewerbsmäßigen Betrugs zu einer Freiheitsstrafe von zwölf Jahren und sechs Monaten. Die rechtliche Bewertung des Enkeltricks ist dabei eindeutig. Wegen Betruges macht sich strafbar, wer durch Täuschung einen Irrtum bei seinem Opfer hervorruft, der den Betroffenen dazu veranlasst, das eigene Vermögen zu schädigen. So war es bei Marcin K. Mit seiner Lüge, der Enkel zu sein, dringend Geld zu benötigen und den Betrag umgehend zurückzuzahlen, hat er Ingeborg W. und andere überzeugen können, ihm und seinen Helfern ihr Erspartes zu übergeben.

Die Strafe für Marcin K. war allerdings erstaunlich hoch, selbst wenn dem Täter mehrere Fälle zur Last gelegt werden, sind langjährige Freiheitsstrafen für Vermögensdelikte ungewöhnlich. Das Gericht hat dabei berücksichtigt, dass es etwas grundlegend anderes ist, ob jemand aus wirtschaftlicher Not heraus lügt oder ein ganzes Geschäftsmodell auf Täuschungen aufbaut. Marcin K. hatte ein grenzüberschreitendes und professionell arbeitendes Netzwerk gesteuert, seine Taten waren keine »Ausrutscher«, sondern finanzierten über viele Jahre den ausschweifenden Lebensstil der ganzen Familie. Fotos auf Facebook zeigen Marcin K. in Nobelrestaurants, mit seinem Ferrari und sogar einen mit Dollarscheinen geschmückten Weihnachtsbaum. Erbeutet wurden große Summen, auch das fällt ins Gewicht. Einem Opfer nahm die Bande ganze 100 000 Euro ab. Zulasten von Marcin K. wertete das Gericht auch, dass er gezielt ältere Menschen als Opfer auswählte. Einsame und hilflose Menschen zu betrügen ist nicht nur besonders skrupellos; die Opfer werden auch keine Möglichkeit mehr haben, die im Laufe des Lebens erarbeiteten Beträge erneut anzusparen. Alles, was sie über viele Jahre für ihre Altersversorgung oder ihre Angehörigen zurückgelegt haben, ist weg.

Auf den ersten Blick spricht in dieser Geschichte nichts für Marcin K. Aber fast immer gibt es in Strafsachen Umstände, die eine Tat verständlicher erscheinen lassen, als man es zunächst vermutet. Marcin K. ist aufgewachsen in einer Familie, in der Lügen zum Alltag gehörten. Sein Vater hatte die Familie schon mit dem Enkeltrick ernährt, als Marcin K. noch ein Kind war. Mit zwölf Jahren setzten ihn seine Eltern als »Abholer« ein, der Staat griff nicht ein, da Marcin K. als Kind nicht strafmündig war. Wer in einem solchen Umfeld groß wird, dessen moralischer Kompass wird schwer beschädigt. Von unseren Eltern lernen wir richtiges und falsches Verhalten, dass man nicht lügt und anderen keinen Schaden zufügt. In Marcins Familie galt das nicht, mit Lügen und Betrug wurde Geld verdient. Ohne Zweifel wusste Marcin K., dass er Unrecht begeht. Aber man verlangt von einem Menschen nicht wenig, wenn er sich gegen die Werte der eigenen Familie stellen soll; gerade wenn die Familienbande so eng sind wie dort und es kaum äußere Einflüsse gibt. Dass sich die Eltern nicht um Marcins Schulbildung sorgten, ist ein weiterer Faktor. Wer nicht lesen und schreiben kann, wird es schwer haben, seinen Lebensunterhalt zu verdienen. Der Enkeltrick schien als Ausweg, als Aussicht auf ein Leben in Wohlstand.

Trotz der Strafverfahren gegen Marcin K. und seine Familie, trotz der Aufklärungsarbeit der Polizei und der Berichte der Medien – der Enkeltrick funktioniert nach wie vor. Die Betrüger nutzen heute andere, noch einfachere Wege. Vielleicht hat der eine oder andere schon einmal eine WhatsApp-Nachricht oder SMS mit dem Inhalt »Hallo Mama/Papa/Oma/Opa, ich habe ein neues Handy, bitte speichere diese Nummer hier!« erhalten? Später werden von dem vermeintlichen Sohn oder der Enkelin Kontodaten versendet, auf die dringend Geld überwiesen werden soll. Die Polizei warnt vor solchen Nachrichten, aber die Fälle häufen sich. 2024 konnte bei Würzburg ein Mann festgenommen werden, der ein solches Betrugsnetzwerk aufgebaut hatte. 76 Taten gingen auf das Konnte des 21-Jährigen, mit mindestens 370 000 Euro Schaden.



Wie einsame Menschen zu Opfern werden

Emotionale Bedürfnisse anderer Menschen auszunutzen ist nicht neu: Früher spielten Heiratsschwindler die große Liebe vor, um an das Geld ihrer Opfer zu kommen. Doch heute ist diese Form des Betrugs ungleich verbreiteter und gefährlicher; die Vereinzelung des Menschen in unserer Gesellschaft und die neuen Möglichkeiten der Digitalisierung spielen den Tätern in die Karten.

Immer mehr Menschen in Deutschland sind einsam, laut einer repräsentativen Studie aus dem Jahr 2023 gibt mittlerweile jeder Vierte an, sich »sehr einsam« zu fühlen.173 Gerade ältere Menschen sind oft nicht mehr in einen Familienverband integriert: In unserem Land lebt mittlerweile jeder dritte Mensch über 65 allein, Tendenz steigend. Der Enkeltrick ist an sich keine besonders plausible Story: Ein Enkel, den man sonst kaum zu Gesicht bekommt, bittet um einen hohen Geldbetrag, der unbedingt sofort benötigt und nicht einmal selbst abgeholt wird. Ein Anruf bei den wirklichen Verwandten würde genügen, um alles auffliegen zu lassen. Die schwache Geschichte wird aber ausgeglichen durch das rhetorische Geschick der Täter und – vor allem – die Auswahl der Opfer. Marcin K. etwa wählte bewusst ältere Menschen aus. Einige der Opfer hatten altersbedingt Erinnerungslücken, sie waren leichter zu täuschen und einzuschüchtern. Die Lüge über den bedürftigen Enkel fiel aber vor allem deshalb auf so fruchtbaren Boden, weil die Betroffenen sie glauben wollten. Die Psychologin Susann Lorenz erklärt die Leichtgläubigkeit der Opfer damit, dass sie »in ihrer Isolation und Einsamkeit und mit ihrer Sehnsucht nach Familie alle Alarmsignale aus[schalten].«174 Sie wünschen sich mehr Kontakt zu ihrer Familie, freuen sich über den Anruf und darüber, gebraucht zu werden; sie sind froh, einem Angehörigen helfen zu können. Gleichzeitig haben einsame Menschen niemanden, dem sie von dem Anruf des vermeintlichen Enkels erzählen könnten – und der die Masche durchschaut.

Auch die Einsamkeit von Singles machen sich die Betrüger zunutze. Jeder Dritte in Deutschland ist ohne Partner, und viele sind es nicht freiwillig. Das Kennenlernen findet zunehmend online statt – und bietet Betrügern neue Gelegenheiten. Was früher der Heiratsschwindler war, sind heute die »Romance-Scammer«. Dabei handelt es sich nicht mehr um einen einzelnen Betrüger, sondern um professionelle Banden. In Ländern wie Nigeria und Ghana legen sie in großem Stil falsche Profile auf Dating-Seiten im Internet an. Die Täter geben sich als Single-Männer aus England oder den USA aus, führen intensiven Mail-Verkehr mit den Opfern und versprechen einen Besuch. Doch dann gibt es Probleme bei der Ausreise – und die angeblichen Traummänner brauchen dringend Geld. Auch hier nutzen die Täter aus, dass sich die Opfer verlieben und die immer absurderen Lügen glauben wollen. Der Liebesbetrug im Internet nimmt zu, Strafverfahren gibt es bislang allerdings kaum. Wie wir bereits wissen, ist die Ermittlung der Täter im Ausland schwer, Rechtshilfe wird von den betroffenen Staaten selten geleistet.



Gründe und Folgen des Betrugs

Menschen betrügen aus unterschiedlichen Gründen. Häufig ist die Verlockung groß, durch Lügen an etwas Geld zu kommen. Manche Täter machen daraus ein ganzes Geschäftsmodell, sie finanzieren sich damit einen Lebensstil, den sie sich mit ehrlicher Arbeit nicht hätten leisten können.

Einige Betrüger verhalten sich dabei weitgehend skrupellos. Sie sehen in dem Betrug anderer eine einfache Gelegenheit, um an Geld zu kommen. Dabei wissen sie natürlich, dass sie Unrecht begehen: Sie würden es kaum hinnehmen, dass ein anderer sie betrügt, sie stellen also das Gesetz nicht infrage. Den Widerspruch zwischen ihrem Anspruch, nicht selbst betrogen zu werden, und ihrem eigenen betrügerischen Handeln halten sie aus. Häufig haben diese Täter wenig Empathie für andere und stark egoistische Züge, sie bewerten ihre Interessen deutlich höher als die anderer Menschen und können sich daher rücksichtlos über die Belange ihrer Opfer hinwegsetzen. Bei vielen Straftätern sieht es jedoch anders aus; sie sehen sehr wohl, dass sie mit zweierlei Maß messen. Der Sozialpsychologe Leon Festinger beschreibt diesen Zustand als »kognitive Dissonanz«, der Mensch erlebt also eine Spannung zwischen seiner Überzeugung (»Betrügen ist falsch«) und einer nützlichen Handlung (»ich habe Vorteile, wenn ich betrüge«). Diese Spannung möchte der Täter auflösen, um nicht in einem Widerspruch zu leben. Das gelingt durch sogenannte »Neutralisierungstechniken«, also Strategien, um das eigene Verhalten zu rechtfertigen. Die US-amerikanischen Kriminologen Gresham M. Sykes und David Matza haben schon in den 1950er-Jahren verschiedene solcher Techniken bei Straftätern beobachtet. Vor sich selbst rechtfertigen viele Täter ihr Handeln häufig mit ungerechten wirtschaftlichen Verhältnissen und eigener sozialer Benachteiligung. »Liebesbetrüger« aus afrikanischen Ländern sagen, betrogene Frauen in Deutschland seien selbst dann besser versorgt als die Menschen in ihren Vierteln, wenn sie all ihr Erspartes verloren hätten; schließlich gebe es staatliche Hilfe. Das ist nicht ganz von der Hand zu weisen, vernachlässigt aber den emotionalen Schaden, den sie ihren Opfern zufügen. Die Betroffenen verlieren nicht nur Geld, sondern auch eine Bezugsperson, die für sie real und wichtig war. Hinzu treten Schamgefühle, der Verlust des Vertrauens in das eigene Urteilsvermögen und damit verbunden Misstrauen und ein Rückzug vom sozialen Umfeld.

Eine andere Strategie besteht darin, den Schaden zu leugnen. Der Täter erkennt dann zwar an, dass man nicht täuschen darf, er relativiert aber die Folgen seiner Tat. Diese Argumentation findet sich häufig, wenn nicht ein anderer Mensch, sondern zum Beispiel ein großes Unternehmen das Opfer ist: Die paar Euro tun einem so großen Betrieb doch nicht weh. Das Mitnehmen von Waren in einer großen Kaufhauskette lässt sich leichter schönreden als der Diebstahl im Tante-Emma-Laden, und auch bei der Steuerhinterziehung haben wenige Täter ein wirklich schlechtes Gewissen. Die Opfer haben kein Gesicht und keine Gefühle, und die Folgen der Taten bleiben abstrakt: Die Schäden der einzelnen Straftaten spüren die betroffenen Institutionen kaum, deren Summe allerdings schon. Im Jahr 2022 verursachte Wirtschaftskriminalität in Deutschland Schäden in Höhe von rund 2,1 Milliarden Euro.



Lügen in der Berufswelt

Fast sechzig Prozent der Deutschen lügen in ihrem Lebenslauf. Sprachkenntnisse, Praktika, ehrenamtliche Tätigkeiten – alles lässt sich leicht erfinden und wird meist nicht nachgeprüft. Die Hälfte der Befragten gab sogar zu, schon einmal einen falschen Bildungsabschluss angegeben zu haben.175 Zugleich steigt der Druck, mit immer mehr Besonderheiten im Lebenslauf aufzuwarten. Ich erinnere mich noch an eine Diskussion bei der Auswahl von Bewerbern für ein Stipendium. Wir hatten einen Kandidaten mit einem 1,0-Abitur und großartigen Noten im Studium, der nebenher noch konzertreif Geige spielte. Meinen Kollegen in der Jury reichte das nicht. Kein gesellschaftspolitisches Engagement, keine Mitgliedschaft im Schülerparlament oder freiwillige Arbeit in einem Flüchtlingsheim. Dass der Bewerber herausragend war in dem, was er beruflich einmal machen würde, genügte nicht. Hätte er »kostenfreie Nachhilfe« oder »Mitarbeit bei einer Klimainitiative« in seinen Lebenslauf geschrieben, das Stipendium wäre ihm sicher gewesen. So großartig und ehrenwert der Einsatz für Gemeinwohlbelange ist – schon von jungen Menschen wird extrem viel erwartet. Vielleicht sollten wir unsere Ansprüche etwas herunterschrauben und auch Zeit mit Freunden oder für Reisen nicht für wertlos halten.



Falsche Ärzte und Prädikatsjuristen

An einem Donnerstagnachmittag bekam ich eine SMS von meiner alten Studienfreundin Marlene, mit der ich über die Jahre losen Kontakt gehalten hatte. »Ich habe einen ganz heftigen Verdacht. Du wirst denken, dass ich spinne. Es geht um Anita …« Dass es um Anita gehen sollte, überraschte mich nicht. Anita war seit gut einem Jahr Marlenes Kollegin in der schicken Frankfurter Kanzlei – und ihr fast ebenso lange ein Dorn im Auge. Marlene ist eine gute Juristin, schnell und fleißig. Anita war ihr zur Seite gestellt worden, die beiden sollten im Team ein großes Mandat bearbeiten. Die Chefs der Kanzlei hielten viel von Anita, sie hatte ihre Staatsexamina mit Bestnoten bestanden, war an verschiedenen Universitäten im Ausland gewesen und hatte als Studentin ehrenamtlich Geflüchtete beraten. Als Marlene anfing, sich über Anitas schlechte Arbeitsergebnisse, ihre vielen sprachlichen und juristischen Fehler zu beschweren, vermutete ich eine gewisse Eifersucht. Ich beruhigte meine Freundin, so gut ich konnte, ihre Kollegin brauchte sicher ein wenig Einarbeitungszeit, und außerdem war Marlene schon immer etwas zu perfektionistisch gewesen.

Trotzdem interessierte mich ihr Verdacht natürlich – zumal ich Strafrechtlerin bin und der Verdacht bei uns immer der Anfang von allem ist. Ich korrigierte noch eine Examensklausur zu Ende und griff dann zum Handy. Marlene ging sofort ans Telefon. Das passierte selten, denn in der Kanzlei war immer etwas los und ihre Zeit im wahrsten Sinne des Wortes kostbar – der Stundenlohn einer so guten Anwältin ist beeindruckend. Aber an dem Tag hatte sie Zeit und schloss ihre Bürotür. »Ich hatte dir doch erzählt, dass Anita das Schreiben an den Mandanten in London verfassen sollte, oder?« Ich behauptete, mich zu erinnern, und sie fuhr fort: »Es sind überall Fehler drin. Das ist richtig stümperhaft. Man sieht sofort, dass sie noch nie richtig auf Englisch geschrieben hat.« Mich überkam ein wenig Enttäuschung. Dass Anita auch noch schlechtes Englisch schrieb, war keine besonders brisante Neuigkeit. Ich ließ also ein »Aha« hören und wandte mich lautlos der nächsten Examensklausur zu. »Verstehst du nicht?«, fuhr Marlene unbeirrt fort, »sie hat angeblich ein Jahr in Berkeley studiert, das hat sie mir immer wieder erzählt. Das passt doch nicht zusammen. Und da habe ich Nachforschungen angestellt.«

Ich legte die Klausur beiseite. Marlene hatte das Studienbüro der Universität angerufen, sich als Anita Berger ausgegeben und darum gebeten, ihr eine Bescheinigung über ihren Studienaufenthalt zuzusenden. Die Frau auf der anderen Seite des Atlantik hatte minutenlang im Computer gesucht, aber keine Anita Berger aus Deutschland finden können. »Vielleicht hat sie geheiratet und ihren Namen geändert? Oder die Frau im Studienbüro hat nicht besonders gründlich gesucht«, mutmaßte ich. Marlene war mit meiner Reaktion offensichtlich unzufrieden, also schlug ich ihr vor, sich Anitas Personalakte anzusehen: »Dann könntest du die genauen Daten raussuchen und auch einen Blick auf ihre Zeugnisse werfen.«

Als ich zwei Tage später aus der Vorlesung kam, hatte ich fünf entgangene Anrufe von Marlene auf dem Telefon. Ich holte mir in der Mensa eine Cola Zero und rief sie zurück. »Du wirst es nicht glauben«, rief sie mir zu. In ihrer Stimme waren Wut, Aufregung, aber auch ein wenig Euphorie zu hören. Marlene hatte die vergangenen 24 Stunden mit Recherchen verbracht. Sie war Anitas Lebenslauf durchgegangen und hatte zu jeder Station Nachforschungen betrieben. Das ehrenamtliche Engagement bei der studentischen Rechtsberatung – erfunden. Das Stipendium einer großen politischen Stiftung – nie erhalten. Die beiden Auslandsaufenthalte in den USA – die Universitäten hatten den Namen nie gehört. »Und jetzt kommt es«, sagte Marlene, »ich fahre gleich morgen zu dir nach Leipzig und bringe das Examenszeugnis mit. Da ist etwas faul.«

Am nächsten Abend trafen wir uns bei einem Italiener neben meinem Büro. Den Studierenden war der Laden zu teuer, den Kollegen nicht schick genug. So hatten wir unsere Ruhe. Wir bestellten einen Salat und Pizza zum Teilen, dann zog Marlene zwei Dokumente aus ihrer Handtasche. »Schau dir das genau an, siehst du einen Unterschied?« Vor mir lag Anitas Examenszeugnis. 12,4 Punkte, eine wirklich sehr gute Note. Niemand, der nicht Jura studiert hat, kann unser System verstehen. Es gibt eine Skala von eins bis achtzehn Punkten. Mit vier Punkten besteht man, das schaffen jedes Jahr etwa siebzig Prozent. Mit neun Punkten bekommt man so ziemlich jeden Job – in einer Kanzlei, am Gericht, in der Staatsanwaltschaft. Studierende, deren Eltern nicht selbst Juristen sind, haben es immer schwer, ihnen zu erklären, dass sie über neun Punkte (»das ist doch gerade mal die Hälfte!«) sehr stolz sein können. Anitas Note jedenfalls war herausragend. Bei über zwölf Punkten reißen sich die Arbeitgeber um einen, denn so eine Note erreicht nur eine ganz kleine Spitzengruppe. Neben Anitas Zeugnis lag Marlenes, unwesentlich schlechter, aber darauf wollte sie sicher nicht hinaus. Ich besah mir beide Papiere genau. Und dann entdeckte ich es. Neben der Zahl auf Anitas Zeugnis war ein schwacher Rand, auf den ersten Blick nicht zu erkennen. Marlenes Zeugnis hingegen war weiß wie Schnee. »Meinst du, das ist gefälscht?« Wir blickten uns an.

Anitas Werdegang war eine Lüge. Sie hatte das Jurastudium erst im zweiten Anlauf knapp bestanden, beim zweiten Examen sah es ähnlich aus. Sie hatte sich danach in verschiedenen großen Kanzleien beworben und eine Absage nach der anderen erhalten. Das einzige Angebot kam von einer kleinen Kanzlei auf dem Land, aber so hatte sich Anita ihr Leben nicht vorgestellt. Viele Jurastudierende kennen die Anwaltstätigkeit nur aus amerikanischen Serien und haben ein wenig realistisches Bild. So war es auch bei Anita, die von internationalen Mandaten, Einladungen zu Vernissagen und vor allem von sehr viel Gehalt geträumt hatte. Nachdem sie bei einem Freund gesehen hatte, wie leicht er mit seinen guten Examensnoten Jobangebote aus Großkanzleien erhielt, reifte in ihr die Idee, ihr Berufsleben auf einer Lüge aufzubauen. Der falsche Lebenslauf war schnell erstellt, sie googelte die besten Universitäten, ergänzte fiktive Praktika in Kanzleien weit weg vom Ort der Bewerbung und ein wenig ehrenamtliches Engagement. Tipps zum Fälschen ihres Examenszeugnisses fand sie im Internet. Sie überklebte ihr Ergebnis mit der herausragenden neuen Punktzahl und fertigte eine Kopie. Das neue Zeugnis sah täuschend echt aus – bis auf den kleinen Schatten, der aber niemandem auffiel. Es spielte ihr in die Karten, dass kaum jemand mit einer solchen Tat rechnet und Zeugnisse daher kaum ernsthaft geprüft werden.

Nachdem Marlene die Lügen ihrer Kanzleikollegin den Partnern gemeldet hatte, ging alles sehr schnell. Anita bestritt die Vorwürfe nicht und packte noch am selben Tag ihre Sachen. »Und von dir wollen wir nun wissen«, sagte mir Marlene – offensichtlich vergnügt – am Telefon, »sollen wir Strafanzeige erstatten?« Ich hörte aus ihrer Stimme, dass Marlene sich ein klares »Ja natürlich!« wünschte. Aber die Dinge lagen nur auf den ersten Blick so einfach. Natürlich hatte Anita die Stelle nur aufgrund ihrer Lügen bekommen, doch um beurteilen zu können, ob sie dadurch auch einen strafbaren Betrug begangen hatte, brauchte ich mehr Informationen. »Das kommt darauf an …«, gab ich meiner etwas enttäuschten Gesprächspartnerin zurück. »Ich schicke dir nachher eine Mail mit meinen Fragen.«

Anitas Täuschung ist kein Einzelfall. Die wohl spektakulärste Lügengeschichte Deutschlands ist die des Hochstaplers Gert Postel. Postel war eigentlich Postbote, schaffte es jedoch in den Achtziger- und Neunzigerjahren, unter falschem Namen zunächst als Amtsarzt in Flensburg und später als Oberarzt in der Abteilung Psychiatrie des sächsischen Krankenhauses Zschadraß angestellt zu werden. Er fälschte einfach alles: sein Abiturzeugnis, seine Approbationsurkunde, die Promotionsurkunde mit dem Prädikat »summa cum laude«, eine Urkunde der Ärztekammer Westfalen-Lippe über die Anerkennung als Arzt für Psychologie und Neurologie und die Urkunde über die Anerkennung zum Führen der Bezeichnung »Psychotherapeut«. Die Kopien versah er mit selbstgefertigten Stempelabdrücken – den Arbeitgebern reichte das. In seinen Funktionen beriet er Gerichte bei der Unterbringung gefährlicher und gefährdeter Menschen, in fünfzehn Strafverfahren erstellte er forensisch-psychiatrische Gutachten zur Frage der Schuldfähigkeit eines Angeklagten. Vereinzelt äußerten Kollegen Zweifel an seinen Kompetenzen, seine Beurteilungen und Dienstzeugnisse sind jedoch durchweg lobend, Postel habe sich »überdurchschnittlich bewährt«.

Dass Postels Lügen so lange unentdeckt blieben, obwohl er für seine Tätigkeit in keiner Weise qualifiziert war, erklärt er selbst in seinem Buch so: »Wer die Dialektik beherrscht und die psychiatrische Sprache, der kann grenzenlos jeden Schwachsinn formulieren und ihn dann in das Gewand des Akademischen stecken.«176 Postel hält die Psychiatrie für »Hokus Pokus«. Tatsächlich lassen sich in der Psychiatrie fehlende Kenntnisse leichter verbergen als etwa bei einer Herzoperation. Aber trotzdem: Ohne ein großes Talent zum Lügen wäre eine solche Täuschung nicht möglich gewesen. In dem späteren Strafprozess gegen ihn bescheinigen ihm – nunmehr echte – Gutachter eine Fähigkeit zum schnellen Erfassen von Situationen, eine hohe Sprachgewandtheit und überdurchschnittliche emotionale Intelligenz. Postel kann sich schnell auf andere einstellen, weiß, was sie von ihm erwarten und hören wollen. Auch sein Auftreten spielt eine Rolle. Gert Postel ist eine Erscheinung: 1,94 Meter groß, mit Brille und stets guter Kleidung, er sieht aus, wie man sich einen Arzt vorstellt.

Wie so oft beendet der Zufall sein Glück. In Flensburg verliert er eine Hülle, in der gleich zwei Ausweise sind – einmal sein echter, einmal der des erfundenen Arztes. Die Finderin gibt die Ausweise bei der Polizei ab, sein Betrug fliegt auf. Postel wird zu einem Jahr auf Bewährung verurteilt. Ihm wird zugute gehalten, dass seine Arbeitgeber es ihm zu leicht gemacht und seine Unterlagen nicht ausreichend kontrolliert haben. Die Strafe schreckt Postel nicht ab, er bewirbt sich in Zschadraß. Dort kommt man ihm erst auf die Schliche, als die in Flensburg lebenden Eltern einer Kollegin Postel wiedererkennen. Postel, der Affären mit einer Staatsanwältin und mit einer Richterin gehabt haben soll, wird vor seiner Verhaftung gewarnt und kann untertauchen. Aber die Behörden bekommen ihn zu fassen. Er wird vom Landgericht Leipzig unter anderem wegen Betrugs, Urkundenfälschung und Missbrauchs von akademischen Titeln zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt.

Bei Hochstaplern wie Gerd Postel sehen Psychologen übrigens noch andere Motive als Geld. Viele dieser Täter sind hochintelligent. Sie müssen Lügengebäude über Monate oder Jahre aufrechterhalten, sich die Details ihrer erfundenen Geschichten merken und andere Menschen überzeugen können. Hinzu tritt nicht selten ein ausgeprägter Narzissmus, die Täter haben wenig »warme Empathie«, sie können sich zwar in andere hineinversetzen und auf diese Weise deren Reaktionen antizipieren. Aber sie empfinden nicht tatsächlich mit, das Leid der anderen berührt sie nicht. Gleichzeitig haben sie Freude am Strippenziehen, erleben die Manipulation anderer als Bestätigung ihrer eigenen Überlegenheit und meinen, dass ihnen mehr zustehe als anderen.


Es gibt aber auch Lügen in Bewerbungsgesprächen, die erlaubt sind. Stellen wir uns vor, dass eine junge Frau, nennen wir sie Pinar, in einem Bewerbungsgespräch gefragt wird, ob sie vorhabe, bald ein Kind zu bekommen. Pinar möchte den Job unbedingt – und verschweigt ihre Schwangerschaft. »Kinder? Nein, möchte ich nicht.« Grundsätzlich gilt: Wer seinem künftigen Arbeitgeber bewusst die Unwahrheit sagt, der riskiert, seine Anstellung gleich wieder zu verlieren. Eine »arglistige Täuschung« erlaubt es dem Arbeitgeber, den Arbeitsvertrag anzufechten.

Das gilt aber dann nicht, wenn der Arbeitgeber die Frage, die er gestellt hat, gar nicht hätte stellen dürfen. Das Recht setzt dem Wunsch, möglichst viel über den künftigen Mitarbeiter zu wissen, Grenzen. Denn dessen Persönlichkeitsrecht muss auch im Verhältnis zum künftigen Chef gewahrt werden. Daher darf man in einer Bewerbungssituation auf bestimmte Fragen tatsächlich die Unwahrheit sagen. Wird in einem Bewerbungsgespräch zum Beispiel nach der sexuellen Orientierung gefragt, so ist das eine ganz private Angelegenheit, die den Arbeitgeber nicht zu interessieren hat. Ein homosexueller Bewerber darf also sagen, dass er heterosexuell ist – und umgekehrt. Das Recht zu lügen schützt hier nicht nur die Privatsphäre, sondern soll auch Diskriminierungen verhindern. Wenn der Arbeitgeber nach sexueller Orientierung oder religiöser Einstellung fragt, liegt es nicht fern, dass die Antwort für seine Einstellungsentscheidung relevant ist. Und das darf sie natürlich nicht sein: Das Recht verbietet eine Diskriminierung etwa aufgrund ethnischer Herkunft, Geschlecht, Religion oder Weltanschauung oder sexueller Identität. Die Frage nach der sexuellen Orientierung zielt also potenziell auf eine Diskriminierung ab – und dagegen darf sich der Bewerber wehren, auch mit einer Lüge.

Geht es im Fall von Pinar auch um eine Diskriminierung? Die Gerichte sagen: Ja. Der Europäische Gerichtshof hat in den Neunzigerjahren festgestellt, dass »die Verweigerung einer Einstellung wegen Schwangerschaft nur Frauen gegenüber in Betracht kommt und daher eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts darstellt.«177 In den USA hat die berühmte Richterin am Supreme Court, Ruth Bader Ginsburg, dafür gekämpft, dass Ungleichbehandlungen wegen einer Schwangerschaft als Diskriminierung von Frauen bewertet werden. Wenn eine Schwangerschaft dazu führt, dass die Frau einen Job nicht bekommt, dann werden Männer und Frauen mit Blick auf ihre Elternschaft unterschiedlich behandelt. Es geht also im Kern um eine »geschlechtsbezogene Benachteiligung« am Arbeitsplatz, die durch das Allgemeine Gleichstellungsgesetz ausdrücklich verboten ist. Die Frage nach einer Schwangerschaft ist in einem Bewerbungsgespräch also wegen ihrer geschlechtsdiskriminierenden Wirkung unzulässig.

Gleiches gilt übrigens auch für die scheinbar harmlosere Frage nach der Familienplanung. Denn damit möchte der Arbeitgeber häufig gerade erfahren, ob eine Schwangerschaft besteht oder in Planung ist. Wer also im Bewerbungsgespräch die überzeugte Singlefrau gibt, obwohl sie sich in Wahrheit eine Großfamilie wünscht, darf das.

Eine Frage bleibt noch offen: Weshalb schützt das Recht hier sogar eine ausdrückliche Unwahrheit? Hätte Pinar in unserem Fall eine Antwort nicht einfach verweigern können? Doch so einfach ist das nicht: Wer eine ihm gestellte Frage nicht beantwortet, der wirkt im Bewerbungsgespräch nicht nur unzugänglich und riskiert ein unangenehmes Gesprächsklima, sondern säht natürlich auch Zweifel. Keine Antwort ist auch eine Antwort. Allein das Recht, die Auskunft auf eine unzulässige Frage zu verweigern, würde also nicht ausreichen, um die Betroffenen vor Diskriminierung zu schützen. Unsere Gesetze sagen damit nicht, dass es eine »gute Lüge« gibt, aber sie erlauben es, sich mit der Unwahrheit zu verteidigen. Der Bewerber wird auch deshalb besonders geschützt, weil es zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber strukturell ein Machtgefälle gibt. Der Arbeitgeber wählt aus, welcher Kandidat die Stelle bekommt und damit seine beruflichen Ziele erreichen und seinen Lebensunterhalt verdienen kann.



Wo liegt der Schaden?

Ein Betrug ist nur strafbar, wenn durch die Lüge ein Vermögensschaden eingetreten ist. Das klingt erst einmal naheliegend, führt aber zu einigen interessanten Ergebnissen. Stellen Sie sich vor, dass Sie einen Gebrauchtwagen suchen. Der Verkäufer zeigt Ihnen ein schönes Auto und berichtet, dass der Wagen erst 20 000 Kilometer gefahren ist. Für 10 000 Euro gehört das Fahrzeug Ihnen. Sie sind begeistert, der Preis ist extrem niedrig für die Laufzeit, und Sie schlagen zu. Wenige Monate später sind Sie mit dem Wagen in der Werkstatt. Dort erfahren Sie, dass der Kilometerzähler manipuliert wurde, das Auto wurde in Wahrheit dreimal so viel gefahren. Sie gehen zur Polizei und zeigen den Verkäufer wegen Betrugs an. Vermutlich werden Sie davon ausgehen, dass der Fall eindeutig ist. Der Verkäufer hat Sie getäuscht, nur deshalb haben Sie das Auto gekauft. Aber das Strafrecht sieht das anders. Ein Sachverständiger würde das Auto begutachten und seinen tatsächlichen Wert feststellen. Wenn der wahre Wert dem gezahlten Preis entspricht, dann haben Sie keinen Schaden. Sie haben 10 000 Euro gezahlt und ein Auto bekommen, das 10 000 Euro wert ist, der Saldo stimmt. Ihre Hoffnung, ein Schnäppchen zu machen, wird vom Strafrecht nicht geschützt. Und auch nicht Ihre Freiheit, in Kenntnis aller Umstände darüber zu entscheiden, wie Sie Ihr Geld ausgeben. Man darf Sie also ungestraft belügen und so zu einem Kauf bringen, wenn die Sache ihr Geld wert ist.

Das ist auch bei Hochstaplern wie Gert Postel und Anita der entscheidende Punkt. Der Arbeitgeber wird nicht allgemein davor geschützt, belogen zu werden. Wie beim Gebrauchtwagenkauf reicht es nicht, dass man den Vertrag bei Kenntnis der richtigen Informationen nicht abgeschlossen hätte; es muss ein tatsächlicher Vermögensschaden festgestellt werden. Das ist bei Arbeitsleistungen allerdings gar nicht so einfach zu bestimmen. Die Gerichte bejahen einen Schaden dann, wenn der Betrüger ohne seine Lüge gar nicht hätte eingestellt werden dürfen, zum Beispiel weil ihm die erforderliche Ausbildung fehlt. Also etwa ein Richter, der gar kein Jura studiert hat. Oder eben bei Gert Postel, der niemals Patienten hätte behandeln dürfen.

Bei Anita sah die Situation aber anders aus. Sie hatte schließlich beide Examen bestanden – wenn auch mit keinen guten Ergebnissen. Die Kanzlei hätte natürlich auch eine Juristin mit schlechten Noten und ohne Auslandsaufenthalte in den USA einstellen können. Rechtlich war sie für den Beruf der Anwältin geeignet. Allein die Erwartung, sich mit Anita eine Überfliegerin geangelt zu haben, wird vom Strafrecht nicht geschützt; dafür ist das Arbeitsrecht da, das der Kanzlei die Kündigung erlaubte. Es kommt also darauf an, ob Anitas Arbeitsleistung in Ordnung war. Hätte sie alle Aufgaben zur Zufriedenheit der Kanzlei erledigt, wären ihre Lügen über Lebenslauf und Noten kein strafbarer Betrug gewesen. Aber auf meine Bitte hin hatte mir Marlene eine lange Liste mit Anitas Fehlern geschickt. Mangelhafte Schriftsätze, falsche Wiedergabe der Rechtsprechung, schlechte Recherchen. Damit war klar: Die Kanzlei hatte nicht die Arbeitsleistung bekommen, die sie für das gezahlte Gehalt erwarten durfte.

Trotzdem: Unser Recht ist hier zu eng. Der Nachweis eines Schadens ist im Einzelfall schwer möglich, und es reicht nicht, dass eine Schlechtleistung naheliegt. Verurteilt werden kann nur, wenn der Arbeitnehmer sicher belegbar einen Vermögensschaden herbeigeführt hat. Das wird häufig schwer zu rekonstruieren sein. Bei anderen Betrugsformen gab es ähnliche Probleme, zum Beispiel beim Sportwettbetrug. Wer ein Fußballspiel manipuliert und dann Wetten darauf abschließt, der fügt dem Wettbüro nicht unbedingt einen messbaren Schaden zu – denn was er gewinnt, das verlieren wiederum andere Wettteilnehmer. Also hat man einen eigenen Tatbestand für den Sportwettbetrug geschaffen, der den Nachweis eines Schadens nicht voraussetzt. Auch für den Anstellungsbetrug sollte ein eigener Straftatbestand eingeführt werden, der Lügen im Bewerbungsverfahren grundsätzlich sanktioniert.



Warum gefälschte Kopien straflos sind

Und noch eine andere Straftat stand im Raum: die Urkundenfälschung. Das Recht bestraft denjenigen wegen Urkundenfälschung, der eine unechte Urkunde herstellt, um im Rechtsverkehr zu täuschen. Unecht ist eine Urkunde nicht bereits dann, wenn sie eine unwahre Aussage enthält. Schriftliche Lügen sind als solche nicht strafbar. Es macht keinen Unterschied, ob ich etwas Falsches sage oder es aufschreibe. Im strafrechtlichen Sinne unecht ist eine Urkunde nur dann, wenn man über ihren Aussteller täuscht. Anita hatte ihr echtes Ergebnis überklebt und eine Kopie gefertigt, die sie dann bei der Bewerbung eingereicht hatte. Als Aussteller des Examenszeugnisses geht das Justizprüfungsamt hervor, tatsächlich hat aber Anita das Dokument hergestellt. Damit ist das Zeugnis in einem strafrechtlichen Sinne »unecht«.

Aber: Ist eine Fotokopie überhaupt eine Urkunde? Die Antwort der Gerichte lautet: Nein. Dahinter steht auch der Gedanke einer gewissen Opfermitverantwortung. Eine Kopie ist leicht zu fälschen, wer sichergehen möchte, dass er nicht getäuscht wird, der müsse sich nur das Original vorlegen lassen. Bequemlichkeit und Leichtfertigkeit schütze das Strafrecht nicht. Außerdem sei die Kopie nicht, und das ist Voraussetzung für eine Urkunde, »zum Beweis im Rechtsverkehr geeignet und bestimmt«, das sei nur das Original. Mich überzeugt das nicht. Die Fotokopie ist im Geschäftsverkehr mittlerweile weitgehend als Ersatz anerkannt; die Vorlage des Originals ist oft aufwendig, und die Forderung danach hätte schon etwas Misstrauisches (»Das will ich aber im Original sehen!«). Dass das Opfer dem Täter vertraut, ist sonst auch kein Grund dafür, es nicht zu schützen. Doch noch urteilen die Gerichte anders: Da Anita nur eine Kopie verwendet hat, ist sie nicht wegen Urkundenfälschung strafbar. Wäre ihre Arbeit gut gewesen, wäre ihre Lüge also komplett straflos geblieben.

Die Rechtsprechung zu Fotokopien führt übrigens zu einigen erstaunlichen Ergebnissen. Wenn Sie genug von Urkunden haben, blättern Sie einfach zum nächsten Kapitel weiter. Wenn nicht, dann gibt es hier einen weiteren Fall für Sie: Der Täter präpariert das Original so gut, dass man die Fälschung nicht erkennt. Danach macht er eine Fotokopie, die er dem Arbeitgeber schickt. Man könnte meinen, dass der Täter hier dasselbe macht wie Anita. Doch die Gerichte gehen hier von einer strafbaren Urkundenfälschung aus. Der Unterschied wird so erklärt: Im zweiten Fall hat der Täter eine echte Urkunde gefälscht und sie dann durch die Vorlage der Kopie »mittelbar gebraucht«. Es geht also nicht um den Gebrauch der Kopie, sondern die Gerichte meinen, dass der Täter indirekt das gefälschte Original verwendet. Auch das überzeugt mich nicht wirklich. Die Unterschiede werden dadurch unnötig zufällig. Wer, wie Anita, das richtige Examenszeugnis noch nicht ausreichend fälscht (niemand würde ein überklebtes Zeugnis ernst nehmen), sondern die Fälschung erst durch die Kopie herstellt, der bleibt straflos. Wer hingegen das Originalzeugnis schon so manipuliert, dass man es für echt hält, der wird bestraft. Das ergibt wenig Sinn und ist angesichts der modernen Kommunikation, in der Originale zunehmend zur Seltenheit werden, nicht mehr zeitgemäß. Das Recht braucht einen neuen Urkundenbegriff, der auch gefälschte Kopien erfasst.

Am Telefon setzte ich Marlene die Rechtslage auseinander, erklärte ihr, dass ein strafbarer Betrug vorlag, aber keine Urkundenfälschung. Marlene hatte seit Jahren kein Strafrecht mehr gemacht – in den großen Kanzleien wird das Geld mit Bank- oder Kapitalmarktrecht verdient – und schüttelte nur den Kopf darüber, wie häufig Lügen nicht strafbar sind. Schon am nächsten Tag rief sie mich erneut an. »Ich kann es nicht fassen!«, rief sie mir entgegen. Die Partner hatten entschieden, dass sie keine Strafanzeige erstatten wollen. Die ganze Geschichte wurde unter den Teppich gekehrt, um der Kanzlei nicht durch eine Medienberichterstattung über den Fall zu schaden. Denn gut sieht es natürlich nicht aus, wenn sich eine renommierte Anwaltskanzlei so einfach täuschen lässt. Marlene war trotzdem aufgebracht. »Dann hat ihr die ganze Sache überhaupt nicht geschadet! Die wird sich doch denken: Lügen lohnt sich vielleicht auch beim nächsten Mal.« Als Strafrechtlerin war ich mindestens so enttäuscht wie meine Freundin. Ich hätte gerne gewusst, wie die Gerichte mit dem Vermögensschaden und der Fotokopie umgegangen wären, man weiß schließlich nie, ob sich Rechtsprechung nicht auch einmal ändert. Und natürlich hatte Marlene recht. Die Strafe soll den Täter auch davon abhalten, weitere Straftaten zu begehen. Wenn auf ein Fehlverhalten keine Reaktion erfolgt, kann das durchaus dazu ermuntern, das Recht auch in Zukunft nicht so genau zu nehmen.


Kapitel 10

Sex und Wahrheit

Sind Lügen beim Sex erlaubt?

In der Welt des modernen Datings hat es die Lüge einfacher denn je. Dating-Apps haben eine neue Bühne für Täuschungen geschaffen, auf der Übertreibungen, Halb- und Unwahrheiten alltäglich geworden sind. Bilder lassen sich bearbeiten, Namen ändern und ganze Biografien erfinden. Bei Bekanntschaften am Arbeitsplatz oder beim Sport bestehen bereits soziale Verbindungen, die vor Unwahrheiten schützen können. Lernen sich Menschen über Dating-Apps wie Tinder kennen, wissen sie nichts voneinander, sie haben ein Bild und einen Namen, einige Angaben zur Person, aber alles kann falsch sein. Durch die anonyme, austauschbare und schnelle Form des Datens ist das Verantwortungsgefühl für den anderen geringer, als wenn gemeinsame Freunde oder ein verbindendes soziales Umfeld existieren. Dass wir heute mehr denn je über Lügen und Sex sprechen müssen, hat also vor allem mit den neuen Möglichkeiten des Datings zu tun.

Menschen lügen, um an Sex zu kommen. Forscher aus Israel und den USA haben in einer Studie herausgefunden, dass wir es mit der Wahrheit wenig genau nehmen, wenn es darum geht, einen möglichen Sexualpartner zu beeindrucken.178 Die Wissenschaftler haben ihre Probanden für verschiedene Experimente in zwei Gruppen eingeteilt, eine wurde mit sexuell stimulierenden Bildern konfrontiert, die andere nicht. Sobald die Teilnehmer Sex im Kopf hatten, waren sie in anschließenden Gesprächen bereit, über die Anzahl ihrer vorherigen Sexualpartner zu lügen und die eigenen moralischen oder politischen Einstellungen den Vorstellungen ihres Gegenübers anzupassen.

Kleine Unwahrheiten sind noch nicht dramatisch. Einem offenkundig sportbegeisterten Date zu sagen, dass man für den Marathon trainiere, obwohl man in Wahrheit lieber auf der Couch ein Buch liest, dürfte zu entschuldigen sein. Dem anderen die große Liebe vorzutäuschen oder eine baldige Heirat zu versprechen ist moralisch schon fragwürdiger. Wo liegen die Grenzen – und was ist strafbar?



Das »Playbook«

Lange Zeit galt es als lustig, wenn jemand durch Lügen an Sex kam. Die US-amerikanische Serie How I met your mother hat das mit ihrem Protagonisten Barney Stinson auf die Spitze getrieben. Barney ist Junggeselle und immer auf der Suche nach neuen Sexualpartnerinnen. Er hat ein »Playbook« mit verschiedenen Geschichten geschrieben, die er zum »Abschleppen« junger Frauen einsetzt. Ein Beispiel: Barney gibt sich als »Lorenzo von Matterhorn« aus, ein angeblicher Milliardär und Tierschützer. Dafür hat er eigens Websites angelegt, die seine Prominenz, seinen Reichtum und seine Verdienste bestätigen. Und es funktioniert, Barney verlässt mit einer jungen blonden Frau die Bar.

Als die Serie zwischen 2005 und 2014 ausgestrahlt wurde, störte das niemanden. Das Playbook kam sogar in den Buchhandel, in Deutschland mit dem Untertitel: »Spielend leicht Mädels klarmachen«. Doch die gesellschaftliche Sensibilität gerade im Bereich des Sexuellen hat sich in den letzten Jahren erheblich verändert. Witze, über die wir lange Zeit gelacht haben, bleiben uns heute nicht selten im Halse stecken. Die Welt hat sich gewandelt, auch durch den wachsenden Einfluss von Frauen in der Öffentlichkeit, die ihre Perspektiven und ihre Erlebnisse einbringen. Heute gibt es in unzähligen Foren Diskussionen darüber, ob Barney ein Vergewaltiger ist; lustig findet seine Lügen dort niemand mehr.

Ich beschäftige mich viel mit dem Sexualstrafrecht. Es ist ein wichtiger und zugleich schwieriger Bereich des Rechts. In der Praxis bereiten vor allem die Beweisfragen Probleme. Meist spielt sich die Tat zwischen zwei Personen ab, es gibt keine Zeugen, und DNA-Proben helfen nicht weiter, wenn Einvernehmlichkeit behauptet wird. Für die Richter ist es in vielen Fällen nicht eindeutig, wer lügt und wer die Wahrheit sagt. Aber auch die Formulierung der Straftatbestände wirft viele Fragen auf. Wie viel Freiheit muss es in der sexuellen Interaktion geben? Wer trägt welche Verantwortung – muss sich das Opfer wehren, muss es zumindest Nein sagen? Das Sexualstrafrecht ist wie kaum ein anderer Bereich des Strafrechts in ständigem Wandel und ein Spiegel seiner Zeit. Die Vergewaltigung in der Ehe war bis 1997 nicht strafbar, heute diskutieren wir darüber, ob eine sexuelle Handlung nur mit ausdrücklicher Einwilligung erlaubt ist. Und während Lügen für Sex lange Zeit zur Unterhaltung taugten, sprechen wir heute darüber, solche Täuschungen unter Strafe zu stellen.

Nach deutschem Recht sind sie das bislang nicht. Ein strafbarer sexueller Übergriff liegt dann vor, wenn eine sexuelle Handlung »gegen den erkennbaren Willen einer anderen Person« vorgenommen wird. Dahinter steht die Forderung: »Nein heißt Nein!« – wenn jemand Nein zum Sex sagt, muss der andere das respektieren, sonst macht er sich strafbar. Dass bereits eine klare Ablehnung genügt und der Täter weder Gewalt anwenden noch drohen muss, haben Feministinnen gegen einige Widerstände durchgesetzt. Aber: Täuschungen wurden dabei vergessen. Denn das neue Modell setzt voraus, dass das Opfer ein Nein zum Ausdruck bringt. Wer aber getäuscht wird, der sagt nicht Nein, sondern Ja – nur unter falschen Bedingungen. Durch seine Lüge erreicht der Täter gerade, dass der andere in die sexuellen Handlungen einwilligt, obwohl er das bei Kenntnis der wahren Umstände nicht getan hätte.

Es ist erstaunlich, dass der Fall der Lüge im Gesetzgebungsverfahren im Jahr 2016 gar nicht bedacht wurde. Aber man wollte damals schnell handeln: Nach der Kölner Silvesternacht erwartete die Öffentlichkeit eine zügige Verschärfung des Sexualstrafrechts. Dabei war in Köln das Recht gar nicht das Problem. Die Taten auf der Domplatte waren bereits strafbar, es ließen sich aber nur schwer zweifelsfrei Täter ermitteln. Trotzdem handelte der Gesetzgeber unter medialem Druck: Das Sexualstrafrecht wurde innerhalb kürzester Zeit grundlegend reformiert, die Vorschläge einer eigens eingesetzten Expertenkommission nicht mehr abgewartet.

Ein so übereiltes Gesetzgebungsverfahren ist problematisch. Gerade in einem sensiblen Bereich wie dem Sexualstrafrecht müssen gesetzliche Regelungen ruhig durchdacht werden. So wurde ein wichtiger Fall übersehen: die Lüge. Wer also, um einen anderen ins Bett zu bekommen, behauptet, ernsthaft verliebt, unverheiratet oder Millionär zu sein, begeht keine Straftat. Barney Stinson hätte nach deutschem Recht also derzeit nichts zu befürchten.



Lügen über das biologische Geschlecht

Das ist allerdings in einigen Ländern anders. Zwei echte Fälle zeigen besonders deutlich, wie schwierig es sein kann, Lügen in sexuellen Beziehungen zu bestrafen. Beginnen wir in Großbritannien. Dort wird im Jahr 2004 Justine McNally geboren. Justine entwickelt früh psychische Probleme, verletzt sich selbst und fühlt sich zunehmend im falschen Körper. Mit dreizehn Jahren lernt Justine in einem Onlinespiel die zwölfjährige M. kennen, ihr Name ist nicht bekannt, ich nenne sie für unseren Fall Mary. Justine gibt sich als »Scott Hill« aus, die beiden beginnen eine intensive Beziehung über das Internet, telefonieren, sprechen über Hochzeit und Kinder. Nach dem sechzehnten Geburtstag von Mary treffen sich die beiden erstmals persönlich bei Mary zu Hause in London. Justine nennt sich Scott und trägt einen Dildo unter der Hose. Die beiden küssen sich und »Scott« befriedigt Mary oral. Es kommt zu weiteren Treffen, Mary möchte mit Scott schlafen, doch der lehnt ab, es bleibt bei Oralverkehr und einem Eindringen mit Fingern. Beim vierten Besuch konfrontiert Marys Mutter »Scott« damit, dass er »in Wahrheit ein Mädchen« sei. Justine gibt alles zu, Mary ist am Boden zerstört. Sie und ihre Mutter beschweren sich bei Justines Schule, die verständigt die Polizei. Mary sagt aus, dass sie vier Jahre lang belogen wurde, sie hätte sich nie auf sexuelle Handlungen eingelassen, wenn sie um das biologische Geschlecht von »Scott« gewusst hätte.

Die Geschichte von Mary und Justine geht vor Gericht. Denn in Großbritannien ist das Sexualstrafrecht anders als bei uns. Es kommt nicht auf ein »Nein« an, sondern auf die Zustimmung des anderen. Diese Zustimmung soll nur vorliegen, wenn der Sexualpartner »aus freien Stücken zustimmt und dabei die Freiheit und Fähigkeit besitzt, diese Entscheidung zu treffen«. Die Richter waren der Auffassung, dass Justines Lüge genau diese freie Entscheidungsmöglichkeit von Mary verhindert habe. Es mache einen Unterschied, ob jemand zum Beispiel über seinen Beruf täusche oder eben über sein biologisches Geschlecht. Eine sexuelle Handlung mit einem biologischen Mann sei eine andere als die mit einer biologischen Frau, die Lüge verändere den Charakter der Sexualität. Justine wird verurteilt, zu drei Jahren Gefängnis. Erst das Berufungsgericht hebt das Strafmaß auf und verurteilt Justine zu neun Monaten auf Bewährung, begleitet von psychologischer Unterstützung.

Ich habe den Fall von Justine und Mary in einem Seminar mit Studierenden und auf einer Tagung mit Kollegen besprochen. Die Positionen hätten nicht unterschiedlicher sein können. Einige, gerade die Jüngeren, waren empört über die Verurteilung. Ich kann das verstehen. Transgeschlechtliche Personen werden durch ein solches Recht dazu gezwungen, ihr biologisches Geschlecht zu offenbaren, unter dem sie häufig seit vielen Jahren leiden und das sie als falsch empfinden. Sie können nicht einfach mit dem Geschlecht leben, mit dem sie sich identifizieren, sondern müssen immer wieder – und bereits in den Anfängen einer Beziehung – ihre Geschichte offenlegen. Jemanden wegen Vergewaltigung zu verurteilen, weil er oder sie konsequent nach ihrer eigenen Geschlechtsidentität lebt, halte ich für falsch.

Doch man kann das auch anders sehen. Für viele Menschen ist das biologische Geschlecht ihres Sexualpartners wichtig. In den Diskussionen habe ich teilweise wütende Reaktionen erlebt. Wer über sein biologisches Geschlecht täusche, der respektiere die sexuelle Selbstbestimmung des anderen nicht. Eine heterosexuelle Frau habe das Recht, sexuelle Handlungen nur mit biologischen Männern vorzunehmen, ebenso dürfe etwa ein homosexueller Mann es ablehnen, mit einer biologischen Frau zu schlafen. Der getäuschte Sexualpartner müsse selbst entscheiden können, ob er dem biologischen Geschlecht des anderen für die eigene Sexualität Bedeutung beimisst oder nicht. Dafür muss er es natürlich kennen.



Lügen über die ethnische Herkunft

Dass die Bestrafung von Lügen im Bereich von Sexualität zu erheblichen Problemen führen kann, zeigt auch ein Fall aus Israel. Sabbar Kashur ist dreißig Jahre alt, verheiratet und hat arabische Wurzeln. Im September 2008 lernt er Rahel, so nenne ich sie hier, in der Jerusalemer Innenstadt kennen. Rahel ist Jüdin, sie lebt zu dieser Zeit in einem Frauenhaus, sie wurde bereits als Kind missbraucht und später zur Prostitution gezwungen. Sabbar erzählt Rahel, dass er Junggeselle sei, an einer romantischen Beziehung interessiert – und Jude. Bereits wenige Minuten nach dem Kennenlernen schlägt Sabbar vor, einen ruhigeren Ort aufzusuchen, es kommt zum Geschlechtsverkehr. Zwei Wochen später findet Rahel durch einen Zufall heraus, dass ihr Sexpartner kein Jude ist, sondern Araber. Sie erstattet Strafanzeige.

Das israelische Recht kennt eine eigene Strafvorschrift für den Vollzug von Geschlechtsverkehr, wenn die Einwilligung durch eine Täuschung »über die Identität der Person« erlangt wurde. Die Richter des Jerusalemer Bezirksgerichts legen die Norm weit aus und verurteilen Sabbar wegen Vergewaltigung durch Täuschung zu einer Freiheitsstrafe von achtzehn Monaten. Sie sehen es als erwiesen an, dass Rahel dem Sex mit einem Araber nicht zugestimmt hätte. Einer der drei Richter sagt, frei übersetzt: »Das Gericht ist verpflichtet, das öffentliche Interesse vor raffinierten, redegewandten Kriminellen zu schützen, die unschuldige Opfer zu einem unerträglichen Preis – der Unversehrtheit ihres Körpers und ihrer Seele – täuschen können. Wenn die eigentliche Vertrauensbasis zwischen Menschen wegbricht, insbesondere wenn es sich um so intime, sensible und schicksalhafte Angelegenheiten handelt, muss das Gericht fest an der Seite der – tatsächlichen und potenziellen – Opfer stehen, um ihr Wohlergehen zu schützen. Andernfalls werden sie benutzt, manipuliert und in die Irre geführt, während sie nur einen erträglichen und symbolischen Preis zahlen.«179 Sabbar und sein Verteidiger legen Berufung ein. Seine Strafe wird um die Hälfte reduziert, doch der Schuldspruch bleibt bestehen: Sabbar geht im Februar 2012 wegen Vergewaltigung ins Gefängnis.

Das Urteil wurde in der Öffentlichkeit durchaus kritisch gesehen. Der israelische Journalist Gideon Levy wird mit den folgenden Worten zitiert: »Ich möchte dem Richter nur eine Frage stellen. Was wäre, wenn dieser Mann ein Jude gewesen wäre, der sich als Muslim ausgegeben und Sex mit einer muslimischen Frau gehabt hätte? Wäre er wegen Vergewaltigung verurteilt worden? Die Antwort lautet: Natürlich nicht.«180 Viele Menschen denken ähnlich und werfen den Richtern Rassismus vor. Auch Sabbar selbst sieht sich als Opfer rassistischer Diskriminierung. In einem Interview sagt er: »Das ganze Verfahren drehte sich um die Tatsache, dass ich Araber bin. Das war echter Rassismus.«



Lügen über Geschlechtskrankheiten

Lügen bekommen eine andere Dimension, wenn mit ihnen Gefahren für den Sexualpartner verbunden sind. In die Schlagzeilen geriet im Jahr 2010 der Fall der früheren »No Angels«-Sängerin Nadja Benaissa. Benaissa stammt aus geordneten Verhältnissen, aber mit Beginn der Pubertät bestimmt ihr Vater zunehmend über ihr Leben, gibt ihr vor, wie sie sich zu kleiden hat und mit wem sie sich treffen darf. Nadja Benaissa erträgt die Kontrolle nicht, sie löst sich zunehmend aus den familiären Strukturen. Mit dreizehn trinkt sie regelmäßig Alkohol, mit vierzehn ist sie cracksüchtig, hat wechselnde Sexualpartner, die Schule bricht sie ab. Erst als sie mit sechzehn schwanger wird, gelingt es ihr, mit den Drogen aufzuhören. Bei der Vorsorgeuntersuchung wird festgestellt, dass sie HIV-positiv ist. Benaissa wird umfassend über die Krankheit aufgeklärt, sie nimmt Medikamente ein, um das Kind zu schützen, und bringt 1999 eine gesunde Tochter zur Welt, der Vater ist nicht bekannt. Sie geht wieder zur Schule, ist schnell Klassenbeste. Doch dann ändert sich ihr Leben ein weiteres Mal grundlegend. Der Fernsehsender RTL II ruft im Jahr 2000 für die Show Popstars zu einem Casting auf. Benaissa nimmt teil und kommt Runde um Runde weiter. Am Ende schafft sie es in die Girlband »No Angels«.

Im selben Jahr geht sie eine sexuelle Beziehung mit B. ein, sie sind etwa sieben Monate ein Paar. Benaissa klärt ihren Partner nicht über ihre Infektion auf, sie besteht immer wieder auf geschütztem Geschlechtsverkehr, doch in zwei Fällen ist ein Kondom nicht zur Hand. Glücklicherweise infiziert sich B. nicht. Ihren nächsten Partner klärt sie über die Infektion auf, die Beziehung hält ein Jahr. 2004 lernt Benaissa den Künstlerbetreuer S. kennen, im April besuchen sie zusammen ein Konzert, trinken Alkohol und landen im Bett – ohne Kondom. In den nächsten Monaten kommt es zu weiterem Geschlechtsverkehr, ein weiteres Mal ohne Verhütung. S. fragt Benaissa direkt nach Geschlechtskrankheiten, sie lügt. Auch Benaissas Tante macht sich Sorgen, sie fragt ihre Nichte, ob sie S. über die Infektion aufgeklärt habe. Auch ihr sagt Benaissa nicht die Wahrheit. Nach acht Monaten endet die Beziehung, und dieses Mal geht es nicht gut aus. Durch Zufall erfährt S. Anfang 2007 von Benaissas Tante, dass Nadja HIV-positiv ist. Er lässt sich sofort von seinem Arzt untersuchen – er hat sich mit HIV infiziert. S. ist am Boden zerstört. Er kontaktiert umgehend frühere Sexualpartnerinnen, das Virus hat er aber nicht weitergetragen. S. ging auch auf Benaissa zu, doch sie blockt seine Kontaktversuche ab; er müsse lernen, mit der Krankheit zu leben. S. lässt ihr ausrichten, dass er keine strafrechtlichen Schritte unternehmen wird, wenn Benaissa öffentlich zu ihrer Krankheit steht und Geld an eine Aidshilfe zahlt. Benaissas Berater raten ihr davon ab.

S. erstattet Strafanzeige, Benaissa wird in der Nacht des Ostersamstags 2009 in einer Frankfurter Diskothek festgenommen und bleibt zehn Tage in Untersuchungshaft. Das Verfahren geht zum Amtsgericht Darmstadt. In der Hauptverhandlung macht S. ihr schwere Vorwürfe, sein Leben sei seit der Kenntnis von der Infektion nicht mehr dasselbe gewesen. Das Gericht zeigt Verständnis für Benaissas Situation, auch ihr Leben war und ist nicht einfach. Doch weshalb hat sie ihre beiden Partner belogen?

Benaissa selbst sagt, dass sie das Thema Aids aus Scham und Angst versucht habe zu verdrängen. Ihre Berater und Manager hätten ihre HIV-Infektion als Problem gesehen. Vor Gericht äußert sie: »Ich hatte die Vorstellung: Ich kann die Infektion nicht öffentlich machen, ohne die Karriere der Band zu beschädigen.« Auch das Gericht geht davon aus, dass die Angeklagte unter »enormem Verheimlichungsdruck« stand, eine Veröffentlichung ihrer Krankheit hätte in den frühen 2000er-Jahren das Ende ihrer Karriere bedeuten können.

Am 26. August 2010 spricht sie das Gericht schuldig wegen gefährlicher Körperverletzung an S. und wegen versuchter gefährlicher Körperverletzung an B. Gefährlich ist die Körperverletzung deshalb, weil eine HIV-Infektion grundsätzlich geeignet ist, das Leben des Opfers zu gefährden. Benaissa wird zu einer Bewährungsstrafe von zwei Jahren verurteilt und muss 300 Sozialstunden in einem Aids-Hospiz ableisten.

Schauen wir uns den Fall rechtlich einmal an. Ein Sexualdelikt kam hier nicht in Betracht. Auch wenn die Männer in Kenntnis der Infektion nicht mit ihr geschlafen hätten, das deutsche Sexualstrafrecht schützt vor Täuschungen nicht. Aber durch die Infektion hat sie ihren Sexualpartner S. körperlich geschädigt. Selbst wenn die Krankheit nicht gleich ausbricht, bereits durch die Infektion wird der Gesundheitszustand nachteilig verändert. Die Lüge spielt hier die entscheidende Rolle. Hätte sie S. über ihre Krankheit aufgeklärt und hätte er trotzdem ungeschützten Geschlechtsverkehr mit ihr vorgenommen, dann läge eine »eigenverantwortliche Selbstschädigung« vor. Wer eine Geschlechtskrankheit hat, der darf weiterhin auch riskanten Sex haben, er muss nur den anderen darüber aufklären. Der Infizierte trägt dann keine – rechtliche – Verantwortung mehr: Sein Partner kann frei entscheiden, ob er die Gefahr einer Ansteckung in Kauf nimmt oder nicht. Eine solch freie Entscheidung geht das Strafrecht nichts an.

S. wusste aber nichts von Benaissas Infektion. Dass er sich auf ungeschützten Geschlechtsverkehr einließ und sich um Verhütung nicht weiter kümmerte, reicht für eine eigenverantwortliche Selbstgefährdung nicht. Man muss nicht damit rechnen, dass der andere HIV-infiziert ist. Zwei weitere Fragen stellen sich in Fällen, in denen jemand eine Geschlechtskrankheit verschweigt. Das ist zum einen die der Kausalität, also: Ist es sicher, dass sich S. gerade bei Benaissa angesteckt hat und nicht bei jemand anderem? Das Gericht sah das als erwiesen an und stützte sich auf ein ärztliches Gutachten sowie die glaubhaften Aussagen von S., dessen weitere Partnerinnen nicht infiziert waren. Der zweite Punkt ist der des Vorsatzes. Es gibt Fälle, in denen HIV-Infizierte ihre Sexualpartner absichtlich anstecken. In Köln wurde ein Mann deswegen zu acht Jahren Freiheitsstrafe verurteilt, er infizierte vier Frauen, einer schrieb er sogar: »Viel Spaß mit HIV.« Ein Italiener gab die Krankheit sogar an 34 Frauen weiter, er wurde zu 24 Jahren Gefängnis verurteilt, eine Strafe, die in Deutschland gar nicht möglich wäre.

Bei Benaissa lagen die Dinge anders. Sie wollte ihren Partnern nicht schaden, sie log aus Scham oder aus Angst. Aber ein »Wollen« ist auch gar nicht notwendig, um eine vorsätzliche Körperverletzung anzunehmen. Für den Vorsatz genügt es, dass man sich einer Gefahr bewusst ist und den Schaden »billigend in Kauf nimmt«. Benaissa wusste um die Risiken einer Übertragung, schließlich hatte sie andere Partner darüber aufgeklärt. Und sie wusste auch, dass bereits einmaliger ungeschützter Geschlechtsverkehr zu einer Ansteckung führen kann. Sie nahm das hin, um nicht über ihre Infektion sprechen zu müssen.

Noch ein letztes kleines Rechtsproblem. Wenn ein HIV-Infizierter mehrmals Sex mit seinem Partner hat, so lässt sich im Nachhinein nicht sagen, bei welchem Mal die Krankheit übertragen wurde. Betrachtet man jeden Akt für sich, müsste es immer heißen: Es kann nicht eindeutig belegt werden, ob gerade an diesem Tag die Ansteckung erfolgt ist. Im Zweifel für den Angeklagten, also Freispruch? Für solche Konstellationen gibt es die sogenannte »Wahlfeststellung«. Der Angeklagte kann verurteilt werden, wenn feststeht, dass er in jedem Fall durch eine der verschiedenen Handlungen den Straftatbestand verwirklicht hat. Es muss dann nicht festgestellt werden, durch welche genau.

Und was ist mit B.? Bei ihm ist ja eigentlich »nichts passiert«, er hat sich nicht angesteckt. Strafbar ist die Lüge über die eigene Infektion trotzdem, nämlich als versuchte gefährliche Körperverletzung. Die Lüge gegenüber B. und S. war dieselbe, B. hatte einfach Glück. Wenn durch einen Zufall der Schaden ausbleibt, das Unrecht der Handlung aber in gleicher Weise besteht, dann verurteilen die Gerichte wegen des Versuchs. Zum Beispiel, wenn man auf jemanden schießt, ihn aber verfehlt. Das Strafmaß ist dann in der Regel geringer, das muss aber nicht sein.

Die Lüge über eine Geschlechtskrankheit kann man menschlich verstehen. Mit einer HIV-Infektion sind auch heute noch viele Vorurteile verbunden. Vielleicht möchten Betroffene selbst die Krankheit verdrängen und nicht über sie sprechen, vielleicht haben sie Sorge, ausgegrenzt und verlassen zu werden. Doch die Gefahr für den Sexualpartner ist einfach zu groß, die Infektion zu verschweigen ist mit Recht eine Straftat.



Lügen über sexuelle Handlungen: Stealthing

Auf Wikipedia heißt es: »Stealthing (von engl. stealth = List, Verstohlenheit, Heimlichtuerei) ist eine Form des Missbrauchs, bei der ein Sexualpartner sein Kondom heimlich und ohne Einwilligung des anderen Partners entfernt und anschließend Geschlechtsverkehr ausübt.«

So unglaublich es klingt: Stealthing ist ein neuer Trend. In Internetforen geben sich Nutzer gegenseitig Ratschläge für ein möglichst unauffälliges Abziehen des Kondoms. Sie bestärken einander darin, dass es das natürliche Recht eines Mannes sei, seinen Samen zu verteilen. Den Tätern geht es dabei nicht nur um ein intensiveres sexuelles Erlebnis, sondern auch um Machtausübung gegenüber dem ahnungslosen Opfer – das den Sex zwar wollte, aber nicht ohne Kondom.

Im Zuge meiner Recherchen zum Sexualstrafrecht habe ich mit einigen Frauen gesprochen, die sexuelle Übergriffe erlebt haben. Darunter auch Lydia, ihren Namen habe ich verändert, die selbst Stealthing erlebt hat. Wir treffen uns in einem Café in Berlin, ich möchte hören, was ihr passiert ist. Lydia ist Ende zwanzig, sie sieht gut aus und wirkt lebensfroh. Wir unterhalten uns ein wenig über ihr Studium und über die gemeinsame Bekannte, die den Kontakt vermittelt hat. Dann sprechen wir über die Nacht vor zwei Jahren, in der Lydia Opfer von Stealthing wurde. Sie muss an einigen Stellen des Gesprächs tief durchatmen, um nicht wütend zu werden.

Lydia lernt Dennis, auch seinen Namen habe ich verändert, über Tinder kennen. Sie schreiben sich Nachrichten, sind gleich auf einer Wellenlänge. Beide machen viel Fitness, achten auf ihre Ernährung und reisen gerne. Eine Woche nach ihrem virtuellen Kennenlernen verabreden sie sich in einem Park für einen Spaziergang. Sie verstehen sich so gut, dass sie danach noch Abendessen gehen. Als sie sich an der Bushaltestelle verabschieden, küssen sie sich. Abends schreibt Dennis noch eine Nachricht, er lädt Lydia für das nächste Wochenende zu sich nach Hause ein. So läuft es meistens, erzählt mir Lydia. Ein erstes Treffen, um zu sehen, ob man den anderen attraktiv findet. Wenn alles passt, verabredet man sich entweder schon beim zweiten, manchmal beim dritten Date zu Hause. Oft kocht man dann zusammen und schaut einen Film. Danach entscheidet sich, so berichtet mir Lydia, ob es dabei bleibt oder ob man weitergeht und Sex hat.

Mit Dennis läuft es gut, sie können sich wunderbar unterhalten, Lydia mag seinen Humor. Verliebt sei sie noch nicht gewesen, so schnell gehe das nicht. Dazu treffe man auch einfach zu viele Leute in zu kurzer Zeit. »Ich glaube, da hat sich durch Tinder viel verändert«, meint sie. »Man hat erst Sex, dann verliebt man sich vielleicht. Weil beide von Anfang an wissen, worauf die Begegnung hinauslaufen soll.« Noch während des Films küssen und streicheln sie sich, dann drückt Dennis auf die Pausen-Taste und beginnt, Lydia auszuziehen. Sie fragt ihn nach einem Kondom, Dennis geht darauf nicht ein, küsst sie weiter. Als sie nackt auf der Couch liegen, drückt sie ihn weg und verlangt, dass er jetzt ein Kondom holt. »Das war für mich überhaupt nicht verhandelbar«, erzählt Lydia. »Ich nehme die Pille nicht, ich will weder eine Geschlechtskrankheit bekommen noch von jemandem schwanger werden, den ich kaum kenne.« Dennis löst sich von ihr und geht ins Badezimmer. Sie meint, einen Widerwillen zu spüren, den sie nicht versteht. »Das müsste doch auch beides in seinem Interesse sein, oder?«, fragt sie mich. Er kommt zurück, hat ein Kondom in der Hand und zieht es über. Sie haben Sex, erst in der Missionarsstellung, dann dreht Dennis sie um, sie hat das Gefühl, dass es etwas dauert, bis er erneut in sie eindringt. Nach einigen Minuten hört sie ihn stöhnen, er bleibt kurz auf ihr liegen und steht dann auf. Als sie sich aufrichtet, spürt sie eine warme Flüssigkeit an ihrem Oberschenkel. »Ich bin völlig panisch geworden«, sagt Lydia. Sie sieht das Kondom neben dem Bett liegen und ruft nach Dennis. »Er hat mir dann erzählt, dass das Kondom gerissen sein müsse. Aber ich habe es mir gleich angesehen, es war völlig in Ordnung, da war kein Loch, gar nichts.« Lydia ist eine selbstbewusste Frau. Sie zeigt ihm das Kondom und schreit ihn an, sie glaubt ihm kein Wort. Dennis gibt klein bei. Er habe das Kondom beim Stellungswechsel abgezogen. Er möge das Gefühl auf der Haut nicht, er habe dann Erektionsschwierigkeiten und fühle fast nichts. Lydia ist außer sich. Sie packt ihre Sachen zusammen und rennt aus der Wohnung. Noch auf dem Heimweg ruft sie eine Freundin an und erzählt ihr, was passiert ist. Die rät ihr, sich sofort die Pille danach zu besorgen und in ein paar Wochen einen HIV-Test zu machen.

»Ich weiß gar nicht, was das Schlimmste war«, sagt Lydia. Die Sorge vor einer Ansteckung hat sie wochenlang beschäftigt, bis endlich der Test gemacht werden konnte und negativ war. »Aber vor allem war es dieser Übergriff, dass jemand etwas mit meinem Körper macht, was ich nicht wollte und was ich auch klar gesagt hatte.« Sie habe sich benutzt gefühlt, und es habe lange gedauert, bis sie wieder entspannt beim Sex war. Ich frage Lydia, wie es mit ihr und Dennis weitergegangen sei und ob sie Strafanzeige erstattet habe. Nein, sie habe gar nicht gewusst, dass sich Dennis möglicherweise strafbar gemacht habe. Den Begriff »Stealthing« kannte sie damals nicht. Sie habe ihm noch wütende Nachrichten geschrieben und ihn dann als Kontakt blockiert.

Lydia könnte noch immer Strafanzeige stellen, verjährt ist die Tat nicht. Aber sie möchte nicht vor Gericht. Wie viele Opfer von Sexualstraftaten hat sie Bedenken, ihr Sexualleben öffentlich erklären zu müssen. Das ist nachvollziehbar, aber natürlich ein Problem – im Zweifel machen die Täter weiter, wenn die Opfer schweigen. Im Fall von Lydia stellt sich aber noch ein weiteres Problem: Nicht alle Gerichte waren der Ansicht, dass das von ihr und anderen erlebte Stealthing überhaupt strafbar ist.

Ein für Betroffene abschreckendes Beispiel dürfte das Urteil des Amtsgerichts Kiel (38 Ds 559 Js 11 670/18) vom November 2020 sein. Der Angeklagte traf sich mit einer jungen Frau in deren Wohnung. Obwohl sie ihn wiederholt darauf hingewiesen hatte, dass für sie nur geschützter Geschlechtsverkehr in Betracht komme, entfernte er während des Aktes unbemerkt das Kondom. Im Prozess gestand der Angeklagte seine Tat und bezeichnete sein Handeln selbst als »triebgesteuert«. Die Staatsanwaltschaft fordert eine Haftstrafe von neun Monaten auf Bewährung und eine Geldstrafe von 200 Euro. Aber: Das Gericht spricht den Mann frei. Der Sex sei einvernehmlich erfolgt, und das deutsche Recht bestrafe List und Täuschungen nicht.

Ich halte die Entscheidung für falsch, sie wurde später auch aufgehoben. Das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung erfasst auch die Freiheit, über die Art und Weise der sexuellen Betätigung zu entscheiden. Lehnt ein Sexualpartner eine bestimmte sexuelle Handlung ab, so muss der andere die gesetzten Grenzen respektieren. Wenn also, und hier muss ich leider explizit werden, die Frau Vaginalverkehr zustimmt, Analverkehr aber ausdrücklich ablehnt, dann macht sich der Mann strafbar, der gleichwohl anal eindringt.

Wie ist es beim Stealthing? Das Opfer hatte dem Geschlechtsakt als solchem zugestimmt, aber nicht ohne Kondom. Ob Stealthing strafbar ist oder nicht, hängt also davon ab, ob Sex ohne Präservativ eine andere sexuelle Handlung darstellt als Sex mit Präservativ. Das kann man mit guten Gründen bejahen. Beim ungeschützten Geschlechtsverkehr passieren zwei Dinge, die bei der Verwendung eines Kondoms nicht eintreten. Zum einen berühren sich die Schleimhäute der Partner, es gibt einen direkten körperlichen Kontakt. Zum anderen kann es zu einem Samenerguss im Körper des anderen kommen. Sex ohne Kondom ist also ein »Mehr« an sexueller Handlung im Vergleich zu Sex mit Kondom. Hat die Frau ungeschützten Geschlechtsverkehr ausdrücklich abgelehnt, also »Nein« gesagt, macht sich der Mann durch das heimliche Abziehen wegen eines sexuellen Übergriffs strafbar.

So hat es auch das Amtsgericht Tiergarten in Berlin gesehen, in einem Fall, der sehr an Lydias Geschichte erinnert. Der Angeklagte war ein 36 Jahre alter Bundespolizist, der die zwanzig Jahre alte Polizeimeisteranwärterin M. über eine Dating-Seite kennengelernt hatte. Er stellte sich ihr mit falschem Namen vor und machte sich knapp zehn Jahre jünger. Bei einem ersten Treffen der beiden in der Wohnung des Angeklagten kam es zu sexuellen Handlungen. M. äußerte gegenüber dem Angeklagten mehrfach und mit Nachdruck, dass ein Geschlechtsverkehr für sie nur mit Kondom infrage komme. Der Angeklagte benutzte daher zunächst ein Präservativ. Nach einem Stellungswechsel zog er das Kondom jedoch von M. unbemerkt ab und vollzog den Geschlechtsverkehr bis zur Ejakulation. Ein späterer SMS-Austausch zwischen ihm und M. konnte beweisen, was geschehen war. Das Amtsgericht Tiergarten verurteilte den Bundespolizisten wegen eines sexuellen Übergriffs zu einer Freiheitsstrafe von acht Monaten, ausgesetzt zur Bewährung. Der Mann wehrte sich gegen die Verurteilung, im Berufungsverfahren wurde seine Strafe auf sechs Monate herabgesetzt, die anschließende Revision – dort findet keine weitere Beweisaufnahme, sondern nur eine Überprüfung des Rechts statt – hatte keinen Erfolg, es blieb bei dem Schuldspruch. Mittlerweile haben auch Gerichte in Freiburg und in Bonn eine Strafbarkeit von Stealthing bestätigt. Opfer haben also gute Chancen, dass das Gericht, sofern sich das Handeln beweisen lässt, zu einer Verurteilung kommt.

Lydia nickt, sie findet die Berliner Entscheidung richtig. Es sei doch etwas anderes, ob zwischen ihr und ihrem Partner eine Barriere durch das Kondom bestehe oder nicht. Aber ein anderer Punkt beschäftigt sie. Sie wollte vor allem nicht schwanger werden, ein Kind sei eine enorme Veränderung, und dazu sei sie nicht bereit gewesen, vor allem nicht mit einem Fremden, der offensichtlich ihre Entscheidungen nicht respektiert. Wie wäre es, fragt sie mich, wenn er behauptet hätte, zeugungsunfähig zu sein, obwohl das gar nicht stimmt? Wir erinnern uns an eine Szene aus der amerikanischen TV-Serie Desparate Housewives, in der der Ehemann die Verhütungspille seiner Frau gegen Dragées austauscht, damit sie von ihm schwanger wird. In beiden Fällen sind die Lügen der Männer nicht strafbar. Eine Schwangerschaft wird, trotz all der Strapazen, die sie mit sich bringt, überwiegend nicht als Körperverletzung angesehen. Die setzt nämlich einen »pathologischen Zustand« voraus. Und eine Schwangerschaft sei ein natürlicher und kein krankhafter Zustand. Ich meine aber, dass ein anderer Punkt hier wichtig ist. Das Ende der Schwangerschaft ist – jede Frau, die das erlebt hat, wird es bestätigen – immer mit erheblichen Schmerzen verbunden. Die natürliche Geburt ist ein äußerst schmerzhafter Vorgang und ein Kaiserschnitt ohne Frage eine Verletzung des Körpers. Denkbar wäre hier auch, dass die Frau abtreibt, das ist zweifellos ein schmerzhafter und invasiver Vorgang. Es wirkt etwas antiquiert, eine durch Täuschung herbeigeführte Schwangerschaft und Geburt nicht als Körperverletzung anzusehen – dass sie »natürlich« sind, ändert nichts daran, dass sie für die Frau erhebliche Schmerzen bedeutet. Lydia ist mit meiner Antwort zufrieden. Ob die Gerichte in einem solchen Fall aber auch wirklich wegen einer Körperverletzung verurteilen würden, ist schwer zu sagen.

Stealthing betrifft allerdings nicht nur Frauen. Im Mai 2022 verurteilt das Amtsgericht Bielefeld eine Frau wegen sexuellen Übergriffs auf ihren Geschlechtspartner. Die beiden, ich nenne sie Jana und Luis, leben in einer Wohngemeinschaft. Sie haben immer wieder Geschlechtsverkehr, sind aber kein Paar, denn Luis will keine feste Beziehung eingehen. Beim Sex verwendet er Kondome, er will auf keinen Fall Vater werden. Jana aber möchte Luis an sich binden. Heimlich sticht sie kleine Löcher in die noch verpackten Präservative, um von Luis schwanger zu werden. Der Plan geht nicht auf. Trotzdem schreibt Jana ihm in einer WhatsApp-Nachricht, dass sie ein Kind von ihm erwarte. Luis reagiert anders als von ihr erhofft: Er geht zur Polizei. Dort werden vier noch vorhandene Kondome untersucht – und die Manipulation entdeckt. Der Fall landet vor Gericht. Das Amtsgericht Bielefeld hat einen strafbaren sexuellen Übergriff mit wenigen Worten bejaht. Das Vorgehen der Frau müsse, so das Gericht, »dem sogenannten ›Stealthing‹, also dem heimlichen Abziehen des Kondoms während des Geschlechtsverkehrs, gleichgestellt werden.«181 Das Ergebnis klingt erst einmal gerecht: Beide Kondomlügen sind strafbar. Trotzdem ist die Entscheidung nicht überzeugend. Durch hauchdünne Löcher im Präservativ wird der Geschlechtsverkehr für den Mann kaum zu einer anderen sexuellen Handlung. Und das Gesetz knüpft die Strafbarkeit nun einmal daran, dass der Partner zu einer bestimmten sexuellen Handlung Nein gesagt hat.



Sollen wir Lügen des Sexualpartners bestrafen?

Täuschungen des Sexualpartners sind heute nur strafbar, wenn die Gesundheit des anderen beeinträchtigt wird oder wenn der Täter durch seine Manipulation eine sexuelle Handlung vornimmt, die der andere abgelehnt hat. Das Recht hat klare Defizite. Da man sich in der Eile des Gesetzgebungsverfahrens keine Gedanken über die Strafbarkeit von Täuschungen gemacht hat, sind auch einige eindeutig strafwürdige Lügen nicht erfasst.

Da ist zunächst die Verhütungslüge. Hier geht es um konkrete Risiken für den Partner, eine Geschlechtskrankheit oder eine ungewollte Schwangerschaft. Das sollte strafbar sein – unabhängig davon, ob durch die Manipulation zufällig auch eine andere, nicht konsentierte sexuelle Handlung vorliegt. Wer aber etwa die Verhütungspille gegen ein wirkungsloses Mittel austauscht, hat vom Gesetz nichts zu befürchten. Das muss geändert werden.

Bestraft werden sollten auch Täuschungen über die eigene Identität. Denken wir an den Fall von Alkmene, die eine Nacht mit dem Gott Zeus verbringt, weil der sich als ihr Ehemann Amphitryon ausgibt. Eine solche Identitätstäuschung gibt es nicht nur in griechischen Sagen, sondern auch in unserer Welt. In vielen anglo-amerikanischen Rechtsordnungen sind sie daher zu Recht strafbar. In Großbritannien zum Beispiel regelt der Sexual Offences Act 2003 in Section 76 ausdrücklich, dass es an der erforderlichen Zustimmung zu sexuellen Handlungen fehlt, wenn sich der Täter als eine dem Opfer »persönlich bekannte Person ausgegeben hat« (»the defendant intentionally induced the complainant to consent to the relevant act by impersonating a person known personally to the complainant«).

Nach deutschem Recht wäre die Identitätstäuschung, nimmt man den Wortlaut von Paragraf 177 des Strafgesetzbuchs ernst, hingegen nicht strafbar. Hat das Opfer den Geschlechtsverkehr mit dem Täuschenden nicht schon einmal abgelehnt, fehlt es an einem zum Ausdruck gebrachten entgegenstehenden Willen. Interessanterweise war das Recht früher anders. Bis zum September 1969 stand unter Strafe, eine verheiratete Frau durch die falsche Vorstellung, einen ehelichen Beischlaf zu vollziehen, zur Gestattung von Geschlechtsverkehr zu verleiten. Wer also vorgab, der Ehemann zu sein, machte sich strafbar. Damals ging es allerdings weniger um die sexuelle Selbstbestimmung der Frau, sondern um den Schutz der Ehre – vor allem der ihres Mannes.

Und noch ein Fall sollte gesetzlich geregelt werden: die Täuschung über den sexuellen Charakter einer Handlung. Denkbar ist das zum Beispiel bei einem Arzt, der gegenüber einer Patientin wahrheitswidrig vorgibt, die manuelle Stimulation ihres Genitals sei zur Behandlung der von ihr beschriebenen Symptome erforderlich. Die Patientin war sich aufgrund der Täuschung nicht darüber im Klaren, dass sie über ihr Recht auf sexuelle Selbstbestimmung verfügt; sie hat also zu keinem Zeitpunkt einer sexuellen Handlung zugestimmt – ihr aber auch nicht widersprochen, kein »Nein«, wie auch? Die Situation ist mit derjenigen einer schlafenden oder überraschten Person vergleichbar. Diese werden durch das Recht auch ausdrücklich im zweiten Absatz von Paragraf 177 geschützt, die Patientin hingegen nicht. Das Recht muss sich also ändern, die bestehende Vorschrift um eine Passage ergänzt werden, die den Täter bestraft, der »eine Person über den sexuellen Charakter der Handlung täuscht oder ihr vorspielt, dass er eine andere, ihr bekannte Person sei.«

Doch sollte das Recht vielleicht noch weitergehen und jede Täuschung des Sexualpartners unter Strafe stellen? Kann man von einem Menschen, mit dem man eine sexuelle Beziehung eingeht, nicht unbedingte Ehrlichkeit erwarten? Sollte es nicht verboten sein, einen anderen zu belügen, um mit ihm schlafen zu können?

Die Spielregeln des Kennenlernens haben sich durch das Online-Dating grundlegend verändert. Wir lassen uns auf unverbindlichere Kontakte ein, gehen sexuelle Beziehungen ein mit Personen, von denen wir nur ein selbst erstelltes Profil in einer App kennen. Laut einer Studie aus den USA machen achtzig Prozent der Nutzer falsche Angaben,182 sie lügen über Einkommen, Körpergröße oder Alter. Die Lüge ist in diesem System angelegt. Die wenigen Informationen entscheiden darüber, ob ein potenzieller Partner nach links oder nach rechts wischt. Liegt es da nicht nahe, sich ein oder zwei Jahre jünger zu machen, um nicht aussortiert zu werden? Eine Freundin erzählte mir von einer Bekannten, die seit drei Jahren einen falschen Geburtstag feiert, weil sie nicht wagt, ihrem Partner die Wahrheit zu sagen. Aber hätte sie nicht 36 statt 40 geschrieben, wäre sie ihm nicht einmal angezeigt worden, er hatte in seiner Suche »30 bisv39« eingestellt.

Verändern sich die Bedingungen für Wahrheit und Lüge, gibt es zwei Reaktionsmöglichkeiten. Die erste ist, Ehrlichkeit über Sanktionen einzufordern. Mit größeren Freiräumen und geringeren sozialen Kontrollen korrespondiert dann eine Schärfe in der Reaktion auf den Missbrauch der neuen Freiheit. Wer lügt, wird bestraft, zumindest wenn es zu sexuellen Handlungen auf dieser Grundlage kommt. Verbote und Strafe können Handeln lenken. Wenn ich weiß, dass mir ein Strafverfahren droht, überlege ich mir zweimal, ob ich etwas Falsches behaupte. Die Alternative ist Akzeptanz. Wir könnten hinnehmen, dass beim Kennenlernen gelogen wird, und unsere Erwartungen anpassen oder uns durch mehr Zweifel selbst schützen.

Es sprechen gute Gründe dagegen, Täuschungen für Sex umfassend unter Strafe zu stellen. Die Fälle aus Großbritannien und Israel haben deutlich gemacht, welche Probleme eine Bestrafung von Täuschungen aufwerfen. Die Schwierigkeit liegt, wie so oft, in der Grenzziehung. Stellen wir uns vor, eine Frau betrügt ihren Ehemann und hat dann weiter jahrelang mit ihm Sex. Sie weiß genau, dass ihr Partner sie verlassen – und nicht mehr mit ihr geschlafen – hätte, wenn sie die Wahrheit gesagt hätte. Soll nun deshalb jeder Geschlechtsverkehr der letzten Jahre ein sexueller Übergriff, gar eine Vergewaltigung sein? Wie ist es mit der Lüge, in den anderen wirklich verliebt zu sein? Sollen die Gerichte tatsächlich im Wege einer Beweisaufnahme feststellen, ob und wann der Partner noch Gefühle für den anderen hatte?

Das Recht kann Menschen nicht davor schützen, von anderen enttäuscht und hintergangen zu werden; solche Erfahrungen gehören – leider – zum Leben dazu. Für den Ehemann wird nicht der Geschlechtsverkehr das erlebte Unrecht gewesen sein, sondern der Betrug und die Lügen seiner Frau. Besonders problematisch an einem generellen strafrechtlichen Verbot von Lügen beim Sex wäre allerdings, dass damit die persönlichen Vorlieben und Einstellungen des jeweiligen Sexualpartners zum Maßstab der Strafbarkeit erhoben würden. Jeder Mensch hat das Recht, bei der Auswahl seiner Sexualpartner so viel zu diskriminieren, wie er oder sie möchte. Man darf sich dafür entscheiden, sexuelle Handlungen nicht mit Menschen anderer Religion, Ethnizität oder politischer Haltung vorzunehmen. Aber es ist etwas anderes, ob das Strafrecht diese Freiheit, andere zu diskriminieren, schützen sollte. Ein allgemeines strafrechtliches Täuschungsverbot führt also zu weit. Für unsere Gesellschaft ist es der größere Fortschritt, dass wir über »Playbooks« nicht mehr lachen.

Ohne Zweifel strafbar ist es, wenn der Täter K.-o.-Tropfen oder Betäubungsmittel einsetzt, um die Wehrlosigkeit seines Opfers für einen Missbrauch auszunutzen. Der Fall von Gisèle Pelicot, die jahrelang von ihrem Ehemann ohne ihr Wissen missbraucht wurde, hat Frankreich erschüttert. Zwischen 2011 und 2020 verbreichte Dominique Pelicot seiner Frau immer wieder Betäubungsmittel, nutzte ihre Bewusstlosigkeit aus, um sie zu vergewaltigen. Über ein Internetforum lud er weitere Männer dazu ein, sich an seiner Frau zu vergehen, dabei filmte er die Taten. Die Ermittler fanden 92 Aufzeichnungen von Vergewaltigungen durch 72 verschiedene Männer. Die besondere Grausamkeit des Falles liegt auch in der Dimension der Lüge: Eine fünfzig Jahre dauernde Beziehung, eine Ehe mit drei Kindern, das gesamte gemeinsame Leben erweist sich als Täuschung. Das französische Gericht verurteilte Dominique Pelicot zu zwanzig Jahren Freiheitsstrafe.

Ein solches Urteil wäre bei uns nicht möglich gewesen, die Höchststrafe liegt im deutschen Recht bei fünfzehn Jahren. Doch auch das deutsche Recht ist hier in Bewegung. Der Bundesgerichtshof entschied im Oktober 2024, dass K.-o.-Tropfen kein gefährliches Werkzeug seien – und damit nicht den höheren Strafrahmen von mindestens fünf Jahren auslösten.183 Die Entscheidung ist korrekt, nach dem Wortsinn können Substanzen keine Werkzeuge sein. Das Problem liegt hier im Gesetz, das den Einsatz von K.-o.-Tropfen nicht regelt. Für ein neues Phänomen brauchen wir neues Recht. Und die Politik reagiert: Das Land Nordrhein-Westfalen hat im April 2025 einen Gesetzentwurf im Bundesrat vorgestellt, der nun auch sexuelle Übergriffe, die mithilfe von Giften und gesundheitsschädlichen Stoffen begangen werden, härter bestrafen soll.

Ein zweiter Fall, in dem die Lüge bereits heute strafbar ist, wird unter dem Begriff »Cybergrooming« diskutiert. Viele Kinder und Jugendliche haben heute ungehinderten Zugang zum Internet, sie bewegen sich ohne enge Kontrollen auf Social Media, in Chaträumen oder auf Spielplattformen. Täter nutzen diese Foren, um mit Kindern in Kontakt zu treten. Sie gehen gezielt vor, geben sich als Gleichaltrige mit gleichen Interessen aus, hören aufmerksam zu, machen Komplimente. Nach und nach erschleichen sie sich das Vertrauen der Kinder und bitten dann um ein Treffen – oder um freizügige Bilder, die anschließend als Druckmittel für sexuelle Handlungen eingesetzt werden. Diese Kontaktanbahnung zu sexuellen Zwecken ist nach Paragraf 176b des Strafgesetzbuchs als »Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern« strafbar. Für die Strafbarkeit reicht es aus, wenn der Täter dem Kind mit der Absicht schreibt, es zu einem späteren Zeitpunkt zu sexuellen Handlungen oder zur Herstellung kinderpornografischen Materials zu bewegen. Von vielen Strafrechtlern wurde die Vorschrift kritisiert: Sie kriminalisiere ein Verhalten weit im Vorfeld des eigentlichen Übergriffs. Doch der frühe Zugriff ist notwendig, um gegen die Täter vorgehen zu können. Wenn die Kontaktaufnahme und das Bitten um Bilder oder Treffen straflos wäre, hätten die Behörden keine Handhabe.

Das Gesetz regelt übrigens noch eine weitere Lüge: In vielen Fällen sitzen auf beiden Seiten keine Kinder, sondern Erwachsene. Der Täter, der sich in einem Online-Spiel als Kind ausgibt, schreibt in Wahrheit mit einem Elternteil – oder mit Polizeibeamten, die im Internet ganz gezielt nach Cybergroomern suchen. Der Tatbestand setzt aber voraus, dass der Täter auf ein Kind einwirkt, also auf eine Person unter vierzehn Jahren. Wenn der Täter also mit einem verdeckt arbeitenden Polizisten kommuniziert, bliebe er straflos. Der Gesetzgeber hat diese Regelungslücke erkannt und zur Erfassung der »Scheinkind«-Fälle einen dritten Absatz eingefügt: Strafbar ist die Tat auch dann, wenn ihre Vollendung »allein daran scheitert, dass der Täter irrig annimmt, sein Einwirken beziehe sich auf ein Kind«.



Falschbeschuldigungen bei Sexualdelikten

Zur Wahrheit gehört auch, dass Lügen auf beiden Seiten vorkommen. Im Bereich der Sexualdelikte stehen wir häufig vor einer »Aussage gegen Aussage«-Konstellation. Der eine sagt aus, vergewaltigt worden zu sein, der andere bestreitet die Tat. Während der Beschuldigte, dem der sexuelle Übergriff vorgeworfen wird, lügen darf – er muss sich nicht selbst belasten und darf jede Schuld von sich weisen –, muss der Anzeigende die Wahrheit sagen. Wer einen anderen zu Unrecht beschuldigt, der macht sich strafbar. Eine solche Lüge wiegt besonders schwer; denn hier bedroht die Unwahrheit nicht nur das Ansehen der Person, sondern auch ihre Freiheit. Hat die Unwahrheit Erfolg, wird der Betroffene als Straftäter verurteilt, ihm wird ein Normbruch vorgeworfen, den er nicht begangen hat, bei schweren Taten kann eine Gefängnisstrafe verhängt werden. Wegen dieser drastischen Folgen der Lüge sieht das Recht für sie erhebliche Strafen vor. Die falsche Verdächtigung ist ein eigener Straftatbestand, der bis zu fünf Jahren Haft vorsieht. Und wenn der falsche Vorwurf vor Gericht wiederholt wird, dann macht sich der Lügner wegen Falschaussage oder, im Falle einer Vereidigung, wegen Meineides strafbar – das ist sogar ein Verbrechen, die Mindeststrafe ist ein Jahr Freiheitsentzug. Ist der Beschuldigte aufgrund der Lüge sogar ins Gefängnis gegangen, wie im Fall des Lehrers Horst Arnold (siehe Kapitel 8), kommt sogar eine Freiheitsberaubung in mittelbarer Täterschaft in Betracht; für die sieht das Gesetz Strafen bis zu zehn Jahren vor.

Wird der Vorwurf eines Sexualdelikts medial diskutiert – etwa weil der Täter eine bekannte Person ist –, steht fast automatisch die Frage im Raum: Und was, wenn das angebliche Opfer lügt? Auch wenn es nach einem Freispruch wegen Vergewaltigung meist nicht zu einer Anklage gegen die Aussagende kommt – so etwa bei Andreas Türck oder Jörg Kachelmann –, bleibt der Verdacht. Eindeutige Zahlen über die Häufigkeit von Falschbeschuldigungen bei Sexualdelikten gibt es nicht. Das liegt vor allem daran, dass die Wahrheit häufig nicht mit letzter Gewissheit aufgeklärt werden kann. Dann gilt sowohl für den Vorwurf der Vergewaltigung als auch für den Vorwurf der Falschbeschuldigung: in dubio pro reo, im Zweifel für den Angeklagten.

Die Wahrheit hat es bei Vorwürfen sexueller Übergriffe oft schwer. Die meisten Taten ereignen sich zwischen Personen, die einander kennen, bei ersten Treffen oder in bestehenden Beziehungen. In einigen Verfahren existieren Chatnachrichten, in denen der Täter gegenüber dem Opfer oder gegenüber Freunden den Missbrauch zugibt. In anderen Fällen finden die Ermittler Video- oder Fotoaufnahmen der Vergewaltigung, mit denen sich gerade jugendliche Täter gegenüber Gleichaltrigen brüsten. Doch das ist die Ausnahme. Sehr häufig steht es Aussage gegen Aussage, es gibt keine Zeugen und auch keine anderen Beweismittel. Selbst nachweisbare Spermaspuren helfen nicht weiter, wenn der Mann den Geschlechtsverkehr nicht bestreitet, sondern allein den Widerspruch des Opfers.

Ich spreche mit Simone Herberger, meiner Kollegin am Verfassungsgerichtshof. Sie war viele Jahre Leiterin einer Schwurgerichtskammer am Landgericht Chemnitz und auch mit Sexualdelikten befasst. Wir haben beide den Film Sie sagt. Er sagt., für den Ferdinand von Schirach das Drehbuch geschrieben hat, vorab gesehen. Der Film hat uns beiden gefallen, er zeigt die Schwierigkeiten von Ermittlungen bei sexuellen Übergriffen. Die Vorwürfe der Frau klingen glaubhaft, die Version des Mannes, ihrer früheren Affäre, allerdings auch. In einer Aussage-gegen-Aussage-Konstellation muss sich das Gericht nicht zwingend für einen Freispruch entscheiden. Es kann gute Gründe geben, der Aussage des Opfers zu glauben und die des Täters als Lüge zu bewerten. Richterinnen und Richter hören sich die Einlassungen sehr genau an, achten auf Widersprüche und Inkonsistenzen, in manchen Fällen helfen aussagepsychologische Gutachten.

Die Erfahrung hat auch Simone Herberger gemacht. Nur in Beziehungskonstellationen sei es für das Gericht oft schwer, die Wahrheit zu finden. Ganz ähnlich wie im Schirach-Film gibt es hier vielschichtige Verflechtungen und komplexe Emotionen, manchmal erleben die Beteiligten dieselbe Situation auch völlig unterschiedlich. Der Film endet offen. Meine Kollegin und ich teilen aber die Einschätzung, dass der Angeklagte hätte freigesprochen werden müssen. Wenn beide Geschichten plausibel sind und es keine weiteren Beweismittel gibt, müssen Zweifel bleiben, die einer Verurteilung entgegenstehen.

In den USA wurde im Zuge der #MeToo-Bewegung ein Slogan laut: »Believe women«. Auch in Deutschland wurden teilweise Forderungen nach einer Beweislastumkehr formuliert. Wer eines sexuellen Übergriffs beschuldigt wird, der müsse den Nachweis erbringen, die Tat nicht begangen zu haben. Das Anliegen hinter »Believe women« ist verständlich, wenn man sich in die Lage einer Frau versetzt, die einen sexuellen Übergriff erlebt hat, den Mut aufbringt, den Täter anzuzeigen, und sich dann dem Vorwurf ausgesetzt sieht zu lügen. Strafverfahren können für die Opfer sehr belastend sein, die Verteidigung greift – und das ist ihre Aufgabe – die Glaubwürdigkeit an, hinterfragt das Erlebte, und am Ende steht möglicherweise ein Freispruch. Das Opfer einer Vergewaltigung wird dadurch ein weiteres Mal zum Opfer, Wahrheit und Gerechtigkeit werden ihm versagt.

Doch trotzdem ist »Believe women«, also eine grundsätzliche Parteinahme für die anzeigende Frau, in einem Rechtsstaat nicht möglich. Unser Strafverfahren beruht darauf, dass wir den Beschuldigten so lange als unschuldig behandeln, bis wir ihm das Gegenteil haben nachweisen können. Nur dann ist es legitim, ihn mit dem Tadel einer Strafe zu belegen und ihm seine Freiheit zu entziehen. Der strafende Staat trägt die Beweislast. Dieses Prinzip umzukehren hieße, mit den Grundlagen eines rechtsstaatlichen Verfahrens zu brechen. Und wie soll sich ein Beschuldigter gegen den Vorwurf eines sexuellen Übergriffs hinter verschlossenen Türen auch anders verteidigen als mit der Beteuerung seiner Unschuld?

Dass Menschen zu Unrecht eines Sexualdeliktes bezichtigt werden, ist nicht der Regelfall, aber es kommt vor. Eine an meinem Lehrstuhl durchgeführte Studie zum Sexualstrafrecht kam zu dem Ergebnis, dass in 4 Prozent der untersuchten Verfahren wegen sexueller Übergriffe der Tatvorwurf erwiesenermaßen nicht der Wahrheit entsprach.184 In einer älteren Studie aus dem Jahr 2002 wurde beobachtet, dass in 4,8 Prozent der Strafverfahren wegen sexueller Nötigung und Vergewaltigung anschließend ein Ermittlungsverfahren gegen die Anzeigeerstatterin wegen falscher Verdächtigung eingeleitet wurde.185

Interviewstudien gehen hingegen von deutlich höheren Zahlen aus. In einer Studie der Soziologen Daniela Klimke und Andreas Blaimberger gaben die befragten Kriminalbeamten und -beamtinnen an, dass sie fünfzig bis neunzig Prozent der Vergewaltigungsvorwürfe für falsch hielten. Ein Beamter wird mit den Worten zitiert: »Ich sag’ mal, bei neunzig Prozent mindestens, wenn nicht noch mehr angezeigter Vergewaltigungen und Sexualdelikte, dass die gefaked sind, absolut.«186 Allerdings beziehen die Befragten hier auch Fälle ein, in denen die Anzeige erstattenden Frauen nicht bewusst logen, sondern die Tat falsch bewerteten: »Siebzig Prozent, die mit dem Gedanken hierherkommen, sie sind vergewaltigt worden, wo man aber feststellt, strafrechtlich wird es nicht für eine Vergewaltigung reichen.«187 Eine Studie aus Bayern von Erich Elsner und Wiebke Steffen kommt zu dem Ergebnis: »Alle Sachbearbeiter von Sexualdelikten sind sich einig, dass deutlich mehr als die Hälfte der angezeigten Sexualstraftaten vorgetäuscht werden. Viele angezeigte Fälle lassen zwar die Vermutung einer Vortäuschung bzw. falschen Verdächtigung zu, berechtigen jedoch nicht zu einer entsprechenden Anzeige.«188 Das alles sind Eindrücke und keine Wahrheiten. Aber sie führen dazu, dass das Phänomen falscher Verdächtigungen im Bereich der Sexualdelikte nicht ignoriert werden kann.

In keinem anderen Deliktsfeld wird Anzeigenden so häufig eine Lüge unterstellt – oder zumindest für möglich gehalten. Der Grund dafür dürfte darin liegen, dass viele Sexualdelikte in bestehenden Beziehungen stattfinden, also in einem Geflecht von Emotionen, Wünschen und Enttäuschungen. Hier gibt es andere Belastungstendenzen, also mögliche Motive für falsche Beschuldigungen, als gegenüber unbekannten Personen. Untersuchungen zeigen verschiedene Gründe, die Menschen zu einer Falschbelastung bewogen haben. Sexualstraftaten werden behauptet, um die moralische Verantwortung für eine freiwillige sexuelle Handlung nicht tragen zu müssen. Hier wird gegenüber Eltern oder Lebenspartnern behauptet, der Sexualverkehr sei gegen ihren Willen erfolgt. In diesen Fällen erstatten häufig nicht die Betroffenen selbst Anzeige, sondern ihr Umfeld. Die Mühlen der Justiz beginnen zu mahlen, die Lüge wird aus Scham aufrechterhalten, und die Unwahrheit entwickelt eine Eigendynamik. Das angebliche Opfer rutscht dann immer tiefer in die Lüge und findet keinen Weg zurück, ohne Familie oder Partner zu enttäuschen.

Eine andere Motivation ist Wut. Sie entsteht dann, wenn Beziehungen enden oder die erhoffte Partnerschaft nicht eingegangen wird. Wer tief verletzt wurde, kann den Impuls verspüren, das erlittene Leid zu vergelten. Die Falschbeschuldigung kann ein vergleichsweise rationaler Akt der Rache sein, aber häufiger wird sie aus dem Gefühl heraus entstehen, tatsächlich verletzt worden zu sein – wenn auch nicht im Sinne des Strafrechts. Emotionale Verletzungen durch eine abrupte Trennung, enttäuschte Erwartungen oder einen Betrug des Partners können schwer zu verkraften sein, eine ursprünglich freiwillige sexuelle Handlung rückbetrachtend als ungewollt erlebt werden. Hier greifen erneut Neutralisierungstechniken: Der andere hat vielleicht keine Tat nach dem Strafgesetzbuch begangen, aber er hat die Liebe und das Vertrauen des Partners missbraucht. Da seelische Grausamkeit in Deutschland nicht strafbar ist, wird ein anderer Vorwurf erhoben, der Vergeltung ermöglicht: körperlicher statt emotionaler Missbrauch.

Simone Herberger berichtet mir noch von einem anderen Phänomen. In Sorgerechtsstreitigkeiten werden immer wieder Vorwürfe gegen den Partner erhoben, Kindesmissbrauch, sexualisierte oder körperliche Gewalt gegen die Ehefrau. Hier haben es die Gerichte besonders schwer. Sie müssen den Schäden häuslicher Gewalt entgegenwirken und Kinder schützen, gleichzeitig ist die Belastungstendenz hier naheliegend.

Der Vorwurf eines Sexualdelikts klebt an dem Betroffenen wie Pech. Selbst ein Freispruch hilft nicht immer, schließlich bleiben in einer Aussage-gegen-Aussage-Konstellation meist Restzweifel. Denn das Gericht bescheinigt dem Angeklagten in der Regel nicht, dass er die Tat nicht begangen hat, sondern dass sie ihm nicht mit Gewissheit nachzuweisen ist. Karrieren können auf diese Weise zerstört werden, gerade bei Personen, die wie Türck oder Kachelmann in der Öffentlichkeit stehen.

Das Strafverfahren ist ein guter Ort für die Wahrheitsfindung, deutlich besser als die Medien, in denen Schuld und Unschuld prominenter Personen im Vorfeld verhandelt werden. Doch bei Sexualdelikten geraten Gerichte nicht selten an ihre Grenzen. Das neue Sexualstrafrecht verlangt keinen Gewalteinsatz, ein »Nein« genügt. Kommunikationsprozesse zwischen zwei Personen hinter verschlossenen Türen zu rekonstruieren ist für Richterinnen und Richter oft kaum möglich. Kann die Situation nicht sicher aufgeklärt werden, bleibt es beim Freispruch für den Angeklagten. Alles andere ist in einem Rechtsstaat nicht denkbar. Und es ist auch richtig, um einen Angeklagten vor falschen Beschuldigungen, die es geben kann, zu schützen. In einem Interview zum Schirach-Film wurde ich gefragt, ob man einer Frau, die einen sexuellen Übergriff durch ihren Partner erlebt hat, mit gutem Gewissen zu einer Anzeige raten kann. Mein erster Impuls war ein klares Ja. Schließlich werden Vergewaltigungen nur dann als gesellschaftliches Problem gesehen, wenn sie von den Opfern auch sichtbar gemacht werden. Und nur bei einer Anzeige besteht die Möglichkeit, dass der Täter zur Rechenschaft gezogen wird. Bei längerem Nachdenken kam ich allerdings ins Zweifeln. Im Schirach-Film zerbrach die Ehe der Anzeigenden. Sie bekam Hassbotschaften, ihr Intimleben wurde in den Medien diskutiert. Der Preis für die Chance auf Wahrheit kann hoch sein.


Fazit

Wie schützen wir die Wahrheit?

 

Wir leben in einem neuen Zeitalter der Lüge. Die Bedrohung der Wahrheit wird in Zukunft neue Dimensionen erreichen. Künstlicher Intelligenz wird es immer besser gelingen, in kürzester Zeit täuschend echte Inhalte zu erzeugen. Deepfake-Videos werden von realen Aufnahmen kaum noch zu unterscheiden sein, manipulierte Bilder nicht mehr von Originalen. KI generierte Bots werden in der Lage sein, so individuell zu kommunizieren wie ein menschlicher Gesprächspartner. In den falschen Händen sind diese Technologien höchst gefährlich. Sie können gezielt eingesetzt werden, um eine Regierung zu destabilisieren oder eine Opposition zu schwächen, um Ängste zu schüren oder Risiken zu leugnen, um einen Krieg zu rechtfertigen oder um Kriegsverbrechen vorzutäuschen.



Lügen bedrohen unsere Gesellschaft auf vier Wegen

Wird Unterschiedliches für wahr gehalten, erodiert erstens der rationale gesellschaftliche Diskurs- und Entscheidungsprozess. In einer pluralen Gesellschaft setzt der fruchtbare Austausch kontroverser ethischer und politischer Positionen eine gemeinsame Tatsachenbasis voraus. Alternative Fakten schaffen jedoch alternative Realitäten. Auf Grundlage unterschiedlicher Gewissheiten über die gesellschaftliche Wirklichkeit ist eine Annäherung kaum mehr denkbar. Gehen wir von verschiedenen Wahrheiten etwa über den Klimawandel, die Kriminalitätsbelastung oder die Folgen einer Viruserkrankung aus, können wir einander nicht erreichen – und werden selten Lösungen finden, die für beide Seiten nachvollziehbar sind. Der Eindruck, die jeweils andere Seite leugne Realitäten und Fakten, bereitet Frustration und Hass den Boden. Diskussionen werden mit Wut geführt – oder gar nicht mehr. Unwahrheiten vertiefen also die Gräben zwischen den politischen Lagern, vergiften die Diskussionskultur und relativieren Wahrheiten zu bloßen Möglichkeiten.


Wird eine Lüge für wahr gehalten, entstehen zweitens falsche Vorstellungen von Menschen, Ereignissen und Erkenntnissen. Lügen können dabei bewusst eingesetzt werden, um anderen zu schaden. Durch falsche Anschuldigungen, Cybermobbing oder Fake Porn können Unwahrheiten über eine Person verbreitet werden, die deren Bild im sozialen Umfeld oder der Öffentlichkeit beeinflussen.

Auf der Grundlage falscher Prämissen werden zudem falsche Entscheidungen getroffen. Getäuschte investieren ihr Geld in marode Unternehmen, übergeben Betrügern ihre Kontodaten oder überweisen hohe Beträge an einen vermeintlich in Not geratenen Enkel oder Geliebten. Die Schäden für die Wirtschaft und für den Einzelnen sind hoch. Andere lassen aufgrund einer Lüge sexuelle Handlungen zu, die sie nicht wollen oder ohne sich vor Krankheiten zu schützen. Lügen treffen den Einzelnen und sie gefährden die Gesellschaften. Mit Lügen werden Kriege begonnen, Wahlen beeinflusst oder Eingriffe in Freiheitsrechte begründet. Fake News werden bewusst eingesetzt, um andere zu verleumden, Konflikte aufzuheizen oder die Öffentlichkeit zu verunsichern. Social Bots, die sie teilen, liken und kommentieren, lassen die Falschmeldung glaubhaft erscheinen und zeichnen ein verzerrtes Bild der öffentlichen Stimmung.


Wird nichts mehr für wahr gehalten oder niemandem geglaubt, dann verlieren wir drittens das Vertrauen in demokratische Institutionen – und ineinander. So führen etwa Berichte über Falschbeschuldigungen bei Sexualdelikten oder rassistischen Beleidigungen dazu, dass sich auch die wahren Opfer stets Zweifeln ausgesetzt sehen. Und wer durch einen Betrug finanziellen oder emotionalen Schaden erlitten hat, wird danach oft anders durch die Welt gehen als zuvor, vorsichtiger und misstrauischer.

Für eine Demokratie besonders gefährlich ist es, wenn Zweifel an der Glaubwürdigkeit von Politik, Justiz und Medien entstehen. Das geschieht zunächst durch bewusste Angriffe auf die Wahrheit: Die Zuschreibung falscher Zitate an Politiker, die Verzerrung von Gerichtsentscheidungen oder die Kritik an der »Lügenpresse« sollen die Institutionen diskreditieren und ihnen die Relevanz im Diskurs nehmen. Die Folgen von Medienskepsis und Politikverdrossenheit können gravierend sein. Durch den Wegfall der Glaubwürdigkeit etablierter Institutionen entsteht eine Orientierungslosigkeit, die Menschen dazu bringt, sich von den als verlogen empfundenen Systemen ab- und alternativen Angeboten zuzuwenden.

Schaden nehmen können Institutionen allerdings nicht nur durch Lügen von außen, sondern auch durch den eigenen Umgang mit der Wahrheit. Falsche Reportagen, halbwahre Erklärungen von Kriminalitätsstatistiken, Verharmlosungen von Impffolgen oder ungeprüfte Berichte über angebliche Kriegsverbrechen kosten Vertrauen. Dasselbe gilt für Wahlversprechen. Wer nach einer gewonnenen Wahl das Gegenteil von dem tut, was er im Wahlkampf angekündigt hat, der sägt an der Glaubwürdigkeit der Politik und bereitet radikalen Parteien den Boden.

Politiker können durch Gesetze unser Zusammenleben gestalten, die Medien prägen das öffentliche Meinungsbild; sie sind daher in besonderer Weise für Transparenz und Wahrhaftigkeit verantwortlich.


Wird auf die Lüge mit falschen Wahrheitsansprüchen reagiert, droht viertens eine Verengung des für die Wahrheitsfindung essenziellen freien Diskursraums. Diese Gefahr der Lüge ist indirekter und subtiler. Die Unwahrheit verleitet uns zu Gegenreaktionen, die ihrerseits die Suche nach wahren Antworten gefährden. Fake News rufen Widerspruch hervor. Dabei besteht allerdings die Gefahr, das Maß zu verlieren und damit dieselben Fehler zu begehen wie diejenigen, die man für ihren Umgang mit der Wahrheit kritisiert. Der Impuls ist naheliegend: Eine Unwahrheit wird verbreitet, als Reflex darauf wird das Gegenteil behauptet. Aber die richtige Reaktion auf eine Überzeichnung ist nicht die Untertreibung, nicht der Gegenpol, sondern die Mitte. Nur wenn man sich gesellschaftlichen Fragen ohne Ideologie in die eine oder die andere Richtung annähert, kann eine wahrhaftige Auseinandersetzung gelingen, und nur dann können tragfähige Lösungen entwickelt werden. Anderenfalls bilden sich konträre Lager, die einander – durchaus zu Recht – keinen Glauben schenken und zwischen denen kaum mehr zu vermitteln ist.

Ein weiterer, gewichtiger Aspekt tritt hinzu: Je mehr Fake News verbreitet und Fakten bestritten werden, desto entschiedener werden absolute Wahrheiten eingefordert. Dabei kann leicht übersehen werden, dass es auch in wichtigen Fragen häufig mehr als eine Wahrheit gibt – und nicht nur eine Sichtweise auf sie. Eine Gesellschaft muss und kann aushalten, dass die Dinge oft ambivalent sind und Erkenntnisse revisionsoffen, dass wir mit Möglichkeiten operieren und nicht mit Gewissheiten. Gerade weil die Wahrheit ein so wichtiges Gut ist, sollten wir um ihre Grenzen wissen und zurückhaltend damit sein, was wir als Wahrheit bezeichnen. Die Wahrheit muss also nicht nur vor der Lüge verteidigt werden, sondern auch vor denjenigen, die meinen, im Besitz der absoluten Wahrheit zu sein.


Wie können wir nun den neuen Gefahren durch Fake News, durch Social Bots und künstliche Intelligenz begegnen? Das Recht, die demokratischen Institutionen, die Medien und wir Bürgerinnen und Bürger haben Mittel, um der Unwahrheit etwas entgegenzusetzen.



1. Neue Strafvorschriften schaffen

Eine »Diktatur der Wahrheit«, in der alles verboten wird, was nicht wahr ist, kann schon deshalb nicht wünschenswert sein, weil es die eine, objektive Wahrheit viel seltener gibt, als wir oft meinen. Die Suche nach Wahrheit ist schwierig, wir versuchen sie durch Forschung, durch Diskurs und durch Gerichtsverfahren zu finden. Jede Methode hat ihre Grenzen, sie leiden unter Subjektivität, Manipulation oder Wahrnehmungsverzerrungen. Gleichwohl führt kein Weg daran vorbei, den neuen Herausforderungen für die Wahrheit auch mit den Mitteln des Rechts zu begegnen: Regulierung und Bestrafung.

Das deutsche Strafrecht hinkt den neuen Risiken noch hinterher. Das Gesetz aus dem 19. Jahrhundert ist nicht für einen Kampf gegen Lügen und Fake News in der digitalen Welt gerüstet. Noch fehlt es an einer intensiven wissenschaftlichen und kriminalpolitischen Auseinandersetzung mit der Frage, welche Lügen in welchen Zusammenhängen unter Strafe gestellt werden sollten – und welche Unwahrheiten wir hinnehmen, um den freien Diskurs nicht unter das Damoklesschwert der Strafbarkeit zu stellen.

In diesem Buch wurden verschiedene Vorschläge für Reformen unterbreitet. Folgende Fake News sind für unsere Gesellschaft derart riskant, dass ein Verbot sinnvoll erscheint: Das betrifft Falschinformationen, mit denen Panik ausgelöst oder die Öffentlichkeit in Notstandssituationen verunsichert werden soll. In Ruhe diskutieren müssen wir, ob wir bewusste Täuschungen und Falschinformationen im Wahlkampf strafrechtlich ahnden können und wollen. Eine Erweiterung des Strafrechts hat auch den Vorteil, dass sie die Mechanismen des Digital Services Act auslösen. Nur wenn Beiträge gegen Gesetze verstoßen, müssen Online-Plattformen auf ihre Meldung durch Nutzer reagieren und finanzielle Sanktionen befürchten. Gleichzeitig muss bei jeder Erweiterung des Strafrechts die Gefahr politischer Instrumentalisierung mitgedacht werden. Strafvorschriften müssen so bestimmt formuliert werden, dass sie in der Praxis nicht zu einer unzulässigen Verkürzung der Meinungsfreiheit führen.


Aber auch im privaten Bereich muss das Recht auf die neuen Gefahren Antworten finden:


•Sexualisierte Deepfakes sollten mit einer eigenen Strafvorschrift erfasst werden, um das spezifische Unrecht dieser Taten als Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung der Opfer deutlich zu machen.

•Das Sexualstrafrecht gehört auch mit Blick auf Täuschungen auf den Prüfstand; dazu zählen vor allem Täuschungen über die Identität, über Geschlechtskrankheiten, über die Natur sexueller Handlungen und über Verhütung. Der Einsatz von K.-o.-Tropfen sollte gesetzlich geregelt werden und zu höheren Strafen führen.

•Für das Cybermobbing sollte der Gesetzgeber eine eigenständige Regelung formulieren. Lügen sind ein typischer Bestandteil von Mobbingkampagnen; zwar lassen sich einige Handlungen bereits nach geltendem Recht als Verleumdung bestrafen. Doch die punktuelle Sanktionierung einzelner Äußerungen vernachlässigt das Unrecht, das gerade durch die Summe der Angriffe entsteht.

•Lügen im Bewerbungsverfahren sollten unabhängig vom Nachweis eines Vermögensschadens als Anstellungsbetrug strafbar sein.

•Kopien und Scans ersetzen heute zunehmend Originale, ihre Richtigkeit sollte vom Tatbestand der Urkundenfälschung erfasst werden.



2. Künstliche Intelligenz stärker kontrollieren

Ein besonders wichtiger Aspekt ist der Umgang mit KI. Imitationen bedrohen die Wahrheit: Social Bots können sensible Daten abfangen und Wähler beeinflussen, falsche Bilder die öffentliche Stimmung aufheizen und Deepfakes Politiker diskreditieren. Wir müssen hier in erster Linie Selbstschutz betreiben und offen über die Risiken der Technik für die Wahrheit sprechen. Doch auch das Recht muss eingreifen. Der AI Act der EU schlägt hier den richtigen Weg ein. Wenn KI mit Menschen kommuniziert oder von KI generierte Inhalte veröffentlicht werden, dann müssen sie als solche gekennzeichnet werden. Der Einsatz von KI kann ein Gewinn für die Gesellschaft sein; aber nur solange wir Mensch und Maschine unterscheiden können. Verstöße gegen Kennzeichnungspflichten für Bots und Deepfakes müssen, auch gegenüber Plattformbetreibern, spürbare Sanktionen zur Folge haben.

So gefährlich die neuen technischen Möglichkeiten für die Wahrheit sein können – sie können uns auch helfen, Lügen zu identifizieren. Wir müssen sicherstellen, dass die Technologie nicht nur gegen, sondern vor allem für die Wahrheit arbeitet. Wir brauchen Forschung, um KI besser zu verstehen und um Instrumente zu entwickeln, die Fake News und Manipulationen schneller und verlässlicher aufdecken. In den letzten Jahren sind in Deutschland neue Projekte wie noFake oder DeFaktS entstanden, die genau das versuchen. Wissenschaftler verschiedener Universitäten entwickeln KI-gestützte Assistenztools, die Desinformation schnell erkennen können. Die Systeme automatisieren die Sichtung großer Datenmengen und sortieren verdächtiges Text- und Bildmaterial, gleichen es mit bestehenden Informationen ab und dokumentieren Verbreitungswege. Am Ende muss jedoch ein Mensch entscheiden, welche der vorgeschlagenen Inhalte tatsächlich Fakes sind. Denn auch das ist ein Risiko: eine Aussage als Unwahrheit zu bezeichnen, die tatsächlich nur eine andere Sicht oder eine kritische Darstellung enthält.

Andere Projekte trainieren eine KI so, dass sie die für Fake News charakteristischen Faktoren erkennen kann, etwa eine bestimmte emotionale Sprache. Je mehr die KI mit Falschinformationen gefüttert wird, desto besser erkennt sie Muster. In einer App kann die KI Nutzern helfen, Inhalte zu überprüfen. Entscheidend ist auch hier, dass die KI tatsächlich nur mit Fake News trainiert wird – und ihr nicht lediglich überspitzte oder unliebsame Positionen als Unwahrheiten angezeigt werden. Und auch im Strafverfahren sollten wir uns – mit der gebotenen Vorsicht – neue Analyseverfahren zur Wahrheitsfindung zunutze machen. KI soll den Menschen nicht ersetzen, kann ihm aber bei der Aufdeckung von Lügen unterstützen.



3. (Soziale) Medien strenger regulieren

Informationsbeschaffung über Social Media ist höchst ambivalent. Die Netzwerke ermöglichen es, eine breite Palette an Perspektiven zu erhalten, Nachrichten- und Meinungsangebote werden diverser. Das ist nicht nur in Ländern ohne freie Presse ein Gewinn. Auch dann, wenn die Medien einseitig berichten und nicht alle Sichtweisen abdecken, können soziale Netzwerke ein Gegengewicht schaffen. In der Corona-Pandemie etwa haben es viele Menschen als Erleichterung empfunden, dass über Social Media auch Personen zu Wort gekommen sind, die ihre Einschätzung der Lage und ihre Sorgen zum Ausdruck brachten.

Gleichzeitig wird die Kommunikation in den sozialen Medien immer mehr zum Problem. Die Wahrheit tritt in den Hintergrund, Fake News und Deepfakes können weitgehend ungehindert verbreitet werden und Social Bots täuschen menschlichen Austausch vor.

Die Nähe großer Plattformbetreiber zur Politik macht diese Entwicklung noch riskanter. Es verschwimmen die Grenzen zwischen Staat und Medien, es entsteht eine gefährliche Akkumulation von Macht, Geld und Einfluss. Die Netzwerke drohen ihre Rolle als Gegenpol zur staatlichen Macht zu verlieren und werden stattdessen zu Sprachrohren der vom Betreiber unterstützten politischen Parteien. Damit wird die Bereitschaft sinken, Falschinformationen, die diesen Parteien nützen, klar als solche zu benennen – und von der Plattform auszuschließen. Im Gegenteil: Es droht, dass Social Media genutzt werden, um erwünschte politische Parteien oder Personen durchzusetzen. Eine solche Einflussnahme – intransparent und vorbei an den Reglementierungen für Parteispenden – ist für eine unabhängige Demokratie gefährlich, gerade wenn sie aus dem Ausland gesteuert wird.

Vor diesem Hintergrund kann auf eine Regulierung der Plattformen nicht verzichtet werden. Gerade auf europäischer Ebene muss auf eine Risikobewertung und -minimierung durch Plattformbetreiber gepocht werden. Durch empfindliche Sanktionen kann erreicht werden, dass Anbieter ihre Verantwortung ernst nehmen und insbesondere Einflüsse ausländischer Akteure auf Wahlen unterbinden. Mit Blick auf Fake News ist der Digital Services Act allerdings nur dann anwendbar, wenn das deutsche Recht die jeweiligen Inhalte verbietet. Deshalb sollten auch freiwillige Faktenchecks weiterhin gefördert werden, die zur Meldung und Löschung unwahrer Beiträge führen. Um dabei Eingriffe in die Meinungsfreiheit gering zu halten, muss die Arbeit von Faktenchecks allerdings deutlich zurückhaltender und neutraler erfolgen als bisher. Wenn im Gewand der Wahrheitsprüfung unliebsame Meinungen angeprangert werden, dann verlieren offizielle Stellen genau das Vertrauen, das sie dringend zurückgewinnen müssen. Für Faktenchecker muss gelten, dass sie allein Tatsachen und nicht Haltungen überprüfen, dass sie sich in Fällen epistemischer Ungewissheit zurückhalten und mögliche Erklärungsansätze nicht vorschnell diskreditieren und – vor allem – dass sie vollkommen unpolitisch sind.

Viele Menschen wandern in die sozialen Netzwerke ab, weil die Leitmedien ihre Positionen nicht abbilden, weil sie als politisch einseitig wahrgenommen werden und nicht mehr als Kontrollinstanz staatlicher Entscheidungen. Glaubwürdigkeit gewinnt man nicht durch Einseitigkeit. Gerade der öffentlich-rechtliche Rundfunk muss seinen Auftrag ernst nehmen, die Gesellschaft in ihrer ganzen Bandbreite anzusprechen. Wenn etwa zu einem Schlagabtausch vor den Wahlen – absichtlich oder versehentlich – ganz überwiegend Unterstützer politisch linker Positionen als Zuschauer eingeladen werden, dann zeichnet das in der Wahrnehmung der Öffentlichkeit ein verheerendes Bild von der Ausgewogenheit, Verlässlichkeit und Ehrlichkeit der Öffentlich-Rechtlichen. Das gilt auch und erst recht für die Berichterstattung. Journalisten müssen auf dem Boden des Grundgesetzes stehen und sollen dessen Werte verteidigen. Über diese engen Grenzen hinaus aber brauchen wir weniger Haltungsjournalismus und eine größere Offenheit für unterschiedliche politische Positionen. Anderenfalls verlieren sie ihre Rolle als Informationsvermittler für die gesamte Gesellschaft und drängen diejenigen, die sie ausschließen, in alternative Nachrichtenangebote.



4. Medienkompetenz verbessern

Dass in den Sozialen Medien Fake News und Verschwörungstheorien verbreitet werden, lässt sich nicht verhindern, weder durch Verbote noch durch Sanktionen. Wir müssen daher auch auf Selbstschutz bauen und vorsichtiger werden im Umgang mit angeblichen Zitaten, einseitig geframten Nachrichten und manipulierten Bildern. Dafür benötigen wir Medienkompetenz, also die Fähigkeit, verantwortlich und reflektiert mit Medieninhalten umzugehen. Schon hier liegt ein verbreitetes Missverständnis. Auf einem Elternabend in der Grundschule meiner Kinder wurde über die Nutzung von Computerspielen in der Hortbetreuung diskutiert. Einige Eltern sahen das, so wie ich auch, kritisch. Viele Kinder spielen schon zu Hause stundenlang, das sollte nicht auch noch in der Schule stattfinden, wo es genug Alternativen und Freunde zum Spielen gibt. Doch die Mehrheit der Eltern hielt dagegen: Man müsse mit der Zeit gehen, und Kinder sollten schließlich »Medienkompetenz« erlernen.

Es ist ein fataler Fehler zu glauben, dass Mediennutzung und Medienkompetenz dasselbe seien. Medienkompetenz ist weit mehr als ein Beherrschen der Technik, sie erfordert eine kritische Auseinandersetzung mit den Gefahren der Digitalisierung. Mediennutzung setzt Medienkompetenz voraus, sie schafft sie nicht.

In Deutschland könnte es um die Medienkompetenz besser bestellt sein. Auf dem europäischen Media Literacy Index 2023 steht Deutschland auf Platz elf – das ist nicht schlecht, aber doch weit entfernt von Ländern wie Finnland oder Dänemark.189 In Finnland befinden sich Medienkompetenz und kritische Medienreflektion seit Langem auf dem Lehrplan. Im Mathematikunterricht etwa werden Manipulationen von Statistiken erklärt, in den Sprachfächern wird der Unterschied zwischen faktenbasierten und propagandistischen Texten zum Thema gemacht.190

Aber haben wir all das nicht auch in deutschen Schulen? Im Strategiepapier der Kultusministerkonferenz »Bildung in der digitalen Welt« wird etwa das kritische Reflektieren von Informationsangeboten und der eigenen Mediennutzung als zu vermittelnde Kompetenz genannt.191 Ich schaue mir exemplarisch den Rahmenlehrplan B für die gymnasiale Oberstufe in Berlin-Brandenburg an, der fächerübergreifende Kompetenzen festlegt, die Schüler im Laufe ihrer Schulzeit erwerben sollen.192 Dazu gehört auch die »Medienbildung«. Sie wird unterteilt in verschiedene Subdimensionen, eine davon heißt »Analysieren und Reflektieren«. In diesem Kapitel werden wichtige Ziele für den Umgang mit Medien formuliert, etwa: »Die Schülerinnen und Schüler kennen und analysieren Gestaltungsmittel digitaler Medienangebote und sind fähig, sie zu bewerten. Sie analysieren und hinterfragen die interessengeleitete Setzung, Verbreitung und Dominanz von Themen (z. B. durch Meinungsbildung, Meinungslenkung, Manipulation) und beurteilen diese im Kontext der digitalen Umgebung.«

Oder: »Darüber hinaus können sie die Rolle von digitalen Medien für die politische Meinungsbildung und Entscheidungsfindung analysieren und beurteilen (z. B. durch das Analysieren von Mechanismen, die zur Verbreitung von Falsch- und Desinformationen beitragen) und sind in der Lage, entsprechende digitale Medien dafür zu nutzen (z. B. durch das Prüfen der Glaubwürdigkeit von Nachrichten durch Nutzung unterschiedlicher Quellen).«

Also alles gut?

Ich spreche mit einem Lehrer an einem Berliner Gymnasium. Andreas beschäftigt sich selbst viel mit Social Media, das Thema ist ihm wichtig. Ich zeige ihm den Rahmenlehrplan für fächerübergreifende Kompetenzen, und Andreas winkt ab. »Die meisten Lehrerinnen und Lehrer haben da noch nie reingeschaut. Wir haben ja noch die Rahmenlehrpläne für unsere eigenen Fächer.« Ich weiß aus meinem eigenen familiären Umfeld, wie viel Lehrer neben ihrem eigentlichen Unterricht zu tun haben, und kann verstehen, dass sich nur wenige hinsetzen und ohne konkreten Anlass einen allgemeinen Lehrplan durcharbeiten. »Fächerübergreifende Kompetenz klingt immer gut. Hat aber zur Folge, dass sich kein Fach zuständig fühlt.« Werden Zielvorstellungen nicht an ein Fach gekoppelt, sondern als allgemeiner Auftrag formuliert, bleiben sie im Hintergrund. Die Mathelehrerin fühlt sich für die Vermittlung von Medienkompetenz weniger zuständig als der Deutschlehrer, und der wiederum geht davon aus, dass der Politiklehrer sich der Sache annimmt. »Und so behandelt das letztlich keiner. Die Stundenpläne sind eh so voll, da muss man schauen, wie man durchkommt.«

Hinzu tritt ein zweites Problem: Die wenigsten Lehrkräfte sind Experten für Medienbildung. Um Schülern einen kritischen Umgang mit Social Media vermitteln zu können, müssen sich Dozenten selbst intensiv mit Fake News, Framing und Deepfakes beschäftigt haben. Denn Studien zeigen, dass Medienkompetenz mit dem Alter nicht automatisch zunimmt. Im Gegenteil: Eine repräsentative Befragung aus dem Jahr 2020 kommt zu dem Ergebnis, dass in der Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen eine im Durchschnitt 25 Prozent höhere Punktzahl bei der Medienkompetenz erreicht wird als in der Gruppe der Über-sechzig-Jährigen.193 Fehlende Medienkompetenz ist kein Problem, das ausschließlich junge Menschen betrifft – bei ihnen lässt sich nur durch die Schule leichter ansetzen. Das meint auch Andreas. »Viele meiner Kollegen wissen gar nicht, was TikTok ist. Die fühlen sich ganz zu Recht überhaupt nicht in der Rolle, den Schülerinnen und Schülern etwas über Social Media beizubringen.«

Andreas’ Sicht auf die Dinge muss nicht repräsentativ sein. Und ohne Zweifel wird es viele Lehrerinnen und Lehrer geben, die das Thema aktiv und engagiert in ihren Unterricht integrieren. Doch die von Andreas skizzierten Probleme scheinen mir struktureller Natur zu sein – und angesichts des Schulalltags in Deutschland nur allzu nachvollziehbar. Die Aufnahme der Medienkompetenz in den Rahmenlehrplan klingt gut, aber diesen Worten müssen konkrete Handlungen folgen. Sinnvoll wäre es, einen jährlichen Medienkompetenztag in den Schulen zu organisieren. In Workshops mit externen Experten können Schüler – und Lehrer – für Fake News, digitalen Hass, Cybergrooming und weitere Risiken im digitalen Raum sensibilisiert werden. Die Inhalte sollten dabei politisch differenziert gestaltet werden, um keine Schülerinnen und Schüler auszuschließen.

Und über einen weiteren Schritt sollten wir nachdenken. In Australien sind Social Media für Kinder und Jugendliche unter sechzehn Jahren verboten. Dieser Schritt wird durchaus kritisch gesehen – begleiten statt verbieten, heißt es. Junge Menschen dürften von digitalen Plattformen nicht ausgeschlossen werden. Mir scheint ein Verbot allerdings sinnvoll zu sein, wobei über die Altersgrenze offen mit Experten diskutiert werden müsste. Gerade Kinder sind im Netz erheblichen Gefahren ausgesetzt und können sich gegen Cybermobbing und Cybergrooming nicht immer wehren. Selbst wenn es uns gelingt, bundesweit Medienkompetenztage einzuführen – ein reflektierter und sensibler Umgang mit Social Media setzt eine gewisse Reife voraus, die Fähigkeit zur Einordnung von Framing und Desinformation durch ein Verständnis politischer und medialer Mechanismen. Und auch wenn Verbote umgangen werden können – das können Verbote immer –, so schaffen sie ein Bewusstsein für die Gefahren der digitalen Welt. Was bedingungslos erlaubt ist, gilt als ungefährlich. Altersgrenzen, wie wir sie etwa für Alkohol oder Nikotin kennen, sensibilisieren hingegen für bestehende Risiken und können langfristig zu einem vorsichtigeren gesellschaftlichen Umgang mit Social Media führen.



5. Keine falschen Wahrheitsansprüche und mehr zweifeln

Das Recht kann nicht alle Probleme lösen, vor die unsere Gesellschaft durch die neuen Gefahren der Unwahrheit gestellt wird. Es kommt naturgemäß zu spät, ermittelt wird meist erst dann, wenn die Lüge bereits geglaubt wurde. Schon aus Kapazitätsgründen können Staatsanwaltschaften nur einzelne Fälle verfolgen, und auch nur dann, wenn die Täter identifiziert wurden. Vor allem aber sind Verbote nicht in allen Fällen die richtige Antwort. Eine strafrechtliche Sanktionierung muss mit den Kategorien »wahr« und »unwahr« arbeiten. Die Grenze zwischen einer Lüge und plakativen Zuspitzungen, wissenschaftlichen Zweifeln oder zulässigen Relativierungen ist aber nicht immer eindeutig zu ziehen, und jedes Verbot bewegt sich in einer gefährlichen Nähe zu staatlicher Meinungskontrolle.

Vor allem darf die Wissenschaft das Strafrecht nicht fürchten – und das, obwohl falsche Informationen hier hoch problematisch sein können. Denn in der Wissenschaft gibt es weniger Wahrheit, als oft angenommen wird. Sie lebt von Versuch und Irrtum, Thesenbildung und Falsifikation. Deklariert sie ihre Ergebnisse als Wahrheit, entzieht sie sie dem Prozess wissenschaftlicher Überprüfung und Kritik. So vernünftig die Losung »Follow the Science« als Gegenmodell zu Fake News scheinen mag: Sie stellt zu hohe Wahrheits- und Gestaltungsansprüche an die Wissenschaft. Wissenschaftliche Erkenntnisse sind unsere bestmögliche Annäherung an die Wahrheit, aber sie sind weder sakrosankt noch ersetzen sie die politische Debatte. Wenn wir uns als Gesellschaft darauf einigen, einen Befund als höchstwahrscheinlich wahr anzuerkennen und ihn zur Grundlage unserer Entscheidungen zu machen, dann muss das im Wissen um die Vorläufigkeit und Revidierbarkeit jeder Erkenntnis erfolgen.

Um Unwahrheiten und falschen Gewissheiten zu begegnen, ist ein neuer und aufmerksamer gesellschaftlicher Blick auf Wahrheit und Lüge notwendig. Es ist ein wichtiger Auftrag für die Medien und die Öffentlichkeit, nicht nur Lügen, sondern auch falschen Wahrheitsansprüchen entgegenzutreten und Meinungen, die nicht dem Mainstream entsprechen, nicht nur zuzulassen, sondern sie – solange sie auf dem Boden der Verfassung stehen – als Gewinn für den Diskurs zu betrachten. Das notwendige Gegengewicht zu Lügen und Fake News ist nicht die unbedingte Forderung nach Wahrheit, sondern der Zweifel, die Ausgewogenheit und der kritische, plurale Diskurs. Der Umgang mit Wahrheit und Unwahrheit ist ein Balanceakt. Schon wegen der neuen technischen Möglichkeiten wird uns nichts anderes übrig bleiben, als skeptisch zu sein, stärker auf Quellen zu achten, Bildern, Videos und Zitaten mit Vorsicht zu begegnen. Meldungen müssen hinterfragt werden, gerade wenn an ihnen ein politisches Interesse besteht, ohne Rücksicht auf Loyalitäten, Bündnisse oder einen »guten Zweck«. Wir brauchen eine neue Kultur des Zweifelns, in der nicht die Gewissheit, sondern die Suche nach der Wahrheit im Vordergrund steht.
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